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Ein Kreis vun Männern, die einst Mitglieder Ihres Seminars waren, 
bittet Sie, diese literarische Gabe zum siebzigjährigen Geburtstag gütig 
en^egenzLinehmen. 

Wir bilden eine bunte Schar: Deutsche und Ausländer, Vertreter 
verschiedener wissenschaftlicher Richtungen, Anhänger verschiedener Par- 
teien, Junge und Alte sind unter uns. Heute aber, Ihnen gegenüber, 
fühlen wir uns als eine Einheit — verschlungen durch ein festes, inniges, 
von Herz zu Herzen gewobenes Band; das Band gleicher Liebe und Ver- 
ehrung zu dem teuren Lehrer und Meister. 

Viele Semester sind, IQr die meisten von uns, schon verflossen seit 
jener Zeit, da wfa" an Ihren Übungen teilnehmen durften; aber so frisch, 
als wäi* es gestern gewesen, lebt die Erinnerung m uns fort 

Welche FQlle von Anr^ng bot uns die Mannigfoltigkeit der The- 
mata, kraft deren jede bidividualität zu ihrem Rechte kam! Wohl standen 
Sie dem, der nicht wufite, wekhen Gegenstand er wählen solle, mit 
freundlichem Rate bei — doch lietier war es Ihnen, wenn man selt)st 
sich die Aufgabe stellte. Und wie den Mut des eigenen Entschlusses 
suchten Sie in uns den Mut der eigenen Meinung zu wecken. Farbe sollte 
bekannt werden — den Kommilitonen gegenüber wie Ihnen. Letzteres fiel 
uns nicht ganz leicht. Denn war auch Ihre Kritik stets wohlwollend im 
Tone, sprach sie auch niemals ex cathedra, mit dem Accent der In- 
fallibilität, so griff sie doch derb zu, traf mit scharfer Schneide. Nicht 
>^selten ging, wer sich eine Blöße gegeben, in „seines Nichts durchboh- 
^ i rendem Gefühl" nach Hause. Aber es war gut so; gut, daß Sie uns 

> ^ ^damals so nachdrücklich auf die Lücken unseres Wissens, die Schwächen 



^ ^damals so nachdrücklich auf die Lücken unseres Wissens, die Schwächen 
t unseres Argumentierens hinwiesen; nie werden wir verges^n, um wie- 
^ ry^ ^ viel jene Stunden intensivster, geistiger Gymnastik uns vorwärts gebracht 
^ haben. Die Jugend bedarf der Zucht nicht minder als der Freiheit; von 
Ihnen ward uns bekies. 
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Nicht weniger verdanl<en wir Ihren Vorlesungen. Nicht von ihrem 
reichen, wohlgeordneten, tiefeindHngenden Inhalte wollen wir sprechen, 
auch nicht von Ihrer klaren, lebendigen Vortragsweise, sondern davon, 
daß Sie uns zu wahrer WissenschaftUchkeit erzogen. Sie suchten kein 
Verdienst zu verklefaiem, keine Leistung zu verheimlichen, und die hinere 
Ergriffenheit, mit der Sie großen Verdiensten gerecht wurden, gab der 
Oberzeugung von dem Werte stiller, geistiger Arbeit den unausfösch- 
lk:hen Charakter des Gefühlten, des Eriebten. Diese Wärme des Ge- 
mütes, die eine scharfe Kritik nicht ausschloß, war fruchtbringender, als 
die herabsetzende Art, die den Beifall der Hörer entfesselt und zu eitler 
Selbstüberhebung verbildet Die Liebe zu wissenschaftlicher Gerechtig- 
keit und Objeictivität, die Sie Ihren Schülern einpflanzten, wurde da- 
durch noch gefestigter, daß Sie dem Gegner, weit mehr als mancher 
es zu tun vermochte, hier und da entgegenitamen. 

Zuerst war es der Lehrer, der uns magisch anzog. Die Möglich- 
keit, den Meister der Wissenschaft voll zu würdigen, erschloß sich uns 
erst später. 

Von Jahr zu Jahr sahen wir Ihr Werk und Ihren Ruhm wachsen. 
Als die ältesten unseres Kreises um Sie waren, da galten Sie erst als 
der bedeutende Spezialist auf dem Felde des Geld- und Kreditwesens. 
Dann aber eroberten Sie sich allmählich ein immer umfassenderes Terri- 
torium; schließlich blieb kaum ein Gebiet übrig, das nicht direkt oder 
indirekt durch Ihre Arbeit behruchtet worden wäre. 

Klassisches Zeugnis fOr Ihre Universalität Geferten die »Grund- 
legung" und die „Finanzwissenschaft*. Ehler Universalität, welche die 
l)eiden, hn Streüe liegenden Forschungsmetiioden gleicherweise be- 
herrschte. Ehler Universalität, welche über die Gesamtheit des sozial- 
ökonomischen Stoffes gebot 

Jene Monumentalwerke waren entstanden in einer Zeit heißer, er- 
bitterter Fehde der Parteien« Auf der einen Seite focht die Soziakiemo- 
kratie; sie hatte für die heutige ökonomische Ordnung nur ein schlecht- 
hinniges Anathema, prophe/.eihte deren baldige Katastrophe. Auf der 
anderen Seite der Liberalismus, der, in gleicher Intransigenz, diese 
Ordnung als die natürliche, ewige verteidigte. Non sit — erklärte jene; 
Sit ut est — erwiderte dieser. 

Zwischen diesen Gegensätzen zu vermitteln, hatte die Historische 
Schule versucht. Aber erst durch Sie fanden alle die „großen Gegen- 
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stände", um welche in jenen Tagen gestritten ward, prinzipielle und 
systematische Erörterung. Niemals zuvor waren die Fragen des Besitz- 
und Erwerbrechtes, wie die Fragen des Eingreifens des Staates in die 
VoUcswirtschaft und der Selt)stwirtschaft des Staates mit solcher Schärfe 
gestellt, mit solcher in die Tiefie bohrenden Qrfindlichkeit behandelt 
worden. Zwar hatten — wie Sie, stets bemüht, das Verdienst anderer 
anzuericennen , oft betonten — die Führer des Kollektivismus Ihnen 
voi^earbeitet. Diese waren jedoch allzu parteiische Richter gewesen; 
denn sie standen im Banne des vorgefaßten Urteils, dali „alles, was 
besteht, wert ist, daß es zugrunde geht". Ihnen dagegen waren und 
blieben alle jene Fundamentalfragen „Probleme"; immer von neuem 
wogen Sie das Für und Wider gegeneinander ab, revidierten auf Grund 
neuen Materials, das Sie rastlos zusammentrugen, die gewonnene Posi- 
tion. Nur wer, wie Sie, als Denker zur Skepsis neigt, aber den 
Zwang in sich fühlt, auf jede Frage, die er derzeit sich aufgeworfen 
hat, mit einem runden Ja oder Nein zu antworten, durfte an die Auf- 
gabe sich wagen, deren Lösung Sie unternahmen. 

Der Liberalismus hatte den Stab nach der einen Seite, die Sozial- 
demokratie nach der anderen Seite verbogen. Sie unternahmen es — 
wie einst der große Schotte, der dies Gleichnis brauchte, um die Ein- 
seitigkeit der Schule Colberts, wie der Schule Quesnays zu kennzeteh- 
nen ^ den Stab gerade zu biegen: Kritik zu üben am „anden reghne" 
der Bourgeoisie wie an dem Utopien des vierten Standes, und ein neues 
Regime zu finden mit der rechten Mischung von Freiheit und Organi- 
sation. 

Ist Ihnen die Lösung gelungen? Manchen von uns dünkt Ihr 

Urteil über die heutige Ordnung zu hart, Ihre Zurückweisung des kol- 
lektivistischen Ideals nicht entschieden genug. Manche meinen um- 
gekehrt, daß der Gegenwartsstaat noch zu gut wegkomme, der Zu- 
kunftsstaat zu schlecht Manche stimmen Ihrer Prognose, daß die 
weitere Entwicklung im Zeichen des „Gesetzes wachsender Staatstätig- 
keit" sich vollziehen werde, und Ihrem Programm zu; manche gestatten 
sich, betreffs jener wie dieses, Fragezeichen. 

Einig aber sind wv alle in dem Danke, daß Sie das höchste Ziel 
sich setzten, das ein sozialökonomischer Forscher der Gegenwart sich 
setzen kann, und eine Arbeitskraft sonder^eichen dafür einsetzten. 
Einig in dem Danke, daß Sie auf dem Wege zu diesem Ziele niemals 
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fhigen, ob das, was Sie als wahr und recht vertraten. Gefallen oder 
Mißfallen erregen werde; dafi Ihnen das Schielen nach oben gleich fem 
lag, wie das Schielen nach unten; dafi Sie, der Meister der Wissenschaft, 
uns audi ein Meister des Charakters und der Tat waren, ein leuchtendes 
Vorbild treuer, tapferer Männlichkeit 

„Leben heißt kämpfen." Ein steter Kampf war \hr Leben, und 
so wird CS auch künftig sein. Wohl zählen Sie sich zu den Alten, 
und liabcn als Siebzigjähriger ja ein Recht dazu. Wir aber nennen Sie 
einen der Glücklichen, die älter werden, ohne zu altern. 

.Denn das ist es, was im Leben 
Jung dich hilt ni jeder Frist, 
Das du ewig bleltist Im Werden, 
wie die Welt im Wandeln ist.- 

Wie bisher, so werden Sie auch künftig ein Werdender bleiben; 
werden immer in sich selbst ringen um neue, vollkommenere Erkenntnb; 
immer bereit sein, Ihre I^önlicfakeit in die Schanze zu schlagen fOr Ihre 
Überzeugung; und dadurch immer jung sich halten. 

In multos annos! 
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Die Anfifife der Marxschen Sozialtfaeorie 

und ihre Beeinflussung durch Hegel, Feuerbach, Stein und Proudhon. 

Von Prof. Dr. Georg Adler in Kiel. 

Wenn man konstatieren will, welche Autoren in erster Linie auf die 
Entstehung des Systems von Karl Marx eingewirkt haben,* so wird es nötig sein, 
die friihesten Schriften von Marx zu untersuchen, in denen sicli sein System 
in seiner embryonalen Form findet. Diese Schriften sind die in den Jahren von 
1843- 45 verfaßten, in denen zum ersten Male seine sozialistischen Gedanken 
in Form einer aphoristischen Doktrin — die aber die Keime einer allseitigen 
Entwicklung in sich barg — zutage traten*)- 

Es handelt sich also zunächst darum, die Marxschen Ansichten nach den 
Schriften dieser Epoche in systematischer Form darzustellen. 

I. 

Die französische Aufklärung des 18. Jahrhunderts — hebt Marx an — war 
nicht nur ein Kampf gegen die bestehenden politischen Institutionen wie Rdigion 

und Theologie, sondern ebensosehr ein offner Kampf gcj^cn die Metaphysik, 
namentlich gegen die des Descartes, Malebranchc, Spinoza und Lcibniz. Die 
Metaphysik des 17. Jahrhunderls erlebte ihre siegreiche und gehaltvolle Restauration 
in der spekulativen deutschen Philosophie des 19. Jahrhunderts. Nachdem Hegel 
sie auf eine geniale Weise mit aller seitherigen Metaphysik und dem deutschen 
Idealismus vereint und ein metaphysisches Universalreich gegrinidet hatte, entsprach 
wieder, wie im 18 Jahrhundert, dem Angriff auf die Theologie der Angriff auf 
die spekulative Metaphysik und auf alle Metaphysik. 

H^els großartiger Versuch, auf dem Wege der idealistisch-spekulativen 
Methode zu erkennen, „was die Welt Im Innersten zusammenhält", und alle 
„Wirkungskraft und Samen" zu schauen, — dieser mit sophistischer Meisterschaft 
unternommene Versuch ist als gescheitert zu betrachten. 

Der Gegner und Überwinder des Hegelschen Systems war Feuerbach, der 
— ganz wie die groOen Aufklärer des 18. Jahrhunderts — durch die Bekämpfung 
der spekulativen Theologie zur Bekämpfung der spekulativen Philosophie fort* 

■) Die Schriften von Marx aus den Jahren 1843—45 finden sich verzeichnet im Anhang m 
meinem. Buche .Die Grundlagen der Marxschen Kritik der bestehenden Volkswirlschaft* 
(Tfibingen, 1887). Seitdem sind noch von hierher gehörigen Schriften aus dem Nachlaß von 
Marx publiziert: seine Aphorismen Uber Feuerbach (als Anhang zu der Schrift von F.Engels 
Aber »Ludwig Feuerbach*, 3. Auflage, Stuttgart 1903) und seine Streitschrift gegen Stirner (in 
Bernsteins «Dokumenten des Sozialismus", Jahrgang 1903 und 1904). 

Wamcr-Peatfckri«. 1 
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getrieben wurde, eben weil er die Spekulation als die letzte Stütze der Theologie 
erkannte, weil er die TliedloRon zwinpcn mußte, von der Scheinwissenschaft zum 
rohen Glauben zurückzuflüchten. üleich bei seinem ersten entschiedenen Auftreten 
wider Hegel stellte Feuerbach der trunkenen Spelculation die nflchteme Philosophie 
gegenOber. Er Icritisierte Hegel (auf Hcgelschem StandpunkteX indem er den 
metaphysischen absoluten Geist in den „wirklichen Menschen auf der 
GriincllaKc der Natur" auflöste, er lieferte ferner die Kritik der Religion, 
iiuicin LT zugleich zur Kritik der tiegelschcn Spekulation und daher aller Meta- 
physik die groBen und meiateriiaften OrundzQge entwarft 

Seit Feuerbachs Schriften ist die Kritik der Religion im wesentlichen beendet; 
wir wissen jetzt: der Mensch macht die Religion, die Religion macht nicht den 
Menschen, - und zwar ist die Religion das Selbstbewußtsein und das Selbst- 
gefDhl des Menschen, der sich selbst entweder noch nicht erworben oder schon 
wieder verloren hat 

Aber die Kritik der Religion ist die Voraussetzung aller Kritik. Die Kritik 
der Religion enttäuscht den Menschen, damit er denke, handele, seine Wirklich- 
keit gestalte, wie ein enttäuschter, zu Verstand gekommener Menscli. damit er 
sich um sich selbst und damit um seine wirkliche Sonne bewege. Die Religion 
ist nur die illusorische Sonne» die sich um den Menschen bewegt, solange er 
sich nicht um sich selbst bewegt Die Aufgabe ist also jetzt: nachdem das Jen- 
seits der Wahrheit verschwunden ist, die Wahrheit des Diesseits zu etablieren. 
Es ist zunächst die Aufgabe der Philosophie: nachdem die Heiligengestalt der 
menschlichen Selbstentfremdung entlarvt ist, die Selbstentfremdung in ihren un- 
heiligen Gestalten zu entlarven. So verwandelt sich die Kritik des. Himmels in 
die Kritik der Erde, die Kritik der Religion in die Kritik des Rechts, die Kritik 
der Theologie in die Kritik der Politik. 

Die Grundlinien dieser Kritik liefert Marx vom Standpunkt einer Welt- 
anschauung aus, die er selber als «realen Humanismus* bezeichnet Dieser geht 
von dem inneren Zusammenhange aller menschlichen LebensSuBerungen aus. »Die 
Meinung, -- sagt Marx — daß die Philosophie der abstrakte Ausdruck der be- 
stehenden Zustände sei, gehört ursprünglich Feuerbach, der die Philosophie 
zuerst als spekulative und mystische Empirie bezeichnete und nachwies; er schloß 
daraus, daB die Philosophie aus dem Himmel der Spekulation in die Tiefe des 
menschlichen Elends herabzusteigen habe." Aber Marx nimmt noch einen viel 
umfassenderen Zusammenhang aller Lebensäußerungen des Ak>nschent;eschlechts 
untereinander an als Feuerbach. Das religiöse Elend ist ihm nur der Ausdruck 
des wirklichen Elends- Denn der Mensch ist kein abstraktes, außer der Well 
hockendes Wesen, der JMensch — das ist die Welt des Menschen, Staat, Sozietilt! 
Dieser Staat, diese Sozietät produzieren die Religion, ein verkehrtes Welt- 
bewußtsein, weil sie eine verkehrte Welt sind Die Religion ist die plian- 
tastische Verwirklichung des menschlichen Wesens, weil das menschliche Wesen 
keine wahre Wirklichkeit besitzt, — die Religion ist das Opium des Volks. Die 
Aufhebung der Religion als des illusorischen Glückes des Volkes ist die Forde- 
rung seines wirklichen Glückes. Die Forderung, die Illusionen über seinen 
Zustand aufzugeben, ist die Forderung, einen Zustand aufzu'^eben. der der 
Illusionen bedarf. Damit verwandeln sich aber die theologischen Fragen in — 
weltiiche. «Nachdem die Gesdiichte lange genug in Abeiglauben aufgelöst 
worden ist, lösen wir den Abeiglauben in Geschichte auf!" 

In derselben Weise muB auch die jQdische Religion und die jüdische Nation 
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b^jriffen werden, wenn man sie wirklich verstehen will. Man muB einsehen, dafi, 
wenn sich das Judentum durch die Geschichte, in und mit der Geschichte er- 
halten und entwickelt hat, diese Enwicklung nur in der kommerziellen und 
industriellen Praxis zu finden ist Man muS mit einem Worte das Dasein der 
liMit^en Juden nicht aus seiner Religion eildären — als ob diese ein apartes, 
für sich existierendes Wesen wäre! — , sondern man muß das zähe Leben der 
jüdischen Religion aus praktisclien Elementen der bürgerlichen Gesell- 
schaft erklären, die in jener Religion einen phantastischen Reflex gefunden haben. 

In solchen praktischen Elementen ist also die treibende Kraft der Geschichte 
zu suchen, — und nicht in abstrakten Vorstellungen, in einer „spekulativen Idee." 
Speziell die Hcgelsche Geschichtsauffassung — in der die deutsche Geschichts- 
philosophie ihre konsequenteste, reichste und letzte Fassung erhalten hat - ist 
nichts anderes als der spekulative Ausdruck des christlich-germanischen Dogmas 
vom Q^iensatze des Geistes und der IMaterie, Gottes und der Welt. Dieser 
Gegensatz drückt sich nämlich innerhalb der Geschichte, innerhalb der Menschen- 
welt selbst, so aus, daß wenige auserwählte Individuen als aktiver Geist der 
übrigen Menschheit als der geistlosen Masse, als der Materie gegenüberstehen 
Hegels Geschichtsauffassung setzt einen abstrakten oder absoluten Geist voraus, 
der sich so entwickelt, daB die Menschheit nur eine Masst ist, die ihn unbewuflter 
oder bewußter trägt. Innerhalb der empirischen exoterischen Geschichte läßt er 
daher eine spekulative esoterische Geschichte vorgehen. Die Geschichte der 
Menschheit verwandelt sich in die Geschichte des abstrakten (daher dem wirk- 
Ik^en Mimschen jenseitigen) Geistes der Menschheit 

Aber diese Auffassung ist bereits von Feuerbach als haltlos nacl^ewiesen 
worden: durch ihn ist der Mensch an die Stelle des alten Plunders gesetzt, der 
Mensch als das Wesen, als die Basis aller menschlichen Tätigkeit und Zu- 
stände erkannt worden. Nach Feuerbachs genialen Entwicklungen sieht man. die 
Geschichte tut nichts» ~ es ist vielmehr der Mensch, der wirkliche» lebendige 
Mensch, der alles tut der besitzt und kämpft; es Ist nicht etwa die „Geschichte", 
die den Menschen zum Mittel braucht, um ihre — als ob sie eine aparte Person 
wäre! — Zwecke durchzuarbeiten, sondern sie ist nichts als die Tätigkeit des 
seine Zwecke verfolgenden Menschen. Mit kurzen Worten, die Tätigkeit der wirk- 
lichen Menschheit ist nichts als die Tätigkeit einer Masse von menschlichen 
Individuen! 

Damit ist der Ausgangspunkt des Systems von Marx gegeben: seine Ge- 
schichtsbetrachtung ist eine streng soziale und eine prinzipiell anti-individualistische, 
anti-heroische und anti-theologische. Und diese Geschichtsbetrachtung wird aus 
einer allgemein-sozialen zu einer eng-materialistischen durch die Zusätze: wolle man 
zur Erkenntnis der geschichtlichen Wirklichkeit gelangen, so dflrfe man nicht die 
Geschichte von der Naturwissenschaft und Industrie trennen, — denn nicht in der 
dunstigen Wulkenbildung am Himmel könne man die Geburtsstätte der Geschichte 
sehen, sondern nur in der grobmateriellen Produktion auf der Erde: darum sei man 
nicht imstande, eine Periode zu erkennen, ohne z. B. die Industrie dieser Periode, 
die unmittelbare Produktionsweise des Lebens selbst, erkannt zu haben. 
Das HauptproDlcm jeder Zeit ist darum das Verhältnis der Industrie, überhaupt 
der Welt des Reichtums, zu der politischen Welt- Su hat also der moderne 
Staat die bOigeriiche Gesellschaft zur Naturbasis so wie den Menschen der 
bflrgeriichcn Gesellschaft, d. h. den unabhängigen, nur durch das Band des Privat- 
interesses und der bewußtlosen Naturnotwendigkeit mit dem Menschen zusammen- 
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hängenden Menschen. Der moderne Staat hat auch diese seine Naturbasis an- 
erkannt, indem er durch die Gewährung der Menschenrechte (d. h. der Freiheit 
der Person und des Eigentums, der Gewerbe- und Religionsfreiheit) die zOgellose 
Bewegung des egoistischen bürgerlichen Individuums für das oberste soziale Prin- 
zip erklärte. Wie der moderne Staat das Produkt der durch ihre eigene Ent- 
wicklung über die alten politischen Bande hinausgetriebenen bürgerlichen 
Gesellschaft war, so ericannte er nun seinerseits die eigene Geburtsstätte und 
Grundlage durch die Proklamation der Menschenrechte an. 

Auf allen Gebieten zeigt sich die Abhängigkeit der I^bensäufleningen der 
menschlichen Gattunc; von den wirtschaftlichen Verhältnissen. So wurde schon 
in dem für „idealistisch" geltenden Altertum jedes Volk durch materielle Verhält- 
nisse und Interessen (z. B. Feindschaft der verschiedenen Stimme usw.) zusammen» 
gehalten, — mußte wegen Mangel an Produktivkrilten |eder entweder 
Sklave sein oder Sklaven haben, war es also vom höchsten Interesse, einem 
Volke an2ugeh()ren. In der neueren Zeit erzeugte die freie Konkurrenz und der 
Welthandel den heuchlerischen bürgerlichen Kosmopolitismus und den Begriff 
des Menschen. In der Religion machen die Menschen ihre empirische Welt 
zu einem nur gedachten, vorgestellten Wesen, das ihnen fremd gegen übertritt: zu 
erklären ist dies aus der ganzen bisherigen Produktions- und Verkehrsweise; will 
man das ^Wesen" der Religion feststeilen, d, h. die materielle Grundlage dieses 
Unwesens, so hat man es zu suchen in der von jeder Stufe der religiösen Ent- 
wicklung vorgefundenen Welt. Sogar die Sprache einer jeden Epoche wird 
zweckmäßig auf ihren Zusammenhanu v.v\ den wirtschaftlich maßgebenden Kräften 
untersucht werden. So ist die moderne Sprache selbst ein Produkt der Bour- 
geoisie und daher sind — wie in der Wirklichkeit — so in der Sprache die 
Verhältnisse des Schachers zur Grundlage aller anderen gemacht worden! 

So betrachtet Marx die Geschichte unterm materialistischen, ja streng ge- 
nommen unterm ökonomischen Gesichtspunkte. Und konsequent übt er seine 
Kritik an den Erscheinungen der modernen Welt, indem er in erster Unie ihren 
wirtschaftlichen Kern freilegt 

Die wirkliche Industrie, hebt Marx an, beginnt nach Aufhebung der Privi- 
legien der Zfinfte und Korporationen, — ebenso wie mit Aufhebung des privi- 
legierten Grundbesitzes in der freien Parzellierung und der freien Veräußerung 
des Grundbesitzes die universelle Bewegung des ürundlx'sitzes hcuinnt, — und 
wie mit der Aufhebung der Handcisprivilegien der Handel erst wahrhaft verwirk- 
licht wird. So entwickelt sich die moderne bOrgeriiche Gesellschaft durch die 
Freilassung der in den Privilegien noch politisch gebundenen Lebenselemente. 
Wie die freie Industrie und der freie Handel die privilegierte Abgeschlossetdieit 
und damit den Kampf der privilegierten Abgeschlossenheiten untereinander auf- 
heben, dagegen an ihre Stelle den vom Privilegium — das von der allgemeinen 
Gesamtheit abschiieBt, aber zugleich zu einer kleinen exklusiven Gesamtheit zu- 
sammenschließt losgebundenen, selbst nicht mehr durch den Schein eines 
allgenicitu'ii I^andcs an den anderen Mensclu-n i;ekniipffen Menschen setzen und 
den allgemeinen Kampf von Mann wider Mann erzeugen: so ist die ganze bürger- 
liche Gesellschaft dieser Krieg aller nur mehr durch ihre Individualität von- 
einander abgeschlossenen Individuen gegeneinander und die allgemeine zügel- 
lose Bewegung der aus den Fesseln der Privilegien befreiten elementarischen 
Lelx'iisinachie. So hat jeder das Recht, alles zu tun und zu treiben, was keinem 
anderen schadet. Die Grenze, in der sich jeder dem anderen unschädlich be- 
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wegen kann, ist tliiicli das Gesetz bestimmt, wie die Grenze zweier l eider durch 
den Zaunpfahl bestimmt ist. Es handelt sich um die Freiheit des Menschen als 
isolierter, auf sich zurückgezogener Monade. Diese individuelle Freiheit wie ihre 
Nutzanwendung, das Recht des Eigennutzes, wie es sich im Privateigentum lufiert, 
bilden die Grundlagen der bürgerlichen Gesellschaft. 

Natürlich sind in Wahrheit die Mitglieder der bürgerlichen Gesellschaft 
keine Atume. Die charakteristische Eigenschaft des Atums besteht darin, keine 
Eigenschaften und darum keine durch seine e^ene Natttmotwendigiceit bedingte 
Beziehung zu anderen Wesen außer sich zu haben. Das Atom ist bedürfnislos, 
selbstgenügsam; die Welt außer ihm ist die absolute Leere, d h. sie ist inhaltlos, 
sinnlos, nichtssagend, eben weil es alle Fülle in sich selbst besitzt. Dagegen 
mag sich das egoistische Individuum der bürgerlichen Gesellschaft in seiner un- 
sifinlichen Vorstellung und unlebendigen Abstraiction zum Atom aufblShen, d. h. zu 
einem lieziehungslosen, selbstgenügsamen, bedürfnislosen, absolut vollen, seligen 
Wesen: — die unselige sinnliche Wirklichkeit kümmert sich nicht um seine Ein- 
bildung, jeder seiner Sinne zwingt es, an den Sinn der Welt und der Individuen 
aufier ihm zu glauben, und selbst sein profaner Magen erinnert es täglich daran, 
dafi die Welt auBer ihm nicht leer, sondern das eigentlich Erfüllende ist Jede 
seiner Wesenstätigkeiten und Eigenschaften, jeder seiner Lebenstriebe wird zum 
Bedürfnis, zur Not, die seine Selbstsucht zur Sucht nach anderen Dingen und 
Menschen außer ihm macht. Da aber das Bedürfnis des einen Individuums 
keinen sich von selbst verstehenden Sinn für das andere egoistische Individuum, 
das die JMittel, jenes BedürMs zu befriedigen, besitzt, also keinen unmittelbaren 
Zusammenhang mit der Befriedl^ng hat, so muß jedes Individuum diesen Zu- 
sammenhang schaffen, indem es gleichfalls zum Kuppler zwischen dem fremden 
Bedürfnis und den Gegenständen dieses Bedürfnisses wird. Die Naturnotwendig- 
keit also, die menschlichen Wesenseigenschaften, die Interessen halten die Mit- 
glieder der bürgerlichen Oesellschaft zusammen, — die eben Atome nur in der 
Vorstellung sind, im Himmel ihrer Einbildung, in der Wirklichkeit aber gewaltig 
von den Atomen unterschiedene Wesen, nämlich keine göttlichen Egoisten, son- 
dern egoistische Menschen! 

Und üt>er die letzte Auffassung ist der moderne Staat noch nirgendwo 
hinausgekommen. Auch die politische Demokratie geht nirgendwo über den 
egoistischen Menschen hinaus, über den Menschen, wie er Mitglied der bürger- 
lichen Gesellschaft — nämlich auf sich, auf sein Privatinteresse und seine Privat- 
willkür zurückgezogenes und vom Gemeinwesen abgesondertes Individuum — ist. 

Weit entfernt, daft der Mensch hier als Gattungswesen au^aftt wird, er- 
scheint vielmehr das Gattungsleben selbst, die Gesellschaft, als ein den In- 
dividuen äußerlicher Rahmen, als Beschränkung ihrer ursprünglichen Selb- 
ständigkeit. 

So bedeutete die Demokratie zugleich die Vollendung des iMaterialismus der 
bürgerlichen Oesellschaft Die Abschüttlung des politischen Jochs war zugleich 

die Abschüttlung der Bande, die den egoistischen Geist der bürgerlichen Gesell- 
schaft gefesselt hielten. Die feudale (jesellschaft war aufgehist in ihren Grund, 
in den Menschen. Aber in den Menschen, wie er wirklich ihr Grund war, in den 
eguistischen Menschen. Dieser Mensch, das Mitglied der bürgerlichen Oesellschaft, 
ist nun die Voraussetzung des politischen Staats. Damit ist die Anarchie als das 
Gesetz der von den gliedernden Privilegien emanzipierten bürgerlichen Gesellschaft 
proklamiert, und die Anarchie der bürgerliciien Gesellschaft ist die Grundlage des 
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modernen üffentlichen Ziistandes, wie der öffentliche Zustand wieder seinerseits 
die Gewätir dieser Anarchie ist. 

Die Kritik» die JManc an der bDigerlidien Oesellsctiaft Qbt, ist zunäciiat al>- 
strakter, vorwiegend sozial-pliilosopliisciier Natur. Hier aieiit Marx das irrepa- 

rabile damniim der bürgerlichen Gesellschaft darin, daß sie den Menschen als 
solchen unterdrücke, sein Gattungswesen sich nicht frei entfalten lasse Man 
frage sich bloß: was soll die Gesellschaft sein? Die Antwort wird lauten: eine 
„Gemeinscliaft der Mensclien, d. Ii. geistiger Wesen, Mflnner mit SelbstgefQlil und 
darum freier Männer fQr ihre höchsten Zwecke*. Ist sie das in Wirldichkeit? Die 
heuti^'e Welt geh<'>rt — dem Philister, der nichts weiter will als leben und sich 
fortpflanzen. Barbarische Jahrhunderte haben den jetzigen Zustand erzeugt und 
ausgebildet, und nun steht er da als ein i<onsequentes System, dessen Prinzip die 
entmensclite Welt ist „Der einzige Gedanke des Despotismus ist die JMenschen- 
verachtung, der entmenschte Mensch, und dieser Gedanke hat vor vielen anderen 
den Vorzug, zugleich Tatsache zu sein. Das Prinzip der Monarchie überhaupt 
ist der verachtete, der verächtliche, der entmenschte Mensch." Die Tatsachen 
haben die Notwendigkeit der Brutalität und die Unmöglichkeit der Humanität filr 
den Despotismus aller Welt anschaulich gemacht: ein brutales Verhältnis — denn 
Herrschaft und Benutzung ist ein Begriff hier wie ihirall! ~ kann nur mit Bru- 
talität aufrecht erhalten werden. So kommt es, daß der Mensch da den Un- 
menschen findet, wo er seine wahre Wirklichkeit suchen muß. Aber der Mensch, 
das ist ja, wie wir wissen, die Welt des Menschen, Staa^ Sozietät, — und diese 
Welt ist eben verkehrt! Damm besitzt das menschliche Wesen keine wahre 
Wirklichkeit, ist der Mensch sich selbst entfremdet! Woher kommt das? Weil 
das praktische Bedürfnis, der Egoismus das Prinzip der bürgerlichen Gesell- 
schaft ist. Der Gott des praktischen Bedürfnisses und Eigennutzes aber ist das 
Geld. Dieses ist der al^emeine, fQr sich selbst konstituierte Wert aller Dinge; 
Es hat daher die ganze Welt, die Menschenwelt wie die Natur, ihres eigentüm- 
lichen Wertes beraubt. Das Geld ist das dem Menschen entfremdete Wesen 
seiner Arbeit und seines Daseins, und dies fremde Wesen beherrscht ihn. Die 
Anschauung, die unter der Herrschaft des Privateigentums und des Geldes von 
der Natur gewonnen wird, ist die wirkliche Verachtung der Natur. Die Ver- 
achtung der Theorie, der Kunst, der Geschichte des Menschen als Selbstzweckes, 
das ist der wirkliche bewußte Standpunkt des Geldmenschen. Das Gattungs- 
verhältnis selbst, das Verhältnis von Mann und Weib, wird zu einem Handels- 
gegenstand, das Weib wird verschachert 

In der Welt des Eigennutzes ist das höchste Verhältnis des Menschen das 
gesetzliche Verhältnis, das Verhältnis zu Gesetzen, die ihm nicht gelten, weil sie 
die (jesetze seines eigenen Willens und Wesens sind, sondern weil sie 
herrschen und weil der Abfall von ihnen gerächt wird. Darum bildet auch die 
Hauptkunst dieser Welt die schlaue Umgehung der sie beherrschenden Gesetze. 
So macht die bürgerliche Gesellschaft den entäußerten Menschen, die entäuBerte 
Natur zu veräußerlichen, verkäuflichen, der Knechtschaft des egoistischen Bedürf- 
nisses, dem Schaeher anheimgefallenen Gegenständen. f3ie Veräußerung (der 
Arbeit, der Produkte usw.) ist die Praxis der Entäußerung. Wie der Mensch, 
indem er es zu einem fremden mechanischen Wesen macht, so kann er tich 
unter der Herrschaft des egoistischen BedQrfnisses nur praktisch betätigen, nur 
praktisch Gegenstände erzeugen, Indem er seine Produkte wie seine Tätigkeit 
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unter die Herrschaft eines fremden Wesens stellt und ilinen die Bedeutung eines 

fremden Wesens — des Geldes — verleiht. In dem Umstände, daß der Produzent 
das Produkt, an dem er mitgearbL'itet hat, kaufen muß, ist es schon enthalten, 
daö er sich zu seinem Produkt als einem ihm abhanden gekommenen, ent- 
fremdeten O^ienstand verhalt So kann Marx den Menschen der bürgerlichen 
Gesellschaft charakterisieren als den „unabhängigen, nur durch das Band des 
Privatinteresses und der bewußtlosen Naturnotwendigkeit mit dem Menschen 
zusammenhängenden Menschen , als dtn Sklaven der Crwerbsarbeit und seines 
eigenen wie des fremden eigennützigen Bedürfnisses." 

Der vollendete politische Staat ist seinem Wesen nach das Gattungs- 
lelKn des Menschen im Gegensatz zu seinem materiellen Leben. Alle Voraus- 
setZUl^en dieses epoistischen Lebens bleiben außerhalb der Staatssphäre in der 
bürgerlichen Gesellschaft bestehen, aber als Eigenschaften der bürgerlichen Ge- 
sellschaft. Wo der politische Staat seine wahre Ausbildung erreicht hat, führt 
der Mensch nicht nur im Gedanken, im Bewußtsein, sondern in der Wirklichkeit, 
im Leben ein doppeltes, efai himmlisches und ein irdisches Leben, das Lel)en im 
politischen Gemeinwesen, worin er sicli als Gemeinwesen gilt, und das Leben in 
der bürgerlichen Gesellschaft, worin er als Privatmensch tätig ist, die anderen 
Menschen als Mittel betrachtet, sich selbst zum Mittel herabwürdigt und zum 
Spielt»all fremder MIchte wird. Auf diese Weise ist der moderne G^ensatz von 
demokratischem Repräsentativstaat und bürgerlicher Gesellschaft die Vollendung 
des klassischen Gegensatzes von öffentlichem Gemeinwesen und Sklaventum. In 
der modernen Welt ist jeder zugleich Mitglied des Sklaventums und des Gemein- 
wesens. Eben das Sklaventum der bOrgerllchen Gesellschaft ist dem Schein 
nach die gr5Bte Freiheit, weil die scheinbar vollendete Unabhängigkeit des Indi- 
viduums, das die zügellose, nicht mehr von allgemeinen Banden und nicht mehr 
vom Menschen gebundene Bewegung seiner entfremdeten Lebenselemente, wie 
z. B. des Eigentums, der Industrie, der Religion für seine eigene Freiheit nimmt, 
während tie viehnehr seine vollendete Knechtschaft und Unmenschlichkeit ist! 

Ganz besonders aber muft die Lage der besildosen Individuen betrachtet 
werden: da nämlich der Mensch, der nichts hat, heutzutage auch nichts ist, da 
er, wie von der Existenz überhaupt, so noch mehr von einer menschlichen 
Existenz abgeschnitten ist, da der Zustand des Nichtliabens der Zustand der 
volligen Trennung des Menschen von seiner Gegenständlichkeit ist, so 
scheint das Nichthaben durchaus t>erechtigt, als höchster Gegenstand des Nach- 
denkens dazustehn, um so mehr, je weniger man vor den sozialistischen Schrift- 
stellern über diesen Gegenstand nachgedacht hatte. Denn das Nichtliaben ist der 
verzweifelte Spiritualismus, eine völlige Unwirklichkeit des Menschen, eine völlige 
Wirklichkeit des Unmenschen, ein sehr positives Haben, ein Haben von Hunger, 
Kälte, Krankheiten, Verbrechen und Erniedrigung! — 

Und nun geht Marx auf die spezifisch nationairtknndniisclie Seite des mo- 
dernen Problems der Besitzlosigkeit ein. Die industrielle Bewegung schafft in der 
bürgerlichen Gesellschaft neben der Bourgeoisie ein Proletariat, — denn nicht 
die naturwüchsig entstandene, sondern die kOnstiich produzierte Armut, die aus 
der akuten Auflösung der Gesellschaft, vorzugsweise aus der Auflösung des Mittel- 
standes hervorgehende Menschenmasse bildet das Proletariat, obgleich allmählich, 
wie sich von selbst versteht, auch die naturwüchsige Armut und das Landvolk in 
seine Reiben treten. Wenn das Proletariat die Auflösung der bisherigen Welt- 
ordnung verkündet, so spricht es nur das Geheimnis seines eigenen Daseins aus, 
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denn es ist die faktische Auflösung dieser Weltordnung. Wenn das Proletariat 

die Negation des Privateigentums verlangt, so erhebt es nur zum Prinzip der 
Gesellschaft, was die Gesellschaft zu seinem Prinzip erhoben hat, was in ihm 
als negatives Resultat der Gesellschaft schon ohne sein Zutun verkörpert ist 

Die Nationalökonomie, die die VerliSttaisse des Privateigentnnis far mensch- 
liche und vemflnftige Verhältnisse hinnimmt, liewegt ^ch in einem fortwährenden 
Widerspruche gegen ihre Grundvoraussetzung, das Privateigentum. So tritt In 
der Nationalökonomie der Arbeitslohn im Anfang als proportionierter Anteil auf, 
der der Arbeit am Produkt gebührt. Arbeitslohn und Gewinn des Kapitals stehen 
im hretmdschaftlichsten, wechselweise sich fördernden, scheinbar menschlichsten 
Verhältnisse zuehumder. Hinterher zeigt es sich, daB sie in dem feindseligsten 
Verhältnis zueinander stehen. Der Wert ist im Anfang scheinbar vernünftig be- 
stimmt, durch die Produktioiisi<ostc'n einer Saclic uiui durch ihre gesellschaftliche 
Nützlichkeit, tiinterher zeigt es sich, daß der Wert eine zufällige Bestimmung 
ist, die in gar keinem Verhältnis weder zu den Produktionskosten, noch zu der 
gesellschaftlichen Nützlichkeit zu stehen braucht. Die Größe des Arbeitslohns 
wird im Anfang ciiirch die freie Übereinkunft zwischen dem freien Arbeiter und 
dem freien Kapitalisten bestimmt. Hinterher zeigt es sich, daß der Arbeiter ge- 
zwungen ist, ihn bestimmen zu lassen, wie der Kapitalist gezwungen ist, ihn so 
niedrig als m<^ich zu setzen. An die Steile der Freiheit der kontrahierenden 
Partei ist der Zwang getreten. Ebenso verhält es sich mit dem Handel und 
mit allen übrigen natinnalökonomischen Verhältnissen. Die Nationalttkonomen 
machen also bald ausnahmsweise — namentlich wenn sie irgend einen spe- 
ziellen Mißbrauch angreifen — den Schein des Menschlichen an den öko- 
nomischen Verhältnissen geltend, bald aber und im Durchschnitt fassen sie diese 
Verhältnisse gerade in ihrem offen ausgesprochenen Unterschied vom Mensch- 
lichen, in ihrem strikt ökonomischen Sinn. In diesem Widerspruch taumeln sie 
bewußtlos umher. 

Proudhon nun hat dieser Bewußtlosigkeit ein- für allemal ein Ende ge- 
macht Er hat den menschlichen Schein der nationalökonomischen Verhält- 
nisse ernst genommen und ihrer unmenschlichen Wirklichkeit schroff gegen- 
übergestellt. Er hat sie gezwungen, ihre Vorstellung vöii sich aufzugeben und 
ihre wirkliche Unmenschlichkeit einzugestehen. Er hat daher konsequent nicht 
diese oder jene Art des Privateigentums, auf partielle Weise, sondern das 
Privateigentum schlechthin auf universelle Weise als den Verfälscher der 
nationalökonomischen Verhältnisse dargestellt. Die bisherige Nationalökonomie 
kam von dem Reichtum, den die Bewegung des Privateigentums angeblich für 
die Nationen erzeugt, zu ihren das Privateigentum apologisierenden Betrachtungen. 
Proudhon kommt von der umgekehrten, in der Nationalökonomie sophistisch ver- 
deckten Seite, von der durch die Bewegung des Privateigentums erzeugten Armut, 
zu seinen, das Privateigentum negierenden Betrachtungen. Proudhon hat übrigens 
im Detail nachgewiesen, wie die Bewegung des Kapitals das Elend erzeugt 
Während nämlicli der Arbeiter sein Produkt nicht wieder zu kaufen vermag, kann 
der Kapitalist, der selbst nichts als ein einzelner Mensch und dazu ein durch 
den Profit und die Zinsen bezahlter Mensch ist, nicht nur das Produkt der Arbeit 
sondern noch mehr als dieses Produkt wieder kaufen. So stellen zwar Bour- 
geoisie und Proletariat dieselbe menschliche Selbstentfremdung dar, — aber 
die Bourgeoisie fühlt sich in dieser Selbstentfiremdung wohl und bestätigt, weiß 
die Entfremdung als ihre eigene Macht und besitzt in ihr den Schein einer 
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menschlichen Existenz; während das Proletariat getrennt ist von der menschlichen 

Sittlichkeit, dem menschlichen Genuß, dem menschlichen Wesen. Das mensch- 
liche Wesen ist das wahre Gemeinwesen der Menschen. Die lieillose Isolierung 
von diesem Wesen ist unverhältnismäßig allseitiger, unerträglicher, fürchterlicher, 
widerspruchsvoller als die Isolierung vom politischen Gemeinwesen. Und die 
Beobachtung lehrt, dal) das Proletariat In eine immer entmenschtere Situation 
hineingetrieben wird, — denn, wie das Beispiel Englands beweist, ist der pro- 
gressive Fortschritt des Pauperismus die notwendij^e Konsequenz der modernen 
Industrie; und die Arbeitsnot ist hier längst nicht mehr partiell, sondern uni- 
versell, auch nicht auf die Fabrikdistrikte beschränkt, sondern auf die Land- 
dislrikte ausgedehnt, und sie kehrt bereits seit längerer Zeit immer periodisch 
wieder. 

Nun habet! sich freilich verschiedene Staaten mit dem f^auperismus be- 
schäftigt: aber sie haben es bestenfalls zu Maßregeln der Administration (wie 
Arbeitshäusern) oder zu MaBregeln der Wohltätigkeit (wie der Armenpflege) ge- 
bracht. Der Staat kann auch gar nicht anders verfahren. Denn er wird nie 
im Staate und der Einrichtung; der Gesellschaft den (jrutid der sozialen Gebrechen 
fiiideu; selbst die revolutionären Politiker sucIilh den Grund des Übels nicht im 
Wesen des Staates, sondern in einer bestunmten Staatsform, an deren Stelle sie 
eine andere Staatsform setzen wollen. Der Staat ist nämlich in Wahrheit nichts 
weiter als die Einrichtung der Gesellschaft, ihr tätiger, selbstbewußter und offi- 
zieller Ausdruck. Sofern der Staat soziale Mißstände zui;cs1eht, sucht lt sie 
entweder in Naturgesetzen, denen keine menschliche Macht gebieten kann, oder 
im Privatleben, das von ihm unabhängig ist, oder in der Zweckwidrigkeit der 
Administration, die von ihm abhäi^ Aber gegenQber den Konsequenzen, die aus 
der unsozialen Natur unseres büigeriichen Lebens — dieses Privateigentums, dieses 
Handels, dieser Industrie, dieser wechselseitigen Plünderung der verschiedenen 
bürgerlichen Kreise — entspringen, diesen Konsequenzen gegenüber ist die Ohn- 
macht das Naturgesetz der Administration. Denn diese Zerrissenheit und dies 
Sklaventum der bQigerlichen Oesellschaft ist das Naturfundament, worauf der 
moderne Staat ruht, wie die bürgerliche Gesellschaft des Sklaventums das Natur- 
fundament war, worauf der antike Staat ruhte. Die Existenz des Staates und 
die Existenz der Sklaverei sind unzertrennlich. Der antike Staat und die 
antike Sklaverei — offenherzig^ klassische Gegensätze — waren nicht inniger an- 
einander geschmiedet als der moderne Staat und die moderne Schacherwelt — 
scheinheilige christliche Gegensätze. 

Wo ist aus solcher Not dor Auswiij;''' Zwar ist das Frivateii^entum ge- 
zwungen, sich selbst und damit seinen Gegensatz, das f^roletariat, im Bestehen 
zu erhalten, — aber umgekehrt ist das Proletariat gezwungen, sich selbst und 
damit seinen bedingenden Gegensatz, der es zum Proletariat macht, das Privat- 
eigentum, atifzuheheii! Somit treibt das Privateigentum sich selbst in seiner 
nationalokonomischen Bewegung zu seiner eigenen Autlösung fort, aber nur durch 
eine von ihm unabhängige, bewußtlose, wider seinen Willen stattfindende Ent- 
wicklung, nur indem es das Proletariat als Proletariat erzeugt, die ihrer Ent- 
menschung bewußte und darum sich seihst aufhebende Entmenschung. Wenn 
das Proletariat siegt, so ist es dadurch keineswegs zur absoluten Seite der Ge- 
sellschaft geworden, denn es siegt nur, indem es sich selbst und sein Gegenteil 
aufhebt Alsdann ist ebensowohl das Proletariat wie sein bedingender Gegen- 
satz, das Privateigentum, verschwunden. Wenn die sozialistischen Schriftsteiler 
w«iiicf-r(«tteiifat 2 
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dern Proletariat diese weltgeschichtliche Rolle zuschreiben, so geschieht das, weil 
der Mensch im Proletariat sich selbst verloren, aber zugleich nicht nur das theo- 
retische Bewußtsein dieses Verlustes gewonnen hat, sondern auch unmittelbar 
durch die nicht mehr abzuweisende, absolut gebieterische Not — den praictischen 
Ausdruck der Notwendigkeit — zur Empörung gegen diese Unmenschlichiceft ge- 
zwinii^en ist. Das Proletariat kann sich aber nicht selbst befreien, ohne seine 
eigenen Lebensbedingungen aufzuheben. Es kann seine eigenen Lebensbedingungen 
nicht aufheben, ohne alle unmenschlichen Lebensbedingungen der heutigen Ge- 
Seilschaft, die sich in seiner Situation zusammenfassen, aufzuheben. Es handelt 
sich nicht darum, was dieser oder jener Proletarier oder selbst das ganze Pro- 
letariat als Ziel sich einstweilen vorstellt. Es handelt sich darum, was es ist und 
was es diesem Sein gemäß geschichtlich zu tun gezwungen sein wird. Sein Ziel 
und seine geschichtliche Aiction ist in seiner eigenen Lebenssituation wie in der 
ganzen Organisation der heutigen bOigerllchen Oesellschaft sinnfällig, unwider- 
ruflich vorgezeichnet. Marx meint übrigens, daß ein grofier Teil des englischen 
und französischen Proletariats sich seiner geschichtlichen Aufgabe schon bewußt 
sei und beständig daran arbeite, dies Bewußtsein zur vollständigen Klarheit 
herauszubilden. 

FQr den Mittelstand hat Marx auch damals schon das OefOhl der Ver« 
achtung gehabt. Einige Schichten davon, wie die Handwerksmeister, werden durch 
die freie Konkurrenz ruiniert und sinken dann ins Proletariat herab; die anderen 
Schichten des Mittelstandes dagegen helfen sich mühsam durch. Ihre Psychologie 
Im Gegensätze zu der des Proletariats gibt Marx in den Worten: „Die Sorge Ist 
die gedrückte und geängstigte Gemütsstimmung, die die notwendige Begleiterin 
der Uimpenhaften Tätigkeit des notdürftigen Erwerbes ist. Die Sorge floriert in 
ihrer reinsten Gestalt beim deutschen guten Bürger, wo sie chronisch und immer 
sich selbst gleich, miserabel und verächtlich ist, — während die Not des Prole- 
tariats eine akute, heftige Form annimmt, Ihn zum Kampf um Leben und Tod 
treibt, ihn revolutionär macht und deshalb keine Soige, sondern Leidenschaft 
produziert!" 

• • ♦ 

Die Vernunft hat immer existiert, nur nicht immer In der vemanftigen Form. 

Der Kritiker kann also an jede Form des theoretischen und praktischen Bewußt- 
seins anknüpfen und aus den eigenen Formen der e.xistiercmien Wirklichkeit die 
wahre Wirklichkeit als ihr Sollen und ihren Endzweck entwickeln. „Wir ent- 
wickeln der Welt aus den Prinzipien der Welt neue Prinzipien. Wir zeigen ihr, 
warum sie eigentiich kämpft, und das Bewufttsein ist eine Sache, die sie sich 
aneignen muß, wenn sie auch nicht will!" Die Reform des Bewußtseins besteht 
nur darin, daß man die Welt aus dem Traum über sich selbst aufweckt, daß man 
ihre eigenen Aktionen ihr erklärt. Unser ganzer Zweck kann in nichts anderem 
bestehen, wie dies auch bei Feuerbachs Kritik der Religion der Fall ist, als daß 
die religiösen und politischen Fragen in die selbstbewuBte menschliche Form ge- 
bracht werden. Die Philosophie hat daher die Aufgabe, den Arbeitern ihre Be- 
dürfnisse als Menschen klarzumachen, — ist diese Aufklärung der A\assen 
erfolgt, so werden diese den Unterschied zwischen Sein und Denken, zwischen 
Bewußtsein und Leben schmerzlich empfinden; sie werden Eigentum, Kapital, 
Geld, Lohnarbeit und dergleichen als sehr gegenstöndliche Erzeugnisse ihrer 
Selbstentfremdung ansehen, die darum auch auf eine gegenstilndtiche Weise auf- 
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gehoben werden müssen, damit nicht nur im Denken, im Bewußtsein, sondern im 

Leben der Mensch wirklich zum Menschen werde. Sie werden somit, prak- 
tisch gesprochen, die Abschaffung der jetzigen Gesellschaft auf der Basis der 
vorgefundenen Produktionskräfte bewirken. 

Was ist a1>er das Ziel dieser Entwicidung? UrsprDnglich, zur Zeit wo 
JMarx die „Deutsch-Französischen Jahrbücher* herausgab, stand ihm das Ziel nur 
in solcher Allgemeinheit — als Darstellung des wahren Menschen und seiner 
Freiheit, als Realität des wahren, menschlichen Wesens, d. h. einer Gemeinschaft 
der Menschen für ihre höchsten Zwecke — vor Augen, daß er selbst zu der Er- 
icenntnis icam: »wenn auch Icein Zweifel Ober das >Woher«, so herrscht desto 
mehr Konfusion Uber das »Wohin«; nicht nur, daß eine allgemeine Anarchie unter 
den Reformern ausgehrochen ist, so wird jeder sich selbst gestchen müssen, daß 
er keine exakte Anschauung von dem hat, was werden soll!" Indessen „ist gerade 
das wieder der Vorzug der neuen Richtung, daß wir nicht dc^atisch die Welt 
antizipieren, sondern erst aus der Kritilc der alten WeK die neue finden wollen, — 
bisher hatten die Philosophen die Auflösung aller Rätsel in ihrem Pulte liegen 
und die dumme exoterische Welt hatte nur das Maul aufzusperren, damit ihr die 
gebratenen Tauben der absoluten Wissenschaft in den Mund flogen*. 

Das Ziel wird nidit Idarer durch die folgenden, ebenfalls in den „Jahr- 
bflchem" entwickdten sozialistischen Prinzl|rten: zur menschlichen Emandpation 
gehöre, daß der wirkliche individuelle Mensch nicht, wie bisher, einerseits egoisti- 
sches unabhängiges Individuum, andererseits Staatsbürger sei, sondern in seinem 
empirischen Leben, in seiner individuellen Arbeit, in seinen individuellen Verhält- 
nissen Oattungswesen sei, dafl femer die Menschen ihre forces propres als 
gesellschafUiche Kräfte organisierten und daher die gesellschaftliche Kraft nicht 
mehr in der Gestalt der politischen Kraft von sich trennten! Diese menschliche 
Emanzipation schließt — nach Marx — ein, daß die Gesellschaft so organisiert 
ist, daß die Möglichkeit von Handel und Geldgeschäften aufgefiuben ist; ferner, 
daß der Mensch nur Oesetzen unterworfen Ist, die die Gesetze seines eigenen 
Willens und Wesens sind. 

Einiges mehr erfährt man aus den anderen Schriften der betrachteten Periode. 
So wird durch die folgende, aus dieser Zeit stammende Polemik gegen Proudhon 
klar, wie idealistisch Marx sich die zukünftige Gesellschaft konstruiert denkt 
Proudhon, sagt er, will das Nichthaben und die alte Weise des Habens aufheben, 
d.h. das praktisch entfremdete Verhältnis des Menschen zu seinem gegenständlichen 
Wesen, den nationairtkonnmischen Ausdruck der menschlichen Selbstentfremdung 
aufheben. Aber Proudhon faßt dabei die Wiederaneignung der gegenständlichen 
Welt selbst noch unter der nationalökonomischen Form des Besitzes, indem er 
der alten Weise des Habens» dem Privateigenhim, den Besitz gegenüberstellt, den 
er für eine gesellschafHidie Funktion erklärt. „In einer Funktion aber ist das 
Interessante-, meine eigenen Wesenskräfte zu betätigen und zu ver\\'irklichen; es 
ist aber Proudhon nicht gelungen, diesem Gedanken eine entsprechende Ausfüh- 
rung zu geben.* Proudhon irre audh darin, wenn er glaube, da0 in der Zukunft 
die Arbeitszeit das Maß der Wertbestimmung des Produkts und des Arbeitslohnes 
sein werde. Faktisch wird es, nach Marx, hierzu gar nicht kommen, da es einen 
Verkaufswert von Produkten, Arbeitslohn und Lohnarbeit gar nicht mehr geben 
wird. Indessen wird die Zeit, die die Produktion eines Gegenstandes erfordert. 
Stets ebi wesentliches Moment in der „Geltung* des G^enstandes sehi. In bezug 
auf die unmittelbar materielle Produktion wird die Entscheidung, ob ein Qegen- 
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stand produziert werden soll oder niclit, d. h. die Enlsclieidiing über den Wert 
des Gegenstandes, wesentlicli von der Arbeitszeit abhängen, die seine Produl<tion 
kostet Denn von der Zeit hangt es ab, ob die Oeselischaft die Zeit hat, sich 
menschlich auszubilden! 

Hier wird endgültig mit der Unmenschlichkeit der heutigen Letmispraxis» die 

im Geldsystem ihre Spitze erhält, gebrochen, werden Handel und Schacher, Kaufen 
und Verkaufen, Arbeitslohn und Lohnarbeit aufgehoben werden; die Herrschaft 
der Sozietät über den Reichtum, d. h. die vorhandenen Produktivkräfte, wird 
durchgeführt, die Bedürfnisse des Volkes werden die letzten Gründe ihrer Befrie- 
digung werden, mit einem Worte, die kommunistische Idee — etwa in dem Stile, 
wie Babeuf sie verstand und wie Buonarotti sie in den dreißiger Jahren wieder 
in Frankreich einführte — , konsequent ausgearbeitet, wird das Prinzip des neuen 
Weltzustandes sein. Strafe und Zwang werden hier ausgeschaltet sein, denn sie 
widersprechen dem menschlichen Verhalten. Unter menschlichen Verhältnissen 
wird die Strafe nichts anderes sein als das Urteil des Fehlenden Über sich selbst. 
Man wird ihn nicht überreden wollen, daß eine äußere, ihm von anderen angetane 
Gewalt eine Gewalt sei, die er sich selbst angetan habe; in den anderen Menschen 
wird er vielmehr die natürlichen Erlöser von der Strafe finden, die er über sich 
selbst verhängt hat. 

Aber natürlich: die Kulturvölker werden zu der menschlichen Höhe — deren 
Erreichung schon für die nächste Zeit in Aussicht gestellt wirdl — nicht bloß 
durch theoretische Belehrung, durch geistige Ausbildung gelangen; vielmehr muß 
die überall herrschende materielle Gewalt auch gestürzt werden durch materielle 
Gewalt Ideen allein können nichts ausführen; zu ihrer Durchführung bedarf es 
der Menschen, die eine praktische Gewalt aufbieten. Die Theorie wird aber zur 
materiellen Gewalt, sobald sie die Massen ergreift, — und das steht binnen kurzem 
zu erwarten Wir stehen also vor einer Revolution. Diese wird, sofern sie die alte 
Gesellschaft auflöst, sozial sein, — sofern sie die alte Gewalt stürzt, politisch. 
Die Revolution überhaupt — der Umsturz der bestehenden Gewalt und die Auf* 
16sung der alten Verhältnisse — ist ein politischer Akt Ohne Revolution kann 
sich aber der Sozialismus nicht ausführen. Er bedarf dieses politischen Aktes, 
soweit er der Zerst(")rung und der Auflösung bedarf. Wo aber seine organi- 
sierende Tätigkeit beginnt, wo sein Selbstzweck, seine Seele hervortritt, da schleu- 
dert der Sozialismus die politische Hülle weg. So wiid denn die Gesellschaft 
ohne Staat und ohne Lohnsystem, ohne Handel und Geld geschaffen werden, 
wo das menschliche Wesen sich in voller Freiheit entfalten wird. 

Das Proletariat hat also von nun an das Schicksal der Welt zu tragen; und 
es ist fähig, diese Rolle zu spielen. Denn unter den Proletariern entwickelt 
sich heute die Individualität am reichsten; „man muß das Studium, die Wiß- 
begierde, die sittliche Energie, den rastlosen Entwicklungstrieb der französischen 
und englischen Ouvriers kennen gelernt haben, um sich von dem menschlichen 
Adel dieser Bewegung eine Vorstellung machen zu können." — 

• • * 

Wir haben aufgezeigt, wie das Marxsche System in seiner ältesten Fassung 
aussah. Es ^It nunmehr festzustellen, welche Autoren auf seine Konzeption von 
EinfluB gewesen sind. Nach unserer Meinung sind es: Hegel, Feuerbach, Proudhon 
und Lorenz Stein. 
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II. 

Ober das Verhältnis Marxens zu Hegel besitzen wir ein authentisches Zeug- 
nis in der Vorrede zum «Kapital", worin es heißt: »IMeine dialeictische Methode 
ist . . . das direlcte O^nteil der Hegeischen. Für H^el ist der Denlq>rozeB, 

den er sogar unter dem Namen Idee in ein selbständiges Subjekt verwandelt, der 
Demiiirg des Wirklichen, das nur seine äulk're trscheiming bildet. Bei mir ist 
umgekehrt das Ideelle nichts anderes als das im Menschenkopf umgesetzte und 
Übersetzte Materielle. ... Die Mystifikation, welche die DialelcHlc in H^els 
Händen erleidet, verhindert in keiner Weise, daß er ihre allgemeinen Bewegungs- 
formen zuerst in umfassender und bewußter Weise dargestellt hat. Sie steht bei 
ihm auf dem Kopfe. Man muß sie umstülpen, um den rationellen Kern in der 
mystischen Hülle zu entdecken. In ihrer rationellen Gestalt schließt die Dialektik 
mit dem positiven Verständnis des Bestehenden zugleich auch das Verständnis 
seiner Negation, seines notwendigen Untergangs ein und faßt jede gewordene 
Form im Flusse der Bew^ng, also auch noch nach ihrer vergänglichen 
Seite auf." 

Also Abhängigkeit und Gegensatz zugleich I Es handelt sich nun darum, zu 
bestimmen: worin li^ die Abhängigkeit, worin der Gegensatz? Zu diesem 

Zwecke müssen wir feststellen: worin die Hegetsche Dialektik besteht, welche 
Elemente davon Marx anerkennt, und welche nicht. 

Die Hegeische Dialektik knüpft an die Frage an, ob nicht hinter dem lauten 
Lärmen auf dem Welttheater die Arbeit eines inneren, stillen, geheimen Werkes 
vorhanden sei, in dem sich die wesentliche Kraft aller dort vorfibergehenden Er- 
scheinungen aufbewahrt finde. Und Hegel gibt die Antwort, daß die Welt- 
geschichte nicht dem Zufalle anheimgegeben sei, sondern sich „im Lichte der 
sich wissenden Idee" zeigen müsse. Das soll dreierlei heißen. Einmal, daß die 
Weltgeschichte einen Prozeß darstellt, worin die Dinge sich ununterbrochen ver- 
ändern und ein ewiges Werden und Vergehen stattfindet Zweitens, daB dieser 
Prozeß, trotz gelegentlicher Rückschläge, auf die Dauer stets ein Fortschreiten, ein 
Aufsteigen vom Niederen zum H()heren darstellt. Und drittens — und das wird 
bei Hegel ganz besonders genau ausgefiihrt — realisiert sich in der Geschichte 
die absolute Idee. Hegel glaubt nämlich, da5 die absolute Idee, die von E«dg« 
keit her besteht, sich in der Wirklichkeit durchsetzt, daß alle wirklichen Dinge 
also nichts weiter als .Altbilder der auf einer bestimmten Stufe befindlichen abso- 
luten Idee seien. Die Geschichte der Menschheit stellt sich ihm dann, unter 
diesem Gesichtspunkte, als die sich langsam entwickelnde Erziehung von der 
Unbändigkeit des natflriichen Willens zum Allgemeinen, d. h. zur subjektiven Frei- 
heit dar. Der Orient wußte und weiB nur, daB einer frei ist, — die griechische 
und römische Welt, daß einige frei seien, — die germanische Welt weiß, daß alle 
frei sind. Die höchste Freiheit, eben die subjektive Freiheit, ist dann vorhanden, 
wenn das Individuum dem Staatszwecke gemäB handelt und den Oesetzen ge- 
horcht, nicht aus Furcht vor Strafe, sondern aus eigenem Wollen und eigener 
Einsicht 

Die Hegeische Gescliiclitsptiilosophie hatte eine revolutionäre Seite und eine 
konservative. Die revolutionäre bestand darin, daß sie von allem und an allem 
dieVeigänglichkeit aufwies und die Weltgeschichte in einen ununterbrochenen Pro- 
zefl des Werdens und Vergehens auflöste. In diesem Sinne war alles, was be- 
stand, irgendwann später einmal wert, daB es zugrunde ging. Die konservative 
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Seite der Hegeischen Doktrin wiederum war, daß jede Gesellschaftstufe für ihre 
Zeit als notwendig und damit als „vernünftig" und somit weltgeschichtlich ge- 
rechtfertigt angesehen wurde. Alles, was „wirklich" war, d, h. was bestand und 
sich aus Orfinden innerer Notwendigkeit t>ehauptete, war damit auch als ,,ver- 
nOnfUg" erwiesen. Und scfalfeUich kam Hege! dazu, im preuJkischen Staate das 
Musterbild des Staates flberiiaupt als der .WirUiciilceit der sittUciien Idee" zu 
feiern. 

Marx entnahm der Hegeischen Lehre von der weltgeschichtlichen Entwick- 
lung zwei fundamentale Anschauungen, nämHch einmal diejenige, dafi die Ge- 
schichte einen ewigen Prozeß des Werdens und Vergehens darstelle, in dem jede 

einzelne Phase imbedingt notwendig und relativ berechtigt sei, so sehr sie auch 
allen modernen politischen oder moralischen Begriffen widersprechen mochte. 
Weiter machte sich Marx die Hegeische Anschauung zu eigen, daß der welt- 
geschichtliche Prozefl eine fortschreitende, vom Niederen zum Höheren auf- 
steigende Entwicidung darstelle. In einer dritten Anschauung — nämlich in der 
das Gesetz dieser weltgeschichtlichen Entwicklung betreffenden — kam Marx 
genau zum entgegengesetzten Resultat wie Hegel. Denn während Hegel dieses 
Gesetz in durchaus phantastischer Weise aus der „Selbstentwicklung der abso- 
luten Idee" herleitete, erklärte Marx genau umgekehrt: daB die grob-materielle 
Produktion in den einzelnen Phasen ihrer Entwicklung für alle Ideen und ge- 
schichtlichen Entwicklimgen der Menschheit als das entscheidende Moment zu lie- 
trachten sei. So war das idealistische Bewegungsgesetz, das Hegel als maßgebend 
fOr die weltgeschichtliche Entwicklung aufgestellt hatte, in ein streng materia- 
listisches gewandelt 

Das war aber nicht auf direktem Wege geschehen, sondern das war erst 
möglich geworden durch den Einfluß von Ludwig Feuerbach. Sein „Wesen des 
Christentums" hatte gewaltig auf die Zeitgenossen gewirkt, und, laut Zeugnis von 
F. Engeis, ist Maix zeitweilig ausgesprochener Feuerbachianer gewesen. Durch 
FeueriMch ist Marx zu der Ansicht bekehrt worden, daß der Mensch die Ideen 
schaffe und daß nicht die „Idee" die Geschichte des Menschen bestimme, wie 
Hegel gemeint liatte. Zugleich wurde seine ganze Denkrichtung dadurch auf eine 
materialistische Basis gestellt, daß er das Ergebnis der Feuerbachschen Forschung 
annahm, daB die höheren Wesen, die unsere religiöse Phantasie erschaffen habe, 
nur die phantastische Rückspi^lung unseres eigenen Wesens seien. Noch ge- 
nauer läßt sich der EinfluB Feuerbachs bestimmen, wenn wir sein System ein- 
gehender betrachten. 

Feuerbach hatte erklärt: der Glaube an Gott, d. h. an die phantastische und 
himmlische Position des Menschen fOhre im wirklichen Leben notwendig zur 
Negation des Menschen. Und er hatte weiter erklärt: wenn er Gott negiere, so 
solle das heißen, er negiere die Negation des Menschen und verlange die Be- 
schäftigung mit der sinnlichen, wirklichen, folglich notwendig auch politischen 
und.' sozialen Position des Menschen. Hier aber müsse man einsehen, daß der 
einzelne Mensch fOr sich nicht das Wesen des Menschen repräsentieren könne, 
da dieses vielmehr nur in der Gemeinschaft enthalten sei. Denn nicht der 
isolierte Mensch produziert die Ideen, sondern diese entspringen nur durch Mit- 
teilung, aus der Konversation des Menschen mit dem Menschen. Begriffe und 
Vernunft sind die Konsequenz des Gemeinschaftslebens. „Zwei Menschen, sagt 
Feuerbach, gehören zur Erzeugung eines Menschen, — des geistigen so gut wie 
des physischen; die Gemeinschaft des Menschen mit den Menschen ist das eiste 



i^iyui^Cü Ly Google 



— 15 — 



Prinzip und Kriterium der Wahrheit und Allgenu-itiheit." Der Mensch Sdll seine 
Individualität ausielien, aber sich mit dem Nebenmensihen eins fühlen: Kgoismus 
und Kommunismus sind für das Menschengeschlecht unzertrennlich. So ist Feuer- 
btch der Philosoph des Gemeinschaftslebens, — aber nur in abstracto. Er feiert 
das Gemeinschaftsleben auf ganz überschwengliche Weise, — so in dem be- 
kannten Ausspruch: „Der Mensch für sich ist Mensch im gewöhnlichen Sinn, der 
Mensch mit Mensch, die Einheit von Ich und Du ist Gott." Und in diesem Sinne 
hat er, bis zur Geschmacklosigkeit, die Ethisierung der gegenseitigen Beziehungen 
der Menschen gepredigt, ja sich dazu verstiegen, MGott" fOr die „Liebe" zu er- 
klären. So lag es ganz im Sinne seiner Lehre, wenn er seine Anhänger ent- 
scliieden aufforderte, zum Leben und zur Praxis überzugehen, und wenn er es 
prinzipiell für die Aufgabe der Zeit erklärte, ebenso den Menschen zur Sache 
der Philosophie wie die Philosophie zur Sache der Menschheit zu machen. Aber 
niher ist Peuerbach auf diese praictische Seite seines Systems nirgends ein- 
gegangen. Der Humanismus (so nannte er seine Lehre), den er verhrat, war in 
Wahrheit nur ein ganz abstrakter. Er wies einen — den zu gehen er 
sich nie die Mühe genommen hat. 

Fttierbach ist eben — wie F. Engels treffend bemerkt hat — nur der Form 
nach realistisch, indem er vom Moisclwn auageht: aber von der Welt, worin 
dieser Mensch lebt, ist nirgends die Rede, und so bleibt dieser Mensch stets der- 
selbe abstrakte Mensch, — er verkehrt zwar mit anderen Menschen, aber jeder 
andere ist ebenso abstrakt wie er selber! 

Doppelt interessant sind hier die Aphorismen, die Marx im Frfihjahr 1845 
aber die Feuerbachsche Doktrin niedergeschrieben hat, die ihre Schwäche oder, 
richtiger, ihre Schranke sehr gut aufdecken. 

„Feuerbach — sagt Marx treffend — löst das religiöse Wesen in das 
menschliche Wesen auf. Aber das menschliche Wesen ist kein dem einzelnen 
Individuum innewohnendes Abstraktum. In seiner Wirklichkeit ist es das 
Ensemble der gesellschaftlichen Verhältnisse " Und da Feuerbach auf das 
Ensemble der gesellschaftlichen Verhältnisse nirgendwo eingeht, so kann er das 
wahre Wesen des Menschen, eben den sozialen Menschen, nicht begreifen. 
Daher »kann bei ihm — wie Marx ihm vorwirft — das menschliche Wesen nur 
als >Oattung«, als innere, stumme, die vielen Individuen blo6 natarlich ver- 
bindende Allgemeinheit gefaßt werden." 

Der wirkliche Mensch handelt aber in einer gegebenen Umwelt, in einer 
bestimmten Zeit unter bestimmten Umständen. Will man daher den wirklichen 
Menschen begreifen, so mu6 man ihn betrachten, wie er in der Geschichte prak- 
tisch handelt So muSte „der Kuftus des abstrakten Menschen ersetzt werden 
durch die Wissenschaft von den wirklichen Menschen und ihrer geschichtlichen 
Entwicklung: es muffte eine Fortsetzung des Feuerbachschen Standpunktes über 
Feuerbach hinaus stattlinden" (Engels), die dann Marx zu vollbringen unternahm. 
Feuerbach — erkürt Marx — habe richtig die religiöse Wett in ihre weHliche 
Grandlage aufgelöst: aber er Ubersehe, daB nach Vollbringung dieser Arbelt die 
Hauptsache noch 7ii tun bleibe, — nämlich zu zeigen, dal5 das Faktum der reli- 
gi(»sen Selhstenltrcmdung (der Verdoppelung der Welt in eine religir)se, vorge- 
stellte, und in eine wirkliche Welt) eben nur aus der Seibstzerrissenheit und dem 
Sich-Selbst-Widersprechen der wirklichen Welt zu erklären ist. „Die wiridiche 
Welt muß also erstens in ihrem Widerspruch verstanden und sodann durch Be- 
seitigung des Widerspruchs praktisch revolutioniert werden" (Marx). Hier sehen 
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wir deutlich, wie der Fcuerbaclisclie abstrakte Hiiniaiiismus in den realen 
Humanismus (wie Marx damals seine Lehre nannte) umschlagt. Der reale Hu- 
manismus Ist aber nur ein anderer Name für — die materialistische Geschichts- 
auffassung. Mit Recht sagt Masaryk (in seinen „Piiilosopliischen und sozio- 
logischen Grundlagen des Marxismus*): „Darin eben zeigt sich Man^ Positivis- 
mus, daß er aufhört, in abstracto zu philosophieren, und daß er in concreto, d. h. 
in seinem volkswirtschaftHchen Spezialf ache philosophiert: Feuerbach ist stets 
abstrakter Piiilosoph gebheben, — Marx philosophierte in der Ökonomik!" 

Formulieren wir danach das Endresultat der Einwirkung von Feuerbach auf 
Marx. Zunächst hat IMarx durch Feuerbach das Hegeische System endgültig 
' überwunden und sich von der idealistischen Geschichtskonstruktion der deutschen 
Philosophie abgewandt. Weiter ist Marx durch Fcuerbacli veranlaßt worden, den 
Menschen als den Schöpfer aller Ideen anzusehen; und schließlich ist Marx 
durch Feuerbach dahin getrieben worden, im sozialen Menschen, in der mensch- 
lichen Gemeinschaft das höchste Ziel aller wissenschaftlichen und politischen 
Befarachtung zu erblicken. Hier aber scheiden sich die Wege von Aiarx und 
Feuerbach. Während Feuerbachs Sozialsystcm blutleer bleibt und kaum über 
einige kahle Prinzipien hinauskommt, ist Marx wirklich zu weittragenden Ge- 
danken über die soziale Entwicklung, die moderne Welt des Kapitalismus und 
die Organisation der neuen idealen Gesellschaft gekommen. DaB er das aber 
gekonnt hat, verdankt er nicht zum wenigsten dem Studium zweier Werke: Lorenz 
Steins „Sozialismus und Kommunismus des heutigen Frankreichs" -(1842) und 
Proudhons „Qu'est-ce que la propriete" (1840). 

Das Werk Steins, das Marx nachweislich gekannt und gleich nach seinem 
Erscheinen genau studiert hat, faftt das Proletariat als spezifisch moderne Er- 
scheinung auf, bezeichnet den Antagonismus von Bourgeoisie und Proletariat als 
das wichtigste Phänomen des neunzehnten Jahrhunderts, erkennt deutlich den 
Zusammenhang zwischen der modernen Politik und der industriellen Entwicklung, 
führt die politischen Kämpfe auf das Ringen wirtschaftlicher Klassen zurück und 
l}egreift den Kommunismus als die Philosophie des Proletariats. Stein hat das 
Material zu diesen tiefsinnigen Einsichten in das Wesen der modernen sozialen 
Bewegungen bei den großen französischen Sozialisten von Sainf-Simon bis Louis 
Blanc vorgefunden, — aber bei keinem dieser Autoren war das alles so deutlich und 
klar herausgesagt, wie bei Stein, der seine Prinzipien mit dialektischer Schärfe 
entwickelt hat Und Marx hat das Weile Steins vor den Schriften der franzö- 
sischen Sozialisten kennen gelernt. Wir müssen — wie auch schon Hasbach und 
dann Peter v. Struve betont haben — annehmen, daß Marx durch dieses Werk 
im höchsten Grade angeregt worden ist und durch scharfsinniges Nachdenken 
im Anschluß an die Steinschen Deduktionen zu eigenen, weit über die von Stein 
gezogenen Folgerungen hinausgehenden Konsequenzen In der Auffassung der 
modernen Klassenkämpfe und Politik gekommen ist 

Derjenige aber, der die Bekehrung von Marx zum Sozialismus bewirkt hat, 
ist — worauf zum erstenmal Lexis aufmerksam gemacht hat - Proudhon. 
Wohlgemerkt, es handelt sich hier bloß um die Bekehrung zum Sozialismus 
überhaupt, nicht etwa darum, daB Marx Jemals Anhänger Proudhons gewesen 
sein soll. 

Schon in der .Rheinischen Zeitung" (Nr. 289 vom 16. Oktober 184ä), zu 
einer Zelt, wo Marx noch gar nicht Sozialist war, schreibt er in einer gegen die 
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Augsburger „Allgemeine Zeitung" gerichteten Erklärung'): »dafl Schriften wie die 
von Leroux, Considfirant und vor allem das scharfsinnige Weric Proudhons 

nicht durch oberflächliche Einfälle des Augenblicks, sondern nur nach lang an- 
haltenden und tief eingehenden Studien kritisiert werden können." Und hier 
Andel sich schon das ungemein bezeichnende Bekenntnis: die theoretische Aus- 
ffihrung der kommunistischen Ideen bilde die eigentliche Gefahr, denn «Ideen» die 
unsere Intelligenz belegt, die unsere Gesinnung erobert, an die der Verbind 
unser Gewissen geschmiedet hat, das sind Ketten, denen man sich nicht entreißt, 
ohne sein Herz zu zerreißen, .das sind Dämonen, die der Mensch nur besiegen 
kann, indem er sich ihnen unterwirft!" 

Also damals, wo Marx nur sehr wenige volkswirtschaftliche Schriften ge- 
lesen hatte und wo er noch nicht Anhänger des Sozialismus war, hatte ihn bereits 
das Werk Proudhons über das Eigentum fasziniert! Verfolgen wir die Spur 
weiter, die uns das Studium der „Rheinischen Zeitung" gewiesen hat. Im Jahre 
1843 begann Marx, sich eingehender mit Nationalökonomie und Sozialismus 
zu t)eschaftigen. Ober die Resultate^ zu denen er in dieser Zeit seiner Belwhning 
zum Sozialismus kam, gibt sein im Jahre 1844 verfafltes Buch Ober »die Heilige 
Familie" Aufschluß. 

Die großen Epochen in der Entwicklung der volkswirtschaftlichen Theorieen 
werden hier angegeben: durch die Merkantilisten, die Physiokraten, Smith, Ri- 
cardo, Fourier und Saint-Simon und endlich durch Proudhon. Die Proudhonsche 
Theorie sei allerdings keine abschließende; sie sei vielmehr selber noch in Voraus- 
setzungen derjenigen Nationalökonomie befangen, die gernde durch sie bekämpft 
werde. Aber die erste Kritik jeder Wissenschaft sei nutwendig in gewissen 
Voraussetzungen derselben befangen, und so habe es nicht anders geschehen 
können, als daß Proudh(Hi8 «Qu'est-ce que la proprio* eine Kritik der National- 
ökonomie vom Standpunkte der Nationalökonomie gewesen. Das Proudhonsche 
Werk, so historisch gerechtfertigt sein Standpunkt sei, werde also wissenschaftlich 
überschritten durch eine Kritik der Nationalökonomie, wie sie in der Proudhun- 
schen Fassung erscheine; und diese neue (zukünftige) Arbeit sei erst durch 
Proudhon selbst möglich geworden. 

Hier sagt also Marx selber mit dürren Worten, daß die abschließende (d. h. 
seine) Kritik der politischen Ökonomie nur durch Proudhon möglich geworden sei! 

Marx kuinint in der „Heiligen Familie" mehrmals auf das Proudhonsche 
Werk zurflck. Alle Entwicklungen der Nationalökonomie — sagt er — bitten das 
Privateigentum zur Voraussetzung; diese Grundvoraussetzung gelte ihr als un- 
umstößliches Faktum, das sie keiner weiteren Prüfung unterwürfe, ja auf das sie, 
wie Say naiv gestände, nur „accidcntcllement" zu sprechen käme. „Proudhon 
nun unterwirft die Basis der Nationalökonomie, das Privateigentum, einer kri- 
tischen Prilfung, und zwar der ersten entschiedenen, rtlcksichtslosen und zugleich 
wissenschaftlichen Prüfung. Das ist der große wissenschaftliche Fortschritt, den 
er gemacht hat, ein Fortschritt, der die Nationalökonomie revolutioniert und eine 
wirkliche Wissenschaft der Nationalökonomie erst möglich macht. Proudhons 
Schrift 'Qu'est-ce que la propri^tö?« hat dieselbe Bedeutung für die moderne 
Nationalökonomie, die Skyii* Schrift »Qu'est-ce que le tiers itat?« fOr die moderne 
Politik hat" 



■) Die Augsburger ^Allgemeine Zeitung* tiatte der von Marx redigierten Rheinischen 
Zeltung Empfehlung des Komnuitlsmus vorgeworfen. 

Wl«Mr>P«ttCillilt 3 1 
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Im Gegensatze zu den anderen NationalOkonomen, die nur diese oder jene 

Art des Privateigentums auf partielle Weise angegriffen, habe Proudhon das 
Privateigentum schlechthin auf universelle Weise als den Urheber alles Elends 
dargestellt. Die bisherige Nationalökonomie sei von dem Reichtum, den die Be- 
w^ng des Privateigentums angeblich f&r die Nationen erzeuge, zu ilifen das 
Privateigentum apologisierenden Betrachtungen gelcommen. Proudhon Icomnie 
von der umgekehrten, in der National()konomie sophistisch verdeckten Seite, von 
der durch die Bewegung des Privateigentums erzeugten Armut zu seinen das 
Privateigentum negierenden Betrachtungen. Die erste Kritik des Privateigentums 
müsse eben von der Tatsadie ausgehen, in der sein widerspruchsvolles Wesen 
In der das menschliche Gefühl unmittelbar empörendsten Gestalt erscheine, — 
von der Tatsache der Armut, des Elends. Zwischen dieser Tatsache und dem 
Eigentum erkenne Proudhon eine innere Verbindung an, da er eben dieser Ver- 
bindung wegen das Eigentum aufheben wolle, um das Elend aufzuheben. 
•Proudhon hat sogar mehr getan: er hat im Detail nachgewiesen, wie die Bc- . 
vir^ng des Kapitals das Elend erzeugt." 

Proudhons große historische Bedeutung sei aber daraus ersichtlich, daß er 
aus einem Interesse schreibe, das es weiter als zur Kritik, nämlich zur Krise 
bringen würde. .Proudhon achreibt nicht nur im Interesse 4» Proletarier, er 
selbst ist Proletarier, Ouvrier. Sein Werk ist ein wissenschaftliches Manifest des 
französischen Proletanats." 

Und was hat damals Marx für das Beste an Proudhons „epochemachendem 
wissenschaftlichen, ja eine wirkliche Wissenschaft der Nationalökonomie erst er- 
möglichenden* Werke gehalten? Die fo^nden Worte geben darüber Auskunft: 
«Proudhons Entwicklungen über das Zinsen- und Profitqrslem usw.* rind .die 
l>edeutendsten Entwicklungen Proudhons." Ich schalte hier ein, daß der Kern 
der fraglichen Ausführungen des Proudhonschcn Werkes in den folgenden Sätzen 
besteht: der Arbeiter sei durch das Eigentum gezwungen, einen Teil seines 
Arbeitsprodukts an den Eigentümer unter dem Namen von Pacht, Miete, Leibrente, 
Interesse, Zins, Profit oder Untemehmeigewinn abzutreten; dieser an den Eigen- 
tümer fallende Teil des Arbeitsprodukts beruhe auf Betrug und Gewalt der einen 
Partei, auf Unwissenheit und Schwäche der anderen, — und so charakterisiere 
sich der Eigentümer als ein Dieb, weil er für nichts durcii den Tausch Pro- 
dukte erhatte. 

Wir glauben kaum, daß es nach dem Angeführten zweifelhaft sein kann, 
welches ökonomische Werk nicht nur den größten Einfluß auf Marx ausgeübt hat, 
sondern zugleich seine Bekehrung zum Sozialismus bewirkt hat. Die von Proudhon 
in dem Werke über das Eigentum entwickelten Theorieen schufen für Marx, wie 
aus seinen eigenen Geständnissen uuMriderleglich erhellt, einen ganz neuen Ge- 
sichtskreis: Marx ist sich an der Hand jenes Werkes darüber klar geworden, daß 
die alte politische Ökonomie, so historisch berechtigt sie ihrer Zeit sein mochte, 
nunmehr vollständig ungenügend sei und durch eine neue proletarische, sozia- 
listische Wissenschaft ersetzt werden müsse. Allerdings in <foren Inhält stimmte 
er nicht mit Proudhon flberein; aber er glaubte, daft man an den großen fran- 
züsisdien Denker anknüpfen mOsse, wenn man die soziale Wissenschaft vorwärts- 
bringen wolle. Durch Proudhon über Proudhon hinaus, — so etwa kann man 
die Parole des geistigen Ringens von Marx in jenen Jahren bezeichnen. 

Der Elnfluft Proudhons ist übrigens auch in Marxens Polemik gegen den 
Staat an sich ganz unzweifelhaft erkennbar. Ganz wie Proudhon jede Staats- 
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form, gleichviel ob konservativ, liberal oder demokratisch, verworfen hatte und zu 
dem Schluß gekummen war, daß eine wirkliche Beseitigung der Sklaverei der 
Massen und der sodalen Obel nur durch die Abschaffung des Staates «rmO^icht 
werden kOnn^ — so hat auch Marx, in diesem Punkte damals ^radeiu ein Schiller 
Proudhons, ausdrücklich die Grundsätze proklamiert: die Existenz des Staates 
schließe immer und ewig die Existenz der Sklaverei ein; auch sei der Staat un- 
fähig, den Pauperismus zu beseitigen: denn um wirklich das Elend aufzuheben, 
mfiBte er sich selbst aufheben, da der Grund des Obels im Wesen des Stades 
liege, — und nicht etwa, wie so viele Revolutionäre glaubten, in einer bestimmten 
Staatsform, an deren Stelle von ihnen dann irgend eine andere Staatsform vor- 
geschlagen würde. Der Staat selber müsse aufgehoben werden, wenn das Elend 
aufgehoben werden solle! 

Immerhin hat Marx l>ereits 1844 — wo er noch nicht eine dgene JMehr- 
wertlehre entwickelt hatte — zu der Proudhonschen Grundidee von dem durch 
das Kapital verursachten Elend eine neue hinzugefügt, die von mächtiger Trag- 
weite ist: nämlich daß der Kapitalismus nicht bloß zum Elend, sondern auch zur 
Aufhebung des Elends führe, indem die leidenden Klassen in Bedingungen ver- 
setzt werden, die ihnen die Zerstörung der bOrgerlichen Gesellschaft und die 
Aufrichtung einer kommunistisch geordneten Gesellschaft gestatten , ja als Not* 
wendigkeit auferlegen. 

Und diese Idee, die in voller prinzipieller Schärfe zuerst von Marx auf- 
gestellt worden ist, muß als eine sehr bedeutungsvolle Erweiterung des sozia- 
listischen Gedankenkreises bezeichnet werden. — 



Der Streit um Malthiis' Lehre. 

Von Heinrich Dictiel. 
Einleitung. 

Längere Zeit hindurch Mfaien es so, als ob bei uns der Streit um JMalthus' 
Lehre so gut wie abgeschlossen sei; und zwar abgeschlossen im Sinne der An- 
erkennung der Griindziige dieser Lehre seitens der ganz überwiegenden Mehrzahl 
der deutschen Sozialükonomen.') Zu Anfang des neuen Jahrhunderts aber brach 
er von neuem los. 

Mit der ihm eigenen Veive zog zunächst F. Oppenheimer gegen das 

„Bevölkerungsgesetz" zu Felde: „eine Ausgeburt einer verrenkten Logik" . . . „eine 
in sich haltlose, hei erster sachlicher und logischer Prüfung zerplatzende Theorie" ; 
.es kann kein zusammenhangloseres Denken geben".-) Diese „Ausdrücke stärk- 
ster Verurteilung" fanden volle Zustimmung liei F. Eulenburg.') Die ganze 
Fragestellung des Malthusianismus — erldärte er — sei „falsch und unöko- 
nottiisch gedacht"; während Ad. Wagner an den Schluß seiner Behandlung des 
Themas den Satz geslcllt hatte, daß Malthus in allem Wesentlichen Recht habe, 
so glaubte Eulen bürg „ungefähr sagen zu dürfen", daß dieser „unbedeutendste 
Klassiker* in allen wesentlichen Punkten Unrecht habe. 

Und J. Wolf, womi er auch die Kritik Oppenheimers keinesw^ 
adoptierte, gesellte sich doch insofern zu den Gegnern, als er die Ansicht aus- 
sprach, daß „die Formulierung, welche Malthus seiner These gegeben habe, nicht 
mehr haltbar sei"; das Bevölkerungsgesetz müsse vielmehr „auf Grund der Ein- 
sichten, die wir heute besitzen, eine Formulierung erfahren, die von der Malthus- 
schen wesentlich abweicht".*) 

Diese Opposition betraf nur den „eigentlichen Kern der Theorie" die 
These, daß „die Bevölkerung die Tendenz habe, sich schneller zu vermehren, 
als die Unterhaltsmiltel anwachsen können" (Elster). 

Gleichzeitig aber brachte nun Ad. Wagner das Populationsproblem in engste 
Beziehung zu der Tarifkontroverse. Dadurch, daß er der Lehre Malthus' eine 
praktisch-politische, gegen die «weltwirtschaftliche Entwicklung" gerichtete 

') ,ln tiMseren Tagen wird die Malthusischc Lehre von den iiu iston Volkswirten als im 
wesentlichen richtig anerkannt* (Elster, .Bevölkerungswesen", im Handwörterbuch derStaats- 
wisaenschafteii). 

-•) F. Oppcnlicimer, Dns Bevölkerungspesctz des T. R Maltbns und der neueren 

Nationalökonomie, Darstellung und Kritik, 19UI, Vorwort, S. 64, 65. 

*) F. Ealenbars, Deiitadie UtcraturzeiUing vom 24. Angut 1901, S. 2190-54» 

') J. Wolf, Ein neuer Oesner des Matthtts. in der .Zcitscbrift fOr Sozialwisscnscliaft" 

1901, S. 256 ff. 



L.iy,.,^uu Ly Google 



— 21 - 



Spitze anschliff; daß er mit uncrmüdlicfier Energie in einer ganzen Reihe rasch 
sich folgender Reden und Abhandlungen'), die schon in seiner MOrundlegung" 
(3. Aufl.) verfochten« Auffaisung propagierte, dafi bei BduHrren auf der Bidin zum 
Inchtstriestaat die Oefohr der Übervölkerung fOr Deutschland in absehbarer Frist 

Wirklichkeit werden müsse, gestaltete sich der Streit weit lebhafter und leiden- 
schaftlicher, als er geworden wäre, falls es bei jenem bloßen Widersprudi gegen 
den theoretischen Inhalt der Malthusschen Lehre geblieben wäre. — 

Ich bin, wie Ad. Wagner, Anhänger Malthus'; die Einwinde Oppen- 

heimers und Eulenburgs halte ich für verkdirt und leugne gleichfalls die Not- 
wendigkeit einer modifizierenden Formulierung, wie Wolf sie fordert. Anderer- 
seits bin ich aber überzeugt, daß aus dem Bevölkerungsgesetz des großen Kng- 
iändcrs Argumente gegen „weltwirtschaftliche Entwicklung" und Industriestaat 
nicht gewonnen werden Icönnen. 

Da ich letzterer Oberzeugung bereits an anderer Stelle-) Ausdruck gegeben 
habe, beschränke ich mich im Folgenden darauf, jene Angriffe, welche den „eigent- 
lichen Kern der Theorie" zum Zielpunkt nehmen, einer Kritik zu unterziehen. 

I. 

.Die Bevölkerung jedes vollbesetzten Landes — so faßt Oppenheimer 
das Bev&llcerungsgesetz leurz msammen*) — preßte bisher und pre6t heute noch, 
von zeitwelligen Erleichterungen abgesehen, auf die Dauer hart g^en 

ihren Nahrungsspielraum, wo nicht etwa moralische SclbstbeschrSnlcung 
die Zuwachsrate in genügendem MaRc vorminderte oder vermindert." 

„War oder ist das nicht der Fall, so vernichteten oder vernichten Not und 
Laster die OberschieBende Volksmenge. Und fOr die Zukunft ist gleichfalls das 
Verschwinden von Not und Laster nur von einer ausreichenden Wirksamkeit der 
moralischen Selbstbeschränkung zu erwarten." 

Die Fassung ist völlig korrekt. Es geht aus ihr hervor - was allerdings 
Oppenheimer selbst später bestreitet, indem er von einem „Naturgesetz" spricht — 
daft JMaithus das „Pressen der Bevölkerung auf den Nahrungsspielraum", und 
damit das Eingreifen der „positiven Checks", Not und Laster, davon abhängig 
sein läßt, ob moral reslraint geübt wird oder nicht. Es geht aus ihr klar hervor, 
daß die Tendenz der Bevölkerung, „sich schneller zu vermehren, als die Unter- 
haltsmittel (kraft des Gesetzes der „Produktion auf Land") anwachsen können", 
keine natürliche Kategorie darstellt, sondern eine historische Kategorie; d. h. 
daß jene Tendenz durch die „Stimme der Vernunft" zum Schweigen gebracht 
werden kann und gebracht worden ist. Malthus begründet sein „Bevölkerungs- 
gesetz" auf einen Naturinstinkt des Menschen, auf seinen Geschlechtstrieb; aber 
er hat diesen Instinkt keinesw^ als »unveränderiich unterstellt*')» sondon als 
wandelbar in Zeit und Raum; als wandelbar gemlB dem Stande der Kultur, vor 

■) Artikel im .Lootsen" 1900. — Rede auf der Generalversammlung der Boden- und 
Wirtschaftsreformer vom II. Februar 1901. — Artikul in der »Täglichen Rundschau" 1901, 
Nr. 165. 167, 193. — Agrar- und Industriestaat, 1S02 (2. Aufl.). S. 6, 10-11, 48-84. 

*) Vgl. meine .Weltwirtschaft und Volkswirtschrft", 1900, S. 119, und .Produzenten- 
interesse der Arbeiter und die Haadelsfreihdt*, S. 116— 1I& 

») a. a. O., S. 17. 

*) Wie Oppenheimer z. B. auf S. 9. im Gcgensatx in wliier rlditlgen Fassung der 
Malthusschen Lehre auf S. 17 behauptet Vgl. weiter die Bezeichnung als aNaturgetetx*, 
S. 5-8, la 
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allem der materiellen Kultur Wie Oppenheimer es — zu Beginn seiner Schrift'), 
ganz im Einklang mit der späteren Zusammenfassung; (S. 17) — formuliert: es 
handelt sich um „ein Naturgesetz, das auf jeder Fläche menschlicher Qemein- 
wirtschaft gewirirt hat und wiiken wird, wo nicht etwa die Stimme der Ver- 
nunft ausreichend gehört wurde oder wird*; kurz: um ein HNaturgesetz", das 
durch den Kulturmenschen außer Kraft gesetzt wurde und wird — und, füge ich 
liinzu, nach Malthus' Erwartung, künftig in immer hOherem Grade au5er Kraft 
gesetzt werden wird.*) 

Oppenheimer will Malthus' Lehre— die »Au^;eburt einer verrenkten Logik* 
— durch »gesunde Logik* aus der Welt schaffen. Er stellt ihr drei Thesen ent- 
gegen : ■) 

I. Die Bevölkerung hat nicht die Tendenz, über die Unterhaltsmittel hinauszuwachsen, 
vielmehr haben die Unterbalismittel die Tendenz, aber die Bevölkerung hinauszuwachsen. 

II. Mehr Menschen sind kein Elendsgrund, sondern Bürgschaft i^roßcrcn Wohlstandes, 
tu. Haben wir Elend, so ist es nicht „naturgesetzlich'- in der Weise Malthus' aus dem 

,Bevöll(erungsgesetz* zu crliUren, sondern aus anderen Momenten. 

Die beiden ersten Thesen wicdcrliolen die Bevölkerui^lehre der merkanti* 

listischen Arn; ich komme sofort auf sie zu sprechen. 

Die dritte These ist die Konsequenz der ersten und zweiten. Sie ist es, um 
deren willen Oppenheimer zum Protest gegen Malthus sich gedrängt fühlte. „Das 
Malthussche D(^ma* — sdireibt er im Vorwort — .verschlieftt so viele Pforten 
der nationalökonomischen und geschichtlichen Forschung, schneidet so viele 
Fragen an der Wurzel ab, daß seine Richtigkeit immer wieder an den Tatsachen 
geprüft werden muh, soll unsere Wissenschaft nicht verkümmern." Oppen- 
hetmer denkt dabei, mindestens m erster Linie, tti die .Pforten der Fonchung" 
Ober die soiiale Frage, Ober die Ursachen des Elends der Masse. Was ihn zu 
einer so erregten, so maßlos heftigen Sprache gegen Malthus bewog, ist, daß 
dieser — im Gegensatz zu den Gleichhcitsapostcin des 18. Jahrhunderts — es 
unternummcn hatte, das Elend nicht ausschließlich aus der .schlechten Regie- 
rung", der mangelhaften sozialen Organisation, sondern auch „naturgesetzüch", aus 
dem „Pressen der Bevölkerung auf den Nahrungsspielraum", zu erklären. 

Allerdings iiat Malthus ileshalb die Feder ergriffen, um Godwins Kritik des 
Privateigentums zu entkräfte!) Icii glaube aber, daß man gut tut, bei Behand- 
lung seiner Lehre dies Motiv völlig außer acht zu lassen. Die Frage, ob das 
BevOlkernngsgesetz sich gegen den Kollektivismus, fflr den Kapitalismus nfltzen 
läBt, hat mit der Fr^e, ob es richtig ist oder nicht, nicht das Mindeste zu 
schaffen; es wird auch vertreten von Männern, die keineswegs im »kapitalistischen" 
Lager stehen; wie z. B. Ad. Wagner. 

Deshalb kümmere ich mich nicht weiter um diese dritte These; femer aber 
auch aus dem Grunde nicht, well sie^ in Wahrheit von der Lehre Malthus* gar nicht 
so weit abweicht, als Oppenheimer zu meinen scheint. Denn Malthus hat zwar 
Widerspruch erhoben gegen die Utopie der Gleichhcitsapostel, als ob, nach Be- 
seitigung des Privateigentums, das materielle Behagen des ganzen Volkes auf die 
Dauer gewährleistet, das Gespenst der Armut endgültig gebannt sein werde; 

') S. 2, vgl. weiter S. 25. 

■) Dariiber, daB die Mtithussche Lehre in dieser Weise zu fassen Ist; daB es unrichtig 

ist. wenn Oppcnhcimer. Wolf und so viele Andere diese Lehre dahin wiedergeben. daB 
die Stimme der Vernunft bisher „nur ganz ausnahmsweise in Wirksamkeit gewesen ist", s. 
unten Abschnitt II. 

^ Ich bediene mich hier der Zusammenfassung Wolfs, die sachlich zutreffend isL 
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er hat ihnen entgegengehalten, dafl die Ol>ervölkerungsgefahr dann In höherem 
Grade drohe» als deaeit Er hat dagegen niemals bestritten, daS das Elend der 
Gc^nwart zu einem Teile die Folge verkehrter ^menschlicher Einrichtungen" 
sei') — er hat nur behauptet, daß es zu einem anderen, vielleicht größeren Teile 
(was man bisher nahezu gänzlich übersehen habe) den „Gesetzen der Natur und 
den Treben der Menschen* entspringe (S. 424). Man mag ihm vorwerfen, daß 
er den ElnfluB der sozialen Organisation zu niedrig, den Elnfluft des BevOlke- 
rungsmoments zu hoch angeschlagen habe. Die Berechtigung dieses Vorwurfs 
gebe ich durchaus zu, leugne aber, daß der «eigentliche Kern der Theorie" da- 
durch getroffen werde. 

Entscheidend far das Gesamturteil über Malthus' Lehre Ist nur, ob er Recht 
hat, wenn er sagt: bis ein gewisser Dichtigkeitsgrad erreicht ist, wirkt Volksvero 
mehrung als „Wohlstandsursache"; ist dieser Grad überschritten, als „Elcnds- 
ursache". Oder, ob die Populationisten des 18. Jahrhunderts und ihre Epigonen 
von heute Recht haben, welche sagen; „je mehr Menschen, desto besser"; 
je dichter die Bevölkerung, desto hOher die pro Kopf entftiliende Produklenmenge, 
desto höher das Durchschnittseinkommen. — 

Oppen hei in er behauptet (ich kann hier den Gedankengang nur flüchtig 
skizzieren,!: kraft dichter werdender Bevölkerung wächst der Markt, die Arbeits- 
teilung — personale und territoriale — vervollkommnet sich; dadurch steigt die 
Produktivität der Volkswirtschaft, aller Erfahrnng nach, in stärkerem Matte 
als sie auf der anderen Seite vielleicht sinkt, indem kraft dichter werdender Be- 
völkerung und damit steigender Inanspruchnahme der Rohstoffquellen das „Gesetz 
des abnehmenden Ertrags der Bodenarbeit" — im folgenden kurz Degressiv- 
gesetz genannt — sich geltend macht. Oppenheimer leugnet in thesi das De- 
gressivgesetz nicht^; er behauptet nur, daß es in praxi »bisher stets flbericom- 
pensiert" worden Iset, und dafi, soweit man (wophezeien könne, es auch In Zu- 
kunft „überkompensiert" werden werde. 

Das Gesetz der mit steigender Volksziffer steigenden Produktivität der Volks- 
wirtschaft — im folgenden kurz Progressivgesetz genannt — welches sich stützt 
auf das «Oesetz des zunehmenden Ertrages* der industriellen usw. Arbeit, ist alt 
Auch die Argumentation teilt Oppenheimer, in der Hauptsache, mit manchen Vor- 
gängern"). So gern ich nun auch anerkenne, daß dieser scharfsinnige, nur zu all- 
zuscharfer Zuspitzung neigende Denker sie mit neuen wertvollen Zusätzen bereichert 

') Es muß „unter die Wirkiinj^en (des BcvölkeruriRsgcsefzes) vermutlich ein sehr 
erheblicher Teil der Laster, der Not und der ün^leichbeit in der Verteilung der Güter 
gerecbnet werden" (S. 2 der Olicrsetzung von Stoepel)- Das Bevölkerungsgesetz sciieint 
„viel von der Armut utul dem Elend in den niederen Klassen zu erklären" (Vorwort S VII). 

Ich künnte noch manche Stellen anführen, welche beweisen, wie irreführend es ist, 
wenn Oppenlieimcr von einer Theorie spriclit, welche „alle Verantwortlichkeit fOr das 
Elend der Arbeiterklasse der Bourgeoisie ab- und auf den Nacken der iinverantwnrlliclien 
Natur wälzte" (S.64). Aber ich will, staU die Zitate zu häufen, lieber darauf hindeuten, daß 
Malthus einer derer gewesen Ist, welche der „Bourgeoisie" von damals, die für Tiefhaltung 
des Lohnes im Interesse der nationalen „Abundan?" schwärmte, aufs schärfste widcrsproclicn 
haben; daS er ein fortgeschrittener Sozialpulitiker gewesen ist — wie aus seinem 
Plaidojrer fUr VoUtsscbulen, Sparkassen. Fabrikgesetze hervorgeht. DaB er es gewagt hat, 
sich Riepen die unsinnigen englischen Armen{;oset/c mit einer, die „Rutcn Menschen, aber 
schlechten Musikanten" entrüstenden Entschiedenheit zu erklären, beweist nur, daß er als 
SozUüpolitiker klaren, kühlen Kopf behielt 

«) Vgl. S. 37. 55-56. 

*) Eulenburg, a. a. O., weist mit Recht aut Üührings Ausführungen hin. 
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hat, so entschieden bestreite ich, daß, trotz solcher solideren Fundamentiening des 
Progressivgesetzes, der Lehre Malthus' auch nur im geringsten Abbruch getan sei. 

Malthus selbst hat mehrfach mit Nachdruck sich dagegen verwahrt, da6 
er die Bedeutung steigender Volksziffer als Falctor steigender Produktivität Über- 
sehe oder gar verneine. Er hat betont, daß er die „große positive Wohltat* 
h(')herer Dichtigkeit voll würdige; er hat ausgeführt, dafi zifferarme Völker zwar 
den Vorteil hätten, nur die besseren Böden bearbeiten zu brauchen, daß aber 
dieser Vorteil „überlcompensiert" werde durch den Nachteil zu geringerer Arbeits- 
teilung, zu schwach entwickelter industrieller und kommerzieller Tät^keit 

Es ist falsch, wenn Wolf schreibt, MaHlius habe „nicht genflgend berück- 
sichtigt, daß bis zu einer f^ewissen sich verschiebenden Grenze mehr Menschen 
auch als sozial wohltätig anzusehen sind", und daraus schließt, daß „hier seine 
Lehre der Berichtigung bedOrftig sei".') Richtig ist nur, daS Malthus bei dieser 
produktivititssteigemden Wirkung der Volksvermehrung nur ziemlicli kurz verweilt; 
weshalb aber? Deshalb, weil er andernfalls „Eulen nach Athen" getragen liätte. 
Diese Wirkung war ja den Zeitgenossen wahrlich geläufig genug! Sie war in 
der überlcomtnenen Literatur tausendfältig, seit Generationen, erörtert, war der 
großen Mehrzahl in Fleisch und Blut eingegangen. Malthus wollte kein »System 
der BevOlkerungslehre achreiben; er wollte nur das herrschende Dogma als ein- 
seitig erweisen, indem er, ohne den jedermann bekannten günstigen Effekt Stei- 
gender Ziffer irgendwie zu bestreiten, den ungünstigen Effekt, den man bisher 
teils ignoriert, teils strikte negiert hatte, in volles Licht rückte. 

Alles^ wasOppenheimer über die produktivitätssteigemde Wirkung der Volks- 
vermehrung anmerkt, könnte Malthus ohne weiteres unterschreiben und wird auch 
jeder Malthusianer von heute unterschreiben. Kein Maithusianer wird leugnen, daß 
die Menschenflut des 19- Jahrhunderts eine Bedingung dafür war, daß das Schiff der 
materiellen Kultur so „glückhafte Fahrt" hatte. Der Fortschritt der Technik — 
der Produktions- wie der Transporttechnik — hStte nicht In dem Umfang, wie 
es geschah, ausgenützt werden können; ja, man wird sagen mflssen: er wäre gar 
nicht in dem Umfange eingetreten, wäre nicht die Ziffer so mächtig ange- 
schwollen. „Unsere ganze industrielle Entwicklung und moderne Kultur ist nur 
möglich auf Grund gerade tter «fichten Bevölkerung" (Eulenburg). Aber, wie 
ges^t, wer leugnet das? Selbst Ad. Wagner, der allerdhigs gelegentlich sich 
so geäußert hat, als ob er meine, daß die Steigerung der Produktivität und damit 
des Durchschnittseinkommens „noch rascher" vor sich gegangen wäre, wenn die 
Menschenflut langsamer gestiegen wäre, hat jüngst wieder die „Wechselwirkung" 
zwischen Volkszunahme und ökonomischen Fortschritt zugegeben.^ 

Was mich betrifft, so kann ich nur sagen: „vous prfidiez ä un converti*. 
Ich erkenne das Progressivgesetz als ein Gesetz, das die eine Wirkung der 
Volksvermehrung formuliert — völlig an; und ich freue mich, da(i Oppen heim er 
gewisse Lücken im „System der Bevölkerungslehre" — welche die meist recht 
oberflächlichen Populatiraisten des 18. Jahriiunderts offen gelassen — ausgefüllt 
hat. Ich gehe sogar in der Anerkennung des Progressivgesetzes einen Schritt 
weiter als Wolf. 

Dieser schreibt: das Steigen des Ertrages in der Industrie usw. vermag das 
Sinken des Ertrages in der Landwirtschaft (und im Bergbau) deshalb „niemals 



») A. a. 0., S. 289. 

^ Ad. Wagner, Agrar- luid Industriestaat (2. Aufi.), S. 63. 
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Im Sinne Oppenheimers zu überkompensieren", weil „die Stoffverwandlungs- 
gewerbe im Wesen docii nicht Unterhattsmittel schaffen — trotz Müllerei 
H8W. — sondern Gegenstände des Komforts" (S. 281). 

Damit vertritt WoH die pliysiokratische Doktrin von der alleinigen Pro» 
duktivität der Landwirtschaft, der »Sterilität" der Industrie — die 
Doktrin, daß ein Wachsen des V'olksreichtums nur zufolge Steigerung der Pro- 
duktivität der Landwirtschaft denkbar sei. 

Die Doktrin geht aber fehl. Es mag, mit Zunahme der BcvOlkenttig» in der 
Landwirtschaft das Degressi^rgesetz — das ja nichts anderes ist, als das 
Oesetz sinkenden „produit net des hiens-fonds" — wirksam werden. Aber 
gleichwohl kann der Volksreichtum wachsen, wenn gleichzeitig das „Gesetz 
des zunehmenden Ertrages" in der Industrie wirksam wird. Angenommen: 
der »letzte Zentner* Weizen koste jetzt 12 Arbeitseinheiten. wShrend er frOber 
(als die Bevölkerung noch geringer war) nur 10 kostete. Wenn aber, dank Ver- 
vollkommnung der Mahl- und Bäckereimaschinen, die Veredhmg des Zentners 
Welzen zu I Zentner Weizenbrot jetzt nur noch 1 Arbeitseinheit kostet gegen 
früher 4, so kostet jetzt das Gut „Weizenbrot" nur noch 13 gegen früher 
14 Arbeitseinheiten. Somit ist Arbeit frei geworden zur Produktion irgend welcher 
Güter, welche bisher nicht produziert werden konnten; z. B. zur Erweiterung des 
Woizeiibaucs einerseits, Erweiterung der Weizenbrotfabrikation andererseits. Der 
Volksretchtum wächst trotz gestiegener Bevölkerung und trotz Wirksatnwerdens 
des Degressivgesetzes in der Erzeugung des Stoffes Weizen; eine „Überkom- 
pensatjon" i st in diesem Falle erfolgt Und gleichen Effekt wie die oben suppo- 
nierte Vervollkommnung der Maschinerie kann eine Vervollkommnung der Arbeits- 
teilung in den Nahrungsmittelgewerben nach sich ziehen. Und was von diesen 
Gewerben gilt, gilt von allen, welche agrikole Rohstoffe veredeln. Nehmen wir 
dn Gewerbe, das keine Unterfaaltsmittel schafft, etwa die Seidenfabrikation. Die 
Herstellung der Einheit i^endwelchen Seidenfabrikates, iifendwelchen »Gutes" 
aus Seide, habe bisher 14 Arbeitseinheiten gekostet, wovon 10 auf die Erzeugung 
der Kokons und 4 auf die Veredlung entfielen. Jetzt atier mache sich, da zufolge 
gestiegener Bevölkerung die Nachfrage stieg und dazu zwang, minder produktive 
BOden fOr die Maulbeerbaumplantagen in Anspruch zu nehmen, das D^ressiv- 
gesetz In der Rohstoffproduktion geltend — der „letzte Zentner" Kokons koste 
jetzt 12, statt 10 Arbeitseinheiten; aber dank technischen Fortschritts in der 
Stoffverediung (Seidenfabrikation) koste die Fabrikation eines Zentners Seidenzeug, 
statt bisher 4, nur noch 1 Arbeitseinheit. Dann ist's genau so, wie im vorigen 
Beispiel. Arbeit ist frei geworden, welche nun z. B. zur Erweiterung des Welzen- 
baues einerseits, der Erweiterung der Weizen brotfabrikation andererseits verwendet 
werden kann; d. h. zur Schaffung von mehr „Unterhaltsmitteln". Der Volksreichtum 
wächst, indem die Wirtschaftsgesellschaft jetzt über gleiches Quantum von 
Seidenzeug, aber größeres Quantum von Brot verfügt als zuvor. Immer — 
gleichviel, ob es an .Unterhaltsmitteln" oder an Dingen des «Komforts* wirksam 
werde — bewirkt das Eingreifen des Gesetzes des /u nehmenden Ertrages im Ge- 
biete der Stoffveredlung, daß Arbeit frei wird und dadurch der Landwirtschaft 
die Möglichkeit, ein größeres Quantum von „Unterhaltsmitteln" zu schaffen als 
zuvor, sich enchfieftt Nur darauf k<Mnmt es an. 

Die Möglichkeit der „Oberkompensation" des Degressivgesetzes durch das 
Progressivgesetz muß den Populationisten unbedingt zugegeben werden. Daß man 
ihnen dieses Zugeständnis bisher nicht gemacht hat, ist vielleicht eine der Ursachen, 

WaKner-Fcstscliritt. 4 
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weshalb die Anti-Malthusianer des 19. Jahrhunderts - innerhalb dessen ja jene 
„Überkompensation" handgreiflich war — in das andere Extrem verfallen sind. 
In das andere Extrem: d. h. daß sie, statt dem Gesetze des abnehmenden Ertrages 
der Bodenproduktioii das Gesetz des zunditnenden*) Ertrages der Industrie usw. 
als eine jenem entgegenarbeitende ölconomische Kraft enlg^enzustellen; statt zu 
sagen, daß nur in concreto zu entscheiden sei, wie aus der Diagonale dieser 
Kräfte die ökonomische Entwicklung bei steigender Bevölkerung sich gestalten 
werde — ob im Sinne wadisenden oder fallenden Durcitsdinittseintomniens; 
daB sie statt dessen sich zu der optimistisclien Behauptung versteigen, als sei es 
so gut wie absolut gewiß, daß stets Oberkornpensaion eintrete — als ob (wie 
Eulenburg, noch schärfer auftrumpfend als Oppenheimer, sich ausdrückt) 
„durchaus ein Gesetz steigender Erträge mit steigender Arbeitsteilung 
gelte* und daher» da eben steigende Bevdlkerung steigende Arbeitsteilung nach 
sich ziehe, Obervftikerung ein Phantom sei; steigende Bevölkerung niemals als 
„Elenüsgrund", sondern atwrall und immer — ^durchaus" — als »Wohlstands^ 
Ursache" wirke. 

Diese Behauptung ist unbeweisbar. Es ist unbeweisbar, daß im I alle stel« 
gender Bevölkerung die Produktivitätssteigerung, welche nun kraft wachsenden 
Markts, vervollkommneter Arbeitsteilung usw. eintritt, stets grOSer sein mQsse 
als die Produktivitätsminderung, welche kraft Sinkens des „produit net" der 
Landwirtschaft — zufolge Heranziehung neuer, weniger produktiver Böden; be- 
züglich Mehraufwand von Arbeit für die Produkteinheit auf den bereits bisher 
benutzten BMen — zweifellos eintreten kann, und welche dann mit Sicherhdt 
zu befürchten steht, wenn einmal die Technik stagniert und die Basis der Boden* 
Produktion die gleiche bleibt. 

Auf deduktivem Wege jene Behauptung zu beweisen, kann niemals glücken; 
denn das Degressivgesetz für die „Produktion auf Land" zu n^ieren, ist schlechter- 
dings unmöglich. 

Oppenheim er tritt daher einen Induktionsbeweis an; er beschränkt sich 

darauf, zu betonen, daß bisher stets „Überkompensation* erfolgt sei — „bis auf 
den heutigen Tag" (S. 57). Denn: das Diirchschiiittscinknmmen ist ja (trotz stei- 
gender Bevölkerung, wie die Maithusiancr sagen müssen; wegen steigender 
Bevölkerung, wie er zu sagen geneigt ist) gestiegen! Die Kulturmenschheit ist 
ja, mit wachsender Volksziffer, nicht armer, sondern reicher gewordenl 

Nachzuweisen, da0 diese Behauptung für die femerliegende Vergangenheit 

zutreffe, unterläßt Oppenheimer. Mit Recht denn noch nicht „vollbesetzte" 
Länder, d. i. solche, welche ihre Bodenproduktinnsbasis noch ausdehnen können, 
hat ja Malthus bei seiner Lehre nicht im Auge. Und bis weit in das 18. Jahr- 
hundert hinein waren ja so gut wie alle Gebiete Europas noch nicht »vollbesetzt*. 

Dagq;en meint Oppenheimer diese Behauptung fOr das 19. Jahrhundert, 

für die ganze Periode nach Erscheinen des Malthusschen Werkes, außer allen 
Zweifel stellen zu können, und meint damit der ijehre Malthus' den Todesstoft 
gegeben zu haben. 

Drei Tatsachen sind es, auf welche er sich statzt: das Wadistum der 



') Oenaaer, vorsichtiger mfiBte es heiSen: Gesetz des mindestens parallel der 
Arbeit wachsenden Ertrages. 

Richtig formuliert Wolf: .In den Gewerbea wird doppelte Verwendiutg von Arbeit 
und Kapital in der Regel mindestens doppelt so hohe Ertrflge bringen (a. a. 0., S. 
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städtischen Bevölkerung; das Steigen der Roherträge der Landwirtschaft; die Hebung 

der Lage der unteren Klasse. 

Schon Wolf hat diesen Induktionsbeweis „zerfasert". Was er vorbringt, ist 
meist zutreffend; aber wichtige Gegenargumente fehlen. Diese noch hinzuzufügen 
und hier und da einige Glossen zur Wolfschen Kritik zu machen, scheint mir 
unumgänglich. 

1) „Unzweifelhaft — schreibt Oppenheimer (S. 34) — wufitc Malthus, daß 
die Zahl der Ackerbauer prozentualiter ab- und die der Gewerbe- und 
Handeltreibenden (sagen wir kurz: ,der Städter') prozentuaUer zunimmt, wo 
immer ein Kulturvolk wflchst Eine einfache Überlegung hfitte ihn belehren sollen, 
daß dies nur möglich is^ wenn das Gesetz der sinkenden Ertrage nicht in 
Kraft ist.'") 

Wo es herrscht, da wird die umgekehrte Bewegung mit Notwendigkeit aus- 
gelöst Nach Malthus' Annahme, da6 mit wachsender Volksziffer das Degressiv- 
gesetz wirksam werde, hätte im 19. Jahiliundert ein immer größerer Prozentsatz 
des steigenden Bevölkerungstotale aufe Land ziehen mfissen — in Wirklichkeit 
trat überall Landflucht ein! 

Wolf entgegnet: 

a) Oewliie Gewerbe, welche frOher durch die llndliche BevOlkerang selbst betrieben 
wurden, sind ganz oder zumeist in die Städte übergesiedelt; 

b) das numerische Verhältnis ist auch dadurch zu Ungunsten des Landes verschot>en, dafi 
.das ,Land', d. h. der gleiche geographische Bezirk, bei einer gewissen Dichtigkeit der 
Bevfilkenuig aufhört in statisÜBelH» Sinae Land zu adn lutd als ,Stadf gezüilt wird"; 

c) in L.itidcrn, wo Korncinfulircn keine Rolle spielen, z. B. In der Union, „kann die Tat- 
sache entscheidend sein", dafi die dortige Bodenproduktion den Punkt des abnehmenden 
Ertrags nodi »idit erreteht hat; »oder die, da6 jeder Vermehrung der Volkszahl in den 
Städten eine Erwelteiong des landwirtscbaftllcli benntzten Areals parallel oder voran- 
gehf.O 

Diese Einwände genügen eigentlich schon, den Versuch Oppenheimers, 
die Lehre Malthus' durch die Talsache des Verstädterungsprozesses ad absur- 
dum zu führen, zu parieren. Aber ein Einwand von noch größerer Bedeutui^ ist 
Wolf entgangen. Nämlich: daß das ganze Argument auf oirior haltlosen Voraus- 
setzung beruht. Es ist völlig falsch, wenn Oppenheimer sagt, daß Verstädte- 
rung „nur möglich ist, wenn das Gesetz der sinkenden Erträge nicht in Kraft 
steht": daß nur in diesem Falle die Zahl der Städter zu-, die der Bauern ab- 
nehmen könne; daß, wenn es in Kraft sleh^ die Zahl der Bauern auf Kosten der 
Städter wachsen müsse. 

Richtig wäre, zu sagen: wo das Gesetz sich geltend macht, da muß die 
Quote d«- behufe Erzeugung der Bodenprodukte tätigen BevStkeiung auf 
Kosten der behufe Verarbeitung usw. der Bodenprodukte tätigen Quote 
wachsen. Jener Teil der Bevölkerung deckt sidi aber keineswegs mit den »Bauern*, 

') .Von Korneinfuhren — fügt er hinzu — sehen wit hier zunächst ab. Zu Malthus' 
Zeit war von retjelm.Tfiigen bedeutenden Korncinfuhren in den meisten Ländern noch gar 
keine Rede. Wir unioisuchen hier lediglich die Zeit vom Augenblick der .vollen" Besetzung 
bis zu dem Zeitpunkt, wo Korncinfuhren nötig werden, z. B. Deutschland bis etwa 1819,' 
Auch ich sehe bei meiner Replik von diesem Moment ab. 

*) Wolf, S. 262— 2t>3. Ein weiteres Argument Wolfs — daS nlmllch ffir die Länder, 
wo der Prozentsatz der „Städter" am raschesten und am meisten Itl^; (ffir die Industrie- 
staaten Westeuropas), noch hiozuiconime, daß ihre Bevölkerung .zum groBeo und immer 
gröBere Teile nicht durch die iniindische, sondern durch die ausländische Landwirtschaft, 
durch Einfuhr" ernihrt wurde — trifft Oppeobelmer nlcbL Vgl. vorige Anmerkung. 
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dieser nicht mit den „Städtern". Es kann sein es ist in der heutigen Ära der 
Technik so und wird mehr und mehr so daß viele Verrichtungen, welche not- 
wendig sind behufs Erzeugung der ßodenprodukte — nicht von 
„Bauern", sondern von sonstigen Produzenten vollzogen werden, die vielleidit auf 
dem Lande, vielleiclit in den StMten wohnen. Zu der Zahl der direkt agrilcoien 
Arbeiter — der „Bauern" — ist, um die Bevftlkcrungsquote zu bestimmen, welche 
im Dienste der Bodenproduktion steht, die Zahl aller indirekt agrikolen Arbeiter 
zu addieren. Daten über Verschiebung der Relation zwischen „Bauern" und 
»Städtern* im BevOllcerungstotale IcOnnen darüber, ob die Landwirtschaft im ab- 
steigenden Ast der Produktivität sidi befindet oder nicht, Iceinen — auch nicht 
einmal ganz ungefähren Aufschluß Reben! 

Wer landwirtschaftliche Maschinen und Geräte fertigt, wer Drainageröhren 
fabriziert, installiert; wer künstliche Düngemittel — z. B. Kalisalze — erzeugt; wer 
Steine, Zi^el, Hotz, Eisen usw. hervorbringt, welche für landwirtschaftliche Ge- 
bäude Verwendung finden, und wer mit Hilfe dieser Materialien solche Gebäude 
errichtet; wer irgendwelche solche Dinge, deren die Landwirtschaft bedarf, um 
produktiv zu sein, ihr auf der Eisenbahn, zu Schiff usw. zuführt; kurz: wer Dinge 
produziert oder transportiert, welche Produktionskostenelemcntc der Land- 
wirtschaft bilden — der ist genau so landwirtschaftlicher Produzent, als wer 
Getreide zieht und Vieh züchtet.') 

Es ist klar, daß die Statistik uns, bisher wie auch künftig, die Mittel zur 
Kalkulation der Zahl dieser indirekt agrikolen Arbeiter versagt. Es ist aber 
ebenso klar, daß, falls man, wie Oppenheimer, das Vorhandensein solcher in- 
direkt agrikoler Arbeiter aufter acht läSt, und darOber, ob das Oesetz des abneh- 
menden Ertrages in Kraft steht oder nicht, urteilen will, indem man einfach die 
Verschiebung der Relation zwischen „Bauern" und „Städtern" im Bevölkerung 
totale zugrunde legt, sich arg verkalkulieren kann. 

Angenommen, der ffiitni der Landwirte'' siege; Handelsverträge kämen nicht 
zustande; der Qeneraltarif von 1902 mit seinen ejcorbitanten OetreideabÜen erhalte 
Gültigkeit und die Folge sei, datt Deutschland „unabhängiger" von ausländischem 
Getreide werde. Dann könnte das Gesetz des abnehmenden trtrages auf unserer 
Volkswirtschalt mit schwerstem Drucke lasten, ohne daü die Zahl der „Bauern sich 
um Einen mehrte. Je höher die Produktionskosten fOr nationales Getreide stiegen 
— zufolge intensiverer Bewirtschaftung der heute bereits genutzten Böden oder 
zufolge Heranziehung minder produktiver, bisher nicht zum Kornbau genutzter 
Boden — desto zwingender würde der Impuls werden, arbeitparende Maschinen, 
leistungsfähigere Geräte zu verwenden; Flächen zu drainien, die zu drainieren bis- 
her, angesichts niedrigerer Preise, nicht lohnte; weit mehr künstliche DOngemittel 
zu gebrauchen. Eine größere Menge von Baumerialien würde durch die sich aus- 
dehnende Getreidekultur benötigt werden — mehr Scheunen, mehr Ställe usw. 
Das heißt: es würde tatsächlich eine größere Quote des Bevölkerungstotale im Dienste 



*) Das erste Argument Wolfs berflhrt sich nnr scheinbar mit dem von mir hier zu- 
gefügten. Wesentlicli ist für mich niclit, d.ili i r i; c ii d w c I c Ii e. früher auf dem Lande betrie- 
bene Oewcrbe in die Städte übergesiedelt sein können — z. B. Tcxtilgewerbe, d.h. Gewerbe, 
die für den Bedarf der Landwirte, nicht aber der Landwirtschaft arbeiten. Sondern . 
wesentlich ist nur. daß Gewerbe, deren Betrieb die Voraussetzuni; des Betriebes der 
Landwirtschaft abgibt, nicht auf dem Lande domizilieren; dafi die Zahl der Produzenten 
dieser Gewerbe — «tatiitisch M$tldter" — mit sinkendem Ertrage der Landwirtschaft lierauf- 
gelien Icann, wJUirend die Zahl der „Bauern" gleichbleiben oder sogar berabgeben nag. 
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der Bodenproduktion stehen. Aber, tiach der Statistik, wQrde sie den „Städtern" 
zuzuzählen sein und damit, gemäß Oppenheimer, beviriesen sein, dafi das Gesetz 

des abnehmenden Ertrages „nicht in Kraft steht". 

Je mehr ein Voll< an Zahl zunimmt" — schreibt Oppenheimer an anderer 
Steile — „um so großer wird die Arbeitsteilung; um so vollkommener die Werk- 
zeuge, mit welchen der Landwirt produziert; um so freier von den Nebenberufen 
seine Zeit für den Hauptberuf; und dadurch wächst der Rohertrag seines Acker- 
grundstii cks". Ganz sicher — wenn der Generaltarif von 1902 Gültigkeit er- 
hielte und das deutsche Volk weiter an Zahl zunähme, so würde die Arbeitsteilung 
größer werden usw.; es würde der „Rohertrag" der Gesamtheit der Aciceigrund- 
stQcIce wachsen. Aller der „Rohertr^** der deutschen Volles Wirtschaft wflide 
gesunken sein — denn eine größere Quote der Nation, eine größere Zahl von Pro- 
duzenten (nicht in der Landwirtschaft, aber in den übrigen Wirtschaftsgebieten) 
als bisher wäre gebunden, um das Qetreidequantum zu erzeugen, dessen unser 
Volk bedfirfle; eine geringere Quote der Nation, eine geringere Zahl von Produ- 
zenten als bisher wäre frei, um es mit anderen Gfitern zu versoigen; d. h. der 
Durchschnittsbetrag an Gütern, der den Volksmitgliedern zur Verfügung stünde, 
wäre kleiner — zufolge Wirksamwerdens des Gesetzes des abnehmenden Er- 
trages; trotz Verschiebung der Bevölkerung zugunsten der „Städter". 

Wie unzureichend die Malthussche Lehre — bezüglich die ihr zugrunde 
li^nde Theorie des Degressivgesetzes — bisher durchdacht ist, erhellt recht 
sinnüll^ aus der Tatsache, dafl weder Oppenheimer, noch Wolf davon Akt 
• nehmen, dafi es direkt und Indirekt agrikole Artwiter gibt 

2) Es ist — sagt Oppenheimer weiter — „der Ertrag der Flächeneinheit 
in der Landwirtschaft seit längerer Zeit wesentlich stärker gestiegen als die Be- 
völkerung". Sucht er mit der Verstädterungstatsache dem Degressivgesetze auf 
einem Umwege beizukommen, so rückt er ihm mit dieser Tatsache der Ertrags- 
progressivitat geradewegs auf den Leib. Die Volksziffer schwoll an — aber, im 
Gegensatze zu Malthus' Annahme, schrumpfte das Durchschnittsergebnis agri- 
koler Arbeit, trotzdem minder produktive Flächen großen Umfangs in Arbeit ge- 
nommen wurden, nicht zusammen, sondern hob sich. Ergo: mit steigender Be- 
völkerung ist Oberkompensation eii^;etreten; das mufl so sein. 

Wolf entgegnet: 

a) Die Mulhallschfii Zittern auf die üppcnhcinicr sich in erster Linie stützt — 
könnten „Beweiskraft nur in beschränktem Grade' in Anspruch nehmen (ich würde eine 
noch derbere Zurückweisung des statistischen Humbugs, welcher im .Dictionary of 
Statistics" so vielfach getrieben wird, für am Platze gehalten haben). 

b) Auf dte Entwicklung der ErtrSge in Kolonial gebieten zu rekurrieren — was Oppen- 

heimer hier und da tut — geht nicht an. ,Die (jrcnze, jenseits welcher Malthus das 
Gesetz als zu Recht bestehend voraussetzt, war zu Beginn der Zeit, für welche Aus- 
weise geliefert werden, noch niclit erreiclit.' (Sie Ist — nge idi hinzu — auch heute 
daselbst iK ili vielfach nicht erreicht; nianclK' Kolonialgebiete befinden sich noch heute 
„im auisteigeaden Ast" agrarischer Produktivität; durch Verbesserung der Transport- 
nittel werden Fliehen au^escUoMen, welche produktiver sind als die bereits be- 
siedelten.) 

c) Mit Daten betreffs der Eriragssteigerung für einseloe Landgüter und fOr einzelae 
Jahre dürfe man nicht operieren. 

d) Die amtilcbe Emtestatistik ergebe für die ,volibcsetzt«i Under", daB die »relative 
Ergiebigkeit des .Oetreideboden* während des vergangenen Jahrhunderts bestenfalls 
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im Mafie der Volkszaht sich erhöht hat, aber eher dahinter zurückgeblieben 
als ihr vorangekommen ist".') Oppenheimer habe .die Steigerung der Erträge über- 
scMtsf. 

Mit dem Ergebnis bin ich völlig einverstanden. Aber die Wolfsche Beweis- 
führung erfordert einige Korrekturen und Ergänzungen. 

a) Wolf bekämpft das Herausreißen der Daten für einzelne Jahre. Aber 
er selbst verfällt, bei Benutzung der amtlichen Erntestatistik, in diesen Fehler; und 
er berficloiclitigt nicht, dafi unter Umstanden auch Daten, welche Durchschnitts- 
erträge für Jahresreihen angeben, für den Zweck, den Gang der Ertragsverhältnisse 
zu beleuchten, untauglich sein können. Dadurch erscheint die Steigerung des Er- 
trages ~ so viel geringer er sie auch anschlägt als Oppenheimer — doch noch 
grüßer, als sie wirklich war. 

Nachdem er betreffs Westeuropas gegen Oppenheimers Überschätzung 
des agrikolen Fortschritts protestiert hat, schreibt er: wo jungfräulicher Boden zur 
Verfügunt; stand, da habe allerdings ein stärkerer Fortschritt im Ertrage als in 
der Bevölkerung stattgefunden. „Das weisen die Zahlen aus Ungarn und Rumä- 
nien aus, wo man schon binnen 20 Jahren die Erträge zu verdoppeln ver- 
mochte." 

Die Ziffern für Rumänien — Weizenertrag von 7 hl in 1876, von 14,2 hl in 
1898; Roggenertrag von 7,9 hl in 1876, von 13,9 in 1898 — vermös;cn aber die 
Tatsache der Verdoppelung der Erträge nicht zu erhärten; denn sie betreffen eben 
einzelne Jahre. Vielleicht war 1876 ein Hungerjahr und 1898 ein flbetdurch- 
schnittiich gutes Jahr? Wer mit solchen Daten arbeitet, hat sich zunächst dar^ 
ülwr zu vergewissern, ob Normaljahre vorliegen oder nicht. 

Die Ziffern für Ungarn geben zwar Durchschnittserträge für Jahrfiinfte. Aber 
auch sie sind ohne Beweiskraft. Man darf auch nicht ohne weiteres mit Daten 
für Jahresreihen arbeiten, sondern mufl sich darüber orientieren, ob in diesen 
längeren Zeiträumen ~ was sein kann — schlechte oder gute Ernten vorwc^en. 

Wolf zitiert aus dem Werke des r>sterrcicliischcn Ackerbauministeriums — 
„Das Getreide im Weltverkehr" eine Tabelle, die angibt, wie sich seit der Periode 
1871/1875 in West-, beziehungsweise Osteuropa die mittlere Bevölkerung und die 
Eiträ^ der Brotfruchtemten pro Hektar und pro Kopf verändert haben. Er findet, 
daß dieser Tabelle „das Gegenteil der Oppenheimerschen These und die Bekräf- 
tigung des Malthusschen Gesetzes entnommen werden müsse" (S. 267). Denn 
1871 1895 sei in Westeuropa der Weizenertrag pro Hektar langsamer gewachsen 
als die Bevölkerung, während der Roggenertrag nur knapp damit Schritt gehalten 
habe; in Osteuropa sei zwar der Weizenertrag rascher gestiegen als die Bevölke- 
rung, aber der Roggenertrag wesenflich zurückgeblieben. 

Ich habe stärkste Bedenken gegenüber Ziffern für das siebziger Jahrzehnt, 
wo die Erntestatistik noch viel mangelhafter war, als sie heute ist. Sollten aber 
die Daten der Wirklichkeit entsprechen, so ist sicher, daß das Bild, welches Wolf 
aus ihnen entnimmt, ein zu günstiges ist Wie jeder Blick auf die Getreide- 
preise von 1871/75 sofort lehrt, war dies Jahrfünft, mit dem die Statistik anhebt, 
eine Zeit exzeptionell schlechter Ernten für Europa; d. h. die Erträge waren ex- 
zeptionell niedrige. 

Fassen wir einmal ein einzelnes Land ins Auge; nämlich Ungarn, von dem 
oben die Rede war. Es wird angegeben, daB sich belaufen habe 



0 Wolf, S. 286-268. 
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der Ertrag an Hektoliter per Hektar im Durchschnitt der Jahre 
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Daran, daß in Ungarn dani< der intensiveren Kultur, welche im Laufe der 
letzten Dezennien sich Bahn brach, der Ertrag erheblich heraufging, ist nicht zu 
zweifeln. Aber aus dem Vergleich des Ertrages von 1871/75 mit dem von 
1891/95 ist das wahre Maß der Ertragssteigerung nicht abzulesen. Anfang des 

siebziger Dezenniums jammerte man im Donaureiche Über die „höchsten Getreide- 
preise des Jahrhunderts" — dank des Miöwachses. 

Bei diesen Daten der Ertragsstatistilc länger zu verweilen, lohnt nicht Denn 
der Beweis pro oder contra Degressivgesetz, der Beweis, ob MOberfcompen- 

sation" eingetreten ist oder nicht, kannmit soldien Daten — ob auf Schätzungen 
oder Rechnungen beruhend, ob leichtfertig oder mit aller denkbaren Vorsicht ver- 
wertet — unter keinen Umständen gführt werden. 

b) Selbst wenn Oppenheimers Behauptung vom „kolossalen", „schwindel- 
erregenden", t^anz ungeheuren" Stei^n der Erträge so begründet wäre, wie sie, 
angesichts aller einic;ermaBen vertrauenswürdigen, größere Gebiete und größere 
Perioden umfassenden Ertragsstatistik, als unbegründet sich erweist, so wäre da- 
mit die Maithussche Lehre nicht im mindesten erschüttert. Denn das Gesetz 
des abnehmenden Ertrages lautet ja gar nicht dahin, daB der Rohertrag, der 
absolute Ertrag, abnehmen müsse mit steigender Bevölkerung, wenigstens nicht 
entsprechend gesteit^'ert werden klinne, sondern dahin, daß der relative Ertrag, 
der Ertrag per Arbeitseinheit (oder Kosteneinheit), von einem gewissen Punkte ab 
sinken müsse. Wer dies Gesetz mittels Induction widerlegen will, hat zu be- 
weisen, daft z. B. eine Verdoppelung des Rohertrages nicht dadurdi erzielt wurde, 
daft die Arbeitsmengen (die Kosten) um mehr als das Doppelte stiegen. 

Solcher Beweis ist nun ja leider unmöplicli; ich sehe wenigstens keine M<)g- 
lichkeit, ihn direkt zu führen. Indirekt aber ist Aufschluß darüber, ob die Stei- 
gerung des Rohertrages unter Steigerung des durchschnittlichen Arbeitsaufwandes 
für die Produkleinheit stattfand oder nicht, zu gewinnen: nSmlich aus der Be- 
wegung des Preises der Bodenprodukte. Die Bewegung des Preises der Boden- 
produkte spiegelt ja die Bewegunt; des Arbeitsaufwandes für den „letzten Zentner", 
die den Marktpreis regulierende Produkteinheit, wieder.-) Haben wir Länder vor 
uns, welche ffir eine steigende Bevölkerung ihr Korn usw. selbst erzeugen, so 
ist aus der Bewegung des Preises von Korn usw. zu entnehmen, wie die ^kole 
Produktivität sich bewegt - ob steigender Rohertrag, steigende Produktion, im 
Zeichen steigender, gleichbleibender oder fallender Produktivität sich vollzog. 

Oppenheimer und Eulen bürg behaupten, daß das Degressivgesetz „bis- 
her niemals in Wirksamkeit getreten ist* — trotz steigender Bevölkerung auch in 
»vollbesetzten" Lindern nicht*) Was lehrt aber die Preisstatistik? 



■) Berieht Ober die Titigkdt des sUiUttiscIien Semliun der UniverailitWieii 1990-01, 

s. eo7. 

*) Selbstverslindlicb, sofem nidit Qeldwertvendilebungeii ehigetreten sind. 
^ Vgl. Oppenheimer, S.'32-34, Eulenburg, S. 2152. 
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Im letzten Drittel des 18. und zu Beginn des 19. Jahrhunderts — damals als 
England in der Hauptsache englisches Kurn verzehrte (der Import war bis zur 
Kriegsära, die 1793 einsetzte, von Hungerjaliren abgesehen, recht unbedeutend, 
und hörte dann, für rund zwei Dezennien, so gut wie gänzlich auf), stieg zwar mit 
steit^'cnder Rev()lkerung der Gesninf-Rnhcrtrag der Getreideproduktion — zufolge 
HxtL'nsinn der ihr dienenden Fläche; und stieg auch — zufolge intensiverer Wirt- 
schaitsweise — der Rohertrag per Flächeneinheit. Aber mehr und mehr Arbeit 
muBte auf die Erzeugung der Getreideeinheit verwendet werden: das Korn ward 
teurer und teurer. Nach Marsh all war die Bewegung folgende.') 
Der Durchschnittspreis des Weizens betrug: 

1771/1780 34 Shill. 7 d. 

1781/1790 37 „ 1 „ 

1791/1800 63 M 6 „ 

1801 1810 83 „ 11 , 

1811 1820 87 „ 6 „ 
Das gleiche Phänomen in Deutschland. Bis in die siebziger Jahre lebte 
unsere Nation in der Hauptsache von den Produicten des eigenen Bodens. Auch 
t>ei uns dehnte sich mit steigender Bevölkerung der Kombau aus; und gewiB ist, 
daß (obwohl der Grad sich — bis in die sieliziger Jahre — nicht feststellen läBt) 
dessen Ergiebigkeit größer ward. Aber auch in Deutschland ging von Jahrzehnt 
zu Jahrzehnt das Arbeitsquantum, welches der „letzte Zentner" leostete, empor; 
auch hier erhöhte sich ständig der Gelreideprels (solange, bis die auswärtige Kon- 
kurrenz die Bewegung zunächst zum Halten bnchte und dann in ihr Gegenteil 
umschlagen ließ). Auch hier machte sich, wie in England, das Degressivgeselz 
geltend, als steigende Heviilkerung auf gegebenen Nahrun.usspielraum preßte. 

Oppcnhcimcr wird entgegnen: „mag die Lebcnsmittelpruduktion immerhin 
dem .Gesetz der sinkenden Erträge' unterliegen: die Stoffveredlung unterliegt 
sicher einem umgekehrten .Gesetz der steigenden Erträge', wonach sie um so 
ergiebiger wird, je grüßer der Markt, je vollkommener die Arbeitsteilunt;." Bisher 
hat„ Überkumpensation" der Nachteile, die aus dem Gesetze der Stofferzeugung 
sich ergeben, durch die Vorteile, welche das Gesetz der Stoffveredlung der Volks- 
wirtschaft bringt, „ausnahmslos stat^funden*. 

AUerdif^: trotz Eingreifens dejl Degressivgesetzes hat auch in jenen Pe- 
rioden, von denen oben die Rede war. Überkompensation stattgefunden. Denn, 
wenigstens in Deutschland, wuchs 1815 1875 zweifellos das Durchschnittsein- 
kommen aller Klassen; das Steigen der Lebensmittelpreise wurde durch das Sinken 
der Preise der Fabrikate mehr als wett gemacht Ob auch in England 1790/1820, 
ist minder sicher — nach Torrens' berühmtem Werke über den Kornhandel 
scheint es aber, daß auch hier das Steigen der Produktivität der Industrie den 
Druck, welchen die Weizenhausse ausübte, paralysierte. 

Jedoch — ob »Oberkompensation* damals stattgefunden habe oder nicht, ist 
hier gleichgDItig. Es kommt mir nur darauf an, gegenüber Oppenheimers 
Argument der Ertragsprogressivität zu konstatieren , daß mit Vorführung von 
Daten betreffend Steigerung des Rohertrages per Flächeneinheit die Behaup- 
tung, daß das Degressivgesetz nicht in Kraft gestanden habe, unter keinen 
Umständen zu rechtfertigen ist Und weiter, daB die Preisbewegung der Boden- 
produkte eigibt, daB das Degressivgesetz in Engtand wie Deutschland während 

■) A. Marshail, Principles of Economics, S. 254 (4. Aufl.). 
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Dezennien in Kraft gestanden hat; daß trotzdem in dieser Periode die Agrartechnik 
gewaltig sich vervollkommnete, der Arbeitsaufwand für den „letzten Zentner" stän- 
dig sich erhöht hat. — 
Wolf schreibt: 

„Die ürundrcntc und der durch sie etwa erhöhte Preis der Bodenprodukte 
kann nicht auf Rechnung des Gesetzes des sinkenden Bodenertrages gesetzt 
werden (a. a. O., S. 271). 

Ich verstehe das nicht. Oer Preis der Bodenprodukte steigt doch nur dann, wenn 
das Gesetz sich geltend macht, und deshalb, weil es sich geltend macht? Die Ricardia- 
nische Grundrententheorie tat docb nichts als die, für die Gatenrerlettung unter der heutigen 
Wirtsctiaftsordnung gezogene Konsequenz dieses Gesetzes? 

Allerdings: zufolge der heutigen Wirtschaftsordnung, zufoge des Privateigentums am 
Boden, erhöht sich der Preis der Bodenprodukte im Falle des Eingreifens dieses QesetzcB 
stirker, als er sich erhöhen wOrde, wenn eine Wirtschaftsordnung mit Oemeineigcntum am 
Boden bestlnde. 

Aus der Preisbewegung der Bodeuprodukte ist heute nur abzulesen, In welchem Male 
aich, wie ich oben sagte, der Arbeitsaufwand für den ^letzten Zentner" erhöht hat — 
welcher den Stand des Marktpreises reguliert und damit den Stand der Grundrente (Wolf 
spricht von der „Grundrente und dem durch sie etwa erhöhten Preis der Bodenprodukte" — 
aber die Grundrentenbewegung ist ja doch Wirkung, nicht Ursache der Preisbewegung!), 
in welchem IMafie sich der durchschnittliche Arbeitsaufwand fir den Zentner erhOht hat, 
bleibt im Dunkel. 

in einer Wirtschaftsordnung mit Gemeineigentum am Boden würde im Falle des Ein- 
greifens des Gesetzes des abnehmenden Bodenertrages steh der Preis des Korns usw. gleich- 
falls erhöhen. Der Unterschied wiirc nur der, daß der Staat als Vcrkiiufcr der Bodenprodukte 
deren Preis gemifi dem durchschnittlichen Arbeitsaufwand für den Zentner tarifieren 
wflrde. Dann wArde klar ersichtlich sein, mit welcher Schwere das Gesetz des almehmenden 
Bodenertrages auf der Volkswirtschaft lastet. Heute kann man, wenn PrciserhühunK crfolfjf, 
nur schlieAen, daß dies Gesetz sich geltend gemacht hat — daß der Arbeitsaufwand für den 
letzten Zentner dadurch um so und so viel gestiegen ist, mit anderen Worten, der l*ro- 
duktcrlra^ des ,, letzten Arbeiters" dadurch um so und so viel gesunken ist. 

Dies aber ist mit Sicherheit zu schließen und diese Bewegung muß „auf Rechnung des 
Gesetzes gesetzt werden". 

3) Die dritte Tatsache, welche Oppenheimer gegen Malthus*. Lehre aus- 
spielt, ist der soziale Fortschritt, deissen die letzten Generationen sich freuen 

durften. Im Laufe des 19. Jahrhunderts — argumentiert er -- hat, wie heute we- 
nigstens kaum noch jemand leugnet, eine beträchtliche Hebung der Lage der 
unterM Klassen sich volliogen. Wire alier der Satz, daB im vollbesetzten Lande 
die JWenschenzahl die Tendenz hat, aiier den Nahrungsspielraum hinauszuwachsen, 

richtig, so wäre solche Hebung unmöglich; denn sie bedeutet ja, daB die Men* 
schenzahl hinter dem Nahrungsspielraum zurückgeblieben ist.') 

Aber — Malthus sagt ja doch, daß jene „Tendenz" gebrochen werden könne 
und solle durch den moral restraint; daB die Menschenzahl, auf die „Stimme der 
Vemunft" hörend, sich dem Nahrungsspielraum „anpassen" könne und solle. Er 
l)et()nt doch selbst nicht nur die Möglichkeit der Perfektibilität der Speeles homo 
in der „Praxis des Heiratens", sondern auch, dah die KultiiMfRuscIiheit tafsäch- 
lich vernünftiger, vorsichtiger geworden sei und dadurtti die Übel, welche das 
Bevdikerungsgesetz mit sich bringe, abgeschwächt seien. 

„Frorn a revicw of tbe former State of socicty in former periods eompnrcd with the 
present 1 should ccrtalnly say fhat Ihe evils resulting from the principle of population 
have rather diminished than increased, even under tbe disadvantage of an almost total 

■) Ebenso Eulenburg, a. a. 0-, S.2151, — Der Skrupel, ob „Bevölkerungsgesetz" und 
sozialer Fortschritt vereinbar seien, findet sich schon bei O. Rflmeün (vgl. Oppenheimers 

Zitat, S. 74). 
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ignorancc üf their real cause. And if we caa indulgc thc hopc that this ignorance will be 
gTMlually dissipated, it does not seem nnreasonable to hope that they will be still further 

dimlnished!" 

,Tbe increase of absolute populalion, which will of course take place, will evidently 
tend tmt Httle to weaken thIs expectation, as everything depends on the relative Pro- 
portion betwccri population and food, nnd not on thc absolute mimbcr of pcople. 
In the former part of this work it appeared that the countries which possesscd the fewcst 
people often suffered the mott from the effects of the prlndple of population' (B. IV, 
Ch. XII). 

Es ist also keineswegs zutreffend, daB Malthiis' Lehre und sozialer Fortschritt 
unvereinbar sind. „Die Völker mit geringster Dichtigkeit litten utt am meisten unter 
den Konsequenzen des Bevölkerungsgesetzes" — Völker mit gröBerer Dichtigkeit 
weit weniger; die Bevölkerung kann immer dichter werden und doch können die 
„Übel" mehr und mehr sich abschwächen. „Alles hängt ab von der Relation 
zwischen Menschenquaiitiim und Subsistenzmittclquantum" — welche Relation 
rationell zu regulieren und dadurch den sozialen Fortschritt zu ermöglichen, in 
der Maclit des Menschen liegt 

Die Hebung der unteren Klassen war das praktische Ziel der Theorie 
Malthus'. Dem Glauben, daß dies Ziel erreichbar sei, wenn nur die Masse genug- 
sam über das „Bevölkerungsgesetz" aufgeklärt und im Sinne des moral restraint 
beeinflußt werde, war in ihm von Anfang an lebendig und gewann, wie aus einer 
Vergielchui^; der verschiedenen Auflagen erhell^ immer grOfiere Stftrke. Und diese 
— nun tatsächlich erzielte — Hebung der unteren Klassen soll im Widerspruch 
zu seiner Lehre stehen! 

In diesem Argument offenbart sich die traditionelle, wie unten (ll.J des näheren 
dargelegt wird, irrige Auffassung MaUhus' als Pessimisten. 

Doch wir wollen zunädirt annehmen, diese traditionelle Auffaasui^ sei ge- 
rechtfertigt. Aber auch für den Anhänger dieser Auffassung kann über die Hin- 
fälligkeit des Arguments kein Zweifel sein. 

Oppenheimer selbst formuliert (s. o. S. 2) die Malthussche Lehre dahin, 
dafi das Pressen der Bevölkerung auf den Nahrungssptelraum stattfinde — »von 
zeitweiligen Erleichterungen abgesehen". Wer behauptet, daß diese Lehre 
durch den sozialen Fortschritt im 19. Jahrhundert ad ahsurdiini 'geführt sei, hat 
also nachzuweisen, daß es sich da nicht um solche bloß „zeitweilige Erleich- 
terungen" handle, welche Folgen außergewöhnlicher Verhältnisse sind. 

Auch hier ist Wolfs Replik gegen Oppenheimer verdienstlich. Aber auch 
hier scheint mir eine noch schärfer zuspitzende Replik vonnötcn. 

Mit dem Argument der Erhöhung des Lebensfußes der Masse ist — sagt 
Wolf — in dem Falle gegen Malthus nichts auszurichten, „wenn sie sich z. B. auf 
Neubesiede lung großer Landstriche zurückführen läßt". Denn Malthus spricht 
ja das Oesetz des abnehmenden Ertrages, dieses dem sozialen Fortschritt, dem 
wirtschaftlichen Emporiconiincn der Arbeiterschicht feindliche Gesetz, nur für „vollbe- 
setzte" Gebiete aus; er behauptet die „naturgesetzliche" Notwendigkeit des Pau- 
perismus nur unter der Annahme, daß steigende Bevölkerung auf gegebenen 
Nahrungsspielraum preßt 

Gewiß — selbst fOr einen Anhänger jener traditionellen Auffassung 0> welche 
meint, daß Malthus nur „zeitweilige Erleichterungen" vorsehe, zieht jenes Argu- 
ment erstens deshalb nicht, weil im 19. Jahrhundert die Bodenproduktions- 
basis für die westeuropäischen Kulturvölker, für die „vollbesetzten" Gebiete der 

*) Wie Wolf es i»t; s. unten IL 
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Welt, sich in einem Umfang und mit einer Schnelligkeit ausdehnte, wie niemals 

zuvor. (Man kann auch sagen: defilnilh tiiLiit, weil diese Gebiete, liurch Er- 
schließung Amerikas, Australiens, Osteuropas den Charakter „vollbesetzter" üebiete 
verloren.) Und zweitens zieht jenes Argument deshalb nicht, weil gleichzeitig die 
Technik ~> vor allem die Industrie- und Transporttechnik — in einem MaBe und 
Tempo avanzierte, wie niemals zuvor. 

Wir sahen oben: das Degressivgesetz trat in jenen »vollbesetzten" Gebieten 
damals, als deren Bevölkerung in der Hauptsache auf die virtus nutritiva eines ge- 
gebenen Nahrungsmittelspielraums angewiesen war, für geraume Zeit in Kraft. 
Der Fortschritt der i^koien Technik, so tieträchtlich er war, war doch nicht be- 
trichtlich genug, das Sinken der Produktivität der Bodenarbeit bei immer stär- 
keren Inanspruchnahme der gegebenen Bodenproduktionsbasis zu hindern. 
Trotzdem ward die materielle Lage der Masse eine bessere; denn es wurde die 
auf Minderung des Durchschnittseinkommens gebende Wirkung des Sinkens der 
Produktivität der Bodenarbeit mehr als wettmacht — »flberkompen«ert* — durch 
den Fortschritt der industriellen Technik, durch die auf Vermehrung des Durch- 
schnittseinkommens gehende Wirkung des Steigens der Produktivität der in- 
dustriellen Arbeit. 

Seit .Mitte des Jahrhunderts, noch mehr aber seit dem siebziger Dezennium, ward 
dann der ürad der „Dberkompensation" ein noch höherer. Insbesondere dadurch, 
daB die Produktivität der transportierenden Arbeit so gewaltig stieg. Ein- 
facher gesprochen: dadurch, daß die Transportkosten so i^altig fielen, wurde 
es für Westeuropa möglich, Bodcnprndukfe (Lebensmittel und Materialien) in 
immer größeren Mengen von Übersee und vom Osten her zu beziehen und sie mit 
dahin gesandten Fabrikaten usw. zu bezahlen. Die Bevölkerung der „vollbesetzten" 
Gebiete brauchte jetzt die natOriichen Hilfsquellen des nationalen Territoriums 
nicht immer stärker anzuzapfen, je stärker sie anschwoll; brauchte die eigene, 
im „absteigenden Ast" der Produktivität befindliche Bodenproduktion jetzt nicht 
immer stärker auszudehnen. Vielmehr konnte sie die im „aufsteigenden Ast" 
befindliche Industrie, das Trai^MMtwesen usw. immer kräftiger pflegen. So ward 
verhindert, dafi das Gesetz des abnehmenden Ertrags der Bodenproduiction sich 
mit weiter steigender Bevölkerung immer fataler gellend machte; so ergab sich 
die Chance, das Gesetz des zunehmenden Ertrages der übrigen Produktionszweige 
immer erfolgreicher zu exploitieren. Die Konsequenz war, daß die materielle Lage 
der Masse 1870—1900 noch mehr sich besserte als zuvor.') Schon die beiden 
ersten Generationen des 19. Jahrhunderts hatten im Zeichen steigender Produkthrl- 
tät der Volkswirtschaft und daher steigenden Lohnes gestanden; schon seit Hndc der 
napoleonischen Ära war der Geldlohn, wie der Reallohn stetig — in der langet» 
Linie — gestiegen: stieg auch der Preis der Lebensmittel, so hei doch der Preis 
der Fabrikate. Für die letzte Generation gestaltete sich die Lage — zufolge jener 
Hereinziehung Amerikas usw. in die Wirtschaftssphäre Westeuropas — noch 
günstiger: der Preis der Fabrikate ging weiter zurück, jetzt fiel .ibor auch der 
bis dahin gestiegene Preis der Lebensmittel. Der Fall trat ein welchen Malthus 
zwar berücksichtigte, jedoch für nicht gerade wahrscheinlich hielt — daß einmal 
ffir eine Reihe von Generationen die Unterhaltsmittel in derartigem Tempo 



') N.lhercs in meiner „Weltwirtschaft und Volkswirfschaft" (1900); „Kornzoll und So- 
zialrcform" (ll)ÜI); .l'roduzentenintcrcssc der ArbeUerklassc und die Handelsfreiheit" 
(19I»). 
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sich vermehrten, daß die Bevölkerungsvennehrung, wenngleich sie eine uneiliört 
rasche war, nachhinkte. 

Diese Konjunktur war aber eine völlig exzeptionelle! Niemals zuvor 
war, wie oben bereits betont, die wirtschaMiche Potenz der Kultuntienschheit in 
solchem Oeschwindschritt gewachsen. Und kaum minder sicher ist — leid«' — , 
daß sie niemals wieder in solchem Zeitmaß wachsen wird; dal) in derartigem 
Stile der Fall der „Überkompensation" sich niemals wieder ereignen kann. 

Daß „in dieser letzten Jahrhunderthälfte die Besiedlung der Welt den letzten 
großen Schritt getan" habe; dad nunmehr „die Weit im ganzen und groBen be- 
setzt" sei'), ist zwar ebie gewaltige Obertreibung. Noch fOr unendlich Viele hat 
die Erde Raum.'-') Aber ■ in solchem Geschwindschritt wie in der letzten 
Jahrhunderthälfte kann sich die weitere iSesiedhing künftig nicht mehr vollziehen. 
Die Okkupation ganzer Kontinente binnen weniger Menschenalter war ein welt- 
geschichtliches Unikum, war nur möglich in der Periode, in welche der fabulose 
Sprung vom Karren und Segler zum Dampfwagen und Dampfschiff fiel — in 
welcher das neue System des Verkehrs entstand. So wahrscheinlich es ist, daß 
König Dampf entthront werden wird durch Kaiserin Elektrizität und daß auch noch 
andere, uns heute unbekannte Kräfte in unseren Dienst treten; so viel auch noch 
behufs Melioration lenes Systems den kommenden Geschlechtern zu tun flbrig 
bleibt — in Sibirien, Kanada, Südamerika, AfriKa; so gewiß es ist, daß das Welt- 
transportnetz des 20. Jahrhunderts viel engere Maschen aufweisen und zu viel 
niedrigeren Kosten nutzbar sein wird als das von heute, und damit die Besiedlung 
der Welt und die Weltarbeitsteilung und demzufolge die Produktivität der Weit- 
Wirtschaft weiter fortschreiten wird — in solchem Geschwindschritt wie zwischen 
1850 und 1900 kann es nicht weiteiigehen. 

Ebensowenig' wie durch Ausdehnung der Bodenproduktionsbasis kann das 
Gesetz des abnehmenden Ertrages der Bodenarbeit künftig durch Wirksam- 
werden des Gesetzes des zunehmenden Ertrages der industriellen Arbeit 
mit gleichem Erfolg im Schach gehalten werden wie bisher. In solchem Ge- 
schwindschritt wie bisher kann die Ertragssteigerung sich künftig nicht mehr 
vollziehen. Eine Arbeitsersparnis derartigen Maßes, auf so vielen Gebieten zugleich, 
bezüglich kurz nacheinander, war gleichfalls ein weltgeschichtliches Unikum, war 
nur möglich in der Periode, in welcher die Handtechnik durch die Maschinen- 
technik verdrängt ward — in welcher die neue Oiganisation der Industrie kraft 
Oberganges vom Klein- zum GroBbetriebe ins Letten trat. 

Wohl werden noch mehr, weit mehr „eiserne Sklaven" angelernt werden, 
die Typen von heute vollkommeneren weichen. Jedoch Wolf — der, wie oben 
ausgeführt (S. 6/7) sich im Irrtum befindet, wenn er bestreitet, daß das agrikole 
Degressivgesetz durch das industrielle usw. Progressi^eselz Oberhaupt „Qber- 
kompensleif werden könne — hat Recht, wenn er auf ein „Gesetz',der sinkenden 
Fortschritsfähigkeit" oder »sinkenden Forlschrittsquotc" hinweist: „in dem 
Sinne, daß gewisse erste, zweite, dritte Fortschrittsleistungen unter Umständen 
niemals mehr in gleichem Umfange erreicht, geschweige denn übertrumpft 
werden können". 

F.r macht dies an folRcndeni Beispiel deutlich: der Preis pro Pfund Oarn Nr. lUÜ ist 
in Bngland von 1779 bis 1882 von 38 auf etwa 2 sh. gesunken. Es ist klar, sagt er, daB der 

>) Wolf, a. a. O., S. 27a 

«) Vgl. meine «Wellwirtachaft n. Volkswirtschaft*. S. 102 ff. 
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Preis künftig nicht inelir im gleichen Verhältnis sinken kann. ,E* ist klar, d«ß M lieh Iiier 
nm ein Gesetz handelt, das eine TraRweite für die ganze Industrie besitzt."') 

Für noch sicherer aber, als daß die industrielle Technik künftig nicht mehr 
gleidi „fortschrittsfahig" sein wird wie bisher, darf gelten, daS die industrielle 
Oiganisation es niclit sein wird. Die immense Produktivitätserhöhung innerhalb der 
Industrie war zum Teil die Folge der Indienststellung „eiserner Sklaven", zum Teil 
die Folge der Konzentration der „instrumenta vocalia", der ßetriebsakkumulation. 
Es trug viel zur Arbeitsersparnis bei, daß, wahrend bisher die Ziffer der Arbeiter 
der Werkstätten nur ausnahmsweise mehr denn auf ein halb Dutzend sich tie- 
laufen hatte, nunmehr UnternehmunKti! mit hunderten, tausenden von Arbeitern 
sich bildeten. Auch diese neue Organisaiion wird sich noch mehr Terrain erobern; 
die durchschnittliche Arbeiterziffer im Betriebe wird im 20. Jahrhundert eine noch 
größere sein als jetzt. Aber — die .Fortschrittsleistungen", welche durch die Reform 
der Oi|[anisation im 19. Jahrhundert enielt wurden, werden .niemals mehr in so 
großem Umfange erreicht; geschweige denn übertrumpift werden können". 

Wenn dem so ist — wenn in solchem Tempo wie im letzten Säkulum 
weder die Bodenproduktionsbasis sich künftig erweitern, noch der tech- 
nisch-organisatorische Fortschritt der iMlustrie kOnft^ weiter dien kann, so 
lautet die Konsequenz: es kann kanftig die Volksvermehrung — soll das Durch- 
schnittseinkommen auf gleichem Niveau bleiben — nicht mehr in solchem Ge- 
schwindschritt sich vollziehen. Solche Steigerung des Durchschnittseinkom- 
mens bei steigender Ziffer — mit anderen Worten: solche „Überkompensation" des 
D^ressivgesetzes durch das Progressivgesetz — kann kflnflig nldit andauern: 
entweder mufi die ^Hebung der unteren Klassen" aufhören, oder die BevOlkerungs- 
woge muß langsamer fließen. 

Die europäische Kev(')lkcTung und die der Vereinigten Staaten von Amerika 
die das Gros der Kulturmcnschhcit darstellt und bei der das Phänomen der stei- 
genden Voiksdffer am deutlichsten hervortritt — hat von 1800 bis 1900 eine 
Vermehrung von rund 190 auf rund 470 Millionen erfahren; die Bevölkerung ist 
aber nicht ärmer, sondern wohlhabender geworden. 

Diese Tatsache widerlegt Malthus Lehre, wie gesagt, nicht — denn er hat 
den Fall „zeitweiliger Erleichterungen" vorgesehen. Wenn man ihm die Situation 
von heute unterbreitete, so wflrde er sj^en: diese 470 JHillionen von 1900 haben 
die Tendenz, den Trieb, Ehen zu schließen und Kinder zu zeugen, genau so, 
wie die 190 Millionen von 1800. Sie können sich genau so im Laufe des 
kommenden Jahrhunderts im Verhältnis von 1:2',, vermehren, wie die 190 Mil- 
lionen von 1800. Wenn sie dieser Tendenz, diesem Triebe, freies Spiel geben, 
so muB die wachsende Zitier Qlier kurz oder lang „auf den Nahrungsspielraum 
pressen". Denn — daß dieser Nahrungsspielraum sich künftig in gleichem 
Verhältnis ausdehne wie während der letzten Generationen unter einer völlig 
exzeptionellen Konjunktur, ist, nach menschlichem Ermessen, undenkbar. Wenn 
sie dieser Tendenz freies Spiel geben und der Nahrungsspielraum sich nicht 
in gleichem Verhältnis ausdehnt, so ist gewift, dal) wiederum „Not und Laster* 
das Mißverhältnis zwischen virtus generativa des Menschen und virtus nutritiva 
der Erde korrigieren niuss; gewiß, daß dieses Mißverhältnis zu einer „Elend- 
ursache" für die Masse werden muß — mag das Elend zu einem Teile aus 
Mängeln der Gesellschaftsordnung herrflhren, zum anderem Teile aber wird es 
seine Ursadie im „Bevölkerungsgesetze" haben. 

•) Wolf, «. «. S. m 
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So würde er sagen und mit solcher bedingter Prognose nur Widerspruch 
finden bei unseren Neo- Populationisten, welche nicht begreifen, daß die wirt- 
schaftliche Entwicklung im .Zeitalter des Dampfes" ganz singulärer Art war. 

Malthus wOrde aber zu solcher Prognose noch einen Zusatz machen. Nim- 
lieh den, daB er angesichts der Frfichle dieser wirtschaftlichen Entwicklung, an- 
gesichts der h()heren Kultur, besonders auch der „Hebung der unteren Klassen", 
hnffc, daß jene bedingte Prognose nicht zutreffen werde — hoffe, daß die 
Menschheit der Zukunft jener Tendenz, jenem Triebe, nicht freies Spiel geben, 
sondern der „Stimme der Vernunft" Gehör leihen und so der Gefahr, daB «Not 
und Laster" ihr grausames Werk beginnen — so der Gefahr, daB die unteren 
Klassen wieder herabsinken von der erreichten Staffel, vorbeugen. 

Damit komme ich zur Kritik der Ansicht, nach welcher eine „andere Fassung" 
der Lehre Malthus erforderlich sein soll. — 

II. 

Zwischen denen, welche meinen, das Bevölkerungsgesetz sei einfach über 
Bord zu werfen als nicht nur unnützer, sondern auch schädlicher Ballast, und 
denen, welche es als ein »i aci schätzen, steht eine vermittelnde Richtung, 

die einem Kompromisse zuneigt 

„Das letzte Jahrhundert — schreibt Wolf —hat Eines gelehrt: daß die Be- 
VÖlkenmg der Kulturländer nicht mehr, wie Malthus darlegt, den durch etwaige 
Verbesserungen der Technik usw. erweiterten Nahrungsspielraum alsbald aus- 
zufallen und hierdurch den soadalen Fortschritt unmöglich zu machen strebt; viel- 
mehr, daB sie ihn benOtzt, um den LebensfuB des Einzelnen zu heben." 
Sie hat „nicht die .Tendenz' aufwiesen, den Nahrungsspielraum auszunutzen im 
Sinne des Malthusschcn Gesetzes, noch viel weniger hat sie die .Tendenz' gezeigt, 
über den Nahrungsmittelspielraum hinauszuwachsen; sie hat vielmehr und in 
wachsender StSiIce die »Tendenz* zum Ausdruck gebracht, hinter dem. Nah- 
rungsmittelspielraum zurOckzubleiben" ... die Tendenz, „je mehr der- 
selbe wuchs, desto mehr von der Grenze zurückzuweichen, bis zu der 
sie sich — nacli Malthus — hätte entwickeln dürfen und müssen" (S. 277) . . . 
„Für die Kulturmenscheit hat das Malthussche Gesetz aufgehört richtig 
zu sein" (S. 273). 

Es war richtig in der Vergangenheit; in der Gegenwart kann es keine Gel- 
tunc; mehr beanspruchen. Wenii^stens keine allf^emeine (lelfung mehr; es be- 
steht zu Recht nur noch lür die „Bevölkerung der Lander der Unkultur und Halb- 
kultur" (Rußland, Ostindien, China). Die Kulturmenschheit (Westeuropa, englische 
Kolonien, Vereinigte Staaten) hat sich von diesem Gesetz emanzipiert und die Be- 
dingung dauernden sozialen Fortschritts geschaffen. Seit Malthus* Lebzeiten hat 
die Entvvickelung sicli „differenziert"; während hier die Bevölkerung noch immer 
wie damals, gegen den Nahrungsspielraum preßt, zeigt sie dort immer deutlicher, 
das Bestreben, solches Pressen zu vermeiden. Bewiesen wird diese „Fortschrittsr 
tendenz" durch das allmähliche Fallen der Geburtenrate — eine Erschei- 
nung, die „gleichmäßig auftritt in Lindern verschiedenster Rasse, verschiedenster 
wirtschaftlicher Eigenart, wenn sie nur in den Kulturkreis fallen" (S. 279). 

Das Gesetz ist daher nicht umzukehren (Oppenheimer, Eulenburg); es 
mufi aber eine JModifikation erfahren. Denn: JMalthus hat, wie man weiB, seinem 
Gesetz allgemeine Geltung unterlegt; er hat Unterscheidungen, gleich der 
hier beabsichtigten, nicht getroffen" (S. 278). . . . „Wohl spricht auch er davon. 
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daß die sogenannten .präventiven Cliecks' das Mißverhältnis zwischen Nalirnng 
und Bevölkerung zu vermindern, Not und Elend herahzusetzen vernioi^en; aber auf 
sein Bevölkerungsgesetz — die Bevölkerung habe die Tendenz, über den Nali- 
nings^^ielrauni hinauszuwachsen — gewinnt diese Feststellung keinerlei Ein- 
flufl. Zweifellos darum, weil er an eine naclihalti[;c und weittragende Wiiicnt^ 
dieser präventiven Checks nicht glaubt. Fr faßt eine Wirksamkeit derselben nur 
als Ausnahmefall ins Auge" (S. 284).') Die Tatsache des allmählichen Fallens 
der Geburtenrate innerhalb des „Kulturkreises" ist mit seiner Lehre nicht vereinbar. 
Dem Bevölicerungsgesetz ist folgende Fassung zu geben: 

»Die potentielle Vermehrbarkeit (nicht die Vermehrungs-.Tendenz') des Menschen steht 
im Widerspruch mit dt-r Unverinchrbarkcit des Bodens auf der Rrde . . ,; in dem Sinne, dafi 
diese Naturtatsache dom Menschen nicht gestattet, seine Potenz voll auszulösen, wenn er 
nicht eine Verminderung der dem Einzelnen zur Verfügung stehenden Menge M Unterhalto- 
mitteln, und schlieDHch Not für eine gewisse Zahl herbeiführen will." 

„Dieser Widerspruch wird nicht wahrgenommen im Naturzustand der Völker und im 
Zustand zurückgebliebener Kultur (unvollkommener Reife) dcndiwn, 80 diB Mer die 
(Vermehrungs-),Tendenz' mit der .Potenz' zusammenfällt." 

.Im Kulturzustand (im Reifezustand, bei größerer Wohlhabendheit) der Völker 
vollzieht sich eine Scheidung beider Faktoren; in dem Sinne, daß, vorübergehende Zeitläufte 
anderen Charakters abgerechnet, mit wachsender Einsicht usw. die (psychologisch 
bestimmte) .Tendez* immer mehr, bis zu einer gewissen, aber variablen Grenze, hinter die 
(pliysiologisch bestimmte) »Potenz* zurUcktritt." 

Was Wolf hier sachlich zum Bevölkeningsthema sagt, unterschreibe ich, mit 

wcnitjen Einschränkungen. Ich leugne nur, daß die Notwendigkeit einer „anderen 
Fassiinj^ ' \urliegt. Denn das Fallen der Geburtsrate — die „Fortschrittstendenz" 
innerhalb des „Kulturkreises" — dies Phänomen steht nicht nur nicht im Gegensatz 
zu der Malthusschen Lehre; sondern: dies Phänomen als möglich zu setzen; dar- 
auf zu bauen, daß das „Naturgesetz" durch menschliche Vernunft gebrochen werde 
— das bildet vielmehr den Hauptinhalt doi Malthusschen Lehre; das gibt ihr 
gerade das eigenartige, neue, sie von ähnlicfien Lehren der Vorläufer — denen 
zumeist „Not und Lasier" als ewig notwendige Korrektive galten — unter- 
scheidende Oeprige. 

Doch, bevor ich diesen Hauptinhalt der, wie Wolf schreibt, „jedermann be- 
kannten" - tatsächlich der .Vk'hrzalil (so, fürchte ich, wird man sagen müssen) 
selbst derer, die sich ex professo mit deren Kritik beschäftigt haben, nur in den 
gröbsten Umrissen belcannten — Ixhre darlege, muß ich mir eine Icurze Ausführung 
betreffs jenes Phänomens gestatten, durch welches Wolf zu seiner, eine Ver- 
l>esserung sein sollenden, „anderen Fassung" veranlaßt wurde. 

Daß von einem allmählichen,* innerhalb des „Kulturkreises" allgemeinen, 
nur dem Grade nach verschiedenen Fallen der Geburtenrate gesprochen werden 
könne, scheint mir zweifellos. Zu dem von Wolf beigebrachten Material lieBe 
sich noch manches andere hinzuft^en; aber der Iwgrenzte Raum, der mir hier zur 
Verfügung steht, läßt diese Verstärkung des Beweises leider nicht zu. 

Ich beschränke mich daher darauf, zweierlei anzumerken, nämlich: a) daß es 
einerseits nicht — wenigstens derzeit noch nicht — angeht, mit Wolf u. a., die 
Fortdauer jenes Phänomens als absolut gewifl hinzustellen; und b) daB andererseits 
zu so starken Zweifelir, wie vor altem Ad. Wagner sie gegenüber der nFortschritts- 
tendcnz" kundgibt, kein Grund ist. 

a) Wolf glaubt, angesichts des Fallens der Geburtenrate, mit unbedingter 

•) Vgl. auch S. 263. — Oppenheimer spricht sich (s. oben) |^ ähnlich aus. 
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Sicherheit schließen zu dürfen; das Gesetz, die Bevölkerung habe die Tendenz, 
über den Nahrungsmittelspielraum hinauszuwachsen, .gilt nicht für den Kultur- 
(Rdfe-)Ztt8t«id der V5llcer\ 

Man ¥irinl aber doch gut tun, sich vorsichtiger auszudrücken und nur zu 
sagen: es liegen aus Westeuropa usw. viele Daten vor, welche beweisen, daß der 
Nahrungsmittelspielraum sich erweiterte, aber die Bevölkerung nicht in gleichem Maße 
ihre Geburtenziffer vermehrte, sie vielmehr verminderte. Diese Tatsachen scheinen 
dahin zu deuten zu sein, daB mit »grSBerer Wohihabendheit", „wachsender Ein- 
sicht", höherer Kultur oder Reife dii Bevölkerung geneigter wird, der Predigt 
Malthus' betreffs Übung des moral restraint das Ohr zu öffnen. Jedoch — bisher 
handelt es sich doch nur um eine ziemlich kurze Spanne Zeit; der Induktions- 
beweis fOr das Znrtldctreten der (p^chologiscb besHnimten) Vermehrungs- „Ten- 
denz" hinter der (physiologisch bestimmten) '»Potenz* Icann damit noch nicht als 
durchaus bflndig erklärt werden. Bis heute noch nicht — vielleicht in einigen De- 
zennien. 

Man wird, mit Talleyrand, unseren Optimisten der .Fortschrittstendenz" 
zurufen müssen: »surtout pas trop de ztie*. Es reizt nur zum Widerspruch, 
es verschärft nur die Neigung zur Skepsis, wenn Wolf, um den Bel^ des 

Waltens der „Fortschrittstendcnz" auch für nicht-europäische Kulturstaaten zu 
erbrint^en, auf Australien hinweist: 1861 habe die Geburtenrate (auf 1000 der Be- 
völkerung) dort 41 betragen; 1899 nur noch 26 — „ein Ruckgang um nicht weniger 
als 407«; eine ungeheuerliche Ziffer" (S. 279). Dieser Beleg hinkt aber nach zwei 
Seiten hin. Zunächst ist sicher, da6 der Altersauftuu der australischen Bevölkc- 
.rung von 1861 sich wesentlich unterschied von dem von 1899 — nämlich insofern, 
als in der Bevölkerung von 18t)l der Prozentsatz der Männer und Frauen im kräf- 
tigsten, zeugungs- und gebärfähigsten Alter weit höher war als 1899. Und 
femer wäre erst zu untersuchen, ob nicht die Geburtenziffer fOr 1899 abnorm 
niedrig war — zufolge der wirtschaftlichen Depression, die während des ganzen 
neunzit,'er Jahrzehnts in Australien geherrscht hatte (Reihe von Dürrjahren; hoch- 
gradige Abnahme des Schafbestandesund Einschränkung der Getreideproduktion).') 
Es wird richtig sein, daß auch in Australien — wie in den Vereinigten Staaten von 
Amerika, wo jetzt so viel von dem »Selbstmord der Rasse" (Roosevelt) durch Ehe- 
und Kinderscheu geredet wird — die Geburtenziffer gefallen ist; 1871 betrug sie 38, 
1891 (vor Beginn der Misere) nur 34 per Mille Einwohner. Aber dieser Rück- 
gang — um etwas mehr wie lü"/, in 20 Jahren — ist weit bescheidener, als der 
von Wolf unbesehen hingenommene .fast ungeheuerliche" von 407o in weniger 
als 40 Jahren. 

Etwas mehr Kritik! 

b) Während Wolf und andere ein „Gesetz" sinkender (jehurtsratc bei 
steigender Kultur proklamieren möchten, verhält sich Ad. Wagner durchaus 
skeptisch.*) 

„Ich wünsche zwar — eridSrt er — eine Verringerung der Geburtenziffer, wo 

sie überhoch ist; ich sehe sie aber nicht, oder nicht genügend eintreten, auch nicht 
unter dem Einflüsse des Moments stcitjtnder Kultur" (S. 54). Daß in Deutsch- 
land und anderen Ländern die Geburtenzitter „etwas gesunken" sei, gibt er zu. 
Auch daS „nach Völkern, Stammen, Lebensgewolinhelten mehr oder weniger kon- 

1) VgU Export, 1903, S. 602. 

*) Die folgenden Zitate «us .Agrar- und Industriestaat* 1902. 
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staute Verscliiedenlifiten" herrsclien. Frankreich liabo eine dauernd niedrigere, 
weit niedrigere Geburtenziffer als Italien und die germanischen Lander; diese 
wieder eine dauernd niedrigere Geburtenziffer als die slawischen Nationen. Aber 
„mit der Annahme eines allgemeinen Einflusses des JCulturstandes' nnd des ge- 
samten .Durchschnittsctiarakters* der Wirtschaft und des Wohlstandes auf diese 
Ziffern" müsse man doch sehr vorsichtig sein. „Ob verbesserte Lebensverhältnisse 
allgemein zu einer gewissen bleibenden Ermäßigung führen, steht dahin." Das 
Beweismaterial „ergibt kehie bestimmte Entwicklung . 

Wagner ist — im Gegensatz zu jenen, die meinen, eine Hebung des Wohl- 
standes fQhre zu einer Verlangsamung der Volksvermehrung — geneigt, aus 

dem vorliegenden Material, und „auch noch und gerade wieder nach den 
neuesten Zahlen der letzten Jahre, besonders in Deutschland, den Schluß 
zu ziehen, daß jede erhebliche Verbesserung der Lebensverhältnisse 
sofort wieder der Volksvermehrung erheblichen Vorschub leistet* 
(S. 55). — 

JMit dieser These — mit welcher Wagner den Gegensatz seiner Auffassung 

zu derjenigen Brentanos markieren will, der ähnlich wie Wnlf sich geäußert 
hat — könnten aber die (jet;ner sich vollkommen eitiverstanden erklären! Es ist 
ja kein Zweifel, es laßt sich durch eine Fülle von Daten beweisen, daß z. B. nach 
guten Ernten, in Perioden der Hochkonjunktur, eine Zeitlang, nachdem Kriege 
oder bürgerliche Unruhen ihr Ende gefunden, die Ehe- und Geburtenziffer an- 
schwillt. Insofern trifft jene These Wagners durchaus zu. Und daß es tatsächlich 
Erfahrungen dieser Art sind, welche ihn zum f^rotest veranlassen, zeigt der Satz, 
welchen er jener These folgen läßt: „die Zunahme der Eheziffer (von 1895 bis 1899 
von 7.91 auf 855 per Mille) gibt zu denken; wenn die Geburtenziffer bis 1899 nur 
wenig gestiegen ist, so wollen wir erst einmal deren Entwicklung in den nächsten 
Jahren HKK) iitul folgende abwarten; sie wird sich wohl nur dann nicht vermehren, 
wenn die Wirtschaftskrise . . . länger andauern sollte." 

Die „Krise" währte keineswegs lange; einem Aufschwünge von einer Dauer 
und dnem Grade, wie die deutsche Volkswirtschaft ihn bisher nk:ht erlebte, folgte 
eine Depression, weit kürzer und milder als die von 1873 bis 1877. Und trotzdem 
die Eheziffer in der Periode der Hochkonjunktur kräftig gestiegen war, ging die 
Geburtenziffer von 37 in 1899 auf 362 in 1902 zurück (allerdings auch die Eheziffer 
von 8.5 in 1899 auf 7.9 in 1902). 

Aus dieser Bewegung weniger Jahre einen Schluß zu ziehen, fallt mir nicht 
ein. Es kommt mir nur darauf an, zu betonen, daß temporäres Emporgehen der 
Zuwachsrate nach — und sicher: zufolge — „erheblicherVerbesserung der Lebens- 
verhältnisse" dem Gesetze sinkender Geburtenziffer mit sttiLjeiider Kultur keines- 
wegs widerspricht. Daß die Geburtenziffer steigt, wenn im Erwerbsleben Flut 
herrscht; daß sie lallt, wenn Ebbe herrscht - diese zeit weisen Oscillationen 
beweisen nichts gegen die Behauptung, daß auf die Dauer „erhebliche Ver- 
besserung der Lebensverhältnisse . . . Vorschub leistet" der Tendenz, die Ehe 
hinauszuschieben (uder in der Ehe präventiven Geschlechtsverkehr zu treiben) 
und dadurch die durchschnittliche - Perioden der Hoch- und der Tief- 
konjunktur in eins gerechnet — Rate der Geburtenziffer herabzuschrauben und 
so das Tempo der Volksvermehrung zu verlangsamen. Diese zeitweisen Oscil- 
lationen beweisen nichts gegen die Behauptung, daß auf die Dauer höhere 
Kultur, gr()ßerer Wohlstand eine immer stärkere Quote der Bevölkerung dahin 

W««acr-FesUcluift. 6 
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bringt, das Wort unserer f^roßen Humoristen zu beherrschen, daß »Vater werden 
ist nicht schwer; Vater sein dagegen sehr". 

Ich glaube, wie gesagt, nicht, daA man heute schon diese »Fortschrittstendenz" 
als endgültig bewiesen bezeichnen dOrfe. Ich glaube aber — trotz aller Behut- 
samkeit in der Benutzung statistischer Daten, welche von meinem hochverehrten 
Lehrer gelernt zu haben, ich mich glücklich schätze — daß schon das bis iicutc 
vorliegende Beweismaterial es rechtfertigt, von einer Vermutung zugunsten dieser 
Behauptung zu reden; ja sogar, daß dies Beweismaterial derart sich gehSuft ha^ daß 
man dem, welcher diese Behauptung bestreitet, die Beweislast zuschieben darf.') 

Wagner tritt den Gegenbeweis an. Er führt aus, daß wenigstens in Deutsch- 
land, auf dessen Bctiaclitung er sich beschränkt, die Geburtenziffer seit etwa zwei 
Generationen docli nur wenig geschwankt habe; eine entschiedene Tendenz zum 
Sinken sei keinesw^ zu konstatieren, vielmehr »in längeren Durchschnitten eine 
große Stabilität zu beobachten*. 

,So stimmen z. B. för ganz Deutschland die durclisctinitllichcn Geburtszahlen von 1841 
bis 1H50 und 1890 bis 1899 fast genau überein — lauten nämlich auf M.ft, beziehungsweise 
37.4 (1891 bis 1895: 3&3 pro Milte); auch die Trauungsiiffern : 8.1, beziehungsweise 8.2 pro 

Mille. „In einzelnen Jahren waren sie inzwischen teils etwas niedriger, teils etwas höher." 

Wagner betont weiter, daB z. B. in Westfalen die Geburtsziffer von 1870 bis 19UU 
ungefillir glefelifteUieben sei, Mitte des Jahrhunderts schon tiefer gestanden habe. In 
Schlesien sei die Geburisziffcr 1870 Iiis 1899 nur unmerklich gefallen von 41.65 auf 
412; aber ,1841 bis 185Ü war sie mit 40.24. 1851 bis 1880 mit 39.82 niedriger" ... .In 
der Provinz Sachsen, deren Bevölkerangszusammenselzung sieb erheblich gelndert hat, war 

die Geburtsziffer — 37.8 — in 1890 bis 1890 genau so hoch wie 1841 bis 1850, nachdem 
sie in der Zwischenzeit, auch nach dem bisherigen Durchschnitt, höher gewesen." 

Im Königreich Sachsen, dessen Einwohnerschaft „immer industrieller geworden, 

auch notorisch, trotz immer noch knapper Lebenshaltung der Volksmassen, eine wesent- 
liche Hebung ihrer Lebenshaltung erreicht hat, wie unter anderem die Steuerstatistik 
zeigt* — deutlicher wohl noch die Fleischverbrauchsstatistik — .wo man also die Ein- 
flüSSe .steigender Kultur' besonders erwarten müfitc, ist die Gcburtsziffer allerdings 
1890 bis 1899 mit 41.4 nicht unwesentlich niedriger als 1871 bis 1880 mit 44.69; aber immer 
noch etwas hOfaer- als 1841 bis 1890 mit 41.33, MSI bis 1800 mit 4iJ0i ... .In der 
Rhelnprovioz, die das entwickeltste deutsche Industriegebiet enthalt, steht zwar die Oe- 



>) Wagner stiHubt sich gegen die Formulierung Brentanos. 

,Je mehr — schreibt dieser — der Mensch sich über die tierische Stufe erhebt, desto 
geringer wird die Bedeutung, weiche er dem Geschlechtsgenusse fiir sein Wohlbefinden bei- 
legt, well andere Genüsse und Erwägungen mit ihm In Konlutrrenz treten." Wagner 
nennt das eine .willkürliche Annahme", eine ^Illusion', „fast** einen RAckteU in Careys 
und Spencers unbeweisbare Hypothesen. 

Al>er, was Brentano behauptet — den Wortlaut der Formulierung wflrde auch ich 
etwas anders wünschen - ist doch wesentlich verschieden vnn dem mystischen „Gesetze" 
abnehmender Fruchtbarkeit Careys and Spencers! Was Brentano behauptet, deckt sich 
— wenn er selbst auch von einer „verbesserten Lehre" spricht — mit dem, was Malthus 
Iclitt (s unten), Niimlicli: dal5, während der Arensch auf niedr^erer Kulturstufe bezüglich 
innerhalb eines Volkes mit höherer Kultur der Mensch der unteren Klasse — sich dem 
Geschlechtsgenusse hhigibt, ohne seine Vernunft lange darQber zu befragen, welches die 
l'olnen für seine wirtschaftliche und soziale Lage sein werden, so handelt der Kulturmensch 
in diesem Punkte, wie in allen übrigen, erst auf Grund sorgsamer „Erwägungen" jener 
Folgen; er bilanziert den Qenuft, wechen ihm die Befriedigung des Triebes gewahren würde 
mit anderen GcniissL-n (wirtschaftlichen, sozialen Vorteilen), die er sich in diesem Falle 
vielleicht versagen müßte. Zunächst verfährt nur das Mitglied der „upper ten" in dieser 
Weise, allmählich aber gewöhnen sich, le mehr die Frtkhte der Kultur auch ihnen zugute 
kommen, .iiuii die Mitglieder der mittleren und niederen Schicht an solches Verfahren — 
.malthusisches" oder „neo-malthusisches". 



üiyiiized by Google 



- 43 — 



burtsziffcr IWK) bis 1899 mit 38.6 nitdrijjcr als 187! bis 1880 mit 41.tM; aber in den vorher» 
gehenden Jahrzehnten war sie immer niedriger als jetzt; 1851 bis 1860: 35.76." 

Wagner schlielt mit der Bemerkung, dafl — wie bisher im Osten — so Jefatt mm web 
im Westen die Polen „bei ihrer bohcn Oeburtszilfer einen liesonders starken Beitrag tnr 
Volksvcrmehrung lieferten.* — 

Um die Bedenken Wagners gegen die »Fortschrittstendenz" zu entkräften, 
mochte ich an diesen Schlußsatz anknöpfen. Die polnische Geburtenziffer steht 

beträchtlich höher als die deutsche. „Es ist richtig, sagte neulich der Minister 
von Hammerstcin im preußischen Abj^eordnctcnhause (31. Mai 1904), daß die 
Polen in der Ehe durchschnittlich 4 bis 5 Kinder haben, die Deutschen dagegen nur 
3 bis 4 Kinder". Kuihtr und Wohlstand der Polen steht tiefer als Kultur und 
Wohlstand der Deutsdien. Spricht nicht diese Tatsache dafür» daß höhere Kultur 
und höherer Wohlstand auf eine Ermäßigung der Geburtenziffer hinwirkt? Und 
sprechen nicht auch viele andere, gleichfalls von Wagner berührte Tatsachen 
(s. üben S. 22) für die „Fortschrittstendenz"? Su die Tatsache, daß die Geburtenziffer 
in Frankreich niedriger ist als in Italien; in England niedriger als in Frankreich; in 
Deutschland höher als jenseits der Vogesen und des Kanals — wo vielleicht das 
Maß der Kultur das L^k'ichc. das jMaß des Wohlstandes aber ein hfUieres ist — jedoch 
niedriger als in Österreich -Ungarn; in Österreich -Ungarn niedriger als in den 
slawischen Ländern? Allerdings — in dem armen Irland steht die Geburtenziffer 
niedriger, weit niedriger als in England und Deutschland. Aber diese Tatsache 
läßt sich durchaus nicht ohne weiteres gegen die „Fortschrittstendenz" verwerten. 
Denn: einmal sind Kultur und Wohlstand des irischen Volkes während der letzten 
Dezennien wesentlich gestiegen; daß die Geburtenziffer Irlands heute wesentlich 
niedriger ist als in den vierziger Jahren, vor Beginn der Massenauswanderung, 
spricht fOr die MFortschrittstendenz". Weiter aber ist — wenn man den Veif[lelch 
mit England, bezüglich Deutschland macht - /n beachten, dafl zufolge jener 
ständigen Massenauswanderung, welche ständig die kräftigsten Elemente wegführt, 
der Prozentsatz der „geburtenfähigen " Bevölkerung in Irland ein niedrigerer sein 
muß als in den genannten Ländern. 

Lassen wir diesen singulären Fall Irlands auf sich beruhen. Von ihm ab- 
gesehen, ergibt sich, daß die Geburtenziffer bei den europäischen Völkern im all- 
gemeinen desto niedriger ist, je höher Kultur und Wohlstand. Und es 
ergibt sich, daß im allgemeinen bei den Völkern, die in Kultur und Wohlstand 
fbrtschritten, die Geburtenziffer zurOckging;') und daß dieses ZurOckgehen am 
deutlichsten sich ausprl^ in der Zeit von 1870 bis 1900; das heißt in der Periode, 
wo der soziale Fortschritt am raschesten sich vollzog; wo dank dem In- 
einandergreifen rasch sich vervollkommnender territorialer Arbeitsteilung und rasch 
sich vervollkommnender Technik das Durchschnittseinkommen am raschesten stieg.') 

Viele Tatsachen aus vielen Ländern sprechen für die «Fortschrittstendenz". 
Und durch die Daten, die Wagner für seine Behauptung von der ^Stabilität" 
der Gcinirteiiziffer in Deutschland beibringt, wird sie nicht dementiert. 

Denn: wenn in der Periode 1841 bis 1860 die Geburtenziffer ungefähr gleich 
hoch stand wie in dem Jahrtthnt 1890 bis 1899, so ist doch davon Akt zu neh- 
men — was auch Wagner tut, aber ohne den Schluß zu ziehen, welchen ich im 
Folgenden ziehe — daß in jene Periode «starke Teurungsjahre fielen*.*) Wenn 

<) Vgl. die Daten Wolfs, S. 278-28U. 

<} S. oben S. Ift. 

■) Wagner, a. a. O., S. 53. 
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in jener Periode, wo das Wirtschaftsleben längere Zeit hindurch so arg dar- 
niederlag, wo die Lebensverhältnisse so schleclitc waren; wenn damals die 
Geburtenziffer gleich hoch stand als in dem letzten Jahrzehnt, wo die Lebens- 
verhältnisse weit bessere waren — dessen erstes Lustnim ja unter «renig günstigem 
Sterne stand, dessen zweites aber im Zeichen einer nie dagewesen Prosperität — 
so beweist diese Tatsache doch für die „Fortschrittstendenz". Trotzdem das 
Durchschnittseinkommen hetiäclithch gestiegen war; trotzdem Hungersnöte, Revo- 
lutiunsjahre, scliwerc Krisen, Störungen der ökonomischen Kontinuität durch 
KriegsbefOrchtungen — wie in der Periode 1841/1860 — fehlten, war die Ge- 
burtenziffer keine höhere als damals. Darf man diese Tatsache nicht so aus- 
drücken, daß die Geburtenziffer mit steigender Kultur gefallen sei? Ob wegen stei- 
gender Kultur, das ist ja eine andere Frage. Hier handelt es sich nur darum, fest- 
zusteilen, daß trotz „erheblicher Verbesserung der Lebensverhältnisse" die Geburten- 
ziffer im Jahrzehnt 1890/1899 keine höhere war als in der Periode 1841/186a 

Wagner argumentiert weiter im Einzelnen damit (S. 53). daß „in der so 
stark industriell gewordenen" Provinz Westfalen sich, hei Vergleich der Jahrzehnte 
1871/1880 und 1890;1899 „fast iceine Verminderung der Geburtenziffer" — in den 
beiden Perioden stand sie auf 41 etwa — herausstelle; dafi sie 1851/1860 sogar 
wesentilch niedriger gewesen sei — nämlich 34.86. Ich wende ein: liegt das nicht 
vielleicht gerade daran, daß diese Provinz seit 1871 „so stark industriell geworden" 
ist — d.h. daran, daß der Altersaufbau sich im Sinne stärkerer Zunahinc des Prozent- 
satzes der «geburtenfähigen" Bevölkerung verschoben hat.-* Liegt es nicht auch 
zum Teil daran, dafi die auf niedrigerer Kultur- und Wohlstandsstufe stehemle 
polnische Bevölkerung mit ihrer höheren Geburtenziffer den Durchschnitt wesentlich 
beeinflußt, d. h. erhöht hat?') Wenn trotz dieser tiefeinschneidenden Veränderung 
in der Zusammensetzung der westfälischen Bevölkerung die Geburtenziffer 1890 1899 
keine höhere war als 1871,1880 — hat sich da nicht die „Fortschrittstendenz" 
geltend gemacht? Wenn wir die Geburtenziffer der indigenen Bevölkerung 
Westfalens kennen würden, so würde sich ein wesentlich anderes Bild ergeben. 
Allerdings — ziemlich sicher — auch dann nf)ch eine Steigerung gegenüber 
1851 18t30. Aber damals waren, wie olien bemerkt, die Lebensverhältnisse weit 
kärglichere; und der Altersaufbau von damals wich noch stärker von dem von 
1890/1899 ab, als der von 1871/188a0 

Und Gleiches wende ich ein gegen Wagners Hinweis, dafi in der „gleich- 
falls hochindustriellen Rheinprovinz" die Geburtenziffer — wenn sie auch von 
1871/1880 zu 1890 18yy gefallen sei — doch in den vorausgehenden Jahrzehnten 
immer niedriger gewesen sei; 1851/1860 nämlich 35.76 gegen 38.6 In dem Jahr- 
zehnt 1890/1899. Also Steigerung, statt JMIndening, um etwa 10*/«' Sind aber 
nicht die Lebensverhältnisse heute um weit mehr als 10"'o bessere wie in dem 
Jahrzehnt 1831 1860? Ist nicht der Prozentsatz der „geburtenfähigen" Bevölkerung 
daselbst inzwischen gestiegen? Wäre es richtig, daß „jede erhebliche Ver- 
besserung der Lebensverhiltnisse sofort wieder der Volksvermehrung stark Vorschub 
feistet* — d. h. wSre es richtig, dafi die Bevölkerung sich entsprechend der 

') Dali dem so ist, wird ztcmlicti zur GewiUlieit, wenn man die Ziffern für die ein- 
zelnen Regientnssbeztrfce der Provinz Westfalen ins Auge faßt In den Regienuigsliezirken 
Arnsberg und Münster d. Ii. denen, wo die polnische Invasion Stattfand — Steht die Ge> 
burtenzificr weit höh er als im Regierungsbezirk Minden. 

*) Ahnliches gilt iMzÜglich Wagners Hinweis auf die Bewegung der Oeburtenzilfer in 
Provinz und Königreich Sachsen, 
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„Verbesserung" auf die Dauer vermehrt und damit diese sclilicßlicli wieder zu 
nichte macht — so müßte die QeburtenziKer des Rheinlandes heute viel höher 
stehen als auf 38.6. 

So scheint mir auch angesichts der EinwSnde, welche Wagner beibringt, 
doch die Vermutui^ zugunsten der „Fortschrittstendenz* gerechtfertigt; scheint 
mir, daß Wagner in diesem Falle die Tugend der Skepsis g^nfiber Induktions- 
beweiscii übertreibt. — 

Ich kehre nunmehr zu der Frage zurück, ob diese , Portsc lirittstendenz* — 
mag sie vorli^en oder nicht — mit Malthus' Lehre äch deckt; oder ihr wider- 
^richt — und daher zu einer „anderen Fassui^ zwingt 

Wer letztere Meinung vertritt, erweckt in mir den Verdacht, daß er das Werk 
Malthus' nur aus /.weiter Quelle kenne; daß er wenigstens nichts kenne als die 
Einleitung und das erste Buch; dab er die übrigen Bücher, wenn überhaupt, so nur 
Oberaus „kursorisch* durchgenommen habe; daB er selbst dem Titel — dem aus- 
führlichen Titel — keine genügende Aufmerksamkeit geschenkt habe. 

Der Titel lautet: „An essay on the principle of population er a view nf its 
past and present effects on human happiness, wilh an inquiry into our pro- 
spects respecting the future removal or mitigation of the evils which it 
occasions*. Malthus will also untersuchen die Wirkungen des BevOlkerungSr 
.gesetzes auf das menschliche Glück; er will weiter die Aussicht untersuchen, ge- 
wisse Übel, welche dieses Gesetz — die Naturtatsaclie der Disharmonie zwischen 
virtus nutritiva der Erde und virtus generativa des Menschen — mit sich bringt, zu 
beseitigen oder zu mildern. 

Jeder Kenner der Malthus-Uteratur wird mir beistimmen, wenn ich sage: die 
Mehrzahl der Analysen, die ganz überwiegende Mehrzahl der Kritiken, welche dem 
Werke zuteil geworden sind, wird — und soll — dem Leser den Eindruck machen, 
als ob Malthus ein krasser Pessimist sei; als ob der Titel laute: „ein Versuch 
Ober dm BeWMkenmgsgesetz, oder eine Darlegung seiner fittheren und heutigen 
Wirkungen auf menschliches Elend, mit einer Erörterung der Aussichtslosig- 
keit, die diesem Gesetz entspringenden Übel zu beseitigen (uler zu mildern". 

Der wirkliche Titel ist aber sicher mit allem Bedacht gewählt. Malthus ist 
nichts weniger als pessimistisch gesinnt; denn er ist ein echter Liberaler des 
1& Jahrhunderts. Er ist Überzeugt, daB es dem Menschen gegeben sei, die Natur- 
tatsachen, die als Hindemisse seines Glückes wirken, zu überwinden. Er ist 
überzeugt, daß der Mensch die Kraft Iiabe, die Triebe durch die Vernunft im 
Zaume zu halten, und daß die Betätigung dieser Kraft nicht nur dem giittlichen 
Gebot entspreche, sondern genau so dem wahren Interesse des Individuum — 
dafl solche Betätigung sowohl vom Standpunkte christlicher Ethik, als vom Stand- 
punkte der rationalistischen, utilitarischen Ethik sich rechtfertigen lasse. Er ist 
überzeugt, daß, wenn nian im .\k'nschen nur das Gefühl der vollen Selbstverant- 
wortlichkeit für sein llaiidLlii se.xuelieni Gebiet wachrufe (durch Aufhebung 
der obligatorischen Armenunterstützung), sich erreichen lasse, daß der moral 
restraint auch seitens der „labouring poor" geübt werde — selbstverständlich 'nicht 
von heute auf morgen und niemals seitens Aller, aber doch der großen Quote. Er 
ist überzeugt daS wenn der Lohn des Arbeiters steige,0 seine Bildung sich hebe, 

') Den Lohn steigen zu machen — dies Ziel bildet das ürundmotiv der MalllHisschcn 
Predigt fOr den moral restraint; das Angebot von Arbeitskräften soll eingeschränkt werden. 
Die „Populationilten'* wollten umgekehrt, daB die Ziter möglichst rasch »ich mehre, und so 
'Arbeit mOglicbst billig sei. 
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seine Position in Gesellschaft und Staat eine höhere werde, er damit nicht, wie 
die herrschende Anschauung des 17. und früheren 18. Jahrhunderts gemeint hatte, 
faul, verschwenderisch, zügellos werden werde, sondern der „Menschheit Würde" 
an sich erweisen — fleißiger, sparsamer, vorsichtiger werden werde; vorsichtiger 
besondere im Punkte der EheschlieBung und KindererzeugunK — und datt damit 
das Glück auch der IMasse erblühen, die Obel, weiche das Bevölkerungsenetz 
mit sich bringe, wenn auch nicht gänzlich t)eseitigt, SO doch wesentlich ge- 
mildert werden würden. 

Das steht schon im Titel, den man allerdings nur dann in seiner vollen 
Bedeutung verstehen kann, wenn man das Werk kennt, es kennt von A Iris Z. 
Einem dickleibigen Opus — von fast 850 Seiten in der Obersetzung Stoepels, 
nach welcher ich im Folgenden zitiere — gegenüber ist allerdings die Erfüllung 
dieser Bedingung nicht jedem Jünger der Sozialwissenschaft möglich. Aber es 
würde den Streit um das „Bevölkerungsgesetz* wesentiich vereinfachen und er- 
sprieSlicher gestalten, wenn wenigstens alle diejenigen, welche den Drang Ober 
Malthus zu schreiben in sich fühlen, ihn zuvor lesen würden. 

iMit der Kenntnis jener drei berühmten Sätze, in welche Malthus ganz zu 
Beginn des Buches — Uberaus bequem für den litterarischen Schnellmaler — seine 
Lehre zusammengefaßt hat, ist es wirklich nicht getan. Nicht blofi deshalb, weil 
sie nur aus der breiten, umständlichen Ausfahrung, die ihnen später zuteil wird, voll 
verstanden werden können, sondern vor allem deshalb, weil sie nur den Kern der 
theoretischen Lehre enthalten nur die Wirkungen fornuiMeren, die aus der 
Naturtatsaciic des „Gesetzes des abnehmenden Ertrages" einerseits, der Natur- 
tatsache des Qeschlechtsbiebes andererseits sich eiigeben. Unbedingt ist ein vierter 
Satz hinzuzufügen, welcher den Kern der praktisch-politischen Lehre enthilt; 
der Satz, in dem das Buch ausklingt: 

Jeder Einzelne kann die für ihn selbst und fiir die Gesellschaft aus dem Bevölke- 
nmgi^Bctt entspringenden Obel durch Übmg des moral restraint vermeiden" (S. 841). 

DaB solches Vermeiden der Obel kein bloB supponierter Fall ist, keineswegs 

als „Ausnahmefair betrachtet wird; daß Malthus vielmehr, wie oben bereits 
gesagt, bestimmt darauf rechnet, daß die Möglichkeit — „kann" Wirklichkeit, 
immer allgemeinere Wirklichkeit werde, ist durch Dutzende von Belegstellen zu 
bewtisen. 

DaB moral restraint da weniger geQbt wird, die Geburtenziffer (und auch die 
Sterblichkeit) da höher steht, wo Kultur und Wohlstand niedriger stehen; daB 
moral restraint, in einem gegebenen Volke, desto mehr geübt wird, je mehr Kultur 
und Wohlstand emporgehen, und dadurch eme stete Hebung der Lage der unteren 
Klassen platigreift — diese „Fortschrittstendenz" ist so oft und so eindringlich 
von Malthus betont, daB es einer „anderen Fassung* wahrlich nicht bedarf. 

Wolf behauptet, daß die „Unterscheidungen" betreffs Geltung des Be- 
völkerungsgesetzes, deren Notwendigkeit er nachgewiesen habe, seitens Malthus 
nicht getroffen seien; dieser setze die „Tendenz" des Menschen, sich rascher zu 
vermehren als die Unterhaltsmittei, als schlechthin allgemeine. 

Die Wahrheit ist: Malthus hat nicht nur die Momente der „differenzierten 
Entwicklung", auf die Wolf hinweist — Kultur, Barbarei; Wohlstand, Armut — 
mit allem Nachdruck hervorgehoben. Er hat nicht nur „gelegentlich" der Mög- 
lichkeit des Lmgreücns des „präventiven Checks" Erwähnung getan und solches 
Eingreifen als einen »Ausnahmefall" ins Auge gefaBt, sondern überaus oft spricht er 
davon, daB moral restraint tatsächlich geObt werde, und erklärt, daB er an eine 
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.»nachhaltige und dauernde Wirksamkeit" desselben glaube. Nur aus diesem 
Glauben an die Perfektibilität des Menschen auch „in puncto puncti" ist die ganze 
Anlage und Ffihning seiner BevUkerungslehre zu verstehen. 

.El ist keineswegs utopisch — sagt er In der Einleitung des Abschnitts, der von den 

.Erwartungen künftiger sozialer Fortschritte' handelt — die Hoffnung zu n.ihrcn, daR betreffs 
der Übung des mural restraint die Sachen sich günstiger gestalten werden. Denn die 
Erfahrung lehrt, daß in verschiedenen Lindern, und den gleichen Ländern zu verschie- 
denen Zeiten, in diesem Punkte ganz verschiedene Sitten herrschen" (S. 764). 

„Vergleicht man die gesellschaftlichen Zustände, wie sie im zweiten Buche geschildert 
worden, mit denjenigen, welche den Ocgenstand des ersten Buches bildeten', so ist es, denice 

ich, offenbar, daß im neueren Europa die positiven Hemmnisse der Volksvermchrung we- 
niger, dagegen die vorbauenden Hemmnisse mehr herrschen als in früheren Zeiten 
und in den kulturell rttckstindigen Teilen der Erde." Zwar liBt es das minnliche 
Geschlecht noch am nioral restraint fehlen, aber er wird doch mehr getätigt als in der Ver- 
gangenheit; und fast zweifellos ist, daß das weibliche üeschlecht dieser Tugend weit mehr 
und weit länger kuldigt .als In Mheren Zelten und unter unzivilisierlen Völkcm* . . . „Er- 
wägungen der Vorsicht verzögern die Eheschließung" und wirken dahin, .diC neuere Be- 
völkerung auf dem Niveau der Subsistenzmittel zu erhalten". 

Also: die aus der Jslaturtatsache des Geschlechtstriebes stammende „Tendenz, 
Aber den Nahningsspielraum hinauszuwachsen*, findet — mit einem Terminus der 
Mechanik gesprochen — ihr Widerlager an der, aus irgendwelchen Ursachen (die 
hier nur zwischen den Zeilen 711 lesen sind) stammenden Tendenz, den Geschlechts- 
trieb zu bandigen. Dadurch reguliert sich die Zunahme der Bevölkerung gemäß 
der Zunahme des Nahrungsspieh-aums. 

Das ist Iceine „gelegenttiche" Aullemng; sondern hier wird, am Schlüsse des 
Buches II, dessen Summa gezogen. Und weiter heiBt es in den ,^Ugemeinen Be- 
merkungen" am Schlüsse des Buches III: 

.Diejenigen Länder, deren Einwohner in barbarische Unwissenheit versunken, durch 
grausame Tyrannei unterdrückt sind" — er denkt an Länder wie Ägypten, Abessinien — 
leiden, wie gering auch ihre deroialige Bevölkerung ist, dennoch .im Vergleich zu ihren 
Subsistenzmltteln" unter zu starker Bevölkerung. Unwissenheit und Despotismus haben, 
wie es scheint, keine Tendenz, die Leidenschaft zu vernichten, welche zur Vermehrung reizt; 
at>er sie vernichten wirksam die Hemmungen der Vermehrung in Gestalt von Vernunft und 
Vorsicht. Der unbedachte Barbar, der nur an seine augenblicklichen BdOrfnIsse denkt, und 
der elende Bauer, der, in seiner politischen Lage, keine Sicherheit fühlt, daß er ernten werde, 
was er gesäet, wird durch Erwägungen der Nachteile, die ihn in drei oder vier Jahren treffen 
können, nicht davon zurllckgeschreckt werden, seinem Oeschlechtstriel» tu Mncn* . . . Da- 
gegen ist in europäischen Ländern, dank höherer Bildung und größerer Freiheit» 
der moral restraint in Wirksamkeit." 

Und in Buch iV kommt er, wiederum an einer Hauptstelle, auf diese Sätze 

zurOck und schreibt: 

.Die despotischsten und schlechtest regierten Länder sind, ihre Bevölkerung 
mag noch so gering sein, im Vergleich zu ihren Sut>sistenzmitteln stets auch die Ober- 
vfilkertsten". und daher die Gebiete des IWInimums des Arbeftslohnes. Hier bestehen die 
Hemmungen der Volksvermchrung mehr in der durch Krankheiten und durch Not erzeugten 
hohen Sterblichkeit, als in vorausschauenden Erwägungen, welche .die Häufigkeit früher 
Eben vertfieten". 

„Das erste Haupterfordernis" für die Verbreitung des nioral restraint ist die Sicher- 
heit des Eigentums; das nlchste ist .das Ansehen und die Wichtigkeit, welche den 
niederen Schichten durch gerechte Gesetze und durch den Besitz einigen Einflusses auf 

die Gesct/^cbun^; erteilt wird. Je besser also die Regierung ist, desto mehr strebt sie, die 
Klugheil und geistige Erhebung zu befördern", welche den moral restraint befördern. 
„Das Reprisentativsystem, indem es den unteren Klassen eine gerechtere und liberalere Be- 
handlung seitens ihrer Oberen sichert", indem es dem Individuum „mehr Würde verleiht und 
mehr Scheu vor Erniedrigung einflößt" trägt .in Gemeinschaft mit der Sicherheit des Eigen- 
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tums, mächtiii dazu bei, den FieiD zu beleben", weicher das Oesamtprodultt steigen niaclit, 
und .die Qewohnheiten der Vorsicht zu erzeugen * welcite bewirlten, d«S die QesamtzMfer nicht 

rascher stcißt als das Gesamtprodukt; und so „das Glück der Masse zu mehrin" „die 
allnUkhiiche Verbesserung in der Lage der unteren Klassen , die wirltllch erreichbar ist", zu 
gawihrteisten. 

Kurz: je Mtm der Stand der politischen, Okonomisclieii, intellektuellen Kultur, 
desto gewisser wird das Unheil, das aus der Naturtatsache des Mißverhältnisses 
zwischen virtiis niitritiva der Erde und virtus gcnerativa der Menschen entsprinp;en 
kann, durch das „vorbauende Hemmnis", durch die »Vorsicht" des Kulturmenschen 
al^eschwicht. Wie Wolf es ausdrüdct: „das Bevölkerungsgeselz besteht zu 
Recht für den Naturzustand und den der Halbkultur der Völker"; es verliert an 
Bedeutung „für den Kultur-(Reife-)Ziisfand der Völlcer". 

Je mehr Kultur, desto mehr wächst die Wahrscheinlichkeit, daß moral 
restraint geübt werde! Je freier ein Voll«, je großer der Volksreichtum, je höher 
die Volksbildung, desto eher steht zu erwarten, daB die Stimme der Vernunft die 
Stimme der sexuellen Passion übertöne. Der politisch^ ökonomische, inteltektuelle 
Fortschritt und die Hebung der unteren Klassen widersprechen nicht dem Malthusr 
sehet! Prinzip — auf diese Ziele hinzuarbeiten ist nicht, wie Eulenburg in Ver- 
konnung dieses „Prinzipes" schreibt, ') „zwecklose Danaidenarbeit", sondern es 
ist Arbeit, die zum Zweck der i^'önlerung des moral restraint geleistet werden muB. 

Wenn Maltlius so energisch für Reform jeder Art, vor allem aber auch für 
Sozialreform -~ für, wirtschaftliche wie für geistige Erhebung der niederen Schicht - 
eintritt, befindet er sich mit seinem „Prinzip", der Förderung des moral restraint, 
in vollem Einklang. 

Von den oberen Klassen, sagt er, sei eine zu rasche Zunahme nicht zu be- 
fürchten. „Stolz und Unabliängigkeitssinn, die mit Bildung und einem gewissen 
Range stets verknüpft sind, sichern die Wirksamkeit weiser Hemmung der Ehe in 
hohem Grade"; es müsse aber auch den unteren Klassen die „Einsicht und Vor- 
sicht" jener tMigebracht werden.^ 

Durch Errichtung von Schulen in alten Gemeinden des Landes sollen die 
unteren Klassen „einigermaßen den mittleren Gesellschaftsklassen genähert", sollen 
erzogen werden zu „Nüchternheit, FleiB, Unabhängigkeitssinn und moral restaraint", 
wie letztere sie betätigen. 

Hier gibt er der These — höhere KuHur, mehr moral restraint — folgender^ 
maBen Ausdruck. Die Stelle spricht so deutlich, daB ich mir nicht versagen kann, 
auch sie noch in extenso anzuführen. 

•) Vgl. u. a. noch t. B. die Stelle S. 725 Ober den .Unabiiangiglteitsainn*, welcher den 
WidL-rwiilen gegen entwflrdigende ArmenunterstOtzang wachnift und dadurcli „viele aiMchreckt, 

zu tieiraten". 

*) „Die Möglichiceit einer erfolgreiclien Soziaipoiititc nraS fitierhaupt als ausgeschlossen 

erscheinen, solange das Malthussche Prinzip zu Recht besteht; oder sie wäre doch 
zum mindesten die zweckloseste Danaidenarbeit" (a. a. O. S. 2151, Eulenburg.) 
•) Buch IV. Kap. IX. - Vgl. S. 754.. 

,,F.s ist eine proße nationale Schande, daß die Bildung; der niederen Schichten in Eng- 
land lediglich einigen Sonntagsschulcn überlassen ist, die durch Subskription einiger Privat- 
leute unterhalten werden" .Die Orlinde. welche man ^'egen EinfOhrung des Gemeindeunter- 
richts vorbringt, nennt Malthus „nicht allein illiberal, sondern im höchsten Grade schwach". 

Wer die Kritik liest, welche Malthus diesen Gründen appliziert, wird sich über- 
zeugen. daB er nicht etwa — wie es zunächst scheinen IcOnnte — die Volksschulen nur als 
Mittel zur F.inimpfuni: de^ moral restraint (durch Belehrung fiber die Polgen wirtschaftlich 
uiifundierter Ehen) iurdert. 



«Es gibt für die niederen Volksklassen eine Art Normalmaß des Elends — einen 
Punkt, unter dem sie nicht mehr heiraten und ihre Uattung vermehren können* — d. h. sich 
geiwangen sehen, den moral restraint ni Oben. 

.Dies Normalmaß ist in den verschiedenen Ländern verschieden und richtet sich nach 
den Verschiedenheiten des Bodens, des Klimas, der Regierung, des Bildungsgrades, der 
ZiviHsatioii." 

Die Haiipfmomente, welche dahin wirken, dies Normalmafi emporzuschraiihcn — mul 
damit zugunsten des moral restraint wirken — sind .Freiheit, Eigentumssicherheit, Verbrei- 
tung von Kenntnissen und Sinn fBr die Annebmllclikeiten und den Komfort des 
Lebens*. Soll die Laf»c der arbeitenden Bevölkerung gehoben werden, so muß es „unser 
Ziel sein, dies Nornialmaß durch Pflege des Sinnes für Unabhängigkeit und Kcspcktabilital, 
Reinltclilteit und Belingen so liocli wie möglicli zu steigern* (ScIiiuB des Kt^. IX). 

Kurz: je größer — um die Formel Ad. Wagners ins Gedächtnis zu rufen, 
welcher im Widerspruch mit Malthus sich befindet, wenn er gegen die Theorie 
der „Fortschrittstendenz" polemisiert — die „Verbesserung der Lebensverhältnisse* 
der Masse, desto mehr wiid nicht NVorschub geleistet der Volksvermehrung^ sondern 
der Obung des moral restraint, welcher die Ziffer »auf dem Niveau der Sub- 
sistenzmittel" festhält — welcher sie nicht vermindert, aber ihre Bew^ng der 
Bewegung der Subsistenzmittcl „anpaßt". 

Noch einige Belege dafür, welche Bedeutung Malthus höherer ökono- 
mischer Kultur — »Wohlstand* — als iVlutter des moral restraint beil^, mögen 
folgen. 

Oppenheimer versichert, daß der Gedanke, Wohlstand könne „Ursache des 
Gebrauchs des moral restraint sein". Malthus nie gekommen sei. Dieser aber sagt 
ausdrücklich: „die Übung kluger Vorsicht entspringt meist aus Wohlhabend- 
heif (S. 513). in den Städten — also den Zentren des Komforts 
.herrscht das vorbauende Hemmnis am meisten" (S. 371)*); auf dem Lande desto 
mehr, je höher der Lehensfiiß der agricolcn Klasse.*) 

Und die Bevölkerung der wirtschaftlich fortgeschrittensten, reichsten Länder übt 
den moral restraint in stärkerem Grade als die weniger entwickelter Länder.' Dort 
paftt sie sich der Durchschnittsproduktion an; hier — z. B. in Irland, S|>anien und 
vielen Gebieten des Sfldens — „vermehrt sich die Gattung ohne Rücksicht auf die 
Folgen" (S. 697). 

In Irland, wo die niedere Schicht sich im ärinlichsen und elendesten Zu- 
stande befindet — wo dank der Kartoffelnahrung „ein kleines Stttck Boden in Durch- 
schnittsjahren eine Familie zu ernähren vermag", hat „die Billigkeit dieser Nahrung 

in Verbindung mit der Unwissenheit und der Verkommenheit der Leute, die kein 
anderes Bedürfnis kennen als die bloße Lebensfristung, die Eheschließungen in 
solchem Grade befördert", daß die Bevölkerung, die sich vermutlich seit 1700 viel 
rascher vermehrt als die aller anderen Länder Europas, weit Ober den Nahrungs- 
mitlelspielnura hinau^ewachsen ist; hier sind die Hemmnisse der Vermehrung 
„hauptsächlich positiver Art" (S. 354 — 355; vgl. S. 803). In England dagegen, weder 
Sinn für Komfort in einem großen Teile des Volkes verbreitet ist, herrscht „in allen 

■) Es sei falsch — führt er an anderer Stelle aus (S. 661) — die Hebung des Gesund- 
lieitsstatus der Großstädte ausschließlich auf hygienische Vorkehrungen und hygienisch 
sweckinabi);cre Sitten zurückzuführen. Wesentlich komme mit in Betracht die Zunahme des 
„vorbauenden Hemmnisses" . . . „Der Sinn für Reinlichkeit und bessere Lebensweise tragen, 
durch allgemeine Verbreitung eines bescheidenen und nOtilichen Stolzes hauptsächlich zu 
dieser Zunahme bei* — Je mehr Komfort, desto mehr moral restraint. 

*) Wo .die Bauern an Bequemlichkeit und Komfort nicht gewithnt sind, da werden die 
Hemmungen der Volksvermelirung wahrschelallcb mehr positiver als präventiver Art sein' 
(S. 514). 

WagncH'MlscMfL 7 
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Ständen das vorbauende Hemmnis in hohem Grade" (S- 297)') — trotz aller Ehe- 

begiinstigiingen kraft gewisser sozialer Institutionen iind aller Vorurteile zugunsten 
mi'jglichst rascher Volkszunahme (S. ö67, 661, 663). „Die Ehen werden in Eng- 
land später gcsclilossen als in Frankreich . . , und jetzt später als vor der Revo- 
lution" (S. 797). «Es ist sicher, daß das Verhiltnis der Getmrten in GroBbritan- 
nien im Vergleich mit anderen Lindern sehr gering ist; aber dies läBt sich in 
anhetracht der besseren Regierung, der würdigeren Situation de< Volkes, der 
allgemeineren Verbreitung des Sinnes für Reinlichkeit und Bequemlichkeit er- 
warten" (S. 806). 

Der englische Landarbeiter verschiebt Heber seine Heirat um einige Jahre, wartet, Ms 

eine Häuslerstelle frei wird, als daB er sich mit einer misernbicn Hütte bej;niigf, wie der Ire 
(S. 754). Er ist so gewöhnt, gutes Weizenbrot zu essen, daß er lieber hungert, als daß er 
sich einer Lebensweise uaterwOrfe wie die des Bchottischefi Bauern (5.403). Wenn er ,tlg- 
lich 18 Pencc bis 2 Shillings verdient und als lediger Mann damit bequem lelien icann, so 
zaudert er, ehe er sein bißchen Verdienst . . . mit vier oder fünf teilt" — er wfirde den 
moral restrahit nur noch viel allgemeiner Oben, wenn die Armengesetsc nicht wlren! (S.290.) 

Da6 „das vorbauende Hemmnis in allen Ständen mit erheblicher Kraft wirkt", 

wenn auch noch nicht mit der Kraft, wie es wünschenswert wäre, beweise die Sta- 
tistik. In der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts ward das Verhältnis der jähr- 
lichen Eheschließungen zur üesamtbevülkerung auf 1:115 geschätzt; nach der 
Zählung von 1800 ergab sich (fflr England und Wales) ein Verhältnis von 1 : 123*/.v 
Schon in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts sei die Bemerkung gemacht worden, 
daß die Scheu vor der „Unruhe und den Kosten, eine Familie zu ernähren", als 
retardierendes Moment der Volkszunahme walte. Die Energie dieses Moments habe 
sich im Laufe der Zeit noch verstärkt: „jenes geringe Verhältnis der jährlichen 
Ehen zeigt, daft in einem gro6en Teile des Volkes — trotz der Armen- 
gesetze — ättfterst wohltätige Gewohnheiten der Vorsicht herrschen": es 
bedeutet, zusammen mit der niedrigen Geburten- und Sterblichkeitsziffer, „eine er- 
staunliche Überlegenheit über die meisten anderen Staaten" (S. 300— 303) . . . »eine 
Auszeichnung, auf die wir mit Recht stolz sein dttrfen* (S. 311). 

In Frankreich, wo die Armen schlechter daran sind wie in Eiland (S. 803), 
ist die Tendenz zur Volksvermehrung und der Mangel an Vorsicht in der niedrigen 
Schicht weit stärker (S. 696). .Aber auch hier hat sich seif der Revolution ein 
Wandel zum Bessern vollzogen. Denn deren Wirkung war, „jedermann mehr von 
sich selbst und weniger von anderen abhängig zu machen; die arbeitende Klasse 
ist daher fleiB^r, sparsamer und bezüglich der Eheschlieftungen vorsichtiger 
geworden"; eine »bedeutende" Verminderung der Geburtenziffer ist eingetreten 
(S. 506). 

Maltluis lehrt also ^enau das, was jene lehren, welche ihn „verbessern" zu 
mijssen meinen: je hoher die Kultur eines Volkes, desto mehr wird die Tendenz 
der Bevölkerung, Ober den Nahrungsmittelspielraum hinauszuwachsen, durch das 
»vorbauende Hemmnis* im Zaume gehalten. 

Er betont, daß dieses Hemmnis bereits an Kraft zugenommen habe. Er ist 
keineswegs Pessimist tiir die Vergangenheit tind Gej^enwart, wie Wolf schreibt; 
er ist ebensowenig Pessiiinst für die Zukunft*) Denn er gibt der Hoffnung Aus- 
druck, daß die „Enthaltung von der Ehe aus Gründen der Vorsicht"; immer 

') Für die verschiedenen Schichten wird dies aiisjjeffihrt auf S. 2*»7 2*^. 
-) „Sein Ausblick in die Zukunft ist der Sache nach nicht viel weniger pessimistisch 
wie seine Ansicht von der Gegenwart" (Wolf, a. a. 0.). 
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al^emeinere Pr.ixis, ') insbesondere auch immer allgemeinere Praxis der niederen 
Schicht werden wird; der Hoffnung „auf eine so gesteigerte Wirksamkeit 
des moral restraint, wie zu einer betrichtlichen Hebung der Lage der 
Arbeiter erforderlich" (& 835). 

Mit steigendem Lohne wird die Vorsicht betreffs der Eheschließung in den 
Kreisen der „labouring poor" sich mehr und mehr verbreifeti; und die Verhreitunp 
dieser Vorsicht wird wieder zur Ursache stetig weiter steigenden Lohnes werden. 
Der soziale Fortschritt — die „Verbesserung der Lebensverhältnisse" der niederen 
Schicht — wird nicht durch das Nachrflclcen des Angebots von Arbeitskräften Ober 
kurz oder lang wieder wettgemacht werden. Sondern die Tendenz des sozialen 
Fortschritts geht dahin, die Tendenz der Bevölkerung, über den Nahrungsmittel- 
spielraum herauszuwachsen, in ihr (jegenteil zu verkehren. 

„Nicht ein Übermaß des Luxus bei Wenigen, sondern ein gewisser Luxus 
unter der Masse ist es, was fflr den Reichtum und das Glück des Volkes am 
vorteilhaftesten erscheint Wenn man zugibt, daB in jedem Volke, das nicht in den 

Verhältnissen einer neuen Knlnnie lebt" (positiv gesprochen: in jede?n vollbesetzten 
Lande), die Vermehrung gehemmt werden muß; und „wenn man sieht, daß der 
Sinn für Komfort" - die Furcht, sich dessen zu berauben — „die Leute ver- 
hindert zu heiraten", so ist zu schlielten, daB kaum ein Hemmnis gefunden werden 
kann, das „dem GIQck und der Tugend eines Volkes so wenig schädlich ist wie 
das Vorherrschen eines solchen Sinnes für Komfort; imd daß mithin die Verbrei- 
tung des Luxus ... eines der besten Mittel ist, das oben erwähnte Normal- 
maB des Elends') cmporzuschrauben" (S. 759). „Wenn ich alles tue, was den 
Komfort unter den Armen steigert, so handle Ich genau meinem Prinzip gemSB" 
(S. 781); eben dem Prinzip gemäß: je höher der Wohlstand der Masse, desto eher 
wird sie eine vernünftige Heiratspolitik treiben und damit der „Übel, welche das 
Bevölkerungsgesetz mit sich bringt", Herr werden. „Es wäre ein melancholischer 
Oedanke, wollte man. annehmen, daß, wihrend die Natunndsaenscliaft täglich ihren 
Horizont erweitert", die Sozialwissenschaft „in so enge Grenzen gezwäi^ oder, 
was ihren Einfluß anlangt, so schwach sein sollte, die aus einer einzelnen Ur- 
sache entspringenden Hindernisse menschlicher Wohlfahrt zu beseitigen". 

Das „allgemeine Ergebnis" der Untersuchung zieht Malthus dalun; „wir 
brauchen am Fortschritt der menschlichen Geseltochaft nicht zu verzweifeln; das 
Gute, das erreichbar scheint, ist aller unserer JMQhe wert und genügt, um unsere 
Zuversicht zu beleben" (S. 771). . . . „Wir haben unter unserer Leitung eine mäch- 
tige Kraft, welche fähig ist, in wenigen Jahren eine Wüste zu bevölkern; unter 
anderen Umständen aber durch menschliche Energie und Tugend in die engsten 
Schranken gebannt zu werden." 

DaB der moral restraint nicht plötzlich allgemein werden könne, hat 
Malthus mehrfach betont (z. B. S. 644). Seine Zuversicht aber, daß mit höherer 
Kultur allmählich die Geburtenziffer sinken werde, ist verwirklicht worden') — 

<) .Dank dem gesunden Instinkte der Leute liat die Vorsicht «Is Hemmni« der Ehe 
zugenommen in Europa; und man darf daraus schlieBen, daB sie auch fememmehnicfl wird" 
(S. TOS; vgl. S. 770). 

*) Vgl. das Zitat oben S. 30. 

") Ob das Fallen der Geburtenziffer sich aus Hinausschiebung des Helratsteniiiiies, oder 
aus Zurückhaltung betreffs Kindcrcrzeugung in ikr Bhe critUirt — ob .aialthusiach" oder 
«neo-malthusisch", muß allerdings dahingestellt bleiben. 
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vermiitlich rascher und in hölierem Umfange, als er selbst es erwartete. Wenn 
man ihm die Daten vorlegen würde, welche diese Fortschrittstendenz innerhalb 
des Kuliurkreises erweisen, so wfirde & darin keinen Gnind zu »anderer Fassung" 
seiner Lelire erbliclcen, sondern die Erfflllung seines Ueblingstraumes. Des 

Traumes, der ihm vorschwebte, als er zuerst seinen Essay entwarf, und der ihn in 
den drei Jahrzehnten, während denen er sein Werk immer wieder durcharbeitete, in 
seinem Banne hielt; des Traumes, da5 «eine allmähliche Änderung in den 
Sitten der Arbeiterlciasse die notwendige Verzögerung des Zuwachs- 
verliältnisses lierbeifilliren und das Angebot von Arbeitsicräften der effeictiven 
Nachfrage sich anpassen werde . . . unter Vermehrung der Annehmlichkeiten und 
Bequemlichkeiten"; des Traumes, daß „solange Kultur und Reichtum zunehmen, 
die Lage der Masse sich beständig verbessern" werde (S. 837). — 

So sage icli mit Ad. Wagner: 

»Maltlius behält in allem wesentlichen Recht* 
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Sir Mathew Haie und John Bruckner 

mit einer Geschichte der vormalthusischen Bevölkerung^eorie«) 

von W. Hasbach. 

„It is an obvious truth," schreibt Malthus in der Vorrede zur ersten, 1798 
erschienenen Auflage seines „Essay on Population", „that population must always 
be kept down to the level of subsistence.*") So einleuchtend ist diese Walir- 
heit, so fügt er hinzu, daß sie von vielen Schriftstellern ausgesprochen worden 
ist. Wie selbstverständlich sie aber auch erscheinen mag, er gesteht im ersten Kapitel 
der ersten Auflage, sie aus den Werken von Hume, Smith, Wallace abgeleitet zu 
haben. Außer diesen nennt er noch Price, doch erst in der Vorrede zur zweiten 
Auflj^. wahrend der fOnf Jahre, die zwischen dieser und der ersten lagen, hatte 
ihn eine eingehendere Beschäftigung mit seinem G^enstande überzeugt, daB er 
häufig behandelt worden war. In einem folgenden Teile der Vorrede erwähnt er 
als seine Vorgänger die Phystokraten, James Steuart, Arthur Young und Townsend. 
War angesichts so zahhreicher früherer Zeugnisse fihr die von ihm vertretenen 
Lehren Raum fDr eine eigentümlidie wissenschaftliche Leistung? Malthus glaubt 
als sein Verdienst ansprechen zu können die eingehende Untersuchung der 
Mittel, mit welchen die Übereinstimmung von Volkszahl und Nahrungsmenge 
erzielt wird. „No writer, that the Author recollects," sagt er in der Vorrede zur 
ersten Auflage, „has inquired particularly into the means by which tbis levd Is 
effected". In der Vorrede zur zweiten spricht er sich noch bestimmter und aus- 
fOhrliclicr über die Aufgabe aus, die er sich gestellt hatte: „. . . the comparison 
between the increase of population and of food . . . had not perhaps been stated 
with sufficient forcc and precision . . though it had been stated distinctly, that 
population must always be kept down to the level of sutnistence, yet few in- 
quiries had been made into the various modes by which this level is effected; 

•) Die Eintenimg von Robert von Mobl (Oeschichle und Literatur III, 414) fortbildend, 

unterscheide ich zwischen Bcv()lkerun<;ssfatislik, Populatfonistik, Bovölkcninj^'stheorie und Be- 
völkerungspolitik. Mohl kennt nur die beiden ersten und den letzten Zweig der Bevölke- 
rangslclire. Unter Populatlonisttk verstehe ich die Winenscliaft von den Bewecuags|^selzen 
der Bevölkerung, unter Bcvnlkerunj^sthcoric die Wissenschaft von den psycbologlKhen und 
nationalökonomische Ursachen der Bevölkerungsbewegung. 

An einigen Stellen habe ich auch die bevOlkenuigsitoiitiacben Ldiren der Politiker 
dargestellt, dann nämlich, wen» mir dies zur besseren Charakterisierung der Lehre von 
Mattinis dienlich erschien. 

^ Auf den folgenden Selten habe ich Ql)erall die SchrUlBteller In Ihrer Muttersprache 
zu Worte kommen lassen, wo es mir ffir die wissenschaftliche Klarheit erforderlich schien. 
So vielen Ungenauigkeiten und MiBverständnIsscn, die durch kaum zu überwindende Schwierig- 
kelten, NacMissigl»iteii imd Fehler 4» Obcrsetningen entstanden waren, bin ich in der Lite- 
ratur begegnet, daS ich mich nicht derselben Gefahr aussetzen möchte. 
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aiid thc priiiciple liail iicvcr bcon sufficicntly pursiicd to its conseqiiencos, iior 
had those praclical inferences drawn from it, whicli a strict examination of its 
cffects on society seenis to suggest." Jeder Unbefangene wird zugeben, daS 
Matthus mit diesen Worten seine Stellung in der Gescliictite der BevOllcerungs- 
lehre im ganzen und großen (reffend gekennzeichnet hat. Seine Bedeutung als 
Theoretiker besteht in der schärferen, eindringlicheren, volkswirtschaftlichen 
Fassung des Bevölkerungsgesetzes, so daß es aus drei Gliedern besteht: einem 
physiologischen (Vermehrungsmöglichkeit), einem nationalölconomischen(Nalirungs^ 
Spielraum) und einem anthropologisclien (Mittel zur HerbeifOlining der Oberein- 
stimmung). Seine Bedeutung zeigt sicil weiter in dem anscliaulictien Nactiweise 
der Mannigfaltigkeit der Hemmiingsformen, die auf verschiedenen Kulturstufen, in 
verschiedenen Ländern die Überschreitung der Nahrungsgrenzc verhindern. Die 
QrOfle seines Verdienstes als Politiker dagegen wird durdi die PrOlung wlcii- 
tiger iMaBregeln der Volkswirtscliafts- und Sozialpolitilc an den Ergebnissen seiner 
theoretischen Forschungen bestimmt. Nur wird man seiner Behauptung schwer- 
lich zustimmen können, daß vor ihm praktische Folgerungen aus dem Bev()lke- 
rungsgesetze nicht abgeleitet worden seien, und man darf mit ihm darüber streiten» 
ob die Konsequenzen des Oesetees von seinen Vorgängern in hinreichender Weise 
(sufficiently) gezogen worden seien. Jedenfalls ist es wahr, daB er durch sein 
sozialpolitisches Proi^ramm der Vollender des Individualismus geworden ist, welcher 
etwa ein Menschenalter früher von A. Smith begründet worden war, mit dem er 
sich auch durch die Befürwortung langsamer Reformen berührt. 

Mit den nachdrQciclichen Hinweisen auf seine Voiginger hat Malthus zur 
Dogmengeschichle der Bevölkerungstheorie angerej,'t. Durch Grahame. insbeson- 
dere die ausgezeichneten Litcraturkcnner Wilhelm Roscher und Robert von Mohl, 
dann Garnier, ist der Ausblick über die Geschichte der Bevölkerungstheorie vor 
Malthus sehr weit geworden.') In dem bekannten Aufsatze von Elster im Hand- 
wörterbuch der Staatswissenschaften finden vdr eine Zusammenstellung der bis- 
herigen dogmengeschichilichen Untersuchungen. Nichtsdestoweniger bleibt noch 
einiges zu tun. Da einige Dogmenhistoriker von den Malthus eigentümlichen 
Bereicherungen der Wissenschaft nur ungenügend Kenntnis nehmen, so fehlt der 
Maftstab für die Beurteilung der älteren Theoretiker. Indem sie in deren Schriften 
wenig das beaditen, was sie von Malthus unterscheidet, und sich auf die Ele- 
mente der Lehre t>eschränken, entsteht leicht ein falsclier Schein übereinstimmender 
Ausführungen. Daß sie dem tatsächlichen Nährboden der Lehren keine Auf- 
merksamkeit widmen, kann ihnen nicht zum Vorwurf gemacht werden, denn es 
ist hergebracht Dagegen ist es bedauerlich, daB infolgedessen die Momente der 
Entwicklung nicht hervortreten. Dazu trigt allerdings auch bei, dail einfluftreidie 
Schriftsteller übergangen, andere in Knechtsgcstalt vorgeführt werden, noch anderen 
eine übergroße Wichtigkeit beigelegt wird, und die Anordnung der Darstellung 
zuweilen schwer zu erkennen ist. 

Ich beabsichtigte ursprünglich nur, dem Leser zwei MAnner vorzuführen, von 
denen der eine seinen Einzug in die Literaturgesehichte in verstümmeltem Zu- 
stande gehalten hat. und der andere ihr kaum dem Namen nach bekannt ge- 
worden ist, nämlich Mathew Haie und John Bruckner, aber ich erkannte bald, daß 

•) Bonars bekanntes Werk verfolgt antlere als dnj;ment;cscfiichtliche Zwecke; auch 
Dugald Stewarts Vorlesungen über Nationalükonomic, ubwohl sie auf die Geschichte der 
Bevölkeningstbeorle «tagehen, kann nun nicht znr doKnengescbicMlicben Literatur rechnen. 
Soetbeers treffliche Preiascbrift gehört elwnaowenig hierher. 
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ihre Charakteristik ohne eine vorhergehende ausgleichende Darstellung der Ent- 
wicklung der Bevölkerungstheorie mißlingen müsste. Selbst das Palgraveschc 
„Dictionary of Political Economy", dessen literarischer Teil nach allgemeinem 
Urteile weit über dem anderer ähnlicher Unternehmungen steht, wobei einzelne 
glänzende AuMtze des HandwOrterbudis unberücksichtigt bleiben, selbst dieses 
Werfe macht in Beziehung auf Haie und Bruckner keine Ausnahme. 

I. 

Die Entwicklung der Bevölkerungstheorie. 

Wenn wir vom klassischen Altertum absehen, dürfen wir behaupten, daß die 
Bevölkerungstheorie im wesentlichen eine Errungenschaft des 18. Jahrhunderts 
ist Wohl tritt das Verständnis der Mihingig^ der BevOlkerungsvermdirung 

von äußeren Umständen schon im 16. und 17. Jahrhundert hervor, aber die Ein- 
sichten zeichnen sich nicht durch Tiefe, Vollständigkeit oder Konsequenz aus. 

Zwar gehört die Bevölkerungstheorie nicht zu den Lehren, die man erst 
langsam, mit groBen Schwierigkeiten erkannt hat, im Gegenteil, es werden deren 
Elemente den diristlichen Völkern in ihren heiligen Büchern übermittelt. Im Alten 
Testamente lasen sie, daß die ganze Menschheit von einem Paare abstamme, 
dessen Naclikommen in langen Wanderungen sich über den Erdkreis ergossen 
hätten, dort vernahmen sie, daß der Herr verschiedene Male den Menschen ge- 
boten habe, sich zu vermehren und die Erde zu erfOilen, dort erfuhren sie aber 
auch von gewaltigen Hemmungen der Vermehrung durch Wasserfluten, Krank- 
keiten, Hungersnöte und Krieg, die der göttliche Zorn über die Sünder verhängt 
hätte. Die (kbiideten aber, die die r()mischen und griethischen Geschichts- 
schreiber zu lesen verstanden, mußten durch sie in ihren Oberzeugungen bestärkt 
werden. In dieser rezeptiven, von sittlichem Gehalte erfDIIten Auffassung tritt uns 
die Bevölkerungstheorie in den «Discorsi sopra la prima decade di Tito Livio" 

Mac h i a V e 1 1 i s e n tgegen . ' ) 

Anders Bolero, der mehr als sechzig Jahre nach Machiavelli schreibt. Er 
reproduziert nicht mehr, was er in heiligen und profanen Werken gelesen hat 
Was seinen Ausfuhrungen den Stempel des Neuen aufdrOckt, das ist der Aus- 
gang von einer selbständigen Beobachtung. In der Zeit des Niedergangs der 
mittelalterlichen Blüte Italiens lebend, wird er d.iraiif aufmerksam, daß die Zu- 
nahme der Menschen in den Städten allmählich stockt: „Le Cittä cominciate da 
pochi habltatori, e poi accresdute ^no ad un certo numero, non passano oltre ... 
CosI Venetia, Napoli e Milano non eccedono ducento mila persone." Welches 
sind die Gründe dieses Stillstandes? »Ii che procede dall' incommoditä d' alle- 

') Folgende Stelle (Ausgabe von 1581; Ii, 5; S. (>3, (X)) wird das Urteil bestätigen. 
Wir weisen ihr einen Platz unter dem Texte an, was einer weiteren Erklärung nicht bedarf. 
Die Orthographie ist die des Originals, nur ist u dort in v verwandelt, wo heute v steht. 
Die Stdie lautet: „Quanlo alle cause che vengono dal cicio sono quelle che spcngono la 
humana generationc, et riducono ä pochi gl! habitatori di parte del mondo, et questo vienc, ö 
per peste, ö per fame, 6 per una inundatione d'acquc, et la pm imporlante i quesl* ultima... 
Et che queste inundationi, pesti, c fami venghino, non credo sia da dubitarne, . . . perche 
ne sono piene tutte le historic . . . Cosi interviene in questo corpo . . . della humana gene- 
ratione che quando tutte Ic provincie sono ripiene In modo, che non possono vivere, ne 
possono andarc altrovc per essere occupati, et pieni luUi i luoghi. Et qunndo la nslntia et 
malignita humana i venuta dove la puö venire, conviene di necessitä che '1 mondo si purghi, 
per uno de' tre modi accio che gli hucroini essendo divenuti pochi, et battuti vivano piA 
commodamente, et diventino migiiori. 
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varc e undrirc maj^gior nioltitudine di gcntc in un luogo . . . Si che ricercädosi 
due cose per la prupagatione de' pupoli: la gencratiune c I' cducatione."') Su 
wenig tiefgehende Erkenntnisse verllindern Botero nidit daran, in der „Ragione di 
Stato" (1589) die Mitlei der Bevölkerungsvermehriing im achten Buclie ausführ- 
lich abzuhandeln. In der kleinen Schrift „Delle Cause della Grandezza e Magni- 
ficenza delle Cittä", die im selben Jahre erschien, kehrt er zu demselben Gegen- 
stande zurück. Wie es komme, fragt er: „che ie cittä non vadano crescendo a 
proportione". Es werde geantwortet, daran seien die Pest schuld, die Kri^, die 
Teuerungen und andere Gründe. Aber diese Antwort, die Macliiavelli noch be* 
friedigt hatte, genügt ihm nicht mehr. Und er wirft leicht hin, was etwa 90 Jahre 
später Mathew Haie breit ausführen wird, daß es immer Pesten gegeben habe, 
daft die Kri^ frfiiier häufiger und blutiger gewesen seien, dafl es nionals an 
Hungersnöten gefehlt habe. Nachdem er so mit der rohen Auffassung frflherer 
Zeiten, die nur mit den großen Katastrophen der Mensdiengeschichte rechnete, 
gehrochen hat, wendet er sich einer zweiten Erklärung zu. Andere hätten ge- 
meint, Gott habe es so angeordnet. An der göttlichen Weltregierung auch auf 
diesem Gebiete, versetzt Botero, sei ja nicht zu zweifeln, die zu lösende Frage 
laute jedoch: „con quai mezi quella eterna providenza faccia moltiplicar il poco, 
e dia termine al molto". Daß er die Frage in einer wissenschaftlichen Form ge- 
stellt hat, war wichtiger, als die Weise, in der er sie beantwortete. „L' aumento 
üeile Citta protede,' so schreibt er, „parte della virtü gcnerativa de gli huomini, 
parte della nutritiva d' esse Citta: ia generativa senza dubbio . . . sempre e 
I istessa." So stellt Botero die unveränderliche Zeugungslcraft und die veränder- 
liche Ernährungskraft gegenüber. Es erhalte der Stadtstaat seine Uiitcrbaltsmiftc! 
zum Teil aus seinem eigenem Gebiete, zum Teil aus der Fremde. Deren Heran- 
führung werde aber mit dem Wachsen der Bevölkerung immer schwieriger. In 
rhetorisch geflitter Sprache zXhlt er, wie in dem schon erwähnten gr06eren 
Werice, die Hemmungen auf: „I'asprezza de' luoghi, l'altczza de' monti, la bas- 
sezza delle valli usw." In diesen Worten ist nur für den oberflächlichen Leser der 
Gedanke eines naturgesetzlichen Mißverhältnisses zwischen Lebensmitteln und 
Vermehrungsmöglichkeit ausgesprochen, denn es wäre ja denkbar, daß diese 
Hemmungen des Stadtstaates mit zun^mender Kultur verschwänden. Nur in 
einem einzigen Satze spricht er aus, daß auch das Menschengeschlecht nicht über 
eine gewisse Grenze wachsen könne: „I frutti della terra, e la copia del vitto non 
comporta maggior numero di genti." ') 

Worin der von Botero dngeleitele Fortschritt besteht, ist offensichtlich. Die 
BevtUicerungstheorie ist fOr ihn etwas Erlebtes, er hebt sie aus der Unldariieit 
einer sittlichen Auffassung in die Höhe rein wissenschaftlicher, nationalökono- 
mischer Betrachtung empor, er vergleicht die Zeugungskraft, die er als eine 
immer gleiche Potenz annimmt, mit der Ernährungskraft, über die er noch nicht 
zu völliger Klarheit durchgedrungen ist Aber auch die Grenzen seines Blickes sind 
unschwer aufzufinden. Bestehen auch nach ihm die Hemmungen der Bevölkerungs- 
vermehrung nicht mehr in Strafgerichten, die der Zorn Gottes zuweilen über das 
Menscliengeschlecht verhängt, sondern in bestimmten Kulturfaktmen , so ist doch 
nicht zu verkennen, daß die Hemmung für Botero noch nicht eine Erscheinung 
aller Kulturstufen, sondern sinkender Zeiten ist 

') Delta Raggfon' di Stato, Pemra 1586^ S. 188. Olier die Orttiographie das twi 

Macliiavelli Bemerkte. 

*) a. a. O. S. 328ig. 
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Hiernach wird man Botero fQr den Begründer der modernen Bevölkerungs- 
theorie ansehen und es mit Gloda') als einen Segen betrachten müssen, daß 
durch die weite Verbreitung seiner Schriften der Samen seiner Lehren in alle 
Welt ausgestreut winde. 

Noch ktarer als bei Botero erkennen wir in Childs new Discourse of 
Trade" (1696)*) den Zusammenhang zwischen Lehre und Umwelt. Dort die 
Schmerzen eines alten Kulturlandes, dessen Säfte zu stocken beginnen, hier die 
Klagen eines mächtig aufstrebenden Volkes. Die Unzufriedenheit seiner Lands- 
leute iußert sich zur Zeit Childs in der Behauptung, daft das Land durch die 
Kolonien entvölkert werde. In sehr verständiger Weise setzt Child in dem „On 
Plantations" überschriebencn Kapitel auseinander, daß die Auswanderer zum großen 
Teil aus Leuten bestanden haben, die in Enj^iand aus politischen und sozialen 
Gründen überflüssig waren und in den Kolonien Beschäftigung gefunden haben 
Habe so das Mutterland durch ihr Fortgehen keinen Verlust erlitten, so sei ihm 
obendrein noch ein Zuwachs durch Die geworden, die in England für die Be« 
dürfnisse der Kolonien arbeiteten. Kolonien seien folglich Mitte! zur Vermehrung 
der Bevölkerung wegen der größeren Beschäftigung, die sie hervorriefen. Die 
Quintessenz seiner Betrachtungen ist in dem Satze enthalten: „Such as our employ- 
ment is for people, so many will our people be." Leute, die keine Arbeit finden, 
„must away from us, or starve, or be hanged to prevent it". 

Von geringerern Belang ist es, daß Child in dem ersten Kapitel seines 
Werkes für die Erniedrigung des Zinsfußes auch anführt, daß sie den Handel 
fördern, mehr Beschäftigung geben und daher die Bevölkerung vermehren werde.*) 

O^ien &ide des Jahrhunderts kommt Davenant zweimal in seinem 1699 
erschienenen „Essay upon the Probable Methods of making a People Gainers in 
the Balance of Trade" flüchtig auf die Bevölkerung zu sprechen. Der Wohlstand 
eines Landes ruht auf den Menschen und dem Lande: das ist die dem Buche zu- 
grunde Upende Obcfzeugung. In dem «Of the People of England*' handelnden 
Kapitel spricht er die Meinung aus» daB die englische Verfassung zur Vermehrung 
der Bevölkerung beitragen werde, denn „almost all countries in the world havc 
been more or less populous, as libcrly and property have been there well or ill 
secured". In dem folgenden Kapitel, das „Of the Land uf England and its Pro- 
dud" aberschrieben ist, bespricht er die Mittel zur Vermehrung der wirtschaft- 
lichen Güter. Dabei macht er die Bemerkung, daß durch die Förderung der 
Fischerei auch die Zahl der Engländer wachsen werde, „for men always multiply, 
where they have convcnicncies of living". ') 

Dafi nur ein anspruchloser Dogmenhistoriker in diesen Bemerkungen eines 
auch die Mittel zur Bevölkerunpvermehrung darstellenden Volkswiitschaftspoli- 
tikcrs eine Vorahnung des Malthusischen Gesetzes erkennen wird, findet wahr- 
scheinlich keinen Widerspruch. Im übrigen ist der Gedanke, daß gute Gesetze 
der Bevülkerungsvermehrung zuträglich sind, auch bei Child und Kalegh zu 

') Gioda, La Vita e le Opere di Giovanni Botero. ISäb. 

•) In der 20 Setten rnnfassenden BroschOre .Brief ObservaÜons conceming Trade and 

Interest of Money" von \6e)H und in der zweiten FIuKSchrifl „A Short Addition to the Ob- 
servations concerning Trade and Intercat of Money" (14 Seiten) vom selben Jahre findet sich 
nocli keine Bemerleting Aber die Kolonien. 

') Ahnliche AusführunRcn iihcr den Zusammenhang von vermehrter Arbeitsgelegenheit 
und vermehrter Bevölkerung auch bei Pollexfen (A Discourse of Trade, Coyn, and 
Paper Ciedlt, 16S7, S. 41) und Defoe (A Plan of the Eogllsli Commerce» 1729, S. 17 f.) 
<) a. a. O. S. 23 und 90. 
Waancr-PotKlum. ^ 
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finden. Dieser letztere erscheint für die (jeschichte der BeviMkeriingstheorie zwar 
wichtiger als seine Iteiden Landsieiite, wenn er auch im wesentlichen, wie Machia- 
velli, nur die Ergebnisse seiner Lektüre dem Leser bietet Zwischen 1603 und 
1618 schrieb er eine Abhandlung ge«chichtsphilosophischen Charakters, Ji Disr 
course of War in General"/) Darin unterscheidet er iwei Arten von Krieg: den 
seltenen, durch Übervölkerung entstatidenen, von Hungersnot und oft von Epide- 
mien begleiteten Krieg, und den gewöhnlichen, wie er herkömmlich durch Be- 
gehrlichkeit, Ehrgeiz, Furcht, Rachsucht entstehe Doch werde auch in diesem 
gewöhnlich Msome small measure of necessity" gefunden: die Unzufriedenheit 
jüngerer Söhne, die Erwerbslosigkeit von Gewerbe- und Handeltreibenden. Denn 
nicht darauf komme es an, daß das Land mehr Menschen ernähren könne, son- 
dern auch daß statthabe „a cunvenient participatiun of the general störe into a 
great number of well deservers". Nun gleiche der Krieg dem Rhabarber, wie der 
König Ferdinand gesagt habe, er entferne schlechte Safte aus den Königreichen. 
Und doch bedürfe kein Land weniger derartiger Kriege, als Spanien, das so viele 
Menschen in seine Kolonien schicke. Dennoch sei es nicht entvölkert. Hätten 
der König Eduard III. und seine Nachfolger Frankreich erobert und in den fran- 
zösischen StiUten Engländer angesiedelt, dann wäre jetzt Frankreich ganz voll 
von Engländern, ohne daß England entvölkert sei. Die einheimische Bevölkerung 
wäre wahrscheinlich an Hungersnot, ansteckenden Krankheiten, durch das Schwert 
und den Galgen zugrunde gegangen; er vergißt auch nicht die Enthailunji von 
der Ehe und unfruchtbare Heiraten als Ursachen des wahrscheinlichen Rück- 
ganges zu erwähnen. Diese Worte ergeben, daB Ralegh, wie Machiavelli, mehr 
die großen Katastrophen der Menschengeschichte, als den täglichen Kampf um 
das D;isein i^escliiidert hat. Verständnis für das ewij^e Mißverhältnis zwischen 
Vermehrungsmöglichkeit und Nahrungsspielraum zeigt er durch kein Wort. 

Dem 17. Jahrhundert gehört auch Sir Mathew Haie an. Wie Ralegh, aber 
zwei Menschenalter später, schreibt er ein Werk, das nicht in den wirtschaftlichen 
Zuständen seiner Zeit wurzelt und der Nationalökonomie nicht angehört Wir 
werden es im nächsten Kapitel genauer kennen lernen. 

Am Ende dieser Periode veröffentlicht Vico seine „Frincipi di una scienza 
nuova" (1725), das zwei Kapitel enthält, die nach ihrer Oberschrift hioher zu 
gehören scheinen. Denn die des einen lautet: „Si scuopre il gran principio 
della propagazionc dellc nazioni", die des anderen: „Si scuopre il principio delle 
colonic". Aber sie handeln nicht von der Bevölkerungslehre, sondern von den 
Wanderungen der Menschen. ) 

Im 18. Jahrhundert mehren sidi in ganz Westeuropa die Klagen über die 

schlechte wirtschaftliche l äge der unteren Klassen, über den Rückgang der Be- 
völkerunu und über den .Wangcl an Maßregeln zu deren Vergrößerung.'') Nur 
an wenige Tatsachen will ich erinnern. Man vcrgegcnwänige sich die langsame 

>) l?«icgli sprlckt in diesem Aufsitze von ,our täte qoeen EUzabeth". Das genaue 
Datum ist nicht beksMiL 
•) S. 142 f. 

•) Sehr richtig cluu-aklerisiert dm inneren Widerspruch der BevflIIcerangspolitik Ortes 

mit den Worten: ,Ma in Iuoro di promnvere i matrimonj ne' ricclii che sono piü in grado 
lii tnantcncre una famigtia, Ii promovono tutto al contrario nei puveri che non possono soste- 
nerla, seduccndoli al matrimonio fino con premj, onde accrescono le miaerie e non la popo- 
lazione*. Rißessioni (Custodi) S. 37. 
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Erholung Deutschlands von den Verheerungen des Dreißigjährigen Krieges und 
an die neuen des Sicbcnjähriijen Krieges. In England wird das ganze Jahrhunderl 
hindurch darum gestritten, ob die Bevölkerung seit der Revolution zurüclcgegangen 
sei oder sich vennehrt habe. Als Ufsachen der Verminderung führt man die 
VeiirOBerung des Heeres und der Flotte, die Kri^ auf dem Kontinente, das 
Wachsen der Hauptstadt, den landwirtschaftlichen Großbetrieb, die Gemeinheits- 
teilungen, den Luxus, die Teuerung und die Zunahme der Steuern und Schulden 
an. Die am meisten hervortretenden Autoren sind Price, Arthur Young und 
Howlett*) In Spanien besdilftigt sich eine reiche Literatur mit den Ursachen 
der Entvölkerung, in der nach dem Zeugnisse von Colmeiro') Uztäriz eine selb- 
ständige Stellung einnimmt. Uztäriz weist nach, daß diejenigen Provinzen am 
bevölkertsten und wohlhabendsten sind, die am meisten Menschen durch die Aus- 
wanderung verloren haben, und diejenigen am ärmsten und schlechtesten bevöl- 
kert, aus denen niemand forlgeiogen ist Beobachtungen, die mit diesen einen 
inneren Zusammenhang aufweisen, verzeichnet Franklin in den 1751 «Schtenenen 
und 1755 veröffentlichten „Observations concerning the increase of mankind". 
Die Grüße der Bevölkerung, so führt er aus, steht im Verhältnis zur Zahl der 
Ehen, und diese ist um so größer, je leichter Familien unterhalten werden können. 
Da nun in Ameriica die B^rOndung einer Familie leichter ist, so heiraten dort 
mehr Menschen. Während in Europa auf 100 Personen eine Ehe entfällt, kommen 
auf sie in Amerika zwei Heiraten. Alte Länder gleichen den Städten, in denen 
alle Beschäftigungen übersetzt sind, weshalb auch statistische Tabellen über das 
Verhältnis der Heiraten, Geburten und Todesfillle, die in alten Lindem und in 
Städten aulgestellt worden sind, für neue und das flache Land sich als wertlos 
ausweisen. Franklin nimmt an, daß die Bevölkerung in Amerika sich in 25 Jahren 
verdoppele. Trotz dieser starken Zunahme sei vielleicht „not one fewer in Britain 
but rather many more on accouiit of the employement the colonies afford to 
manufadures at home" (Child). Wir behalten uns vor, auf die allgemeinen 
theoretischen AusfOhrungen Franklins an andotr Stelle zurückzukommen. 

Weit trüber als in den genannten europäischen Ländern sind während der- 
selben Periode, aber vorzugsweise in der ersten Hälfte des Jahrhunderts, die Ver- 
hältnisse in Frankreich.') Jedem Nationalökonomen ist dessen Lage gegen 
Ende der Regierung Ludwig XIV. durch die Schilderungen Vaubans geläufig. Im 
ersten Drittel des 18. Jahrhunderts verzeichnet Cantillon ohne den Ausdruck jeder 
Gemütsbewegung, daß „les enfants . . . perissent par la misere avec le Pere et 
la Mere, comme nuus Ic voions journellement en France".*) Über die um die 

') Eine Aufzätilung der UrMChen ti«i Pricc, Essay on the Population of England 1780. 

•) Colmeiro. Historfa de la Bcommia Politica en EspaAa, 1861 Es kommen in Be- 
tracht die Kapitel 52 - 56, hauptsächlicli das 54. .Causas de ia despoblaclon en EspaHa i 
iuicio de los escritores politicos*. 

Ol>er Uztiriz urteilt Colmeiro: .Apirtase Uztiriz del comun parecer*. Die Aosffib- 
rungen von Uztäriz finden sich im 12. Kapitel des Werkes „Tcurica y practica dC comcrdo 
y de marina*. 2. Aufl. 1742. Mir lag die 1. Auflage von 1724 nicht vor. 

Ober die spanischen BevOlkernngsverhlltnisse handelt auch gründlich der splter zu 
CrwUloendc TownscnJ in Ncinem Riiclu' „Jourtiey llirough Spaiti äc". 1' Aufl 1702. 11.2(17. 
Ober die Verdoppclungsperioden meint er dort (II. 294): .In favourable circumstanccs a 
coiintry not fully pcopted will double Iis numbres at least evcry 25 years'. 

Die Zustände sind bckanntlicii von Taine in dem 1. Bande seiner „flrigincs de la 
France contemporaine" und von Levasscur in seinem Werke .La Population Fran^aise (1, 
cliap. 1 1) vortiefillch dargestellt worden. 

*) Essai sur le commerce, I7S5, S.29. Die Orthographie des Originals ist beibehalten. 
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Mitte des Jahrhunderts hervortretenden Meinungsverschiedenheiten zwischen Mi- 
rabeau und Qucsnay brauchen wir uns nicht zu verbreiten. Während so die 
unteren Klassen unbarmherzig von dem .Elende" niedergemäht werden, zwingt der 
höhere LebenmaBstab die nachgeborenen Söhne des Adels, sich der Ehe zu ent- 
halten. Sie vcrdocren im Heere und in der Kirche, während die unverehelichten 
Töchter eine Versorgung in den Mauern der Klöster finden. In welchem Maße 
das „Laster" das Hemniungswerk des Elends vollenden muB, darüber klärt weniger 
die nationalölconomische. als die schOne Literatur des 18. Jahrhunderts auf. Aber 
es macht vor den Ehelosen nicht Halt. Die vornehmen Damen, im Bannkreis 
eines Hofes lebend, der dein Kultus der Schönheit und der Sinnenfreude ergeben 
ist, wünschen häufig nicht die Gefahren der Mutterschaft auf sich zu nehmen. In 
diesem Entschlüsse werden sie durch nüchternere und selbstlosere Bewe^rOnde 
bestarIcL 

Läßt man diese politische und soziale Entwicklung an sich vorüberziehen, 
dann wird man es fast selbstverständlich finden, daß, wie im 16. Jahrhundert in 
Italien, so im 18. in Frankreich das bevölkerungstheuretischc Problem zur Erörte- 
rung gestellt wurde. Nur verwundert es» dafl dasjenige Werk, das, vtit eine groBe 
Zahl von Zeugnissen ergibt, zur Unt«8uciiung des Verhältnisses von Menschenzahl 
und Nahrungsmitteln nuf das nachhaltigste angeregt hat, nicht etwa von einem 
Sozialpolitiker aus der Not der Zeit herausgeschrieben wurde, sondern in der 
beschaulichen Muße eines Rechtsphilosophen langsam herangereift ist. Es war 
Montesquieus „Esprit des Lois^ (1748>. 

Montesquieus leicht hingeworfene und willkürlich ausdnandeigezerrte Ge- 
danken in der Sprache der Wissenschaft wiederzugeben und verstandesmäßig 
aneinanderzureilien, das ist eine .'istlietisehe Sünde, aber eine logische Notwendig- 
keit. Das erste Glied seiner Darlegung bildet die Tatsache, dah die Weibchen 
der Tiere „ont i peu prte une Kcondit^ constante". Der gleichen Fruchtbarkeft 
des Menschengeschlechtes stehen zwei Arten von Hemmungen entgegen: 1. psycho- 
logisclie (Denkweise, Charakter, Leidenschaften, i-aunen, Wunsch die Schönheit 
zu erhalten, Furcht vor großer Kinderzahl usw.), 2. physische (Schwierigkeiten, 
die Nahrungsmittel zu gewinnen). Der Nahrungsspielraum ist nicht überall der 
gleiche. Die Menschenzahi wird grSfter oder gerini^r sein nach der Beschäfti- 
gung, nach der Art der Wirtscliaft (Weidewirtschaft; Kohlengruben machen Wald- 
boden frei; Reisbau). Aufstrebende Völker wachsen und vermehren sich, still- 
stehende kämpfen durch verschiedenartige Maßregeln gegen die Übervölkerung 
an. Eine schlechte, habsüchtige Regierung vermfaidert die BevtUkerung. Den 
EinfluB der ungleichen Verteilung des Bodens auf die JMenschenzahl behandelt 
er ausführlich. Durch diese Ungleichheit werden Menschen für die Gewerbe frei. 
Man übertreibt nicht, wenn man behauptet, daß er seinen Zeitgenossen das Ver- 
ständnis für die Entwicklung der Volkswirtschaft aus der Hauswirtschaft mit 
ihren Begleiterscheinungen eröffnet hat, was in England (Einhegungen, Entstehung 
der Industrie) schon frühzeitig den wissenschaftlichen Krieg gegen den Industrie- 
staat eingeleitet hat. Fine malthusische Bevölkerungspolitik baut aber Montes- 
quieu noch niclit auf seinen theoretischen Grundlagen auf; die Politik muß sich, 
so lehrt er, nacli den besonderen Uniständen eines Landes richten. Als bekannt 
darf vorau^esetzt werden, daß mit diesen theoretischen Betrachtungen die Unter- 
sucining verknüpft ist, ob das Altertum eine grftBere oder geringere Dichtigiceit 
der Bevölkerung besessen hat. 

Durch Montesquieu wurde Hu nie, wie st;ine Briefe ergeben, angeregt, seine 
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AbliandluMR „Oii t!ic populousness of aiicient iiations" (1752) zu schreiben, deren 
theoretische Bedeutung in dem Nachweise der konkreten Hemmunt;en und Förde- 
rangen der Bevölkerung, an dem Beispiele der antiken dargelegt, dauernd liegt. 
Aber er leit^ sein Werk audi durch einige ai^emeine Bemerkungen ein, die 
an Montesquieu erinnern. In allen Menschen lebt nach ihm ein Fortpflanzung^- 
drang, der sich jedoch niemals in voller Stärke äußern kann wegen gewisser 
Hemmungen, die „proceed from some difhculties in their Situation". Diese hat 
eine weise Gesetzgebung „carefully to observe and remov^. Hume kennt also 
ebensowenig wie Montesquieu ein naturgesetzliches Mifiverhältnis zwischen 
Menschenzahl imd Lebensmitteln, obwohl er die Vermehrungsfähigkeit sehr hoch 
anschlägt. „Almost every man wlio thinks hc can maintain a family will have 
one; and the human species, at this rate of propagation, would niore than 
double every generation." Weiter hebt er schon vor Franklin hervor, wie rasch 
aus diesem Grunde die Kolonien an Menschen zunehmen. Er verweist darauf, daß 
die durch Seuchen entstandenen Verheerungen schnell beseitigt werden. So sehr 
die Vermehrung der Bevölkerung nach Hume in der Macht der Gesetzgebung liegt, 
so verhehlt er sich ebensowenig wie Montesquieu, daß die Länder eine durch 
die Verschiedenheit des Bodens, des Klimas, der Beschäftigung gegebene ver- 
schiedene Ernährungsfähigkeit besitzen. 

Ein Jahr nach Humes Abhandlung erschien über densell>en Gegenstand 
Wallace's „Dissertation on the Numbers of Mankind" (1753), die aber mehrere 
Jahre vorher geschrieben worden war und, wie Hume in einer Note der ersten 
Ausgabe seiner »Politteal Discourses* mitteilt, ihm selbst bei der Abfassung seines 
Essay vorgelegen hatte. Sie wird allgemein als schwächer angesehen, aber die 
theoretische Einleitung ist jedenfalls bedeutender. Wallace sucht sich zuerst ein 
Urteil über die Vermehrungsmöglichkeit zu bilden. Er geht von der Annahme 
aus, daB das Menschengeschlecht von einem Paare abstamme. Jn attempting 
such a caiculation from a Single pair, tet us suppose that all marry who attain 
to maturity, and that every marriage produces six children, three males, and as 
many females; two of whom, viz. one male and one female die in the more early 
seasons uf iife, or before marriage: according to which, four will remain to marry, 
and replenish the world: that in 33 Va years . . . they shall have produced their 
six children; and that within the second period of 33Vt years, each of the suc- 
cceding couples shall have produced six children; and this tu fake place con- 
tinually."') Auf Grund dieser Annahme vermehrt sich das Ak'nschengcschlecht in 
Zeiträumen von Jahren von 2 auf 6, 12, 24, 48, 96, 192, so daß am Ende 
der 37. Periode und nach 1233 jähren die ungeheure Zahl von 412316860416 
erreicht wäre. 

Nun aber lehrt nach Wallace die Erfahrung, daß das Menschengeschlecht 
nicht in diesem Verhältnisse zunimmt. Es müssen folglich Hemmungen wirksam 
sein, deren Charakter der Verfasser zum Teil als .moral', zum Teil als ,physicar 
bezeichnet Die „moral causes^ ,depend on the affections, passions and institutions 
of men'. Die .natural causes' zerfallen in in re constant': „the temperature of the 
air, the extreme heat or coki of some climates, the barrenness of some regions 
of the earth, and the unfavourableness of the cUmate or natural product of some 
Solls to generation^ Andere sind „more variable*, wie »the indemency of partl- 
cular seasons, plagues, famlnes, earthquakes, and inundation of the sea; which 
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swecp off grcat nunihcrs <<f men, as well as oüier animals, and prevent tlie 
quicker replenishinji of tlic tarth." 

Die natürlichen Ursachen könnten wahrscheiniich . mit Ausnahme der „un- 
heilbaren Unfruchtbarkeit und Ungesundhelt einzelner Landsfariche", in grOflerem 
oder geringerem Grade durch menschlichen Fleiß und menschliches Geschick, 
durch gute Gesetze und Einrichtungen beseitiijt werden, sie übten daher keine so 
schädliche Wirkung aus wie die Leidenschaften und Laster der Menschen. Und 
nun legt er eine lange Liste solcher Hemmungen vor: destructive wars, great 
poverty, corrapt institutions» intemperance, debauchery, irregulär amours, idieness, 
luxury, »and whatever either prevents marriage, weakens the generating faculties 
of men. or renders them negiigent or incapable of educating their children. and 
cultivating the earth to advantage".') 

Wie leicht ersichtlich, ist in Wallaces Theorie die Skizze Montesquieus noch 
zu erkennen. Aber, wie ich zu zeigen hoffe, Ist auf den französischen Stamm ein 
englisches Reis, entnommen aus dem Werke JMathew Haies oder Pettys» gepfropft 
worden. 

Er beschließt seine theoretischen Ausführungen mit fünf allgemeinen Be- 
trachtungen, deren Keime im „Esprit des Lois" unschwer aufzufinden sind. 1. Ein 
von Okkupation und Nomadie lebendes Volk kann nicht so zahlreich sein, wie 

ein im Ackerbau erfahrenes und durch den Handel zixilisierfes Volk. In every 
counfry, there shall always be found a greatcr nuniber of intiabitants, ceteris paribus, 
in proportiun tu the plenty of provisions it affurds, as plenty will always en- 
courage the generality of the people to many. 2. Nicht alle L8nder, Himmels- 
striche und Böden sind der Vermehrung gleich gOnstig. There must therefore be 
a great difference in rcspcct of inhabitants, notwithstanding the best culture, 
discipline and constitutions. 3. Die Größe der Bevölkerung ist abhängig von der 
Verteilung des Bodens. Bei ungleicher Verteilung kaim die Bevölkerung nur groß 
sein, wenn die in der Landwirtschaft OberflQssigen Arbeitskräfte im Gewertw Be- 
schäftigung finden. 4. Die Größe der Bevölkerung wird durch den sittlichen 
Charakter eines Volkes und seiner Einrichtungen bestimmt (Ermunterungen zur 
Ehe — Wollust, Luxus). 5. Die Bevölkerung muß von den Erträgen der Jagd, 
der Fischerei und des Ackerbaues leben. Folglich wird die Bevölkerung um so 
grOBer sein, je mdir Menschen in diesen Erwerbszweigen beschäft^ werden. 
Die in Gewerbe und Handel Arbeitenden müssen von ihnen ernährt werden. 
Woraus folgt, daß Gewerbe und Handel oft „tend to diminish the number of 
mankind", und. obwohl sie eine einzelne Nation bereichern, durch Luxus und Ver- 
minderung der landwirtschaftlichen Klassen im ganzen schidlich wirken. Und 
ahnlich Mbuge and ovei|;rown eitles, which are nurseries of comiption and de- 
bauchery, . . . are in a particular manner destructive to the populousness of the 
World, as iliey cherish luxury, entice great numbers of all ranks to resort to 
them, and drain the rest of a country of usefui, labouring hands, who would be 
employed In agriculture and the most necessary arts". Es ist nach Wallace nicht 
wahr, daß der Industriestaat — um ein modernes Schlagwort zu gebrauchen — 
die Bevr)lkeriing stets vermelirf. Was er bewirkt, ist die Vernieliriing der Bedürf- 
nisse, die Preiserhöhung der Lebensmittel, die Steigerung der Kosten der Lebens- 
haltung und Lohnsteigerungen, die mit den größeren Ausgaben nicht Schritt halten. 
Nur dann kann er fQr ein Land angezeigt sein, wenn auch bei höchster landwirt- 

«} S. 12 fg. 
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schaftlicher Kultur die ßcviilkerimj^ nicht mehr durch den Ackerbau erhalten 
werden kann. Die Betrachtung kommt so zu der dritten zurück. Am wünschens- 
wertesten ist eine gleiche Verteilung des Bodens, so daß die gesamte Bevölkerung 
im Ackerbau beschifUgt ist und die Lebensmittel vermeint*) 

Diese Ausfflhningen Wallaces sind in solcher Breite wtedengegeben worden, 
nicht nur, weil sie beweisen, daß schf)n lange vor Malthus die Anklage „Agrar- 
staat contra Industriestaat" erhoben worden war, sondern nuch clLsluilh. weil in 
diesem Weike vor Price die feindselige Stimmung gegen den Industriestaat, vor 
Nathaniel Forster die gegen den landwirtschaftlichen QroBbetrieb wetterleuchte^ 
und der physiokratische Gedankenkreis vor den Physiokraten sich in ihm an- 
gedeutet findet.') 

Zwei Jahre nach Wallaces „Dissertation" erschien das Werk von Richard 
Cantilion (1755), dessen Vereinigung von Klarheit und Knappheit in der national- 
ökonomischen Literatur nicht ihresgleichen hat, so daB wir das abweichende Urteil 
der Leser vor 1 50 Jahren nicht verstehen. Nicht unrichtig hat Jevons in seiner bekannten 
Abhandlung die Bedeutung des schon im ersten Drittel des 18. Jahrhunderts ge- 
schriebenen Buches auch für die Bevölkerungslehre hervorgehoben, hr kenn- 
zeichnet das 15. Kapitel des ersten Teiles als „an almost complete anticipation 
of the JMalthusian doctrine of population^ als MlMallhus' celebraied Essay, 
Condensed by anticipation into 27 pages". Es fehlt aber nicht an starken Ver- 
schiedenheiten zwischen ihm und Malthus, wie der folgende Auszug erc;eben wird. 
Nach Cantilion wird die Fortpflanzungsfähigkeit der Pflanzen, Tiere und Menschen 
durch den Umfang da Bodens eingeschränkt, der zu ihrer Ernährung bestimmt 
ist Durch Verbesserungen der Technik und des Betriebes (Bewässerung, RObenbau) 
kann dessen Produktionsfähigkeit erhöht werden, so daß mehr organische Wesen 
von derselben Fläche leben können. Die Ernährungsfähigkeit ist weiter abhängig 
von der Lebenshaltung. Je geringer sie ist, um so mehr Menschen können von 
derselben Fläche unterhalten werden. JMit höherer ijebenshaitung vermindert sich 
auch die Zahl der Ehen, zu deren SchlieBung In allen Klassen der Gesellschaft 
eine große Neigung besteht. II n'y a qu'nn tr^s petit nombre d'hahitarils dans 
un £tat, qiii evitcnt le mariage par pur esprit de libertinage. Aber sie müssen 
ihre Lebenshaltung und die Zukunft ihrer Kinder bedenken. Iis croiraient faire 
tort k leurs enfants, s'ils en ilevaient pour les voir tomber dans une dasse in- 
fcrieure ä la leur. Viele wissen nicht, ob es ihnen möglich sein wird, „de faire 
subsister leur mcnagc siir le pie qu'ils envisagent". So bieten sich als Zufluchts- 
orte für die jüngeren Söhne des Adels Kloster und Heer, aber auch in den 
unteren Klassen der Gesellschaft gibt es „plusieurs hommes, qui, par orgueil et 
par des raisons sembiables k Celles de la noblesse, aiment mieux vivre dans le 
cilibat". 

Der starken Betonung des Faktors „Lebenshaltung" begegnen wir nicht bei 
Malthus, sonst hätte er den ersten Teil seines Gesetzes so formuliert: Die Be- 
völkerung wird bei gleichbleibender Lebenshaltung durch die Unterhaltsmittel 
beschränkt Andererseits kennt Cantilion nicht das Gesetz des abnehmenden 

') S. 15. 

*) Durcli die Erwihirang der Rolle des Oeldes in der VolkswlrtBcliaft wird es noch 

dcullichcr. I^s heißt S. 27: „Nor lins tlie grcater or less picnty of money any influcnce in 
this case. hör men cannut live on money, bat on food . . . For money and the use of it 
mittt always be estimated by, «nd bear a proportion lo tbc stock and quantity of goods 
that are In a natioa, and tiie namber of peraons who are to use tbem.* 
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Bodenertrages. Ganz fremd ist der Malthusschen Lehre folgender Zug. MalthuS 
verleilit ihr einen volkswirtscliaftlichcn Charakter; er vergleicht die Vermehrungs- 
möglichkeit der Bevölkerung mit der Vermehrungsmöglichkeit der Lebensmittel. Da- 
gegen bildet den Schlüssel zur Bevölkerungstheorie Cantiilons die gesellschaftliche 
und prhfatwirtschaffliche Tatsadie, die das ganze System bdierrsdit, es ist die 
Nachfrage der kleinen, den Boden besitzenden Klasse.') Ob die Bcv()lkerung 
sich vermehren kann, welche Schichten sich vermehren sollen, das wird nach ihm 
durch die Produkte bestimmt, die nach dem Wunsche der Grundbesitzer der 
Boden tragen solL Wünschen sie z. E Qewerbswaren aus der Fremde zu be- 
ziehen, wofflr Wein hergegeben wird, so wird die BevOilnrung am Wachsen ver- 
hindert. Vermehrt sich nun die Bevölkerung in einem solchen Beschäftigungs- 
zweige, nach dessen Produkten keine Nachfrage besteht, so bleibt den Un- 
beschäftigten nur Berufswechsel, Auswanderung oder Tod. Sein Bevölkerungs- 
gesetz faBt er daher mit den Worten zusammen: »Le nombre des ha1>itants, dans 
un ttat, dopend des moiens de sul»sistence, et comme les moTens de sul>sistence 
d<Jpendent de l'application et des tisages qu'on fait des terres et que ces usages 
dependent des volontes, du ^ofit et de la iaqon de vivre des proprietaires prin- 
cipalement, il est ciair que la multiplication ou le decroissement des peuplcs de- 
pendent d'eux." 

Wenn ich die Rolle, die Cantiilons Schrift in der Entwicklung des po- 
litischen Ökonomie gespielt hat, richtig einschätze, dann hat sie durch den in ihr 
ausgesprochenen folgerichtigen Grundsatz der Bevölkerungspolitik einen noch 
größeren Einfluß ausgeübt „II est aise de comprendre", schreibt Cantillon im 
9. Kapitel, „que les feoles de Charit^ en Angleterre et les projets en France, pour 
augmenter Ic nombre des artisans, sont fort inutiles." 

Mit Cantillon erreicht die Bevölkeriingslehre ihren ersten Höhepunkt. Alles 
was folgt, ist nicht so bedeutend oder nur Entfaltung oder nur Konsequenz. Und 
wir wissen nicht einmal, wie viel von Montesquieus 23. Kapitel Cantillon gehört 
An Cantillon ist l>ekanntlich der Physiokratlsmus emporgerankt Quesnay versteht 
ihn vollständig, er belehrt Mirabcau, der, Montesquieu näher stehend, zwischen 
theoretischer Einsicht und bevölkerungspolitischer Schwärmerei hin und her 
schwankt, wie Oncken neuerdings nachgewiesen hat.-) Quesnay selbst vertritt 
in mehreren Schriften den Standpunkt Cantiilons, in den „Questions interessantes* 
(1758), den „Maximes" (1758) und dem „Despotisme de la Chlne^ (1767), ohne 
daß er der Lehre eine selbständige Darstellung gewidmet hätte. Indem ich auf 
Onckens „Geschichte der Nationalökonomie" (1, 379 fg.) verweise, will ich nur die 
zwei von Quesnay vollzogenen Fortschritte hervorheben. Montesquieus heind- 
seli^eit gegen die arbeitsparenden Maschinen (Esprit XXIII, 15), den er jedoch 
nicht nennt, hält Quesnay den Vorteil der Ersparung an Produktionskosten ent- 
gegen, die auch für die Bevölkerung günstig sei, da nun andere Menschen durch 

■) Mir ist wohl iKkannt, daß Malthus gelegentlich, wie Smith, die NaclifraL;^ nach 
Menschen in sein System mit aufnimmt, aber di« Nachfrage ist nicht die Tatsache, die seine 
BevOlkerangstbeorie beherrscht. Ebenso t^kannt ist mir, dafi Matthus gelegentlich die 
Größe der Bevölkerung abhängig sein läßt von der privatwirtschaftlichen Rentabilität (hier 
ist also nicht die Konsumtion der Grundbesitzer, sondern das Gewinnstrel>en der Unter- 
nehmer das Primnm Jlftobite), aber w Ist ebensowenig der bdierrsdiende Qeiiajikb Vgl. 
hierzu die Ausführungen von von Bergmaflii in seinem trefflichen Werke «Die Wirtachafls» 
Krisen", S. 157 Anm. 

*) Geschichte der NatfonalSkonomie I, S. 319. Aufgefallen war der wlderspmcbsvolle 
Charakter der Schrift auch schon Mohl (Geschichte und Literatur etc. III, 470). 



- 65 — 



den größeren landwirtschaftlichen Oberschuß ernährt würden.') Quesnay betont 
zweitens den wirtschaftlichen Schaden des Almosens. L'aum6ne est . . . toujours 
autant de d^tournä de l'ordre des travaux et de la distribution des richesscs qui 
font renaitre tes richesses nicettalres pour la subslstance des hommes, aiinj, 
quand la popiilation excMe les ridiesses, TaumOne ne peut supplöer ä l'indigence 
inivitable par l'excfes de population.') 

Was von anderen Mitgliedern der physiokratischen Schule geleistet worden 
ist, ist unbedeutend. Mit Oppenheimer stimme ich darin überein, daß Mercier de 
la Riviire kein Vorgänger von Malthus ist') Es ist weiter ein Irrtum, daB 
Tuigot in dem Artikel „Fondationa^ (1756) Meinungen über den Zusammenliang von 
Armenpolitik und Volksvermehrung vorgetragen habe, die an Malthus erinnerten. 
Er bekämpft dort die frommen Stiftungen, aber nicht, weil sie die Bevölkerung 
vermehrten, sondern weil sie die Menschen demoralisierten, die Zahl der Bettler, 
unehelichen Kinder vergr&Berten.^ Was dann endlich die von Herbert in seinem 
„Essai Sur la police des grains" vorgetragenen Anschauungen betrifft, so gehen 
sie nicht über Montes(|iiieii. l^ume, Wallace hinaus. Wie der unter dem Text be- 
findliche Auszug erkennen lässt.^) 

Hinter manchem dieser Schriftsteller steht Franklin (1755) zurück, was 
seine theoretischen Ausfflhrungen ang^t berflhmt gewordene Satz: „There 
is, in Short, no bound to the prolific nature of plants or animals, but what is 
made by their crowding and interfering with each other's means of subsistence", 
macht, in chronologischer Ordnung betrachtet, nur geringen Eindruck. Die von ihm 
aufgeführten Hemmui^n der BevOlkerungsvcnnehning aber erscheinen unbedeu- 
tend, er kehrt zu der MKatastrophentheorie" zurück. Es sind Eroberung, Gebiets- 
Verlust, Verlust fremder Märkte und Arbeitsgelegenheiten, schlechte Regierung, 
mangelnder Schutz des Eigentums und die Sklaverei. Die Einführung fremder 
Luxuswaren und überflüssiger Güter vermehrt nach ihm die produzierenden und 
schwächt die konsumierenden Volker.*) 

Aus gleich anzuführenden Gründen überspringe ich das in chronologischer 
Ordnung folgende Werk von Wallace (1761). Zehn Jahre nach Franklins'Aufsatz (1 765) 
erschien Genovcsis Werk „Lezione di commercio". Wie er dazu gelangt ist, zu 
den Vorgängern des Malthus gerechnet zu werden, ist sehr lehrreich. Er macht 
nämlich vor dem »illustre Montesquieu* eine Reverenz, läBt unter dem Sfrich eine 

■) Oncken, Oeuvres ^conomiques et pbilosopliiquei de Quesnay, S. 265^ 266. 
■) a. a. O. S. 580. 

*) F. Oppenheimer, ENe Bcvtflkeraagsldire des T. R. Malttins und der neaeren 
Nationalökonomie, 1900. S 85. 

*) Aucli Montesquieu glaubt „quc des secoars passagcrs vaudralent bfen mienx, que 

des Etablissements perp^tuels"; XXIII, 29. 

II est Evident, que leur nombre (tiommes) augmenterait ä Tinfini, sans des obstacles 
physiques, politiques et motaux . . . des pays ont M saccessivement blen ou mal peupids, 
suivant la nature du gouvernement (Entvölkerung Palästinas, Egyptens, Zunahme in Holland, 
England) ... les Etats ne se peuplent suivant la progression naturelle de la propagation; 
mais en raison de leur Industrie, de lears prodactions et des dIfWrentes InstHattons. La 
guerrc, la faminc, les maladics cpideuiiqucs, ont souvent ravagü la terrc, lcs maux se ti- 
parent . . . Ces fl«iaux . . . sont rooins redoutables que des vices intiirieurs . . . Tout ce 
qui tend k d^teriorer le travait de la terre, tend i d^peupler un fitat ... Les bommes en 
eifct sc niultiplicnt commc lcs ptoductions du sol . . . Cc n'cst point dans lcs vilics, ni 
dans les bauts rangs, qu'il taut chercher une ressource pour la pust^ritE. La maniire de 
vivre, les passions, l'int^re^ la d^licatesse, sont des obstacles k la pofMilatlon ... S. 319 f^. 
'<) The works of Benjamin Fraidclln, Boston 1836, II, 3lS ^. 
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Tirade pes;en die Bevölkerungsschwänner Ins, und hat nun das Recht, etwa 
30 Seiten lang über dem Strich nach der Weise der Merkantilisten die Maßregeln 
zu besprechen, wie man die Bevölkerung — vermehren könne. Interessant ist es» 
wenn wir ihn mit Ortes vergleiciien, daB er das abernitfige Hindrängen zum 
geistlichen Berufe als volkswirtsctiaftlicl) schädlich verwirft, »nella quäle (la vita 
inonacalc e sacerdotale) saranno sempre moltissimi clie preferiranno quella alia 
commune c faticosa." ') 

Zwei Jahre nacli Oenovesl ersdieliit das Weric Sir James Steuarts (1767), in 
der Politilc durcli seinen gemäßigten JMericantiiismus demjenigen Qenovesis verwand^ 
dagegen in der Bevölkerungslehre durchaus auf dem Boden von Montesquieu, 
Cantillon, Quesnay stehend. Er hat die erste gründliche, alle bisherigen Probleme 
umfassende nationalükunomische Theorie der Bevölkerung entworfen, ohne daß 
in seinem Werlte ein neuer grundlegender Gedanice zu finden wSre. Es ist für 
ihn und seine Zeit charakteristisch, daß das erste Buch, in dem er sie abhandelt, 
den Titel trägt „Of Population and Agriculture". In demselben Jahre wie Steuarts 
Inquiry wurde Bruckners Theorie du Systeme animal, der das dritte Kapitel 
dieser Abhandlung gewidmet ist, in Leyden veröffentlicht. Neun Jahre später 
findet die Bevölkerungslehre in Smiths „Wealth of Nations" (1776) einen Ver- 
legenheitsplatz, nämlich im Kapitel über den Arbeitslohn. Aber auch abgesehen 
hiervon, steht seine Behandlung des Gegenstandes, weil dürftiger, unter der 
Steuartschen. Sie verbindet, wie die Cantillonsche, den volkswirtschaftlichen und 
den gesellschaftlich-privatwirtschaftlichen Standpunkt, ohne daß die Nachfrage der 
grundttesitzenden Klasse, wie dies tiei Cantillon der Fall ist, als das Triebrad 
der Bevölkerungsbewegung erschiene. Diese Änderung spiegelt, 40 bis 50 Jahre 
nach Cantillon, den von der französischen verschiedenen Charakter der englischen 
Volkswirtschaft wieder. Belebt wird die Darstellung durch Schilderungen der Be- 
völkerungsentwicklung in den bekannten drei Gcsellschaftszuständen; die Vorlagen 
fQr Schema und Inhalt sind bereits bekannt Mit der Bevölkerungslehre steht im 
V/iderspruch die Behauptung Smiths, daß eine große Bevölkerung der größte 
Segen fQr ein Land seL Petty und Quesnay sind konsequentere Nationalöko- 
nomen. 

Auch Justus Möser wird zu den Voi^ängem des Malthus gerechnet, aber 
nur zum Teil mit Recht In den ttterai, vor &nitfa geschriebenen Aufsitzen 
spricht sich nur der Eigennutz des Hofbesitzers aus,*) in den spJIteren (IV, 15; 

>) Ciassici Italiani, VoL 336, S. 76, 1824 Wenn man alle, die den Hut vor dem bc- 
rflhmten Montesquieu abgenommen haben, zu seinen Vorläufern rechnen wollte, so müßte 
auch Süßmilch dahin gezählt werden. Soetbeer (Die Stellung der Sozialisten zur Malthus- 
sehen Bevölkerungslehre, 1886, S. 7) hebt das richtig hervor. Ich will nur eine prägnantere 
Stelle (3. Aufl. 1765. I, S. 20) wiedergeben: .Der segnende Befehl üottes wollte nur, daS 
der Erdboden mit Menschen sollte erfüllet, keineswegs aber Qberffillet werden, d. h. er sollte 
nur so viel Einwohner haben, als er ernähren könnte, nicht aber mebrc» nickt so viele, die 
das Maß der Nahrungskräfte der Erde übersteigen könnten, als woraus unzähliges und 
schreckliches Elend und eine fortdauernde Hungersnot häUc entstehen mtissen . . .* 

*) .Der wahre Landmann reicht bei einer teuren Zeit fast durchgehends mit seinem 
Vorrate aus; den vielen Nebenwohnem aber fehlts. Wenn nun diesen durch die öfieatUchen 
Anstalten geholfen werden muß, so ist offenbar, daß die größte Last dann dem Landbesitzer 
aitfgebürdet werden muß. Ebenso verhalt es sich mit den Armen, FQndHngen, Gebrech- 
lichen, Ilasenden . . . dergleichen Leute finden sich unter den wahren Landl>esitzern gar 
nicht, oder wo sie steh befinden, so fallen sie dem gemeinen Wesen nicht zur Beschwerde. 
Unter den Nebenwohnern und Meucrlcuten finden sie sich in Menge; und sie mögen ihren 
Mangel durch Betteln, Stehlen, oder aus den Landes- und Kirchspielkassen ersetzt erhalten, 
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V, 26; 1779 und später) verkündet er den Bewohnern von Osnabrück und Um- 
gebuni^ mit weltmännischem Cyntsmus die alten und schon etwas abgetragenen 
Lehren der Franzosen und Engländer. 

Wenden wir uns nun zu der angenehmeren Au^abe, die Fortschritte der 
Theorie zu veifolgenl 

Schon im Jahre 1761 hatte Robert Wallace, der Pfarrer von Moffat, ein 
neues Werk erscheinen lassen, diesmal war es eine politische Utopie, deren 
Titel lautete: Various Prospects of Mankind, Nature and Providence. Wallace 
untersucht, ob der vollkommene Staat möglich sei, und findet ein Hindernis. 
Doch lassen wir ihm das Wort! „Under a perfect govemment," heiSt es S. 
»the inconveniencies of having a family would be so intirely removed, children 
would be so well taken care of, and every thinp; become so favourable to po- 
pulousness, that though sume sickly seasons or dreadful plagues in particular 
climates might cut off multitudes, yet in general, mankind would encrease so 
prod^onsly, that the earth would at last be overstocked, and become unable to 
Support its numerous inhabitants." Ja er meint, es wfirde die Zeit kommen, wo 
nicht mehr genügender Platz vorhanden wäre „for containing their bodies upon 
the suriace of the earth, or upon any limited surface whatsoever." 

Damit war dem Utopismus, vorausgesetzt, dafl er Ehe und Familie erhalten 
will, zum erstenmal der Stein, über den er stolpern müsse, gezeigt worden, und 
es war geschehen von einem Utopisten. Das zweite und das dritte Mal sollte 
der Einwand wiederum von Utopisten vorgebracht werden. „Wallace," meint 
Qrahame, „seems to have been the first who comprehended the latent energies of 
the prindple of population.*'0 

Der zweite, den wir neue Bahnen beschreiten sehen, ist Joseph Towns- 
end, welcher zuerst Medizin studiert hatte und später Pfarrer von Pewsey ^'eworden 
war. Er beschreitet sie nicht in seinem 1791 veröftentlichten Reisewerke über Spanien, 
das eine abgeleierte Liste der Hemmungsursachen enthält,^) sondern in seiner 
packenden und abstoBenden Broschflre ,A Dissertation on the Poor Laws**, die 
schon 1786 erschienen war. Packend, weil man sich der Kraft seiner derben 
Logik nicht entziehen kann, wenn man geschichtlich ebenso unwissend wie er 
ist, abstoßend, weil das Buch eine offene, ehrliche Brutalität ausstrahlt, die jedoch 
nicht an den ironischen, studierten Cynismus Mösers heranreicht. Abstoßend 
weit mehr deshalb, weil der Verfasser hartnäckig seine Augen davor verschlieBt, 
daß die jämmerliche Lage der unteren Klassen Englands schon Im 16. Jahrhundert, 
noch mehr im 18. großenteils aus der politischen und wirtschaftlichen Entwick- 
lung des Landes entsprungen ist, wie die gerechteren Politiker, insbesondere seine 
Amtsbrflder, offen anerkannt haben, ohne die Verschuldung der Armen zu ver- 
schleiern.') 

Townsend hat den Kampf gegen die englische Armenpolititik mit Erfolg 
begonnen, Malthus ihn aufgenommen und zu Ende geführt. Wohl hat Townsend 
in Quesnay und Turgot, in Cantillon und Montesquieu und schon vor diesen in 
IMandeville beredte Vorläufer, aber, was ihn von den Einen unterscheidet, ist die 



so muB der Landbeshzer das meiste dazu beitragen uw." Von dem EinfluB der Nebeit- 
wohner auf die OesetzgebunR. II, i. 1773. 

>) An Eaquiry into the [>rinciple of Population, 1816, S. 65. 

*) Journey through Spain in the years 1786 and 1787. 3rd ed. 1814. II, 116 fg. Vor- 
her wurde seiner Darstellung der Entvölkerung Spaniens gedacht. 
*) Vgl. Kasbach, Die englischen Landarbeiter, 18M. 
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enge Beziehunfs' zwischen Bevölkerun^i und ArmcnpnÜfik, die in seiner Schrift 
hervortritt, von anderen, daß er nicht die private, freiwillige, sondern die er- 
zwungene, öhentiiche Wohltätigkeit angreift, von allen, daß sie in ihrer Umgebung 
nicht den sozialen Resonanzboden fanden, wie Townsend in den Zustanden seiner 
Zeit. In Townsends BroscIiOre tritt mit aller Schärfe das sozialpolitlslie Man- 
chestertiim her\'or: die Überzeugung, daß die üble Lage der Armen nur ihrer 
eigenen Verschuldung zugeschrieben werden müsse und daß sie, wenn sie nur wollten, 
sich selbst helfen könnten. Die Armenfrage ist nach ihm das Erzeugnis der zwei 
gröAten S^ungen der englischen Geschichte, der Reformation und der Revolu- 
tion: «tte revolution gave birth to that enormous load of debt, under which this 
nation groans; and to the reformation we are indebted for the laws which mul- 
tiply the poor." Nach der Aufhebung der Klöster „the lazy and the indigent, 
were deprived of tkdr aoctffitomed food . . . rendered tfaemselves a public 
and niost intolerable nuisance**. Der Leser wird erkennen, worin die abstra- 
hierende Art dieses Geschichtsschreibers besteht. „To stop their mouths, and to 
make them employ their hands in honest labour, was the intention of that day." 
So wurden die Armengesetze erlassen, die es bewirkten, „that puverty and 
wretchedness have increased in exact proportion to the efforts which have been 
made for the comfortable subsistence of the poor." Ehe der Farmer seine Kinder 
ernähren könne, müsse er für die Verschwender sorgen, „he would purchase 
warmer cloathing for them, but the children of the prostitiidc must first be 
cloathed". Hoffnung und Furcht seien die Triebfedern der Besonnenheit und 
Rahrigkeit, diese sollte der Staatsmann starken, aber die englischen Gesetze 
schwächten die eine und zerstörten die andere. Wenig kännten die Armen die 
Beweggründe der oberen Klassen: Stolz, Ehrgefühl und Ehrgeiz. Im allgemeinen 
vermöge sie nur der Hunger zur Arbeit anzuspornen, aber nach den englischen 
Armengesetzen sollten sie nie Hunger leiden. Ein psychisches Band, das die 
Gesellschaft zusammenhalte, sei der Gehorsam des Dieners gegen seinen Herrn. 
Aber, wer in England wegen schlechter Arbeit entlassen werde, für den müsse ^ 
die Armenheh()rde Arbeit beschaffen. So halte die Furcht vor den Armensteuern 
die Ausbreitung der Industrie zurück. Wolle man konsequent sein, dann müsse 
man fordern, daB, wenn die Unternehmer infolge von Verschwendung und Nach- 
lässigkeit zahlungsunfähig würden, ihre Schulden von der Gemeinde bezahlt und 
sie mit ihren Familien in der bisherigen Weise unterhalten würden. Aber es 
werde auch die natürliche Ordnung durch die Armengesetze umgekehrt, denn „it 
seems to be a law of naturc, that the poor should be to a certain degree im- 
provident, that there may always be some to fulfll the most servile, the most 
sordid, and the most ^obie Offices in the Community. The stock of human faap- 
piness is thereby much increased, whilst the more delicate are not only relieved 
from drudgery, and freed from those occasional employ ments which would make 
them miserable, but are Icft at liberty, without Interruption, to pursue those 
callings which are suited tho their various dispositions, and most useful to the 
State". Auch Heer und Flotte könnten ohne die Faulheit und den Leichtsinn 
der unteren Klassen nicht bestehen. Der Hunger, die Gewohnheit und der Lohn 
machten aber die für gefährliche und schmutzige Beschäftigungen Bestimmten zu- 
frieden und glücklich. Die Armengesetze schwächten diese Triebfedern und hatten 
so die Tendenz, „to destroy the harmony and beauty, the symmehy and order of 
that System, which God and nature have established in the world". Die Leser 
Mandevilles werden den Einschlag seiner Ideen in diesem literarischen Gewebe 
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wohl erkennen, Townserul nennt ihn auch in dem vorhergehenden sechsten Ka- 
pitel als „a distinguishcd writer uf the present Century", hauptsächlich, um jede 
Gemeinschaft mit ihm abzuweisen. 0 Das achte Kapitel erzShlt dann die Dampier 
entnommene, Darwins würdige, lehrreiche Geschichte der ineinander verflochtenen, 
hier nicht zu entwirrenden Schicksale clor Ziegen, der Engländer, der Spanier und 
der Hunde auf der Insel Juan Fcrnandez, die Townsend so gut gefiel, daß er sie 
in der „Reise durch Spanien" wiederholte. Die Geschichte lehrt nach Townsend, 
da6 in dem Kampfe um die Nahrungsmittel „the wealcest of both qiecies were 
among the first to pay the debt of nature; the most active and vigorooft pre- 
served their lives" Und ohne jeden Übergang fügt er hinzu: „It is the quantity 
of food which regulates the number of the human spccies." Das Übrige kann 
man rieb denken. Auch im Menschengeschlechte das Andrängen gegen die 
Grenzen des Nahmi^isspielraumes, auch hier erheben sich die Starken, die Tätigen, 
sie erlangen Eigentum, erzeugen zahlreiche Nachkommenschaft, während die 
Schwachen untergehen oder ihnen dienen müssen. So war es in allen Gesell- 
schaftszuständen und so wird es auch immer sein, selbst wenn eine Neuverteilung 
aller Güter stattfinde. Je mehr für die Armen durch Armensteuem geschieht, um 
so größer wird ihre Armut werden. Die Gröfie der Bevölkerung ist nur dann 
ein Zeichen der Stärke eines Landes, wenn Rührigkeit und Efalfachheit der Lebens- 
weise mit ihr Schritt halten, oder richtiger, wenn sie deren Wirkung ist, aber 
wenn sie aus der Gütergemeinschaft entspringt, erzeugt sie Armut und Schwäche. 
Wohl dehnt sich der Nahrungsspiclraum aus durch Meliorationen, niedrigere 
Lebenshaltung, Mehrarbeit, Eroberung, wachsenden Handel. Ist aber ein Land 
nach Anwendung aller dieser Mittel an „seinen äiiRersten Grenzen" angelangt, 
dann bleiben nur drei Heilmittel, zwei natürliche (Enthaltung von der Elie, Aus- 
wanderung) und ein unnatürliches (Aussetzung der Kinder). Die Enthaltung des 
Menschen von der Ehe ist Hunger „foreseen and feared for his immediate off- 
spring". Deren konkrete nationale Formen sind verschieden: das klösterliche 
Leben, der Harem, „hut in every country, at lenst on this side of the Atlantic 
Ocean, we find a similar effect from prudence; and without the assistance of 
either a seraglio, or a convent, the youngcr branches of the best families have 
been left to withei^. Da haben wir dmm auch als „Hemmungsgrund" prudence 
genannt, denn der Grund selbst war Cantillon wohl bekannt, er bezeichnete ihn 
als „orgueil", Ortes nennt ihn „ragione", und Godwin wird ihn als die Herrschaft 
der Vernunft (mind) über die Natur (matter) ansprechen.*) — Die englischen 
Armengeselze, indem sie eine Gütergemeinschaft herbeiführen, bewirken es nun 
nach Townsend, daß viele kluge und rOhrige Bürger sich einschränken und der 
Ehe enthalten müssen, während dieselben Gesetze für die Erhaltung der Schlech- 
testen besorgt sind. „The farmer breeds only from the best of all his cattle; but 
our laws choosc rather to preserve the worst, and seem to be anxious, lest the 
brood should fall." Auf dieser theoretischen Basis ruht eine Anzahl sozialpoli- 
tischer Forderungen, von denen wir zwei nennen: die Herat)selzung der Armen- 

■) Ich erwähne es, weil Marx Townsend veractitungsvoll undMandevUle achUingsvoll 
behandelt. Ober diesen vergleiclie meine Abhandlung .Larochefoucault und Mandeville", 
Schaiollcrs Jahrbucli 1690. 

*) Nach ihrem sittlichen Wert beurteilt, sind sie nicht gleich; „prudence* und .orgueil' 
kOnnen — nm die Sprache des Malthus zu reden — ansittlich sein, wShrend die von Ortes 
und Godwin aufgestellten Hcmmungsgründc ci:uii sittlichen Charakter tragen. Die Klugheit 
in der ersten Auflage dts Malthusschen .Essay" iührt, wie er sagt, fast immer zum Laster. 
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Steuer in neun Jahren um neun Zehntel ihres damaligen Betrages und Zwangs- 

hilfskassen. 

Und nun den letzten der Vorgänger des Malthus: Qrtesl Wenn ihn der 
Deutsche nennt, so vergiBt er nicht, die Apposition »der venetianische Mönch* 

l)eizufDgen. Sofort stellt uns unsere Einhildungkraft den ernsten Mann let)endig * 
vor Augen, wie er in seiner Zelle, von allem Verkehr mit den Menschen abge- 
sctinitten, aus den Tiefen seines inneren Bewußtseins denselben Gedanken wie 
Malthus heraufholt. Ungeheures Erstaunen erfaflt uns. ,»Nati indifferenti regioni,"sagt 
Pecchio, „di religione dhrersa, a una distanza dl trenf anni uno dall' altro . . . 
cavarano le Stesse conseguenze. ') In Wirklichkeit trat der „venetianische Mönch" 
mit dem 30. Jahre aus dem Kloster aus, und von da an teilte er sein Leben 
zwischen Studien und Reisen. „L Ortes dunque," so schreibt sein Biograph, 
„eccolo darsi a frequenHs^ml viaggi; fii a Vlenna, a Berlino, piA volte a Firenz^ 
e parmi fosse anche ä Londra.'") Sollte ein Nationalökonom, der das Kloster 
im Jahre 1743 verließ, 1775 seine „Riflessioni sulla popolazione" schrieb, die er 
1787 umarbeitete und 1790 erscheinen ließ, inzwischen von Montesquieu, Hume, 
Cantillon, Quesnay und James Steuart gar nichts gehört haben? Die Vorrede des 
Ortes macht uns freilich geneigt» die Frage zu verneinen, denn er sagt dort: „che 
le nie dottrine su questo proposito, come sugli altri, saran diverse e spesso 
ancora contraric alle spacciate sinora da tutti gli altri scrittori che abbian trat- 
tato l'istessa materia. Tali scrittori sogliono tutti inseguare, giovar molto ad una 
nazione» Taccrescervi la popolazione, colsupposto di accrescervi cosi la rte- 
chezza ...*") Da er nun aber von allen Schriftstellern spricht, so muB er alle 
gelesen haben, und, wenn er alle gelesen hat, dann muß er wissen, daß er nicht 
der erste ist, der einen Teil der von ihm vertretenen Gedanken ausspricht. 

Zur Würdigung seiner Stellung ist es erforderlich, den Gedanken darzulegen, 
der dem Ganzen zugrunde liegt Es ist die Lehre, dafi zu einer bestimmten 
Zeit ein bestimmter Vorrat von Gütern auf der Erde vorhanden ist, so daß kein 
Volk sich bereichern kann, ohne ein anderes ärmer zu machen, und keine Klasse 
eines Volkes an Wohlstand zunehmen, ohne daß der einer anderen abnimmt. 
Nur durch eine Vermehrung der Bevölkerung kann die Vermehrung des Reich- 
tums bewirkt werden. 

Die Untersuchung des Ortes schlägt denselben Gang ein, wie diejenige Wal- 
laces und Haies. Er bildet sich zunächst ein Urteil über die physiologische Ver- 
nich rungsmüglichkcit. Er geht aus von vier Personen (zwei Männer, zwei Frauen), 
ntit denen noch zwei Personen der vorhergehenden Generation und eine Person 
der noch alteren zusammenleben, zusammen sieben Personen. Durch den Ober- 
schuß der Geburten über die Todesfälle vermdvt sich die Bevölkerung in geo- 
metrischer Progression (crescendo i viventi geometricamente) auf 14, 28, 56, 112, 
224 Personen. Nach 9üUjahren ist die fürchterliche Zahl von 7,516,192,768 erreicht. 
Der Vermehningsfähigkeit stehen jedoch natürliche Grenzen entgegen. Die Tiere 
vernichten sich untereinander oder werden vom Menschen vernichtet, die Fortpflan- 
zung der Haustiere wird vom Menschen geregelt. Die Natur hat jedem Tier ein 
stärkeres zur Seite gestellt Tutto questo awiene per disposizione di natura la 

I) Fccchio, Storia dell' Economia Pubblica in Italia, 1829, S. 195. 

-) Fedele Lampertico, Giamaria Ortes c la scienza al suo tempo, ISßS, S. 27 fg. Vgl. 
auch die den Werken des Ortes in der Custodischen Sammlung: vorgedruckten biogra- 
phischen Mitteilungen. 

') Riflessioni (Custodi) S. 7. 
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quäle con inspirare ad ogni animale un invincibile propensione alla generazionc 
della propria specie, inspirö altresi un invincibile awersione e animositä degii 
uni contra gli altri, massime di specie diversa, perchfe quanto ciascuna moltipli- 
casse in se stessa tanto s'occupasse nel distruggere le altre e s'occupasser 
le altre nel distrugger quella".') Wir werden im dritten Kapitel sehen» daB 
Bruckner das fast mit denselben Worten sagt. Und ähnlich wie dieser meint 
auch er: da die Natur die eine Art der Tiere der anderen zur Speise bestimmt 
habe, „puö servire di qualche scusa all' uomo nella sua crudeie invenzione di 
pascersi ddle k»o cami, sicuro con dö di non oliender natura che non ni^a 
all* uomo di far quello che agil animall concede*. Kurz: die Generationen der 
Tiere werden „limitate da forza, che sono i modi quai piii convengono alla bestial 
loro condizione".*) Den Menschen beherrscht derselbe Fortpflanzungstrieb, aber 
er sieht ein, daß seine Brut nicht ohne wirtschaftliche Güter leben kann, die aus 
der Erde oder von den auf ihr lebenden Tieren genommen werden mflssen, „ed 
essendo taH tait e tali animall limitati, non poasono dunque quei prodotti che 
se ne estraggono essere configurati in beni che a misura limitata".') Hieraus 
folgt, daß die Bevölkerung nicht über diese Grenze hinaus wachsen darf „per 
ordine di natura e per umana ragione". Vor dieser Grenze angenommen „gli 
uomini non giungono mal*: die Reichen, weil sie Ihren Reichtum nicht teilen 
wollen, die Armen, weil sie keine Unterhaltsmittel haben. Diese Konsequenzen 
beschweren sein christliches Gewissen, und darum schließt er das dritte Kapitel mit der 
erbaulichen Betrachtung, jenes Gesetz widerstrebe nicht der menschlichen Freiheit. 
Die Menschen könnten sich tatsaciilich stärker vermehren, wenn sie weniger geizig 
und die irdischen QOter besser verteilt wMren.^ Er hebt weiter die Bedeutung 
des Cölibats hervor, der C()!ibat sei „una virtü quäle 6 appresa dai soll Cattolici" 
und ebenso notwendig, wie die Ehe. Denn dort, wo diese Tugend nicht herrsche, 
dort bestehe, ... „la Venere vaga, coUa injuria di render gli uomini eunuchi, colla 
pluralitä delle mogli tolte ad altri uomini, e cogl' altri modi d'incontinenza usatl 
nelle nazioni barbare che awiliscono la specie umana e la rendono simlle a 
quella dei bruti." Aber auch in diesem Kapitel klagt er die Begehrlichkeit der 
Reichen an, die die Güter aufhäufen, und so „Impediscono quivi i poveri dal 
nascere . . "*) Allein die Vernunft äußert sich während des Naturzustandes 
des Menschen noch nicht in der Enthaltung von der Zeugung. Dort herrscht, wie 
unter den Tieren, die Gewalt: „sarebbe la sola forza de' bruti o dell* uomo suH* 
uomo qudla che ne interrompesse il corso".') 

Was Ortes noch außerdem über die Bevölkerungslehre sagt, ist nicht WLiiig, 
aber es enthält kaum einen neuen Gedanken. Daß die Bevölkerung mit der Frei- 
heit wichst und durch übcrmaSige Steuern zurückgeht, das haben manche be- 
hauptet Und der Satz „le occupazioni servill non accrescono popolazione" Ist 

0 a. a. O. S. 30. 
*) a. a. O. S. 31. 

*) a. n O S. 33. 

*) Vergleiche auch die Vorrede S. 16. . . . .Parlando dt Cristiano qua! sono e par- 
iando ä Cristlani diru che gli uomini si rendono iiifellci da te Stessi ad onta di Dio e di 
natura che Ii resc anche in questa vita felici quando pur vogliaodo euerlo, e non con tras> 
curar il preccttn fondamentale di lor religione che t quello di non aapinn ad incoiROde t 
SOVCrchie ricchezze." 

») a. a. 0. S. 41. 

^ a. a. O. S. 4a 
a. «. S. 4Z 
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verständlich, aber schlecht begründet. Unter „knechtischen Beschäftigungen" ver- 
steht er solche Beschäft^ngen, „che nelle grandi nnioni servono i soli gran 

rtcchi", denn „non possano i sovrani eccedentemente arricchir questi senia ccce- 
denfemente impoverir gli altri". Dabei bedenkt er nicht, daB die in den „OCCU- 
pazioni servili" Beschäftigten sich fortpflanzen können.') 

Wie dieser Auszug ergibt, kann man darüber streiten, ob Ortes überhaupt zu 
den Vofie^ngern des Maltiius gerechnet werden darf. Denn nach ihm ist das 
Bevölicerungsgesetz fflr zivilisierte Völker kein Naturgesetz, sondern ein soziales 
Gesetz. Es herrscht nur dort, wo die Menschen nicht christlich handeln.') 
Andererseits erkennt Ortes ebenso unumwunden an, daß natürliche Grenzen für 
die Zunahme des Menschengeschlechtes bestehen. 

Damit schließe ich die Übersicht über die Entwicklung der Bcvölkerungs- 
lehre vor Malthus. Wohl könnten noch verschiedene Männer aufgeführt werden 
die als seine Vorgänger bezeichnet worden sind, aber Schriftsteller, die mit eigenen 
neuen Gedanken die Wissenschaft bereichert hätten, sind es nicht Da ist z. B. 
Arthur Young, der 1774 in seiner „Political Arithmetic" geschrieben hat, die Be- 
völkerung hänge von der Nachfrage ab, und dem aus diesem Grunde die Ehre 
zuteil geworden ist, unter die Vorgänger von Malthus aufgenommen zu werden. 
Wer die Schriften dieses hervorragenden Vertreters der deskriptiven National- 
ökonomie des la. Jahrhunderts kennt, der weiB, daB Beobachten, Ziffern sammeln, 
Durchschnitte berechnen, das Beobachtete klar und anschaulich beschreiben und 
schildern seine Stärke bilden, daß man aber in seinen Werken nicht nach seit 
1696 abgegriffenen Sätzen suchen sollte. Wohl hat er sich an der Diskussion 
über das Bevölkerungsproblem seiner Zeit kräftig beteiligt, doch nur in dessen 
konkret zugespitzter Gestalt, ob nBrnlidi Einhängen und QroBbehrieb die Be- 
völkerung vermehren oder vermindern. 

Es wäre auch noch Godwin zu nennen. Denn Godwin verwirft das Be- 
völkerungsgesetz ebensowenig wie Wallace, den er zustimmend zitiert Nur hält 
er die Disharmonie zwischen Nahrungsmitteln und Bevölkerui^vermehrung nicht 
für nahe bevorstehend, vielleicht werde sie, wie er meint, nie elnhreten, wenn sie 
aber einmal das Menschengeschlecht bedrohe, dann werde es, von der Vernunft 
beherrscht, aufhören sich fortzupflanzen. Vorsichtig fügt er hinzu, „that thc 
leading doctrine of this chapter is given oniy as a matter of probable con- 
jecture".*) Godwin ist aber auch deshalb ein Vorläufer von Malthus, weil er ihn 
auf eine Hemmung aufmerksam machte, „prudence and pride", die von verschie- 
denen Schriftstellern mit gleichen und ähnlichen Namen aufgezeigt worden war, 
und weil er ihn damit aus dem Dilemma, Laster oder Elend, befreite.^) 

■) Einige Grundlagen der Lehren der „Riflessioni" flnden sich In der „Economia Na- 
zionale" desseli>eii SchritUtellers, z. B. 1, 19, 20; V, 3. 

•) Die sozialen Tendenzen des Werkes machen dessen Verfasser Marx teuer. In der 
bekannten Anmerkung des ersten Bandes des Kapitals nimmt er Ortes allein von der allge- 
meinen Verdammung aus. .Mit Ausnahme des venetianiscben Mönches Ortes, eines origi- 
nellen und geistreichen Schriftstellers, sind die meisten Populationslehrer protestantische 
Pfaffen" (l. Aufl., S. 581 Anm.). Und: „Der vcnetianischc .Mönch Ortes, einer der ^^rußcn 
ökonomischen Schriftsteller des 18. Jahrhunderts faßt den Antagonismus der kapitalistischen 
Produktion als allgemeines Naturgesetz des kapitalistischen Reichtums" (S. 611). 

) F.nquiry concerninR Justice. 1793. II, WO fjj. (VIII, 7). 

■) Die Ansichten von Condorcet sind den von Godwin so ähnlich, daß ich sie nicht 
in den Text auftiehme. Nur etnen Satz: .11 est igalenient Impossible, de proooocer pour on 
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Kann nun wohl noch ein Zweifel daran bestehen, daß das Bevölkerungs- 
gesetz in allen seinen Teilen vcir Malthus aufgestellt worden war, daß unter 
Theoretikern und Politikern die grOöte Übereinstimmung herrschte? Daß es nicht 
nötig war, einer verkannten Lehre zum Siege zu verhelfen oder ihre zerstreuten 
Elem^te lu einem Gesetze zusammenzufassen? Fehlte in den frOlieren Erörte- 
rungen irgend eine Hemmung oder Hemmungsform? War man nicht auf den 
verschiedenen Nalirunp[sspielraum und die verschiedenen Hemmungsarten verschie- 
dener Kulturstufen und verschiedener Länder aufmerksam geworden? Hatte man 
nicht das Thema Agrarstaat und Industriestaat in seinen Beziehungen zu dem 
Bevölkerungsproblem angeschlagen? War nicht die Existenzmöglichkeit des So- 
zialismus untersucht worden? Hatte man nicht die Abschaffung der englischen 
Armenpolitik mit dem Bevölkerungsgesetz begründet? 

Eins fehlte noch: das Gesetz des abnehmenden Bodenertrages. Aber Malthus 
kannte es in der ersten Auflage seiner Schrift auch nicht 

Wenn nun der »Essay on Population" trotz seines nichts wen^ als ori- 
ginellen Inhaltes auf die Zeitgenossen einen so starken Eindruck machte, wie 
Haziitt i:i seinem Buche „The Spirit of the Age', in lebhafter, geistreicher Sprache 
bekundet hat, so lag das zum Teil daran, dab die grosse Masse der üebildeten 
durch ihn mit einer Frage bekannt wurde, mit der sich die Wissenschaft ein 
halbes Jahrhundert beschäftigt hatte; zumeist lag es an dem pessimistischen 
Grundgedanken des Werkes, das der Menschlieif nur die unentrinnbare Wahl 
zwischen Laster und Elend ließ.") Zur Herbeiführung jener Wirkung hat wahr- 
scheinlich beigetragen, was Marx, ohne es jedoch zu beweisen, mit den Worten 
anführt: »Das groBe Ansehen, das dieses Pamphlet erregte, entsprang lediglich 
Partelinteressen. Die französische Revolution hatte im britischen Königreich 
leidenschaftliche Verteidiger gefunden; das „Pupulationsprinzip", langsam im 
m. Jahrhundert herausgearbeitet, dann mitten in einer großen sozialen Krisis mit 
Pauken und Trompeten verkündet als das unfehlbare Gegengift gegen die Lehren 
von Condorcet u. a, wurde jubelnd begrttßt von der englischen Oligarchie als der 
grofie Austilger aller Gelüste nach menschlicher Fortentwicklung." Mit dieser 
Zustimmung möchte ich midi alier nicht auch für die vorangehende Behaup- 
tung desselben Schriftstellers erklaren, daß Malthus' Schrift „in ihrer ersten 
Form nicfats als ein schfilerhafi oberflächliches und pßlffisch vordeldamierles 
Plagiat (sie) aus De Foe, Sir James Steuart, Townsend, Franklin, Wallace usw. 
ist und nicht einen einzigen selbstgedachten Satz enthSH.**) 

II. 

Sir Mathew Haie. 

Meines Wissens war es George Chalmers, der Mathew Haie für einen 
größeren Leserkreis wieder entdeckt hat. Im Jahre 1782 veröffentlichte er als Anhang 
zu seinem, die pessimistischen Klagen über den Rijclq;ang der Volkswirtschaft und 

contre la rMM futurc d'an ^vönement, qni ne se rtfaliserait qu'ft une tfpoque oh l'esptee 

humaine nurnit nccessaircmcnt acquis des lumiires dont BOUS pottvoos A pcine nous fiilrenne 
Id^e.« Esquisse d'uo Tablcau, 17'J5, S. 338. 

') These considcrations (Folgen der Eiie> are caiculated to prevcnt and certainly do 
prcvent a very great niimber in all civilized nalinns from pursuin{; the dictate of nature in 
an early attachment to one womaiu And this restraint almost certainly, Uiough nu( absu- 
lulely so, prodaces vice. 1. Aufl., S. 28. Vgl. Haziitt. a. «. 0. 
■) Marx, Das Kapital. 4. Aufl. I, S. 980 Anm. 
Wainer-FcttKlirift. 10 
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der Bevölkerung priifoiulen Buche „An Estimatc of the Comparative Strength of 
Britain" das zehnte Kapitel des zweiten Teiles aus Mathew Haies „The primitive 
origination of mankind", wie er der Auflage von 1801 Gregory Kings ,JState of 
Ef^and* beigab. Dem Publikum dieses „Oeschenk" zu machen, dazu filhite er 
sich durch die gerade vor sich gehenden Erörterungen über die Schicksale der 
englischen Bevölkerung im 1 S.Jahrhundert veranlaßt: „with regard to an interesting 
subject", so schreibt er, „which has lately engaged thc pens of the ingenious and 
leamed." An bestimmte Ereignisse, wie Krieg, Einhegungen, Großbetrieb, gro6> 
städtische Entwicklung anknöpfend, hatten diese Diskussionen schon seit Jahren 
stattgefundeUt aber jetzt lösten sie sich gleichsam von den Vorgängen des Tages 
ab. Im Sommer 1779 war der Kampf in Morgans „Doctrine df Annuities" von 
Price eröffnet worden; im folgenden Jahre war sein dort veröffentlichter Aufsatz 
unter dem Titel «An Essay on the Population of England" (1780) selbständig 
ersdiienen; William Eden unterwarf Prioes Behauptungen Im fDnften, Anfang 1780 
erschienenen Brief an Lord Carlisle einer Kritik; im Jahre 1781 ließ Wales „An 
Inquiry into thc Presen! State of Population" erscheinen, und im selben Jnhre trat 
Howleti mit seinem Büchlein „An Exaniination of Dr. Price's Essay" auf den Platz. 
George Chalmers unterwarf die Streitfrage einer eingehenden Untersuchung (S. 87 
bis 181) in dem genannten Werke, und gewissermaßen als Mitarbeiter ließ er 
Mathew Haie mehr als hundert Jalire nach seinem lode in das Gewühl der 
Kämpfenden treten. Mehr hatChalnitrs damit alu'r wohl auf die spätere Zeit gewirkt. 
Denn das zehnte Kapitel ist die Grundlage, auf der alle folgenden Darstellungen 
JWathew Haies sich aufbauen. So die von Robert von Mohl, und, obwohl Elster die 
Obersetzung, die Schmettau für den Großen Kurfürsten anfertigte, vor sich gehabt 
hat, so gibt er kaum mehr. Haie gehört ni iiielir ^'cnaiinten, als gekannten Schrift- 
Stellern. Aber die Breite des 380 Seiten starken Quartbandes ist so unerträglich, 
daß sie selbst im 17. Jahrhundert, wo man doch an dergleichen literarische Er- 
scheinungen gewohnt war, stark empfunden wurde. Als er nämlich das Manu- 
skript seines großen Werkes, ohne seinen Namen zu nennen, seinen Freunden, 
dem Bischöfe Wilkins und Dr. Tillotson, vorlegen ließ, urteilte der Bischof: „there 
was nothing could be better said on these arguments, if he could bring it into 
a lesser compass.'") Im 19: Jahrhundert beklagte äch Williams Über die Sdueib- 
weise: »for tiie metaphysical jai^n of the schools Lord Haie certainly had a 
taste." Mehr als die philosophische Schulsprache fällt dem heutigen Leser die 
fromme Phrase auf, die in dem Buche so stark hervortritt, daß man den Ver- 
fasser wohl für einen Geistlichen , nicht aber für einen Naturforscher halten 
mochte, wie Williams anzunehmen geneigt ist Tatsächlich war Haie Jurist und 
er galt für den ersten Juristen seiner Zeit 

Im Jahre 1609 geboren, widmete er sich auf den Rat Glanvills dem Studium 
der Rechte, und zwar mit solchem Erfolge, daß er während der Regierung Karls I. 
mit der Führung einer Reihe von politischen Prozessen für die Anhänger des 
Königs betraut wurde, was den klugen Protektor veranlaBte, ihn durch Verleihung 
einer Richterstelle auszuzeichnen. Haie nahm sie nach reiflicher Oberl^[ung auf 
den Rat seiner Freunde an, um die Royalisten vor Ungerechtigkeit schützen zu 
kinuien. Obwohl er Cromwell in dieser Stellung treu gedient hatte, stand er bei 
der Gegenpartei in so hohem Ansehen, daß der König Karl II. nach seiner Thron- 

') Bistiop Burnet, Ttie lives of Sir Matliew Kaie Kn.; Wilmut, liarl of Rochester 
and Queen Mary. 1774, S. 42. 

i) WlllUmi, Memoirsof Haie. 183S, S. 291. 
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besteigung ihn nicht nur bestitigte, sondern zum Lord Chief Baron und 1671 

zum Lord Chief Justice ernannte. Manchem möchte eine derartige Laufbahn 
nichtsdestoweniger geschadet haben, aber Haie blieb wegen seines aufrichtigen, 
lauteren Charakters allgemein geachtet; nur die zugunsten seiner kostspieligen 
BOcherei geführte bescheidene, seinem hohen Range nicht entsprediende Lebens- 
weise und die Wahl seiner zweiten Frau aus niederem Stande setzten ihn, wie 
Baxter in den „Addifional Notes on the life and death of Sir Mathew Haie" (1682) 
l>erichfet, bei einigen Leuten herab. Auf den Charakter des Mannes wirft der 
folgende Vorfall ein noch helleres Licht. Ais Fünfziger, mit der Bildung seiner 
Zeit wie wenige ausgerfistet, hat er zwei der Hexerei beschuldigte Frauen abzu- 
urteilen. In seiner Ansprache an die Geschworenen macht er aus seiner Ober- 
Zeugung keinen Hehl, daß Hexen existieren, da an deren Dasein weder die Bibel, 
noch die englischen Gesetze zu zweifeln erlauben. Hierauf wurden die Unglück- 
lichen ohne genügende Beweise verurteilt und hingerichtet. Diese Handlung — 
die einzige, die Ledcy in seiner Geschichte des Rationalismus Ober ihn zu be- 
richten weiß — steht in voller Obereinstimmung mit der Art seines geistigen 
Strebens. Haie ist von tiefer Religiosität erfüllt, seine Freunde sind die hervor- 
ragendsten, von der zeitgenössischen Bildung nicht unberührten Geistlichen seiner 
Zeit — von denen mehrere, dieLatitudinarier'), während der Regierung Wilhelms III. 
die Kluft zwischen high church und low church zu QberbrOcken suchen werden — : 
die Wilkins, Tillotson, Stillingsfleet, Burnet, Ward, Barlow, Barrow, aber auch 
Baxter steht ihm nahe. Aber er hält es mit treuem, einfältigem Glauben verträg- 
lich, die christliche Lehre durch VernunftgrUnde zu stützen. Zu diesem Zwecke 
sucht er die Wissenschaft seiner Zeit zu beherrschen, vor allem neben der Juris- 
prudenz die Philosophie. Der Wiedererwecicung des Epilcureismus durch Oa»- 
sendi ist er abgeneigt und dem Cartesianismus nicht freundlich gesonnen, dagegen 
schätzt er Bacon sehr und besonders hoch die Cambridger Philosophen. ') Es ist 
der von ihm in seinem großen Werke verfolgte Zweck, nachzuweisen, daß die 
mosaische Schiipfungsgeschichte mit den Ergebnissen der verstandesmäßigen 
Beh'achtung Dbereinstimme. Damit nimmt er eine Arbeit auf, die dn Jahiliundert 
vor ihm ein anderer großer und von der Existenz der Hexen ebenso überzeugter 
Jurist, Jean Bodin, in dem achten und neunten Kapitel seines „Mcthodus ad 
facilem historiarum Cognitionen!" zu dem gleichen apologetischen Zwecke, doch 
groftenteils mit anderen Mittdn, ausgeführt hatte.") 



') Die beste Auskunft über sie j^ibt noch immer Lcclilcrs Geschichte des englischen 
Deismus. Von Barrow sa^t Lecky (History of England in the 18u> Century VI, 522, 3. ed.), 
In dessen Predigten sei der BttBa6 Bacons zu verspSren. Von Chilllagwortli beillt es 
iiort, er habe .applied Bacon's principles of inductive pbilosophjr to tiie defence of pro- 

tcstantism." 

*) Über seine philosophische Stellung gibt es meines Wissens nichts. Hunt (Religious 
7'hought in England) behandelt ihn oberflächlich. Überwe g-Heinze (Geschichte der Phi« 
losophie) hatte in einer älteren Auflage eine kurze Notiz über ihn, die aber in den spätem 
wieder ausgemerzt worden ist. Selbst Tulloch (Rational Theology and Christian Philo- 
sophy in Fn^land in the I7i>i Century) crwibnt ihn nicht. In H.illams bekannter Literatur» 
geschichte sucht man seinen Namen vergebens. Weshalb Hallam diese Gattung von Schriften 
Übergangen hat, darüber gibt Lechler Auskunft. 

*) Wenige Steilen werden die QteieMieit und die Vcrsdiledenheit der Betrachtung 

hervortreten lassen. In dem achten Knpilel (De temporis universi rationc, lf)83, S 311 fg.) 
heifit es: .Non tarn auctoritate, quac ... nihil valet apud eos, qui ralione duci volunt, quam 
necessariis argumentis doceanna, Quarnquam ai ex Hebraeonim aacris fontibu» ac divinae 
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Haies' 1677, ein Jahr nach seinem Tode, erschienenes Werk wird durch eine 

Vorrede eingeleitet, worin er den Leser davon unterrichtet, daß es eine Unter- , 
suchung gemäß dem Lichte der Natur und dem natürlichen VerStande über den 
Ursprung des Menschengeschlechtes entlialte. So schließt sich Haie dem langen 
Zuge der RatonaÜsten des 17. Jahrhunderts an, der einander so sdtsam wider- 
strdbende JMlaner wie Herbert von Cheibuiy, Hobbes, Cartesius, Spinoza, Gas- 
sendi, Locke und die Cambridger Platoniker enthält. 

In zwei langatmigen Kapiteln des ersten Teiles, der die Überschrift „De 
Homine" trägt, führt er uns in seine Psychologie und Erkenntnistheorie ein,') 
worauf er in dem dritten die Hypothesen Ober die Unendlichkeit der Weit aus- 
ftthrlich darstellt, untersucht und verwirft. Ist die Weit nicht unendlich, so kann 
es auch die Menschheit nicht sein. Hierauf legt er im zweiten Teile, der den 
Titel führt „Moral Evidences touching the origination of mankind", die (iründe 
dar, welctie für den wahrscheinlichen Anfang des Menschengeschlechtes sprechen. 
Er hat aber am Schlüsse des ersten Teiles hervorgehoben, daß er dessen Inhalt 
einen höheren Erkenntiiisvvert beilege. Denn die historische Gewißheit stehe der 
Gewißheit anderer Erkitintnisse weit nach. Philosophische Wahrheiten (eternal 
truths) erhielten ihre Gewißheit durch richtige Beweisführung (logical demunstra- 
tion), mathematische Schlösse durch mathematische Demonstration, Gegenstände 
der Wahrnehmung hätten eine sinnliche Gewillheit, daliegen Tatsachen, die nicht 
der sinnlichen Wahrnehmung unterlägen, komme eine Art der Gewißheit zu, die 
den früheren nicht gleich, noch unfehlbar sei, „yet so highly credible that may 
justly elicit the assent of reasonable men, and such as is proportionale to the 
nature of the fhii^ and therefore more cannot be reasonably be expected fbr the 
proof of the fact". Die Prüfung der historischen Tatsachen fOhrt nun folgende Er- 
t^ehnisse zutage. Die Gcschichtschreibung (authentical history) ist nicht älter als 
4tXK) Jahre. Nach dem Inhalte dieser Werke haben die Monarchien und König- 
reiche keinen weiter zurückliegenden Ursprung als 5000 Jahre. Wohl hätten vor 
den Begründern der Staaten Menschen gelebt, was er altein sagen wolle, sei dies, 
„that the civil society under fhe prince^ rector or form of govemment then b^an 
tn he formally such in such a special Constitution". Die ältesten Erfindungen 
schienen vor (iO(K) Jahren gemacht worden zu sein. Verfolge man die Geschichte 
der Religionen zurück, so durchmesse man einen Zeitraum von 5U00 Jahren. Da 
nun die Religion »at least of some kind of dress or fashion or othei* ebenso alt 
sei, wie die Menschheit, so dürften wir schliefien, daft der Anfang des Menschen- 

legis oraculis testatum babemas, mandum hoc origlnis suae prindphnn habuisse, ampllus 

qunercre scelus, dul)itarc nefas esse videtiir. Ac tanti est apud me Mosis unius auctoritas, 
ul Omnibus omnium philosophorum scriptis ac sententiis longe anteponam ... Sed quoniam 
improbi ejus auctorilate se vinci non patiuntur, et oracala divina temere cahimnlantur, ne- 
CCase est eorum argumenta consi!iiil!hii< .Tit;iii;icnlis refellere ac dobilitare." Im neunten Kapitel 
(Qna ratione populorum origincs haberi possint, S. führt er aus: ,Tria sunt igitur argu- 
menta qutbtts origincs haberi et ab historicis traditae fudicari poaaont Prfaram iiwpectata 
Ilde »criptoris; altcrimt in lin;<uac vcstigiis, tcrtium in reijionis situ ac descriplionc." 

') Da sie zur Uestinunung seiner philosophischen Stellung wichUg ist, so führe ich 
an, da6 ei nach Haie diei Arten der Obermittinng von Erltennlnissen gibt: a) divine and 
supernaturnl (Offenbarung), b) artificial and inslifuted (durch Rede und Zeichen vermittelt), 
c) natural. Diese letztere gliedert sich in 1) Sinneswahrnehmungen, 2) Schlußfolgerung aus 
Beobachtungen, 3) angeborene Wahl heiten. «There are some (ruths so piain and evident... 
(hat need not any pmccss of raliocination to evidence or evincc them." Zwar ließen sie 
sich dcduciercn, ,yet in respect of the swiK transitus in tlie undcrstanding they seem to be 
priaciples*. Als Beispiele fOhrt er sittliche Wahrheiten an. 
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geschlechtes nicht viel weiter zurückliege. Ehe er aber dieser Betrachtung sich 
widmet, erörtert er kurz die (jlaubwtirdigkeit der Behauptung, daß das Menschen- 
geschlecht früher grüßer, kräftiger gewesen sei, eine längere Lebensdauer gehabt 
habe, und er findet hierfQr, abgesehen von den Mitteilungen des ^ten Testa- 
mentes fOr eine heg/Ktait Zeit, kdnen genfigenden Beweis. Als Gegenbeweis fahrt 
er unter anderem an, daß die Mumien dieselbe Körperbeschaffenheit zeigen wie 
die heutigen Menschen. Obwohl der menschliche Körper nicht dieselbe Festig- 
keit und Unveränderiichkeit aufweise, wie die himmlischen, „yet by the constant 
and unintermitted influx off divine providence diis comiptible and mutable natuce 
of mankind . . . is admtrably preserved in the same measure of extent, r^lar 
procedure, and Icngth of diiration, as it has been many thousands of years 
since". Nnchdem er seine Überzeugung betont hat, daK auch die himmlischen 
Körper ihre unveränderliche und ununterbrochene Bewegung zum Teil der gött- 
lichen Vorsehung verdankten, zieht er aus diesen Betrachtungen den SchluB, datt 
Jene Behauptung für das vorliegende Problem ohne Belang sei. Er kommt nun 
auf die eben gestreifte Frage nach dem Alter der Menschheit in der Gestalt zu 
sprechen, oh die mosaische Erzählung der Abstammung des Menschengeschlechtes 
von Noah Glauben verdiene. Er hält sie deshalb für richtig, weil die Vermehrung 
der Menschen stSrfcer sei, als ihr Verlust durch den Tod. Es wäre die Zunahme 
des Menschengeschlechtes unverträglich mit der ewigen, ja selbst mit einer sehr 
langen Lebensdauer der Menschen. Zur Verdeutlichung stellt er folgende An- 
nahme auf. Ein Mann heiratet mit 26, ein Weib mit 20 Jahren, die Fortpflan- 
zungszeit dauert beim Manne bis zum 55., beim Weibe bis zum 40. Jahre. Die 
physiologische Möglichkeit, 20 Kinder zu erzeugen, ist folglich vorhanden. Da 
aber nicht alle Ehen gleich fruchtbar sind, so will er die Geburtszahl zu weniger 
als einem Drittel, zu 6, ansetzen. So können 5 Paare 30 Kinder erzeugen, die 
er sich im Verhältnis von 16 Knaben zu 14 Mädchen über die beiden Geschlechter 
verteilt denkt Ffir dieses Verhältnis beruft er sich auf Graunts „Observatlons 
upon the bills of mortality*. Er erblickt darin „an evidence of the wiae provi- 
dence of God . . . to supply those many casualties whereunto males are sub- 
ject by wars, navigation, and othcr occurences that more exhaust the numbers of 
men than women". Da nun weiter im Alter von 0 bis 20 Jahren eine größere 
Sterblichkeit bemcM als zwischen 20 und 50, so nimmt er an, daß von jenen 6 
nur 2 dazu gelangen, sich fortzupflanzen, und da, wie er autterdem annimmt, das 
Durchschnittsalter 60 Jahre beträgt, so werden die Kinder 30 Jahre mit ihren 
Eltern zusammenleben, sie werden ebenfalls zwei und mehr Kinder haben, wenn 
der Vater 60 geworden sein wird. Innerhalb 34 Jahre (60—26) ist ihre Anzahl 
auf 8 gestiegen (die Eitern, 2 Kinder, 4 EnkelX Sie haben sich also in einer 34 jäh- 
rigen Periode vervierfacht Obgleich nun nadi der Annahme Haies in diesem Zeit- 
punkte die Eltern sterben, „yet in the üke period of 34 by a geometrical Propor- 
tion thcir increase is nuiltiplied proportionable to the excess of their number ahove 
two". Wenn man die von Wallace angenommene Progression vergleicht, so sieht man, 
da6 es beinahe dieselbe ist; Haie begrOndet es, weshalb er Perioden von 34 Jahren 
annimmt, während Wallace keine Auskunft darüber gibt, weshalb er sie auf 33';'« 
fixiert. Dagegen vernu-idet Wallace den Fehler, die Fruchtbarkeit der Ehen auf 
zwei fortpflanzungsfätiige Kinder zu beschränken. Es ist verwunderlich, daß Haie 
nicht gesehen hat, daß bei dieser Zuwachsrate wohl mehr Menschen zusammen- 
leben, sie sich aber nicht dauernd vermehren können. Das achte Kapitel, welches 
diese Betrachtungen Ober die Vermehrungsmdglidikeit des JMenschengeschlechtes 
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entMUt, beschUelÜ er mit der Wiedeigabe der wichtigsten Eigebnisse der sciion 

erörterten „Observations on the Bills of Mortality" und der Betrachtung, es liabe 
sich nun gezeigt, daß trotz der „common and usiial accidents of sickness, ordinary 
casuaities and common events" das Menschengeschlecht sich vermehre und ver- 
melireii masse. Dies fülirt ihn im neunten Kapitel zu der PrOfung der „extra- 
ordinaiy or more universal correctives of the muitiplication of manicind". Im An- 
schluß an des Aristoteles' „Historia Animalium" legt er zuerst dar, daß die natür- 
liche Vermehrung einer Reihe von Tieren griißer als die menschliche sei, aber 
nichtsdestoweniger sei ihre Zahl nicht übermäßig gewachsen. Die einen würden 
gegessen, die Jungen von Haustieren ertrinkt, die scbädlichoi vemfchtet, andere 
(die VOgel) hätten ein Icurzes Leben, dann töteten sie sich g^ensdtig oder sie 
kämen durch die Rauheit der Jahreszeiten um. Er vergißt nicht der Eigenschaften 
zu gedenken, weiche die Vorsehung den Tieren gegeben hat, wie Schnelligkeit, 
Kleinheit des Körpers, so daß sie den Gefahren zu entgehen vermögen. Die ver- 
schiedenen Hemmungsarten klassifiziert er dann nicht gerade fll>erBiditiich und 
knüpft daran die Betrachtung, daß Entstehung und Vernichtung so weise von der 
Vorsehung geordnet seien, daß die Dinge im Gleichgewicht blieben. Nicht anders 
verhalte es sicli mit dem Menschengeschlechte. Da hätten wir Epidemien und 
Hungersnöte, Kriege, Überschwemmungen, Feuersbrünste, die immer wieder die 
Mensdien dahinrafften. Bei der Eiesprechung der Kriege, die an diejenige Raleghs 
erinnert, meint auch er, daB sie trotz ihres zufälligen Charakters . stem to be in 
a manner a natural consequence of the over-plenitude and redundancy of the 
number of men in the world". Und diese Übervölkerung erklärt er so „that the 
common supplies . . . begin to be too few, too strait, or too narrow for the 
numt)ers of men". Es breche dann die Selbsterhaltung in Kriege aus, um fOr 
diejenigen Raum zu schaffen, die sich beengt fühlten. Da nun al>er diese Hem- 
mungen gegen die allmähliche Zunahme des iV^enschengeschlechtes sprächen und 
so den Grundgedanken des Buches zu widerlegen schienen, so wendet er sich 
im zehnten Kapitel zu ihrer eingehenden Untersuchung. Es ist dieses das Kapitel, 
welches Chalmers im Jahre 1782 veröffentlichte, woraus man erkennen wird, wie 
wenig er Haie gerecht geworden ist. 

Indem nun Male diese gewaltsamen, außerordentlichen Hemmungen der Reihe 
nach durchgeht, ergibt sich ihm, wie Botero, daß keine geeignet ist, ihr Ziel zu 
erreichen, wenn wir nicht annehmen, daB Qott auch diese Hemmungen in seiner 
Weise geordnet hat Zur Vermeidung von JMiBverständnissen sei betont, Haie 
glaubt, daß Gott sich ihrer bedient habe, um das Wachstum des Menschen- 
geschlechtes zu untcrhrechcii , aber an sich seien sie dazu unfähig. Wir müssen 
seine Meinung an einer Hemmungsart klarlegen. Bis jetzt hat es nach ihm nie 
eine allgemeine Hungersnot g^eben, sondern der Mangel eines Landes wurde 
durch den Oberfluß eines anderen gedeckt. Auch kommen die Hungersnöte nicht 
plötzlich, sondern schrittweise, sie werden vorhergesehen. Und endlich linden die 
Menschen, durch die Not dazu gezwungen, einen Ersatz für die mangelnden 
üntcrhaltsmittel. 

Den Abschlufi des zweiten Teiles bildet ein Kapitel, das nicht in den ratio- 
nalistischen Rahmen seines Werkes paßt, aber für den Schfiftstelier charakteristisch 

ist, CS enthält nämlich die Darstellung, daß der „consensus gentium" für die Be- 
hauptung spreche, „that mankind had an original ex non-genitis". Denn darin 
unterscheiden sich schon äußerlich die vor der Herrschaft des Rationallanus ge- 
schriebenen Werke von den späteren, daB sie durch eine erdrückende Men^ von 
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Zeugnissen anderer Schriftsteller Ersatz für den Mangel an überzeugenden Be- 
weisgründen schaffen wollen. Der Schriftsteller Haie wird nun gerade durch diese 
Mischung von Rationalismus und altfränkisctier Gelehrsamiceit gekennzeictinet. 

Der Leser wM damit zufrieden sein, dafi wir ilim den dritten und vierten 
Teil ersparen IcOnnen. Der dritte ist wesenttidi philosoptiisdi. Haie setzt sicii 
darin mit den Philosophen des Altertums Ql>er den Ursprung der Mensdlhelt aus- 
einander, und der vierte dient dem Nachweise, daß die mosaische Schöpfungs- 
geschichte übereinstimmt mit allem« was wir aus philosophischen und historischen 
Gründen auszumadien vermögen. 

Der Rückblick auf eins der unerfreulichsten Bücher, die je geschrieben 
worden sind,') beweist genügend, daß wir Haie nicht als Vorläufer des Malthus 
ansehen können. Denn dessen Bevölkerungsgesetz besteht, wie wir eingangs 
ausgeführt haben, aus drei Teilen. Bei Haie fehlt der zweite. Die Behauptung, 
daB die Bevölkerung die Tendenz habe, starker zu wachsen als die Lebensmittel, 
findet sich nicht in Haies Werk. Nur ein einziges Mal streift er den Gedanken, 
daß die Beviilkerung zu stark für die Nahrungsmittel werden kr>nne. Dies ge- 
schieht, wie erinnerlich sein wird, bei der Betrachtung der Kriege. Das national- 
ökonomische Element hat in seinem Buche noch keinen Platz. 

Will man ihm eine Stelle in der Geschichte der Bevölkerungslehre anweisen, 
dann kann es nur an der Grenze von Bevölkerungstheorie und Populationistik 
sein. Denn er stützt sich auf die von Graunt gewonnenen Ergebnisse, dessen 
Schrift bekanntlich im Jahre 1662 erschienen war. In diese Gedankenfaden webt 
er dann einen Einschlag aus dem Werke von Botero, der, wie früher dargelegt, 
wurde, die zu beantwortende Frage so stellte: mit welchen Mttteln die ewige 
Vorsehung aus wenig viel entstehen lasse, und dem vielen Schranken setze. 
Dieser Gedanke der göttlichen Ordnung in den Veränderungen des menschlichen 
Geschlechtes, der von ihm in breiter Ausführlichkeit entfaltet wird, stempelt ihn 
zum Geistesverwandten Sflltoiilchs, der mit ihm auch die Neigung zur frommen 
Phrase gemein hat 

Vielleicht wird der Leser fragen, ob denn nicht vielleicht scium Graunt den 
Wegen der Vorsehung nachgeforscht habe. Ich kann mich aber nur eines ein- 
zigen Satzes erinnern, in dem er aus dem Geleise der Tatsachen herausgeht 
Er berichtet: Im Jahre 1660 wäre die Zahl der Todesfälle geringer als in den 
beiden vorhergehenden Jahren, die der Geburten dagegen höher gewesen, „as if 
God Almighty had caused the healthfulness and fruitfulnes therocif to repair the 
Bloodshed and Calamities in His (des Königs) Ahsence"') Der KimiL; Karl II, 
kehrte bekanntlich in diesem Jalire nach England zurück. Es wird niemand die 
Bedeutung einer solchen mehr theol<^ischen als philosophischen loyalen Verbrä- 
mung von statistischen Gesetzen überschätzen. 

Am meisten Eindruck sclieint Haie auf die politischen Rechenkünstler seiner 
Zeit durch seine Annahme über die Vermehrungsfähigkeit des Menschen- 
geschlechtes und durch den Kunstgriff, sie an einem Paare vorzufütiren, gemacht 
zu haben. Petty in seiner Schrift „Another Essay in Political Aritfametic con- 

') Leider hat Haie keinen Verehrer gefunden, der einen treuen Auszug angefertigt 
bitte, wie Smith in Joyce. Comte in Rig, Montesquieu In M. P. and keinem Geringeren als 

d'jMemtiL-rr Der Aiiszu.; aus dem Esprit des Lois von Pecquet ist wcniR; ciiipfclilcnswcrt 
und derjenige von L^vie aus Bodins La R^publique sogar schlecht; der letztere wegen der 
ZoUiten de Lavic«, 

*) Cb. H. Hall, Tbe Economic WrHIngs of Sir WUliam Petty, 1806, II, S. 360. 
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ceming the Growth of the City of London* (1682) verweist für das »measure of 
doubling" der Bevölkerung; Englands auch auf „my Lord Hale's Origination of 
Mankind*^), und er legt, formell ähnlich wie dieser, der Zunahme der Bevölke- 
rung des Altertums nach der Sintflut die Annalimc zugrunde, daß acfit Forsunen 
die Arche verlieBen und sich alle zehn Jahre verdoppelten.*) 

Nach Haie und Petty werden solche Berechnungen weiter fortgesetzt, wie 

wir gesehen fiaben, von Wallace und Ortes. Damit haben wir den Punkt er- 
reicht, wo das Werk Haies in die Bevölkerungslehre einmündet. 

UI. 

John Bruckner. 

Warum ist John Bruckner so unbekannt? 
Hat niemand auf ihn aufmerksam gemacht? 

Das Gegenteil ist wahr. Immer wieder ist der Ähnlichkeit seiner Theorien 
mit den Maithusschen gedacht worden. 

Schon in dem zweibändigen, 1829 erschienenen Werke »A General History 

of the Cniinty of Norfolk" folgt auf die in einer kurzen Biographie Bruckners 
enthaltene Krwähnuiig seines Werkes „Theorie du Systeme Animal" das Urteil 
es fände sich im siebenten und zehnten Kapitel „much anticipatiun of the senti- 
ments lately evotved in the writings of Malthus*.*) Van der Aas „Biographisch 
Woordenboek der Nederlanden" wiederholt 1855 die Behauptung mit den Worten, 
daß er in jenem Werke „de beginselen later door Malthiis ontwikkeld, voor- 
stclde".") Aber ürafschaftsgeschichtcn gehören nur ausnahmsweise zu der 
Lektüre der NationaiOkonumcn, und ein in der Sprache eines kleinen Volkes ge- 
schriebenes Werk hat gewöhnlich nicht die Kraft, seinem Inhalte eine weite Vei- 
breitung zu geben. Weit mehr gelesen wurde Karl Marx schon früher erwähnte 
Anmerkung, in der er von John Bruckners Buch meinte, es sei darin . die ganze 
moderne Bevölkerungstheorie erschöpft" und es habe dazu „der vorübergehende 
Zank zwischen Quesnay und seinem Schüler Mirabeau P^re den Stoff geliefert*) 
Achtzehn Jahre nach Marx widmete Ihm Bonar den folgenden kurzen Satz: 
„Dr. John Bruckner had written on the samc strain in his ,Th6orie du Systeme 
Animal'." ') Obwohl nun seit dieser neuesten Erwähnung Bruckners 20 Jahre 
verflossen sind, so hat ihn doch niemand zum Gegenstand einer Untersuchung 
gemacht Indem wfr die von anderen verschmähte Aullgabe fibernehmen, wcXkn 
wir zur gerechten Beurteilung seiner Leistungen den Leser auf einen Aussichts- 
punkt führen, der durch die Erzählung seines Lebens gewonnen wird. 

John Bruckner, im Jahre 1726 zu Kadzand in den Niederlanden geboren, 

«) Hall a. a. O. S. 463. 466. — CanHIlon geht deshalb mit ihm ins Gericht: ,Le 
Chevalier Oilillc Pctty et aprtjs lui .M. Uavenant . . . scmlilent s'eloigner bc.tucoup des 
voies de la nature, lorsqu'ils tdchent de caiculer la propagation des Hommcs par des pro- 
gressions de gdn^ratlon, depuis le premier Pkrt Adam," S. lOB. Davenant wird mit Un. 
recht crwätint. Jene Annahme findet sich in dessen Schiift ,An Essay upon the probable 
methods of making a Heuple Gainers in the Balance of Trade", aber er behauptet, die Be- 
rechnungen Gregory King zu verdanicen. 

*) S. 1074. Hierauf beruht hauptsachlich der Artikel der .National Biography". 

*) Unter .Bruckner" 11, 3, S. 1450. 

«) Das Kapital, 1, S. 581, Anm. 4. A. 

>) Malthus «nd his Woric, 1885^ S. 7. 
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kam 1753 als lutherischer Geistlicher nach Norwich, wo noch zwei Pfarreien von 
Holländern und Wallonen bestanden, deren Vorfahren zur Zeit der'Ki)nigin Eli- 
sabeth eingewandert waren. Zuerst wurde er von der wallonischen Gemeinde als 
Pfarrer angestellt, da er aber auch in holländischer Sprache predigen konnte, so 
vereinigte er nacli dem Tode des holländischen Qeisflichen im Jahre 1766 die 
beiden Amter bis zu seinem in geistiger Umnachtung verübten Selbstmord, der 
im Jahre 1804 erfolgte. Die Gemeinden waren, wie es scheint, um diese Zeit so 
zusammengeschmolzen, daO seine Stellen nicht wieder besetzt wurden. Wie 
sdion aus diesen JMitteilungen zu erraten ist, besaB er eine gründliche Kenntnis 
moderner Sprachen — so erwarb er sich einen Teil seines Lebensunterhaltes 
durch Privatunterricht in der französischen Sprache — , daneben hatte er eine 
gute klassische Bildung in Franeker und Leyden erworben, wo er durch den 
Verkehr mit Hemsterhuis und Valckenaar ausgezeichnet wurden war. Ein so viel- 
seitig gebildeter Mann mufite mit den philosophischen Problemen seiner Zeit ver- 
traut werden, vor allem mit der in diesem Zeitalter immer wieder aufgeworfenen 
Frage nach der Bedeutung des Obels, die für den philosophischen Optimismus 
und die Theologie gleich anziehend war. Aber auch nichtspekulative Geistliche 
hätten die tieferen, in den fünfziger und sechziger Jahren des 18. Jahrhunderts so 
eifrig besprochenen Beziehungen von Zeugung, Geburt und Tod nicht gleichgQltig 
lassen können. Ehe es Zivilstandsbeamte gab, waren sie doch die einzigen, zu 
deren Kenntnis das ewige Niedermähen und Aufsprießen der Menschensaat täg- 
lich, oft stündlich gelangte. Und sie hatten den „Befehl des Höchsten" (Süß- 
milch) zu verkünden! Diesen Umständen mochte ich es zuschreiben, da6 so viele 
Qeisttiche sich mit der BevOlkerungslehre beschäftigt haben.*) Ein anderes hat 
vielleicht dazu beigetragen, Bruckner zu ihrem Studium anzuregen. Seine Er* 
holung bestand in der Jagd, zu welchem Zweck er sich ein Pferd und einen 
Hund hielt. Ais Jäger lernte er die mannigfachen Formen des tierischen Kampfes 
ums Dasein kennen, und es ist nicht unmöglich, daß er sich auch die Frage vor- 
gelegt hat, ob er, als Oeistlicher. sich an dem T6ten der Tiere beteiligen dflrfe. 
Daß er ehie gute Kenntnis des Tierlebens aus eigener Anschauung und durch 
das Lesen zoologischer Schriften und Reisebeschreibungen besessen hat, das be- 
weist hinreichend sein Werk. Es erschien 1767 in Leyden anonym unter dem 
schon angetthrten Titel nThöorie du systime anlmal* (XVI und 161 & 12^ und 
trigt den Sinnspruch: 

Hinc illc avium Conccntus in agris 

Et iaetae Fecudes, et ovantes gutture corvi. 

Virg. Georg. Uber I. 

Im folgenden Jahre wurde eine englische Obersetzung ebenfalls anonym 
veröffentlicht Sie trSgt den Titel »A philosophial SHrvey of the animal creation" 

(XXIV und 166 S. 8"). Das Titelblatt enthält den den unerfreulichen Inhalt und 
dessen erfreuliche Deutung im Geschmack jener Zeit wiedergebenden Nehentitel 
„An Essay, wherein the general devastation and carnage that reign.among the 
different classes of animats, are considered in a new point of view; and the vast 

') Dem giftigen Angriff von Marx kommt SüBmilch mit den Worten zuvor: .Ist et 
für einen Theologen unanständig, dafi ich die wahre Politik und Klugheit in der Regierungs- 
kunst aus dem ersten Grundgesetz und Befehl des Höchsten: Seid fruchtbar und mehret euch 
und erfüllet die Erde, und macht sie euch untenan . . . herzuleiten mich bemfihet . . 
(Vorrede, 3. Aufl.). 

^ Malthus and his woric, 1889^ S. 8. 
WagMr-PalMliiHt ü 
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increase of life and enjoyment derived to the whole from this institutlon of nature 
is cleariy demonstrated". Darunter steht der Sinnspruch: 

All discord hartnony, rightly unterstood; 

Ali partial evil universal Good. Pope. 

In der Vorrede «Neses Werites min föhrt der Verfasser aus» daß das Studium 
der Natur aus einem doppelten Grunde nützlich seL Erstens vermehre die daraus 

fließende Erkenntnis ihrer unveränderlichen Gesetze unsere Wohlfahrt durch Ab- 
kijrzung der Arbeitsmühe und Vermehrunj>; der ünterhaltsmittel '), und zweitens 
bewirke es strengen Wahiheitssinn, richtige Gedanken über die Gottheit und ein 
g^sses Vertrauen in den Wehplan. Nadi diesen an zweiter Stelle angeführten, 
fOr einen uberzeugten Christen überflüssigen Worten und einer Aniclage gegen leere 
Hypothesen wendet er den Blick des Lesers auf die Fülle von (irpanischen Wesen, 
die unter dem Schutze der Vorsehung mit einem unersiitiiichen Triebe, sich gegen- 
seitig Zu vernichten, ausgerüstet sind und dennoch im numerischen Gleichgewicht 
Ueiben. Das animalische Leben könne man mit einem Feuer veigldchen, das 
immer brenne, aber nie erlUsche Wie die Hydra oder Vertumnus werfe es eine 
Form ab. um eine andre anzunehmen. Ohne diese Kette von Zeugung und Tod 
wäre kein Genuß miiglich. 

In dem ersten Teile des Werkes weiht uns der Verfasser in den von ihm 
entschleierten Weltplan ein. Das Leben ist der große Endzweck der Schöpfung, 
es wäre des Schöpfers unwürdig gewesen, nur leblose Dinge hervorzubringen. 
Über jene Plattheit erhebt er uns durch die Abweisung der Meinung, daß die 
ganze Schöpfung nur der Menschen wegen da sei, die doch nur einen un- 
beträchtlichen Teil davon ausmachten, und er zieht daraus die weitere Kon- 
sequenz, daß eine Mehrzahl von Welten da seilt mOsse. Den Schluß des ersten 
Teiles bilden Betrachtungen Ober die Mannigfaltigkeit des tierischen Daseins und 
die Schönheit im Bau der Tiere. 

Der zweite Teil verwirft den Gedanken, daü der Kampf ums Dasein (Oppo- 
sition perp^tuelle qu'il y a entre les diffärentes races) als eine Folge der Sflnde 
Adams angesehen werden mflsse. Im G^enteil sei es augenscheinlich, daß die 
gegenseitige Vernichtung nicht nur von der Vorsehung zugelassen werde, sondern 
in ihrem Plane liege. Wie kcunme es denn, daß wir beim Anlilick einiger Tiere 
von einem unwillkürlichen Schauder erlaßt würden und den Trieb empfänden. 
Ober sie herzufalleg; wie komme es, daß wir FIdsch zu essen verlangten, wie 
komme es, daß die Tiere nach dem Blute anderer dürsteten und zu diesem 
Zwecke mit Klauen und Z.ähnen ausgerüstet seien, während sie ihre Opfer 
nur mit Wachsamkeit, Eiier^^ie (activite), einige sogar nur mit Geschrei und Seuf- 
zern bedacht habe. Weshalb dieser ewige Krieg (continuel etat de guerre), von 
dem er eine an EinzetzOgen reiche Schilderung gibt? Er vermehre die Zahl der 
Arten (Insekten und Reptilien, die sich von toten Tieren ernähren, Tiere, die 
andere töten und verzehren, endlich der Mensch selbst). Wohl gebe es einige 
Vegetarianer, aber die Kraft und der Mut fleischessender Menschen sei größer. 
Weiter würde ein totes Tier von anderen rasch verzehrt, der tote Körper ver- 
wandle sich durch die Nahrung, die er spende, in eine wieder belebte Masse und 
die schädlichen Gerüche würden verhindert. Geistreich ist die Bemerkung, daß 
die Schwierigkeit der Einführung des Ackerbaues darauf hinweise, die Menschen 

') . . . a mesurc, qu'ils y ont fait des progr^s, ils oiU abrege leurs peines, et mul- 
tiplU les moyeiis de ponrvoir ä lear subsistancc', S. IV. 
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seien dazu bcsliinmf, \om Fleische tior Tiere und nicht bloß von den Früchten des 
Feldes zu leben.') Damit aber dieses Schauspiel sich immer wieder erneuern könne, 
habe Gott den Tieren geboten, sich zu vermehren, und dieses Gebut werde von 
ihnen nach dem Range, den sie im tierischen System einnähmen, befolgt Sie 
vermehrten sich in geradem Verhältnis zu der Gefräßigkeit der ihnen feindlichen 
Tierarten. Er gibt hier (II, 5) eine große Zahl von Beispielen für die Vernieh- 
rungsfähigkeit gewisser Tierarten. Damit aber jede im richtigen Verhältnis zu den 
and^ bleibe» müsse eine Zwangsgewalt (forces coärcitives) da sein. Denn 
durch eine QbermUUge Vermehrai^; einer Tierart werde einer anderen die Nah- 
rung entzogen und die Luft verschlechtert, wie die Menschen in grofien StSdten 
ebenfalls zu beobachten Gelegenheit hätten, wo sich die Armen in engen und 
schmutzigen Quartieren zusammendrängten. Nun meinten einige (II, 7), die Be- 
vöiicerung, wie gro5 sie auch fanmer sei, trage stets zur Wohlfdirt des Staates bei. 
Das hinge jedoch von den Umstlndra ab, wie Bruckner, JMontesquieu zitierend, 
des Breitern darlegt. Wo Freiheit, Aufklärung, günstige wirtschaftliche und po- 
litische Verhältnisse herrschten, da sei tatsächlich das menschliche Geschlecht nie 
zu zahlreich. Aber es gäbe andere Lander ohne diese Vorzüge, und hier sei die 
Vermehrung schädlich. Zum Beweise fOhrt er die Zustände Chinas und die von 
Jäger- und Nomadenvölkern an. Dabei verweilt er bei den Ursachen der Kri^e 
der Germanen gegen die Römer. Die heutige griißere Aufnahmefähigkeit der von 
den Germanen bewohnten Länder sei dem wirtschaftlichen, seit jener Zeit be- 
wirkten Furtschritt zu verdanken, wenn auch jetzt noch immer Schweizer und 
Deutsche r^elmäftig einen Teil ihrer Bevölkerung in die Fremde schickten. Jedoch 
trage der Fortschritt (progris des aris et sciences) seinerseits durch den Luxus und 
die mit ihm verbundenen gefahrvollen Arbeiten zur Verminderung der Bevölke- 
rung bei. Allein mit diesem Zugeständnis wolle er sich nicht zu Rousseau be- 
kennen, dessen Gedanken er oberflächlich nennt. 

Bisher hat das Werk in uns die Oberzei^;ung hervorgerufen, dafi es als 
einzige Hemmungsart den gegenseitigen Krieg ansehe. Im achten Kapitel aber 
ergänzt er die Darstellung durch die Aufführung weiterer Hemmungsarten, es 
sind die nach Arten verschiedene Lebensdauer und die Rauhheit der ahreszeiten 
Erst an dritter Stelle erwähnt er die Feinde. Als oberster Wächter Ober die Tier^ 
bilanz sei der JMensch eingesetzt Weldie Hemmungen wirken aber nun im 
Menschengeschlechte? (11, 10.) Es handelten, das gesteht er zu, die Menschen 
häufig wie die fleischfressen Tiere gegeneinander, aber er verklebt den aus seinem 
System in dasjenige des Hobl)es führenden Ausgang mit der Betrachtung, daß 
die Mensdien, wie ihre Organe und Fähigkeiten bewiesen, fDr die Gesellschaft 
bestimmt seien. Auch sd dessoi L^re fOr die zivilisierten Völker falsch. Wohl 
herrsche im Naturzustande der ewige Krieg, sobald sie aber zur Kultur über- 
gegangen seien, zwinge sie die Notwendigkeit nicht mehr zum Kriege; Ehrgeiz, 
Ruhmsucht, Rachsucht seien hier die gewöhnlichen Beweggründe zum Kriege. 
Nach dem Kri^e, als dem ersten Hemmnis, nennt er an zweiter Stelle Hungers- 
not und Seuchen, die schrecklich, aber unvermeidlich seien, wenn die Menschen 
zu lange ununterbrochen Wolilstand genossen und die Vermehrungsgrenzen über- 
schritten hätten. Aus diesem (iruiuie mische die gütige Vorsehung zuweilen die 
Schrecken des Krieges in die Segnungen des Lebens; der Krieg sei eine weit 
mildere Art der Vernichtung. Gegen Pest und Hungersnot habe der Mensch nur 
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Seufzer und Klagen, aber auf den Krieg könne man sich vorbereiten, Gewalt 
werde mit Gewalt; Raub mit Raub vergolten, im Kampfe empfinde man nicht die 

Wunden, und das duice et decorum pro patria mori tröste über den Verlust der 
Gefallenen. Die Kulturfortschritte verhinderten zwar die Wirl<samkeit der be- 
qmtchenen Hemmungen, aber sie sdiQfen neue: Verwdclilichung, Wollust, Aus- 
sdiwelfung, die die Konstitution der Kinder schwichten. Dazu kämen die Qblen 
Wirkungen der sitzenden Lebensweise, gefährliche Beschäftigungen in Bergbau, 
Schiffahrt und Reisen in fremden Ländern. Endlich hätten menschliche Gesetze, 
wie er, wiederum Montesquieu zitierend, ausführt, für die Hemmung der Bevölke- 
rung durch IQnderaussetzung, Abortus, Regelung der Bflrgerzati! gesorgt. Rflck- 
blickend schärft er ein, daB die Menschen wohl die Grenzen der Vermehrungs- 
fähigkeit der Tiere zu erkennen vermöchten, sich at>er schwer Überzeugten, daft 
sie denselben Gesetzen unterworfen seien. 

Der dritte Teil will den in dem Vorhergehenden entwickelten Plan der Vor- 
sehung eingehender rechtfertigen. Ausgehend von einer Betrachtung des Cha- 
rakters der Naturgesetze, sucht er die Natur gegen den Vorwurf der Grausamkeit 
zu schützen. Ein großer Teil der Tiere habe eine so geringe Intelligenz, daß sie 
keine Ahnung von ihrer Vernichtung hätten, andere verständen es, sich zu schützen 
und, was die Menschenwelt betreffe, so höben die Gefühle des Zorns und der Rache 
im Kriege (Ottr die Vernichtung empor. Das Vermehrungq;eselz gestatte es, eine 
PlUle von lebenden Wesen zu schaffen, die ohne dasselbe nicht existieren könne. 
Es vermöchte das tierische Leben ohne die fortdauernde Vernichtung gar nicht 
ZU bestehen. Wer das Gegenteil glaube, verwechsle das animalische Leben mit 
der Existenz reiner Geister. Es mOBten ja auch groBe Massen geboren werden, 
weil viele dahingerafft wflrden, ehe sie fOr ihre Fortpflanzung gesorgt Muten. 
Endlich verliehen die Gesetze unseres Daseins den Schwachen Stärke, sie er- 
zeugten Taten des Heldenmuts und sie entzündeten Gefühle des Mitleids, des 
Wohlwollens und der Großmut. Zu leben sei ein Genuß, und der gütige Schöpfer 
habe gewollt, daB möglichst viele daran teil nähmen. Man vei^leiche die Summe 
des Obels mit der Menge des Glückes, und es werde ersichtlich, daß dieses über- 
wiege. So klingt das Buch in einen Hymnus auf die gütige Vorsehung und 
herben Tadel gegen die ihrer Woge Unkundigen aus. 

Über den Wert und die Stellung der Bruckncrschcn Schrift wird kaum eine 
Meinungsverschiedenheit bestehen können. Als bevölkenmgstheoretisches Werk 
steht es weit unter denen Cantillons, Wallaces und Steuarts, da das national- 
ökonomische Element dürftig ist und der Verfasser sich, wie erinnerlich, in Wider- 
Sprüche verwickelt; für die zivilisierten Völker bestreitet er die Notwendigkeit der 
Hemmung durch ökonomische Potenzen. Ich sehe nirgendwo eine Spur, die in das 
Gebiet der Nationalökonomie führte. DaB er von der Fehde zwischen Quesnay und 
dem ilteren Mirabeau gewußt habe, dafür ist in dem Buche kein Beweis zu finden, 
es ist auch aus chronologischen Gründen ganz unwahrscheinlich. Die nationalöko- 
nomischen Erkenntnisse, die der Verfasser besitzt, stammen alle aus dem „i£sprit 
des Lois" von Montesquieu, den er jedesmal zitiert. Der wesentliche Inhalt des 
Buches aber wurzelt in Buffbn, dessen zoologisches Werk ein Jahr nach dem 
„Esprit des L.ols*', 1749, zu erscheinen anfing. Buffon hat lange vor Darwin ein 
Bild des Kampfes ums Dasein entrollt, wie Lanessan in der Einleitung zur Aus- 
gabe Seiner Werke darlegt.') Buffon besitzt auch die klarste Einsicht, daß im 

■) Der überzeugende Beweis findet aich Bd. I, S. 442* (introduction) der,C£uvrcs Com- 
pIMet de Buffon", Paris (1884). Ich fOhre ans Raummangel nur foli^nde Worte Buffons an: 
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Kampfe ums Dasein die schwächeren Arten untergehen. „Les esp^es les moinS 
parfaites, les plus delicales, les plus pesantes, les moins agissantes, les moins 
arniees, etc. ont dejä disparu, ou disparaissent." Auch die Formen, in denen der 
Kampf sich in der Menschenweit abspielt, sind ihm recht wohl bekannt, wie man 
bei Lanessan nachlesen mOge.0 Dagegen fehlt bei Bnfibn der optimistiache 
Schein, den Brucicner fiber diese Tatsachen ausgießt, wodurch Bruckner mit seinem 
Jahrhiinderie und mit Mathew Haie verwandt ist. Atter die würdevollen, in einen 
grüßen Zusammenhang eingefügten Ausführungen Mathew Haies erscheinen in 
der breiten Darstellung Bruckners» der seinen Blick auf den Kampf ums Dasein 
beschrankt, naturalistisch vei^röbert Das Buch ist erfflllt von den Dünsten des 
Schlachthauses, und wir sollen glauben, daß wir in die reine Höhe der gütigen 
Vorsehung hinaufgehoben worden seien. Aber jener naturalistisch pessimistische 
Zug macht das Buch merkwürdig modern und läßt es als einen Vorboten des 
Üarwinismus erscheinen. Allein von Darwin unterscheidet sich der Verfasser 
dadurch zu seinen Ungunsten, daß er den Kampf nicht als den Geburtshelfer des 
Fortschrittes, der höheren Entwicklung betrachtet. Wir sollen glauben, daß der 
Vernichtungskampf keinen anderen Zweck habe, als das Leben organischer Wesen 
möglich zu machen. Denn das Dasein der größten Fülle des Lebens, das sei der 
Endzweck des gOHgen Gottes.*) Er erreiche ihn durch die ununterbrochene Ver^ 
nichtung der von ihm geschlÄenen Wesen. Und darum ist der Naturforscher, 
der Gott und die Religion aus dem Spiele läßt, humaner und religiöser als der 
Geistliche, der an einer Stelle mit großer Naivetät bemerkt, es sei nicht unmög- 
lich, den Weltplan zu erkennen. „Ces differents ph^nomenes de la vie animale", 
schreibt er S. XII, «on foit depuis qudque temps l'objet de notre £tude: nous y 
avons cherch^ ces narques d'ordre et de sagesse, qui caractörisent les oeuvres 
de la Toute-Puissance; et malgre ce qu'en disent cerfaincs gens, nous avons 
trouve, qu'ils ne sont pas absolument imp^netrabies ä l'intelligence humaine.* 
Er adirliikt dann später diese Meinung etwas ein. »Nous n'oublions pas," hdAt 
es S. 8, ,que les voies de la (^widence sont incomprihensibles; mais nous 
croyons que cette incompröhensibilit^ ne regarde que les moyens, qu'elle met en 
usage pour parvenir i ses fins: quant aux fins elles-m£mes, il nous parait d£- 

„Lorsqu'on r^fl^chit sur cette fecondiU^ s.Tns t>ornes donnöc h cfinque espccc . . . on est 
ctonne qu'ils n'cnv.iliisscnt pas la nature; . . . le cours ordinaire de la nature vivante . . . 
est en giin^ral toujours constant, toujours le m£ine; son mouvemcnt toujours rc^Kulicr, roule 
sur dcux pivots inc^branlables: l'iin, la f^conditi' sans bornes doniKie h toutes les esp^ces, 
l'autrc, les obstacics sans nombre qui rt^duiscnt ccttc fdconditt: ä unc tncsurc dctermin^e et 
ne laissent en tout temps qu'ä peu pris la mime quantit^ d'individus de chaque espice . .. 
II est dans l'ordre que la mort scrve ä la vie, que la rcproduction naisse de la destruction: 
quctque grande . . . que soit donc la döpense de rhomme et des animaux carnassiers, le 
fond, la quantit^ totale de substancc vivante n'cst point diaiintt^e . . . Les animaux qui par 
leur grandeur figurcnt dans l'univers, ne font que la plus pclite partie des substances 
Vivantes; la tcrre fourmille de petits animaux . . . Les VL'g^taux paraissent (Ire le premier 
fond de la nature; mais ce fond ... suffirail ä pcine au nombre encorc plus abondanls d'in- 
sectes de toutc espdce" . . . Nach einer Schilderung der Vertilgung der kleinen Tiere durch 
die höheren folgt die Betrachtung: .Ainsi la mort viotente est un usagc presque auMi n^* 
cessaire que la loi de la loi naturelle . . 

>) Ein neueres Werk aber den Marquis de Sade riihmt es, A»b er den Kampf ums Oa- 
flcin ickon gekannt habe. Ist man'mlt Button, Bruckner vertraut, dann wird die Verwunde- 
rung geringer ausfallen. 

*) aCet etre Joint ä une puissance infinie ies attributs souverainement aimaUes de la 
sagesse et de la iNmt^; non pas d'one bont^ partialc et caprideuse, mais d'une bontc qui 
r^paad ses bienfaits en lous temps et en toos lieax." S. V. 
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montrC-, qii'elles ont toutes un rapport immödiat ik la produdion et k la conser- 
vation du plus grand bien dans l'univers." 

Bekanntlich hat Malthus in der ersten Auflage seiner Schrift den Wider- 
spruch zwischen der Güte Gottes und den durch das Bevölkerungsgesetz hervor- 
gerufenen Obdn zu lösen gesucht, und jedenfalls ist sein Versuch besser ge- 
lungen, als derjenige Bruckners. Nichtsdestoweniger hat er diesen Teil in der 
zweiten Auflage unterdrückt,') und wir wollen uns freuen, daß Kants Kritilt der 
Urteilskraft uns vor weiteren Geisteserzeugnissen dieser Art bewahrt hat. 

IV. 

Wenn ich nun die springenden Punkte in der Entwicklung der vormalihus- 
schcn Bevölkerungstheorie scharf beleuchten soll, so dürfte als erster der tiefe 
Unterschied zwischen dem Bevölkerungsgesetze und den übrigen Gesetzen der 
Nationalökonomie hervorzuhel>en sein. Die Erkenntnis dieser QesefaEe muSten liie 
Forscher sich allmählich erringen, dagegen werden ihnen die Elemente des Be- 
völkerungsgesetzes durch das Alte Testament überliefert: die aus der Abstammung 
aller Menschen von einem Paare sich crc;ebende i,'rnßc Vermehrungsfähigkeit des 
menschlichen Geschlechtes, dessen Zahl durch periodisch eintretende Katastrophen 
vermindert wird. In diesen Oberzeugungen werden sie durch geschichtsphiio- 
sophische Übersichten bestärkt. 

Aber der Fortschritt der Einsichten war doch erst die Frucht des Aufgebens 
der „Katastrophentheorie", das Botert) zu verdanken ist. Es sind nicht — um 
ein modernes Schlagwort zu gebrauchen — die „großen Mittel", denen der For- 
scher seine Aufmerksamkeit schenken soll, sondern die kleinen. Die kleinen 
Mittel sind in den äusseren Verhältnissen zu suchen, denn der Zeugungstrieb 
bleibt sich immer gleich. Die äusseren Verhältnisse bieten nun im 16., 17. und 
18. Jahrhundert einen mannigfachen Beubaclitungsstoff. Der Rückgang der italie- 
nischen Handels- und Qewertiestädte, der Aufschwung in den spanischen und 
englischen Kolonien, dessen RQckwirkung auf die europäischen Mutterländer, die 
Einhegungen und der landwirtschaftliche Großbetrieb in England, die ökonomische 
und sittliche Zerrüttung Frankreichs in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts: sie 
tragen ein Material zusammen, aus dem tiefsinnige Geister feine Gedankenfäden 
tidien, die von anderen fortgesponnen w»iden. Die fahrenden Köpfe sind Fran- 
zosen: JMontesquieu und Cantillon. Sie unterscheiden sich von Botero dadurch, 
daß sie die psychologischen, die moralischen Kräfte neben den ökonomischen als 
Hemmungen der Volksvermehrung aufzeigen, ja ihnen fast den Vorrang vor diesen 
einräumen. Allein ein Gedanke Boteros verliert sich in den Schriften: daß sich 
nämlich In dem Walten sittlicher und wirtschaftlicher Faktoren ein göttlicher 
Zweckgedanke durchsetze. Nur Mathew Haie hat ihn im 17. Jahriiundert wieder 
aufgenommen. Er sieht die Vermehrungsfähigkeit angelegt in der starken Fort- 
pflan/inmsfahit;keit und dem verhältnismäßig langen Leben der Eltern. Er sch'ägt 
die Brücke zwischen der Populalionistik, die von Graunt begründet worden war, 
und der Bevölkerungslehre. Er ist der erste, der mit dem Oedanken der gött> 
liehen Ordnung in den Veränderungen des menschlichen Geschlechtes Ernst macht. 
Die Rcvnlkerun.L;stheorie wird im 18. Jahrhundert in einen noch größeren Zu- 
sammenhang gestellt, und zwar durch die von Button begründete Natur- 
geschichte. Auf den von Buffon und Montesquieu geschaltenen Grundlagen baut 

*) Vgl. Bonar a. a. O. S. 34 i 
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Bruckner seine „Tludtie du Systeme animal" auf. Daß liierdurcli dem frnii- 
Züsischen Ursprung der niudenten Bcvtilkerungslheoric ein noch schärferer Aus- 
druck gegeben wird, und der Zusammenhang zwischen Biologie und Bevölkerungs- 
theorie wieder gelflst wird, bis ifin Darwin von neuem lierstellt: das erfordert 
keine weitere Ausführung. Auch braucht es nur angedeutet zu werden, daB das 
Bevölkerungsgesetz nicht von allen seinen Vertretern als ein Naturgesetz be- 
trachtet wird. Einige fassen es als ein soziales Gesetz auf, dem man durch eine 
Veränderung der wirtschaftlichen Einrichtungen zu entgehen vermag. 

Endlicli liat sicli gezeigt, daß sclion frOli das Verständnis für die aus der 
Bevöllcerungstheoric fließende Sozialpolitik erwacht und von James Steuart und 
Adam Smith dogmatische Darsfelhingen der Bevölkerungstheorie gegeben wurden. 

Die verschiedenen Gedankenrichtungen faßt dann Mallhus nicht eklektisch, 
sondern schöpferisch und mit schär&ter Betonung der sozialpolitischen Kon- 
sequenzen zusammen. 
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La vendita della Zecca di Messina 



neir anno 1438. 

Studi del Dr. Vito Cusumano, Professorenella Regia Universitä di Palermo. 

L'atto di vendita della Zecca di Messina, esistente nell' Archivio di Stato 
di Palermo, che noipubblichiamo per la prima volta, e una tra le diverse forme 
di concessione della Regalia delle monete, e consiste precisamente nella vendita 
del sempliceprivilegio dl coiiio col godimento d^li utlli della zecca e coli' obbligu 
di coniare ie monete prescritte senza alterarne il peao, il titolo e la fonna. Ven- 
dite a lempo delle Zecche e del relative privll^o si trovano in altre provinde 
italiane nella seconda metä del Medio-Ecco. ') 

Facciamu un accenno brevissimo al carattere puramentc patrimoniale deila 
finanza di Re Alfonso di Aragona, il venditore, come si rivela neir atlo sudetto e 
specialmente nelleespressioni ,Noimtes qtUdem quia non regie dignUatis foret eorum 
(ßdelium nostrorum) substancias erogare sed pocius ad regalias nostras vendcndas' 
e nelle altre, collc quali. in opposizione ai Capitoli di Rc Giacomo, di Re Fede- 
rico, ditutti i suoi predecessori, e dei Capitoli approvati dallo stesso Sovrano nella 
dtti di Sinwusa ,proMbentibas expresse Jura (kmanUxUa attauffi'. Prestill garantiti 
dal provento di aicune gabeile, vendit di pubblici offid al privati ed alle Gitta 
siciliane, come quelli della Capitania, del Giudice della terra, del Giiidicc delle 
Carceri, dell' ufficio di Costellanu; vcnditc, piü volte rinnovate, della gabella dello 
importante istiluto della Secrezia, e sinanco la pegnorazione di qualche cittä, come 
quella di Sciacca, die fu pegnorata per 18000 fiorini; vendite contiifue di privil^ 
alle Ottä siciliane per provocarne i donativi, oostUuirono la maggior parte delle 
risorse finanziarie del Snvrano Aragnncse nel suo non breve regno nella Sicilia.') 
E a tali vendite si unirono Ic altre di aicune Regalie, come quella della mone- 
tadone, che forma oggi r oggetto della presente lllustrazione. — 

Nel documento si legge, che il Sovrano vendeva: 

a) omnia et singula jura propricfafes, actiones, franquesiam Jurisdictiones, dirictus, 
auctoritates, prehemincncias, anten'orifafes et usus, quas, quos et qiie habe- 
mus seu habere possumus et pretendimus in et super Siclam nobilis civitatis 
Messme; 

b) II diritto esdusivo di potere, essisoli, i compratori, coniare in Messina mo- 
nete di cartini o angonesi*) e di piodoll, e in generale moheta di oro, di 

') Salvloli, nella tncklopcJia giuridua italiana: vol. X voce Moneta pag. 108. 

*) Vedasi l'art: Un Comune della Sicilia e le sue relazioni con i dominatori dell'lsola 
sino al secolo XVIII .nel fascicoli III -IV di ^Atti e memorie della Societd sicillana perta 
sloria patria anno 1901 pagg. 111-124. 

') II carlino o caroiense, di oro c di argcnto, fu fatto coniare da Carlo I. di Angiö, da 
cui ebbe il nome: 11 carlino di argento valeva grana 10. L'uno e Paltro furono coniati nella 
W^mt-FcmmMIL 12 
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argento « di rante (quod possitis vos tres et nemo alius ciuU facere in skia 
messane et non in alio loco carlenos seu aragonenses et parvulos monete et 
sculpture consuete ... nec non omnem aliam pecuniam seu monetam auri 
argenU H eria a nobb ortUttota ttsque nunc), colla promessa di non fare, nh 
permettere, la coniazione di sinill monete in allra cittä clie non sia quella 
di Messina; 

c) 6 tutti gli utili e i profitti che provenivano dallo esercizio del privilegin dclln 
Zecca Jllam utilitatem et lucrum reddituum et proventuum de dictis pecuniis 
. . . in dkla sicta atdendis . . . quam nostra curia consequebafar et liabebat 
priusquam hafoonodi vendidonem fecerimus et consequi passet in futurum pro 
qualibet marca carlcnnrum et pro quatibct lihra pannilortim" 
Si vetidevano, adunque, diritti, proventi, redditi e lach, provenienti dalln 
eserciziu delia Zecca di Mcssina, di cui crediamo opportuno il ragionare, perche 
la liscossione di tali diritti, fatta da appaltatori, rinsciva di fatto, piA ctie non 
fosse necessorio, a diminuire la bontä dctia moneta. 

£ chlaro che tra i diritfi vciiduti da Re Alfonse vcniva in primo ordinc il 
cosi dctto diritto di signrraggio, di monetaggio. Basta il notare che la moneta- 
zione appartcncva alle Regalic, per comprcndere che essa, come ogni altra regalia, 
costituiva una fönte, piä o meno ordinaria, di entrata pel Sovrano, e cite per 
consequenza gli dava im utile, un reddito. t. questo il significato dclla parola 
Regalia secondn ia Coslituzione di Roncaglia del 1158. II profitto che «^c nc 
traeva, detlo teloneum monetae, reditus, vcctigal, bannum monetae, proveniva dalla 
coniazione delle monete fatta nel pubblico interesse, ed anclie per conto di pri- 
vat!, che presentavano alla Zecca metalli preziosi in wrf^t, in oggetti di uso, e in 
moneta scarsc e calanti di valore. La dottrina dcl valor imposäus, cio6 clie il 
valor della moneta era dato dal Sovrano, nc era la giiistificazionc. 

11 diritto di Signoraggiu era vigente in Sicilia sin dai tenipi della domina- 
zione araba. Oli Emiri, consideiando il diritto di coniazicMie come consequenza 
del diritto d' imporre e di risoiotere tribtiti, fecero coniare in Palermo monete 
autonome, nelle qiiali conservarono l'effigie dei Califfi, ma di cui tracvano ogni 
utile.-) I Normanni non furono innovatori circa la coniazione delle monete, e 
perquanto riguarda il diritto di Signoraggio essi sequirono le orme degli Arabi. 
Anzi il fatto clie ogni nuovo Sovrano assumendo il Regno facea coniare monete 
nuove e abrogava il corso delle monete antidic^ costituisce la prova dello inter^ 
esse di coniare nuove monete per riscuotere il diritto di Signorafl^o.') 

Zecca di Napoü. Invece nella Zecca di Messina furono, sin dal tempo dei primi Rc Ara- 
gonesi, conlati i cosi dctti perreali. di oro c di argento, chiamati anche Raonesi od'Ara- 
gonesi: Ii Raonese di argento, secondo ci assicura Balducci-Pegolotti, valeva grana IG. e 
ta fMiloiente snstituito al carlino, che avca lo stesso valore. Nello stesso modo, adunque, 
con cui Carlo I. di Angiö, fece battere Ic monete di reall t mezzi reali equivalenti agii 
augustali e mezzi auguslali per sostituiric a queste ultime, cosi i Sovrani Aragonesi colla mo- 
neta raonese od aragonese, dello stesso valore del carlino, la sostituirono s qaesto. 

■) Crediamo op[K>rtuno di notare il significato della parola libra, come unitä di pcso 
delle monete nel tempo dl tut scriviamo — La libbra si divideva in 12 parti, ognuna di 
qucite parti si chiamava oncia: l'oncia si divideva in 20 parti, dette sterlino o trappeso 
grande: lo sterlino si divideva in 20 parti, dette grano e anche eoccio. (Vedi Lancillotio- 
Casiello: Memoria dette Zeeehe del Regno dt Stdiia, pag. 366 in nota.) II mareo di argento 
O marco generale era 1' unitä di peso deilt nonete ncl Regno di Napoli. 

*) O. Garufi: Monete e conü adtm Mioria dei Diritto siculo „negli" AM eMemorie detla 
Socletä SklUana per la storia patrki: anno I89S, fas. 1 -11, pag. 21—22. 

■) O. Garufi: op. cit pag. 51—52. 
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Dociiincnti piü cliiari si riscontrano iicl pcriodo Svevo Fuderico II. cosi 
scriveva, nel 1238, agii Ufficiali della sua Corte: .Quantum Curie nostrc pecunia 
Sit opportuna, ad praesens vostra devociu non ignorat. SolUcite igitur omnes vias 
expedä üivettiri, ex qaibus habere peamiam volmnus, propter quoä de eudaida 
monela auper per nostram Curiam est provisum.' Lo stesso Sovrano, nel 1258, coit- 
cesse alla sacra Casa dell' Ospcdale dei Teutonici in Palermo la somma dl onze 
150 sui proventi della Zecca. In quel ternpo il diritto di Signoraggio, che si 
riscuoteva nella coniazione della tnoneta, era di grana quindici e mezzo per ogni 
onda, come risuita dal testo sequente, che si trova n^li AUi pubblicatl dal 
Winkeliiiann: „„Veruntamen mercafor qui facit laborari mmuu sttum in siclis ^)sbf 
preterquam quindecim et medium debet solvere alia grana quafuor et medium pro 
expensis que fluni in labore uncie cujuslibet. Servatur tarnen sibi eleccio an velit 
dare curia predicta gnma am quatuor et medium pro expensis et tune curia faeä 
expeasos, an väit //»os expettsm faeere in tabwe uncie untos et ftuic non dtitet 
Curia quatuor predicta gnma et medium, set quindecbn grana et medium tantum 
pro quoiibet uncia, et mercator ipse facit expensas de suo proprio.' ') 

Secondo le disposizioni di Carlo 1. di Angiö, coloru che portavano argento 
ed oro in masia idia Zecca per aveiti coniati, pagavano, per diritto di S^no- 
n&^Oi un tari e mez»> di oro per ogni onda di reaä, cartini t fori, e quindl H 
doppio del diritto che veniva riscosso da Federicn I!.') Da un diploma di Fe- 
derico II!., del 1375, risuita che 1' appaltatnre della Zocca di Messina, tal Nicolö 
di Mauro, pagava alla regia Corte per diritto di Signoria sulla coniazione dei 
piocidi, grana 12 per übbra» ossia II 15'/«* — II diritto di Signoria ndla mone- 
tazione non era un diritto fisso, ma aistabiliva eventualmente per accordi tra 11 
Sovrano e gli appaltatori della Zecca in ogni niiova coniazione. Secondo il Ca- 
pitolo 43 di Kc Martino, del 1398, due (jiurati di Messina e i maestri della 
Zecca doveano stalilire: quid debeant nostre Curie dare gabeloti pro cudendis par- 
vtdis ex veterUms parvaiis atpradietiSt et quid die parvaüs ex aere emtendis po- 
nendo ligam ad rationem predictam.'^, Talvolta, esaendovi penuria di metalli 
preziosi e di monete di oro e di argento, come piü avanti vedremo, i Sovrani, 
per incitare i mcrcanti a portare oro od argento nclla Zecca, rinunziarono tem- 
poraneamente a quel diritto, come fece lo stesso Re Martino. ,Et ut mercatores 
vateant de aigaito Habere peamias ad eorum tibttum Viriuntatis, Regia Majestas 
providit, quod ^si mercatores, et quilibet habcntcs argentum, possint inde cudere et 
pecuniam convertere illiuf in sala Regiae Majestatis nulium Curie dirictum 
persolventes usque ad beneplacitum Regiae Majestatis.*) 

Nel 1406 la zecca di Messina fu presa in appalto dal Notar Antonio Cn- 
rano e Nicola Bancheri, i quali, per diritto di Signon^o, pagavano alla R^a 
Cwte grana 15 per ogni libbra dt piccioli, ossia il 20**^ Questo diritto fu ridotto 
a grana 5 per ogni libbra di piccioli, cioe ol 6" ,< " „ secondi i Capitoli ddla 
Zecca di Messina emanati dal Vicer^ Ferdinando da Vega nel 1413. ') 

II diritto di Signoraggio venne riscosso in tutti tempi, in Sidlia, a comindare 
dalta domlnazione Normanna, e su tutte le monde di oro, di aigento e di rame, o 

') O. Qarufi op. eil pag. 135. 

•) Blanchini, &wia delle Fbiaiue det Rtame dt Myolt PH> 1^ 

Capitula nx'ii Sii iline, annotati dal Test«, I. pag. 136. 
') Capitula Regni Siciliae 1. pag. 162. 

^ Della Rovere, Memorie storkhe ed eeoaomt^ npra le moada basta dl SkOla. 
Palermo 1814, pag. 66 e seq. 
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sopra le primc soltaiito? Noi crediamo erronea 1' opinione del Deila Roverc, 
secondo cui, a tempo Uei Normanni, non esisteva veniva riscosso alcun diritto 
di Signoraggio nella coniazione della moneta di piccioli, ma soltanto, e in aomma 
minima, sulle monete di oro e di argento, e lo abüamo piA sopra dimostrato: 
crediamo bcnsi che il diritto di Signoraggio veniva riscosso su tutle la monete. 
II fatto che nci sccoli XV e XVI si riscontrano a preferenza prescrizioni sitl 
diritto di moiietaggio riscosso sulla moneta di piccioli, di mostra che monete di 
oro e di aiganto non ti coniavano, e die tutta la coniadone si aggirava attonio 
al metallo deprezaato, alla moneta dfbiglione, ma non mai clie il diritto di 
monetaggio non si riscuotesse sulle monete di oro e di argento. 

t appunto questo diritto di Signoraggjo quello che Alfonso L vendette ai 
compratori della Zecca di Messina. 

Per6 oltre di queslo diritto, certamente it piA importante come fönte di 
entrata e come cespHe di vendita, |^i scrittori dd tempo» giuristi, economisti e canonisti, 
discussero lungamente de! cosl detto diritto di conio insenso stretto, che fu chia- 
mato in altre provincie italiane diritto di brassaggio, rimcdio, tratto, premio, mo- 
netaggio.^) Questü diritto di conio, spesso confuso cul diritto di Signoraggio, ma 
dal quäle deve considcrani come separato e distinto, si riferiva alle spese ddla 
monetazione, e la maggionmza degli scrittori, diciiiarandosi contraria alla coniazione 
gratuitä lo ammise come provento della Zecca, e giustific^ im hicro modico 
dal conio proveniente. E poicliL-, in fatto, le spese di monetazione si risciiotevano 
sul corpo stessu della moneta per mezzu della lega o inistura di altri metalli 
nella coniazione, una qualche eccedenza nella pn^rzione tra questa e II metallo 
fino, pur non allerando sensibilmente la bontä della moneta, si prestava benissimo 
a costituire una sorgente di lucri e di proventi, di cui talvolta si avvalsero gli 
stessi Sovrani. Se non sidesse al diritto di conio la spiegazione sudetta e 
se non fosse considerato come fönte di proventi, il sistema dell' appalto 
e della vendita ddio esercizio della Zecca, ovunque prevalente, non saidibe 
giustificabile in alcun modo, non potendosi comprendere 1' appalto senza la possi- 
litä di guadagno e di lucri provenienti dalla appaltata coniazione. Ora in Sicilia 
fu sempre dato in appalto 1' esercizio della Zecca di Messina, ed il diritto di 
conio dovea essere, come lo fu, una sorgente di lucri e proventi, forse non 
sempre l^piU nia consequenza inevltabile ddi' appalta I Capitoli ddla Zeoca 
sudetta, del 1437, esistenti neir Archiviu di Stato di Palermo e tutt' ora inediti, 
sono la conferma di quanto abbiamo detto. Perche in questi Capitoli, come prima 
si era fatto da Re Martino^) colla istituziune di un ufticiale governativo, esperto 
ed idoneo, per sorv^liare la roiscela ddl' argento col nunc ndla coniazione dei 
ptedoli e la propofxtone ddla lega nei carlini, si tenta di mettere un argine alle 
frodi commesse dal gabelloti della Zecca nel peso e nella coniazione delle mo- 
neta dei piccioli, facendo obbligo ai Credenzieri, ufficiali del Governo, di esaminare, 
quando i metalli crano sotto conio, se tutto 1' argento stabilito fosse stato messo 
ndla coniazione dd piccioli e se la lega fosse giusta in quella dei carlini.*) 

Oltre i lucri e profitti, piA o meno legali, superiormente accennati, altri lucri 
illegali accompagnavatio 1' esercizio della Zecca data in appalto. Gli abusi e le 
frodi nt'II.i lega dei metalli preziosi e delle relative misccle, cui dava origine la 
poca conoscetua dell' arte, che si esercitava scgrctamente e misteriosamente, abusi 

') Salvioli, op. cit. pag. 115. 

•) CeptMa Regni Sieülae, I, pag. 136. 

•) R^tstro iMle Üeal Caacetierta, «nno 1437, f. 141 nell* Archivio dl Stato. 
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che sl deplorano in parecchic prescrizioni del tempo; la diversitä dei pesi per la 
monete nnove e per 1e vecchie che si ritiravano dalla circolazione talvolta per 
metä del valore, e per l'argento, in massa o in vasi, presentato dai privati per 
la coniazione; la mancanza di ordinamenti contabili nell' amministrazione della 
Zecca; le multe t le oonfisdie dei metalli preziosi che sl tentava di esportare 
contro II divieto ddla estrazione, cui forse partecipavano gli uffictali della Zecca') 
erano fönte di altri proventi, che attiravano l'ingordigia dei gabeiloti od appai- 
tatori, maestri nell' arte disfruttarla. 

Un solo dirltio, piü dl tutfi importante dal punto di vMa di im esatto e 
r^Sdare slstema monetario, e che nelle aitre provincie itaUanc fu risccwso dagli 
esercenti le Zecche, non fu oggetto della vendita che esaminiamo, ctoh il diritto 
di pesare le monete, di cambiarle e di constatarne la bontä, riscuotendone le rela- 
tive prowigioni. Sebbene täte diritto fosse inerente allo esercizio della Zecca, e 
per quanto r^;uarda la Zecca di Messina fosse stalo parte principale della sua 
istituzione nel 1129 — cßekäa sm na^pmeant de qutäHate, et ponden totüts 
monetae, quac per omnem regnum dominium expendatur — e rispondesse comc 
necessario in im sistema monetario fondato sul peso delle monete, pure, comc 
abbiamu largamente dimustrato nella ^toria dei Banchi di Sicüia, il peso delle 
monete veniva eserdtato gratultamente dal Bancum iusiitü», detto anche Uffiäo 
dd Rifiuto e Banco del contrasto, non meno che dai cambiatori, dai Campsares, 
secondo il Capitcilo LXXVIl delle Consueiudines di Palermo, che dava loro anche 
l'obbligo di csaminarne la bontä, mentre il cambio delle monete costituiva una 
Regalia, csercitata da pubbiici officiali nel nome del Re (Cambium Regis), o am- 
ministrata per endende^, oppure data in appaHo, ma sempre indipendente 
dalla Zecca di Messina.*) I sudetti proventi, lucri, rendite e profitti furono ven- 
duti per la somma di onze duemila (Lire 25000) e COStituirono allora un opera- 
zione finanziaria di una certa importanza. 

\l 

Altro punto d^o di esame dell' atto di vendita che illustriamo» e* quello 

che si riferisce all' assoluto divieto di alterare la moneta detta dei piccioli*) e 
dei carlini, nel titolo, nel peso e nella forma „Promictimus eciam et convenimus 
vobis et vestris per nos et nostros ut supru quod non diminuemus aut diminui fa» 
ciemur monetam parvalorum bi dleta dela cadendmwn in pondere neque augebimus 
eam üt ntmero mtniaonm pro qatüiM carleno sed ptmumete faeiemus omni tm^ 
pon in eis qualitate numero forma et liga in quibus sunt ad praesens." 

Per dare un giudizio imparziale ed esatto sulla promessa solenne fatta del 
Sovrano, che riusciva a limitare i lucri illegali provenienti dalla alterazione mo- 
netaria, i opportuno il premettere una osservazione generale nelle studio delle 
leggl emanate in Sicilia per la formazione del sistema monetario. Bisogna, ciot, 
distinguere le alterazioni, o, m^io anche, le mutazioni monetarie necessaric, dalle 



') Ctipitulu Regni Siciiiae, I. pag. 162: Vcdi la nostra .Storia dei Banchi di Sicilia, 
vol. I. p. 54, Palermo 1887. 

') G. Garufi, op. dt p«g. 23. Stoiia dei Baaehi dl SieiUa, vol. 1, Palermo 1887, 
pag. 22 e seq., 50 e seq. 

*) I piccioli, pkkM e panM, tarono anche dettf tfemirf. Secondo Baldui;ct*Pegolotti. 
6 dinari equivalevaoo un grano, 10 grana equivalevano un raonese o carlino di argento: due 
raonesi o carlini valevano un iari, e 30 tari valevano un'oncia. (Vedi OominicoSchiavo. 
Spiegazione del iari di pro, pag. 241, negli Opuscoli di aaiori sieOiani, vol. 16l 
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aiterazioni o mutazioni arbitrarie. Le prime servivano allora a notare il mutato 

rapporto di valore dei metatli preziosi per ta non rispondenza tra il prezzo legale 
ed il prezzo commerciale, non meno che per segnare le oscillazioni vicendevoli 
di valore deü' oro, dell' argento e del rame, numerose in un sistema monetario 
di polimelallismo altera vigcnte in ^Ula. Di queste mutasdoiii necessarie, non 
fatte certamente a fine di lucro, fanno cenno parecdii Capitoli del Rc^^o di Si- 
cilia, quali quelli di Rc Giacomo del 1286. gli altri di Rc Martine del 1398, 
di Re Giovanni de! 1460') c molti altri docnmenti da noi altrovc riportati.*) 
Infatti il rappurto di valore tra Toro e l'argento, che fu dappriina ::l:7e ::l:8e 
:: 1 : 10 era :: 1 : 10 sotto Carlo I. :: 1 : 12 sotto Carlo \U e :: 1 : iOJSO nd primi anni 
del dominio Aragonse/) Quindi la giustizia e l'opportunitt di rilevare tali 
mutazioni per mezzo delle leggi. 

E per quanto riguarda Ic aiterazioni arbitrarie, falte a scopn di !ucro, esse, 
come nelle altre provincie italiane cosi in Sicilia, non si riferirono alle inonete di 
oro e di argento, di cui con certo scrupolo si voleva conservare 1' integritä, ma si 
aggirarono sulla moncta bassa, suila moneta di ramc, e di biglione. sui piccioli, 
sia perch^ tali mnnetc servivano pei bisogni interni dclla Stato, sia perche circola- 
vano rapidamente e non si cra intcressati a verificarle. Infatti, in Sicilia, ad ecce- 
zione dell' agostaro od agostale, coniato al titolo basso di 16 carati, Ic altre mo- 
ttete di oro furoro coniate a pleno titolo, a 24 carati, come attesta H Balducd- 
Pegolotti: »Le monete di oro di Sicilia, cosl scrisse, si appellano in Sicilia piar- 
reali, a alcuni dicono Raonesi di oro, c sono di lega carati 24 di oro fino per 
oncia, ed entrano sei in un oncia a peso, e di quanto oro tu vogli mettcre nella 
zecca di Messina, si ne lia del Maestro della Zecca dell' oncia dell' oro fine."*) 
A titolo quasi i^ale erano stati ooniati, sotto Carlo di Angi6, i saluti di oro, e 
to furono piü tardi il ntUe di oro, e il trionfo di oro. Le monete di ai^ento 
furono coniato al titolo di once 10 e sterlini 17 di argento fino.*) 

Questi principi di rigorosa monetazione non furono seguiti nclla coniazionc 
ddla moneta bassa, e andie di quella di argento. Per questa, bisogna notare, 
che sin dal 13S1, come risulta dal Regolamento pei aunbiatwi, correvano in cir- 
colazione carlini di falsa lega e di peso non giusto, e che Re Martino vipose 
ostacolo colla riforma monetaria del 1398, che ordin(N la coniazionc di carlini, di 
giusto peso c di ottima qualitä, ed il ritiro di qucili di cattiva lega.'j Ma non 
pu6 dirsi lo stesso per la coniazionc ddla moneta bassa. 

Poco prima del 1375, da una libbra cmitenente 10 sterlini di argento si 
coniavano 240 monete di piccioli; poscia, restando la stessa quantitä di argento, 
furono aumentate a 432. Nel 1375 il fino di ari^ento nella libbra fu ridotto da 
10 sterlini a sterlini 7 e e si coniarono 480 monete di piccioli. Re Martino, 
nel 1398, mantenne il titolo di sterlini VU per libbra, e ia sua riforma non ebbe 
alcuna intportanza per la coniazione dei piccioli, che seguitö a farsi come ncgii 
anni precedenti, producendo danni notevoli nel commercio. Nel 1413 il Vice Rc 
Fcrdinando De Vefj;a aiimentö il fino dell' argento nella libbra da sterlini 7'/j a 
sterlini 10, ma ordinü che da una libbra, di rame misto a 10 sterlini di argento, 
sl coniassero ben 456 monete di picdoli. Allora i disordini mondarl aasunsero 



■) Capiiula Regni Siciliae, 1, pag. 35, 156^ 444. 
«) Storia dei Banchi di Sicilia, I, pag. 39—40. 
*) Blanchini, op. cit. pag. 157—160. 
*) Domenico Schiavo, op. cit. pag. 252. 

Lancüotto-Castello, op. cit. pag. 362 e 373; Diane bin i, l, pag. 324. 
•) CapUttta ItegiU SfcffAie, pag. 1S6; Storia det BmeM di Skttia, vol. I, pag. 61. 
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Ulla gravitä notevole. La sfacciata alterazioiie della moncta spicciola per opcra 
dei Sovrani provoco una larga fabbricazione di moneta falsa per parte dei privati, 
dentru e fuori dei Kegno: aicuni Baroni dell' Isola, i Chiaramonte, i Palizzi, i 
Peralta, batterono monete di rame nel nome proprio: sparite dalla ciroolaxione, 
per la legge di Qresham» le monete di oro e di argento, g\ä divenute oggetto di 
privata speculazione, era assoluto il predorninio della moneta spicciola, come fan 
fede i libri dei Tesurieri dei Kegno che per il secolo XV registraiio tutti i paga- 
mente in parvuli e in pichuIL— Nello stato di anarciiia monetaria della prima metii 
dd secolo XV, i Sovrani ricorsero ad aicuni provvedimenti» piä o meno opportuni, 
ma, forse ignorando la causa dei danno generale, persistettero in un indirizzo da 
cid avrebhero dovuto allontanarsi. Si proibi l'importazioiie della moneta di piccioli 
falsa e se ne vietö la spesa: si stabili che i banchieri dovcano tagliarla, che non 
doveano fan pagamenti In moneta «fi gridt^i, andie buona;') che nei pagamenti 
non si potesse dare plA di un terzo in moneta di piehuli e gli altri due terzi 
in monete di oro e di argento: si proibi ai privati di fondere l'argento nella Zecca 
per farne moneta di piccioli, ma non si pensö alla vera causa dei male, alla cattiva 
coniazione della moneta spicciola. Nello stesso anno 1438, in cui il Ke Aragonesc 
facea la solenne promessa di non fare ni permettere aicuna alterazione della mo- 
neta det parvM, rat di conottvarla nello stato in cui allora si trovava, veniva 
pubblicato il bando „/?/ nissiina pirsuna pocza dari in pa^amcntii cxceptii hi terzo 
in piehuli et Ii diii parti in argentu et ont cxccptii ein non ftissirtt Ii parti con- 
tenti,'") con cui si confessava la cattiva monetazione dei piccioli, limitandone il 
pagamenlo e qulndi non considerandola come monetatipo. 

In questo stato anormale dei sistema monetario vigente allora in Sicilia, la 
solenne promessa di Re Alfonso di non alterare, nh permettere che altri alterasse, 
la moneta dei piccioli e dei carlini, ma di conservarla nel titolo, nel peso e nella 
forma in cui allora si trovava, se puO lodarsi perche accettava la dispusizione 
dei Vicere De Vega di elevare il fino dell* argento nella libbra, per la coniadone 
della moneta bassa» da sterlini T'/t a steril ni 10, e perchi assumeva Timpegno 
di non peggiorame ulterlormente la coniazione, non puö ccrtamente riscuotere il 
plauso per quella parte, in cui, ignorando o hngendo d'ignorare la causa princi- 
pale dei danni sofferti dal commercio e dalle Industrie della Sicilia, e le generali 
lagnanze dei sudditi,*) veniva a confermare la ingiusta e dannosa monetazione 
allora esistenle; 

*) Nei 1438 si fece dlvieto ai banckicri di Palermo dl fare pagamenti In noneta di 

piccioli: „Qiiafenus hinc in anlea canipsores ipsl . . . nec ilehcant nee eciam permitfant dare 
tradere nec assignare pecuniam vocatam piehuli insolutionibus pereos fiendis. Vcdi Sloria dei 
BoneU dl SkOla, vol. I, pag. lia 

°-) B i a n c h i n i , opxit 330—329. Deila Roverc, op. cit. passim: Storia dei BmM <B ^ 
eUia I, pag. IIU c seq. 

0) Nel Parlamcnto tenuto nel 1441 II Re Alfonso approvi la seguente proposUi preaen- 
fata dai Deputat! dcl Re^no: „Item siippiica lo dicto Regno che la moneta de arRcnto 
cugiiata iion si pocza luiiderc in sicia per fare piczoli, et che Ii piczoli non si poczano 
diminuirl in llga a pena dl tinzi centu» (Vedl nei Capitala Regnl Steillae, i Cap. 399^ 400 dl 
Re Alfonso, pag. 353). 
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Appendlce 

Pro Antonio de ludice et sociis de vendidone siele Messane^X 
Alfonsus dei gracia etc. 

Vicerex in dicto Regno Sidlia etc. Nobilibus dicti Regni Sicilie magistro 

lusticiario . . . nec non magistro probe et aliis officialihus siele civitatis Mes- 
sane . . . salutem. Exhihito nobis et revercntcr presentato per dilectum Regium 
Nardum de agosto tarn nomine proprio quam nomine et pro parte dilectorum 
regionim Antoni de ludice et francisd de custando, privilegio regio, delrito sol- 
lemnitate roborato tenoris seguentis: 

In dei nomine pateat Universis, quod nos Alphonsiis dei gratia Rex Aragonum 
Sicilie citra et ultra fanim . . . Adnimavertentes quam grandivalle necessitatum 
septi fuimus pro consequenda victoria felicis huius amprisie, quam pro manibus 
habemus ne r^um istud quod est tanta lieredilas pretiosa ultra lacerari manibus 
improborum fadamur, ne magis emulos qui tarn diu nobiscum ausi fuerant ad 
idem bravsum contendcre in eorum iniustis presumpcionibus gloriantur, et ne 
tandem quod nos magis ac magis sollicitat fideles parcialcs et devoti sed mares 
nostri qui plures perannos a propriis laribus pro nostri nominis fideiitate servanda 
exuiarunt in tot laboribus absque condignis premüs teneamur» non habentes in 
promptu unde neccssarias pro ipsa re pecunius iiauriie possimus, evacviato iam 
erario nostro, ne ultra fidelium nostronim fiumeros opprimamus. Nolentes quidem 
quia non regle dignitatis foret corum substancias aliquatenus erogare, sed pocius 
ad regalias nostras vendendas et aiienandas, cum carta reddimendi gratia oocurrere, 
tenore presentis puplid instrumenti cunctis temporibus firniiter valitura gratis et • 
de certa nostra sdentia deli]>erate et consulte per nos heredes et successores 
nostros . . . Vendimus et nomine pure simplicis et perfecte vendicionis traddimus 
et concedimus vobis fideiibus nostris Antoni de ludice, Nardo Qostu et Fran- 
cisco de Cöstando de messana et vestrum cuii^bet heredibus et taccesKMflws in 
Perpetuum omnia et singula ea jura proprietates actiones franquesiam jurisdictiones 
dirictus aiictoritates preheminencias anterioritates et usus quos quas et que ha- 
bemus seu habere possumiis et pretendimus in et super siclam nobilis civitatis 
Messane modo et forma interius dectaratis . . . Hanc itaque vendicionem et con- 
cessionem fadmus nos dictus Rex per nos heredes et successores nostros . . . 
Dantes et concedentes vobis quilibet vestrum in solidum audoritatem et po- 
testatem plenariam ac liccnciam et facuitatem, quod possitis vos tres et nemo 
alius ciidi facere in sicia Messane et non in alio loco carlenos seu aragonenses 
et parvulos monete et sculpture consuete ac eciam aiiam monetam que cudi solita 
est in dida sicia usque in presentem diem, necnon omnem aliam pecuniam seu 
monetam aurl argenti et eris a nobis ordinata usque nunc et edam que in 
posterum ordinari per nos contingerit presenti vendicione durante prout et c]iiem- 
admodum curia iinstra ante vendicionem prtsentem facere potuit et consuevit, 
melius et plenius. Fromittentes et convcnientes vobis et quilibet vestrum quod 
Vobis et successoribus Vestris ex pacio sollemni et spedale quod non cudi bide- 
mus aut permittemus per nos aut nostros lieredes et successores aliquam pecu- 

■) Dal vulume 74 Uella Ht-gia ConceUeria annn 1438-39, (oglio 66 e seq. esistente 
neir Archivio di Stato di Palermo. 
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niam auri aigenti aut eris et in aliquo atio loco dicti Regni Siciliae preterquam 

in nobili civitatis messane et quod in profuturo ordinaverimus aliquam aliam 
pecuniam quam consuete sculture auri scilicet argenti aut eris cudi indicta sicia, 
lila cudi habeat et fiat per vos predictos ^ptores, et neminem alium totamque 
illam uttiitatem et lucnun que quod inde proveniet consequamini, vos dicti emptmes 
videlicet unlversique pro sua rata contingente et non curia nostra aut aliquis alius, 
promictimus eciam et convenimus vobis et vestris per nos et nostros ut supra 
quod non diminuemus aut diminui faciemur monetam parvulorum indicta sicla 
cudendorum in pondere neque angebimus eam in numero minutorum pro quolibet 
carieno sed permanere fademus omni tempore in eis qualitate numero forma et 
llga in quibus sunt ad praesens, et non in aliis et ita fieri et obser\'ari volumus 
et jubemus et habeatis insuper et conseguemini quitibet vestrum pro sua parte 
contingente omnem illam utilitatem et lucrum reddituum et proventuum dedictis 
pecuniis ut dictum et in dicta sicla cudentis vel de cetera per nos vel successoies 
nostros ordinandis quam nostra curia consequebatur et habebat priusquam hujus- 
modi vendicionem fecerimus et consequi posset in futurum pro quolibet marca 
carlenorum et pro qualibet libra parvulorum et aliarum monetarum per nos heredes 
et successores nostros forte ordinandarum, ymmo eciam omnem aliam utilitatem 
inlq^m et indiminuitam quam deductis venditionibus et impignOTacionibus aliis- 
que oneribus in eadem sicla per nos appositis et factis prout infra deducimus . . . 
In premissis recognoscant non expectato a nobis alle mandato seu jussione pos- 
sitisque vos et quilibet vestrum vestrique heredes et successores ex auctoritate 
quam VoUs et eis conoedimus cum presenti predictos ufficiales et operarios dide 
siele ad premissa compellere sicut nos ante vendicionem et presentem facere po- 
teramus. Et si dictum magistrum probe siele memorati mori contingerit ne cudicio 
monetc predicte per nos fienda retardetur et dampnum faciamini non ciidendo 
prestamur atque concedimus vobis et quilibet vestrum insolidum auctoritate quod 
loco illius possitls aliquam ydoneam et sufficientem personam statuere ad Vestri 
arbitrium et ordinäre usque quo per nos aUns mi^ster probe in dicta sida fiierit 
ordinatus, decernimus tamen volimus et declaramus quod si dictus magister probe 
aut alii officiales dicte siele presentes aut futuri vel eorum locumtenentes negli- 
gentes fuerint ad obediendum vobis in omniis antedictis eofacto sint ab eisdem 
officiis privati et amoti . • . precium vero predictonim omnium que volris vendimus 
est due mille uncie auri monete dicte R^ni SiciKe ultra farum, quas in hunc 
modum confitemur a Vobis recepisse ... ac eciam teneamini vos dicti emptores 
de reditibus dicte siele solvere salarium magistri probe ejusdem siele prout nostra 
Curia ante presentem vendicionem solvere consuevit ... et ut prossima et in- 
frascripta «minia et singula maiori robore solventur sponte iuramus per dominum 
Deum et eius sancta quatuor evangelia eorum sacrosMCtis scripturis per nos tactis 
corporaliter quod vendicionem predittam et omnia supra dicta et infrascripta rata 
grata valida atque firma Semper habebimus tenebimus et osservabimus ... et in 
nullo contra faciemus vel venierous aliquo iure causa vel eciam racione quibus vis 
legibus consuetudinibus privilegiis observandis usibus imgmatids sandionibus 
onUnadonibus d edictis in contrarium facientibus seu didantibus quoquomodo 
signanter capitulis et ordlnacionibus serenissimorum dominorum Regum Jacobi 
et Friderici et aliorum Regum predecessorum nostrurum ac capitulis editis in 
parlamento generali celebrato in civitate Syracusarum quibus vis presenti ven- 
ditioni obstanti polentibus seu volentibus quomodocumque d qualitercumque 
eciam prohibentibus expresse iura demanialia alienari ... et mandantes firmiter 
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et expresse Illustri Infant! Petro Aragonum et Siciliae duci nostro patri carissimo 
viceregi et locum tenenti nostro in dicto regno Siciliae et in eins absencia no- 
bilibus eiusdem regni viceregi niagistris racionalibus . . . magistro prube ceterisque 
officialibus dide side . . . quatenys liuiusinodi vendidonem nostram omnia et 
singula supra dida infrascripta valida et firma habeant 



Quod est datum et actum in civitate gaiete die Villi mensis Junij prime In- 
dicionis MCCCCXXXVUl Regnique nostri Siciliae citra farum anno IUI aiiorum 
vero r^norum anno XXIIL 
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La fiustificanoiie storica del MercantOismo 

di Canillo Supioo, Prof. ord. di Econonia PoUtica nell' Uiüvcr^tt di Pavia. > 

La stona Ucll' £conoinia Politica Uurante il secolo XIX e caratterizzata dal 
suooedeni di tantt sislemi e di (ante scuole, die, partendo da punti diversi, lianno 
contribuito in un modo o nell' altro al progresso della nostra scienza. Ma ora 

che essa puö dirsi giunta alla sua matiiritä, di qiiesti sistemi e di queste scuole 
non e rimasta quasi piü traccia; ogni esclusivismo sembra per sempre scomparso; 
e tutti gii scrittori seguono indifferentemente l'uno o 1' altro di tali diversi indinzzi 
secondo gii shidi che intraprendono, secondo il tema die trattano, secondo lo 
scopo che si prefiggono. E cl6 ^ senza dubbio un bene, perch^ se ogni scuola 
presta il fianco alla critica, quando vuole trasformare a sua immagine tutta la 
scienza, ha invece un' alta missione da compiere, quando si limita ad applicare a 
casi special! certi criteri, certi sistemi o certi metodi d'indagine. Cosi la scuola 
storica, che ha trionfado per tanti anni nei libri e nelle cattedre, poteva essere 
facilmente attaccata, allcHTchi pretendeva ridurre tntta l'Economia Politica ad una 
semplice storia economica, ma conserva tuttora una grandissima importanza, quando 
si tratta di giudicare le ragioni speciali, che hanno fatto sorgere in una data 
epoca un' istituzione, un fenomeno^ una teoria' Sdo coi criinti di questa scuola 
si possono apprezzare i fatd e le idee di altri tempi, e il criticare gii uni o. le 
altre, basandosi su concetti essenzialmente modemi, k commettere un errore gra- 
vissimo, che la scuola storica ci ha insegnato ad evitare. l£ questa la conquista 
piü fulgida, che essa abbia fatto nel campe economico e di cui rimarrä traccia 
duratura anche nella sdenza dell' awenire. Per confermare questo noshx» asserto 
vogliamo qui esaminare brevemente un sistema, che l'Economia Politica ha sgo- 
minato irremissibilmente, il sistema mercantile, accennando alle ragioni storiche, 
che r hanno fatto sorgere e che un tempo lo giustificavano o per mei^'lio dire in 
rendevano necessario, ad onta che ai nostri giorni sia da tutti nconusciuto comc 
assolutamente assurdo. 

II sistema mercantile, che, com' h noto, attribuiva un* importanza esagerata 
alla moneta e mirava ad accrescerne la quantitä circolante nel paese, ha attra- 
versato tre fasi: in una prima, si limitava a proibire 1' esportazione della moneta 
e a regolare il prczzo dci cambi; in una seconda, con la bilancia dei contratti 
invigilava che il saldo degli affori fatti dal commerdanti nazionali e stranieri 
awenisse piüi che sia possibile in contanti; e in una (erza, con la bilancia del 
commercio, procurava che le esportazioni di merci superassero sempre le impor- 
tazioni, acciocch^ la differenza fosse riscossa in moneta.') Ora la scienza ha 

0 L. Cossa, Histoin des docMnes iamm^tes, Paris 1899, pag. 210 e ««g. 
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esaurientemente diiiiostrato che la moneta e un semplice strumcnto per facilitare 
gli scambi e i pagamenti; che non e possibile, e non b ncanciic vantaggioso, 
vender sempie seiiM faie acquisti; che la soveithia abbondanza di moneta h inu- 
tile ed i anche dannosa, in quanto fende piö costoso Tapparecchio della circo- 
lazione; e che nessun paese puö restar privo di medio circolante, perch^ l'esodo 
di parte di esso farebbe ribassare i prezzi, accrescendo Ic esportazioni di merci e 
rendendu inevitabile il ritornu della muneta uscita. Ma qucsti argomenti, cosi 
opportuni per confutare il mercantilismo ai nostri giorni, erano ugualmente validi 
nel periodo di tempo, in cui qud sistema fioriva ovunque? 

Dobbiamo, intanto, tener presente che durante il medio evo la quantitä di 
nietaili preziosi esistente in circulaziune era assai scarsa: si calcola che dal IX al 
XV secolo fosse appena un decimo della quantitii circolante alla fine del secolo XVI. 
E questa scaiBa ciroolazione non aveva aicuna mobilitft, giacchi, per le difÜcoHi 
grandissinie dei trasporti, ogni mercato aveva poch! rapporti di scambio con gli 
altri c doveva per ciö far assegnamento solo sulla quantitä di moneta che circolava 
localmente. Per cui qualunque piccola sottrazione di medio circolante da un dato 
centro di traffioo avrebbe nccessariamente provocati effetti dlsasirosi sugli scamlri e 
sulla produzione. Si h fatto spesso il pangone tra la circolazione internazionale 
dei mctalli preziosi e il passaggio d'acqua in vasi tra loro comunicanti. Ora h 
faclle capirc come i movinienti dell' acqua non sieno piü innocui c non trovino 
piü un rimedio in loro stessi, quando il livello dell' acqua d giä per bassissimo 
in ogni recipiente e quando fra i vari recipienti le comunicazioni sono Impos- 
äbili o assai difficilL E se anche l'esportazione di moneta non avesse dato luogo 
a questi inconvcnienti, avrebbe senza dubbio determinato quel ribasso di prezzi, 
che ora si considera come benefico, in quanto e il mczzo per riavere la moneta 
esportata. Ma nel medio evo e al principio dell' evo moderno i prezzi erano 
regolati in base alle esigenze del produttore, erano stabiliti ad un livello fisso ed 
immutabile dalla legislazione, e non potevano osdUare perchi in essi non c'era 
che un punto solo, che corrispondesse al justum preiium voluto dal diritto cano- 
nico.') Come dunque si sarebbe potuta permettere i'espoilazionc, anche tempora- 
nea, di moneta, quando era impossibile il ribasso dei prezzi, che 1' avrebbe fatta 
ritornare in paese? 

A queste ragioni, che spingevano gli Stati atratlenere neirintcrno la moneta 
esistente, altre e piü importanti se ne aggiungono, verso la finc del medio evo, 
che Ii spingono ad attirare a loro i metalli preziosi dair estero. Nel medio evo 
la scarsita di medio circolante aveva reso necessario un ritorno all' economia in 
natura propria dei popoli primitivi; e con f economia in natura era sorto il sistema 
feudale, che dä una impronta caratteristica a tutta 1'organizzazione economica e 
alle relazioni tra Ic classi sociali. II sipnore feudale era ricco, in quanto disponeva 
dei servigi di un gran numero di servi e in quanto era proprietario di terre che 
faceva lavorare da essi. La trasmissione feudale della proprietä aweniva sempre 
contro servigi o pagamenti in natura. II lavoratore acquistava con servizi i mezzi 
di esistenza dal signore feudale e questo otteneva, con la concessione dl terra, la 
forza di lavoro dal servo della gleba. Anche lo Stato soddisfaceva ai bisogni 
collettivi, sfruttando i suui demani, prelevando tributi in natura, ricompensando 
Gon terre gl' impiegati ed esigendo dal sudditi molleplicl prestazioiü. Tra le varie 



>) W. j. Ashicy, ItOndatOan lo EnglM Eetmoadc Hfailory mdThgorf, LoDdOB 1888—9^ 
▼Ol. 1, pag. 177, 178. 
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classi sociali non esistevano che relazioni di carattere personale. Ogiuino aveva 
una posizione stabile, senza riguardo alla sua capacitä o alle sue inclinazioni, e 
nun potendo cambiarla, non si sentiva stimolato a progredire e a perfezionarsi. 
Da ci6 l'andamento uniforme di tutti i rami produttivi, to stesso modo di coltt- 
vazione per secoli, gli stessi tradizionali sistemi di esercizio» la stessa stidjititt nd 
rapporti di vita e di lavoro. Ma con l'aiimento continuo della popolazione e col 
crescere dei bisogni, questa organizzazione feudale doveva diventare sempre piü 
inadeguata al suo scopo. Era necessario che le relazioni tra ie classi sociali 
acquistassero una maggiore sdollezza, die il lavoralore fosse piü libero, clie i 
commercianti e gl'industriali potessero esplicare maggior spirito d'indipendenza, e 
che i governi avessero in altro modo i mezzi che i demani non erano piü in grado 
di dare.') A questi postulati risponde l'uso piii csteso della moneta, che si pro- 
paga con le correnti metaliiche provenienti daii Ainenca nei secoli XVI e XVII, e 
che pennette di trasformaie i vincoli feudali in pagamenti a ptonti contanti. Per 
cui la politica meicantilista, la quäle si propone di attirare in paese queste cor- 
tenti metaliiche, b i! portato dei bisogno vivissimo clie si sentiva allora di aifret- 
rare la dissuluzione dei sistema feudale. 

Quei paesi, che si trovavano in relazioni dirette di oomroercio con 1' America, 
e in questi paesi i centri di maggior traffico, fiirono i primi a risentire i benefici 
effetti delle importazioni monetarie, clie provocarono uno slancio fortissimb di tutti 
i rami d'industria, un' espansione insolita negli scambi e iin aiimento sensibile 
di ricchezza, mentre i paesi e le localitä, che erano fuori di questo movimento, 
continuavano con la loio cconomia in natura, non avevano per nulla progredito 
e si trovavano in condizioni economictie depiesse, lese ora tanto piü intolierabili 
dal paragone con gli stati diventati piü riccili. ß natural^ per ciö» clie il mer- 
cantilismo adottato da questi per abbattere il sistema feudale, fosse a maggior 
ragione caldeggiato anche dalle nazioni piü povere, se non altro per ispirito 
d'imitaaone. Per le nazioni piü povere, anzi, il mercantillsmo diventava Tunica 
ancora di salvezza contro la posizione oHremodo svantaf^^iosa, in cui esse si 
venivano a trovare, avendo poca quantitä di moneta ed un livello basso di prezzi 
e dovendo per conseguenza comprar caro e vcndere a poco nei mercati esteri piü 
ricchi.'^) t vero che tale dislivello nei prezzi avrebbe dovuto per stesso attrarre 
la moneta nei paesi poveri e ristabiUr l'cquilibrio. JMa questi processi sarebbero 
awenuti troppo lentamente, se si fossero affidati al traffico di merci e al movi- 
mento dei metalli preziosi, quali si potevano manifestare spontaneamentc Da ciö 
la necessitä di una politica mercantilista, che affrettasse questi processi niedesimi, 
facilitando in ogni modo le esportazioni di merci e ponendo ostacoli alle im- 
portazioni. 

Oli ostacoli posti dal mercantilismo alle importazioni di merci estere avevano 

anche un altro scopo importantissimo nei secoli XVII e XVIII, ed era qiiello di 
favorire gl' interessi nazionaii, accrescendo il traffico e la divisioiie dei lavorn iiclTin- 
temo di ogni paese, per trasformare il sistema economico cuinunale e territoriale 
in un ästema economico nazionale. Si trattava di fere per lo State quello che i 

■) B. Hildebrand, Naturalwirtschaft, öeldwfrtschßft und Creditwirtschaft, nei Jahfbikher 
flit NaBmaUkonomie, II, 1864, pag.8 e seg. — P. A. Walker, Money in tts relatlons to Trade 
and induttry, London 1880, p. 102, 103. 

«) T. E Cliffe Leslie, Enojfs in PoUOcal Econmy, London \m, pag.88.— Sui van- 
tiggi economici ehe riauttuo diO« sostitiizlone delf eoonomia nonetaria all' ccoaomia in 
natura insiste molto J. O. Hoffmann, Dk Ulm vom GeUe, Berlin 1838» pig. 175—186. 
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f^nveriii locali avevano fatto per le cittä e per i borghi. Ed il crcare forme piü 
i^raiidi e piü furti di comunitä social! non era un Capriccio dei govcrnanti, ma un 
bisogno vivamente sentito ad un certo stadio dello sviluppo economico. Coli' ac- 
cresduUi collettivitä nella Ungua, neil' arte e nella letteratura, col risvegliato ^rHo 
nazionale, coNo svilniqx) del traffico, coli' espandersi degli scambi in moneta e a 
credito, le vecchie forme medioevali, che univano tra loro le economie sinßole, non 
bastano piü, e le organizzaziuni locali, curporative, di classe, di altri tempi, si risol" 
vono in ostacoli insopportabili al prugresso economico. Ora il mercantilismo aveva 
appunto per iscopo di favorire in ogni paese la formazione di una grandiosa eco- 
nomia sociale; e la bilancia del commercio, le linee doganali, le leggi di naviga- 
zione e tante altre misure protettive erano mezzi escogitati da una politica econo- 
mica, avente carattere essenzialmente naziunale, per dare un indirizzo naziunale 
aüa sodetft e alla sua organizzazione» allo stato e alle sne istituzioni, all' attivitt 
economica e ai »loi vari modi di mwiHestarsi.*) 

Tenendo presenti queste circostanze, che abbiamo qui brevemente enu- 
merate, si vede chiararnente come il sistema mercantile nc! medio evo c per 
buona parte dell' evu moderno non rappresentasse una politica errunea ed assurda, 
come hanno asserito tanti economisti venutt in epoche posteriori, ma clie anzi 
era ampiamente giustificato da ragioni eoonomiche« che ci spiegano la necessiti 
della sua prevalenza ovunque. E queste Stesse ral^io^i economiche ci spiegano 
aiiche le tre fasi, che il mercantilisino ha succcssivamentc attravcrsatc. La prima 
fase, con la pruibizione dell' esportazionc di moneta, si riannoda alla scarsitä di 
medio circolante nell' etä di mezzo e alla politica del prezzo giuslo ed immutat)ile 
allora prevalente. La seconda, colla bilancia dei contratti, si giustifica per la ne- 
cessitä di accrescere la quantitA dei metalli prc/iusi in ogni paese c di affrettare 
lo sfacelo del sistema feudale. La terza, con la bilancia del commercio, trova la 
sua spiegazione logica nel bisogno di eliminare il dislivello dei prezzi tra i vari 
paesi, accrescendo le esportazioni di mercl in quelll piA poveri di moneta, e 
neir opportunitä di stringere i vincoli tra le economie individuali, riunendole in 
una economia sociale, che meglio potesse lottare contro gli stranieri. 

>) ü. Schmoller, SltHÜcn über die wirtschaftliche Politik Friedrichs des Gn^kH, nel 
JaMach Jär Oisetxgebung, Verwaltung uad VoUcswirtscättft, VII, 1884, pag. 41-48. 





Di un luogo classico del Digesto 
nella storia deU' Economia e del Diritto. 

Fedele Lampertico, Senatore — Montegaldella (Viceina). 

1^ questo il fr. 1 D. de oontrahenda emptione (XVIII, 1), che va completato 
col fr. 1 D. de permutationibus, tratto anch' esso, con indicazione numerica non 
esatta, dallo stesso libro Ad Edictum (inst de emptione et venditione Iii, 23; Cod. 
de contrahenda emptione IV, 38). 

Con esso il Oiureconsulto Paolo descrive, come dal semplice baratto di 
Cosa con cosa Sia cominciata rorigine del comprare e vendere. 

questo, cosi il Knies, „die berühmte Auslassung des altrömischen Juristen 
Paulus über die Natur des Geldes, scharf gedachte als prägnant formulierte 
Äußerung". II Rosdier avea detto „die schönste antike Erklärung, welche den 
langen Kommentar von P. Neri, Osservazioni etc, bei Cnstodi P.A., wolil verdient". 

E in veritä fa meravlglia, che un luogo di tanta esattezza ed evidenza, che 
avrebbc dovuto esso medesimo dissipare offA equivoco, sia stato invece rab« 
buiato dagli equivoci dominanti. 

Si potrebbe ormal repidire superfluo II dUarire quello che venne esube- 
rantemente chiarito. Fra tutti citerd, anche percfai meno conosciuto, Luigi 
Valeriani Molinari, tanto per Paolo, auanto per Aristotele. 

Ma pure, poichö in cssn si danno la mano il diritto e 1' economia, giovcrä 
non tanto un commento, quanto un epilogo delle controversie, che ne scombuia- 
rono il s^ificato. 

Seguiremo con dö fai via luminosamente tracdata da Adolfo Wagner per 
ass^nare nell* intreccio storico la parte competente all' economia e al diritto. 

Raccogliamo l'esempio, che lari,'ainente ci viene fornito sulle relazimii fra 
diritto e letteratura cogli studii che risalgono al 1823, di Hermann, e piü parti- 
colarmente quanto al Corpus Juris da Tydemann nel 1838^ e poi da Dankwardt, 
Scheel, e ancora di recente da Oertmann e Kaulla. 

Ne i Tedeschi Hanno trascurato le buonc tradizioni della scienza italiana. 
Basta anche solo la citazione di Fompeo Neri fatta da Koscher ed altri colla qualc 
r Oertmann si apre la via alla disamina delle argomentaziuin del Knies nell' opera 
Das Geld. 

I. 

Le discussioni prendono di mira il frammento di Paolo, traggono perö origine 
da quello, che e detto da Aristotile nel § 18 del Capo III" della Politica e nel 
§ 9 del Capo V dclla Morale a Nicomaco. 

Anche Aristotele prcndc le mosse dalla usservazione, che non sempre 
fadlment^ avendo altri la cosa, che si desidera. si abbia la cosa da alfri de- 
siderata, in guisa che possano commutarsi scambievolmente per qualiti e quantitl 
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Si e perciö pensato di eleggere cosa, che si potesse far valere per lutte le 
altre, sostituendo cosl una vaJutazione unica alle infinite» a cui si dovrebbe 
ricorrere altrimenti. 

t questo Tufficio ddla moneta, che, come egregiamente fa dire il Tasso al 
Padre di Famiglia, ammodamaae aggac^Ua tiOte le däßggtuitfiUmze de le eose 

cambiate. 

II che in vero e tutto ovvio. Gli equivoci incominciano quando interviene 
la legge nel riconoscere la moneta per tale, dichiararne 11 valore, applicarvi il conio. 

La oosa che viene eletta a moneta, fadIHa cosl il ragguaglio di valore nelie 
commirtazioili, e nei pagamenti, come pure la conservazione e il trasporto. 

Erroneamentc si attribitisce ad Aristolele di far dipendere il valore, che la 
moneta rappresenta, dalla autoritä pubblica, nientre questa coli' eleggere una 
Cosa a moneta concorre twnsl ad accrescerne il valore, ma non crea il valore, 
che la cosa avea giii in si e per si, e che anzi la lendea id(mea ad essere 
prescelta. 

L'equivoco Ö predpuamente derivato daUa denominazione di vifufftt» mo- 
neta, e di vdftof, legge. 

Si k poi accresciuto dalle espressioni di Aristotele che dice U baratto mträ 
9va£v confonne a natura, e la compra vendita no, ira^ yvmv. 

Si 6 detto, che con ciö Aristotele non intendeva altro, che 11 baratto avviene 
senz' altro nello stato di pura natura, mentre ia compravendita colla moneta sup- 
pone lo stato sociale. 

Non vi i per6 bisogno di riconere mameno a questa interpretazione, 
poichi le espressioni dl Arlstotde sono diiare dl per si. 

La moneta b ^rapd tfvaiv contro natura, e xmü ?yiyov, conforme a ragione 
perch^ non e tale di per se, ma solo quando interviene la legge a riconoscerla 
come tale e accertarne il valore. 

Ma ciö non vuol dire, die la moneta di per si non abbia valore in guisa 
che sia indifferente l'elevare cosa qualsiasi all' ufüdo di moneta. 

Aristotele chiarissimamentc dice che per moneta non put) essere eletta se 
non cosa che sia di per sc utile e fra le cose utili quella che piü vi ^ idonea. 

Non k dunque la legge che crei il valore della moneta: essa ha come 
soggetto, come soslrato, come presupposto il valore della cosa che eleva a d^iti 
dl moneta. 

It. 

Paolo dice diversamente. Dcscrive 1' origine della compra vendita 
piA ni meno di quello che fe Aristotele. 

Tutto illustra colle citazioni sollte di Omero. Ma in esse distingue permuta 
e compra, mentre aulori moderni, come il Macicod, non sanno in essi vedere, che una 
permuta o tutto al piü, come. fu detta, permuta cstimaloria. Paolo non parla di 
un semplice ragguaglio e valutazione, che dia norma alia permuta di cosa, ma 
del contratto, per cui uno si obbliga a dare una cosa e raitax> a pagame II prezzo. 

Certo che Kauf, compra, nel significato primitive era Tausch, permuta. 

E ancora oggi, dopo che il concetto giuridico delle due contrattazioni si i 
vcnuto svolgendo e determinando, il Codice Civile Germanico 18 Agosto 1896 
dedica un intero titolo di 81 paragrafi alia Compra, Kauf, e fa seguire per la 
permuta. Tausch, un solo paragrafb, § 515, per dichiarare, che alia permuta 
vei^ono applicate in genere le prescrizloni, che il Codice di per la compra. 
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Non dübbiamo qui sccndcrc alle contrnversic, di cui Paolo fa parola, qiianto 
al definirc un contratto comc permuta o come cuinpra. Nel frammento de per- 
mutaiionibüs con cui compieta quello de conlrahenda emptione, Paolo infine con- 
dude con Aristotele, che permutatio vicina (sit) mptUml 

Quello che importa pel concetto economico geniiino della compra si h l'uf* 
ficin, die nclla compra ha la moncta toglicndo di mezzo le tUfficoltä ddla pw- 
inuta ncl suppcrire alle ncccssitä temporum ac mrum. 

Ed h qui, dove soito messe huianzi opinioni, che nella storia dell' econoinia 
pubblica d traducono in errori e disastrL 

Si ^ asserito, che Paolo stimasse indifferente la sceita a moneta di cosa 
qualiinquc anche senza valore. 

Ciö non t. 

La sostanza die viene eletta per moneta, ooA Oertmann facendo suo il 
pensiero di Knies, non acquista valore soltanto percli^ viene dallo St^ eietia 

per moncta, ma in quclla vecc cssa serve per moneta perclii incorpora in s6 
originariamente un valore generale e durevolc. 

Nicola Oresme nel secolo XIV nell' opera De origine et jure nec non et de 
auäathmUfttS monetarum diceva occorrere alcun die »fad^er maUtms altrectaMe 
seu palpabile, et leviter portabilc, et qaodpro modiea ipaka portione habeantur divitiae 
naturales in quantitate majori" Sebbene per altri, come il Brinz c rArnold, la publica 
ac pcrpetua aestimatio si colleghi alla azione dello Stato, che ricunuscc quclla 
sostanza, come idonea a togliere le difficoltä deile permute aequalitate quantttatis, 
pare a me, che la publiea ac perpdaa aestünath la preceda e determini. L' azione 
dello Stato si manifesta coli' impronta o conio che ricevc dall* autorita pubbUca. 
II giureconsulto col dire ehe moneta e soltanto matcria forma publica percussa, 
e si intende forma publica „populi Romani", dichiara che non e moneta il nummus 
pengrinus. Volusius Maecianus, che composc per Marco AureÜo il libretto elemen- 
tare metorologico si csprtme su ci6 con molta chiarezza: mWtortah» enAn nunc 
tantundem valct, quantum quinarius, olim ut peregrinus nummus loco mercis, ut 
nunc tctradrachmum et drachma, habebatur." II peregrinus nummus, come av- 
verte Lenel nella Palingenesia ponendo a confronto i due testi di Paolo, diviene 
nelle contrattazioni una merce come un' altra. E non altrimenti Plinio: antea hic 
nummus (victoriatus) ex illyrico advectus loco menb habebatur. 

Se la materia della moneta h greggia si pesa, se h coniata si numera, se 
individuata, si spccißca. 

Ma le parole, che han turnito pretesto a quella intupretazione anliecono- 
mica sono le seguenti, ove k MIto che quella materia forma publica percussa 
usum dominiumque non tam ex substanHa praebet quam ex quantitate. 

III. 

Lo stesso Giureconsulto nota che non e restituzione il restituirc la coppa 
infranta o la tavola con la pittura rasa. Se la veste i scissa, o altra cosa h guasta, res 

übest, manca l'oggetto. E ciö perch6 „quoniam earum rerum pretium non in substan- 
tia, scd in arte sit positum." Ahbiamo qui un riscontro c<tl passn, che si e preso in 
esame. l^. di tulta cvidenza pur anco per la moneta, che la materia della moneta, 
pure avendo di per se stessa un valore, in se e per se non ha valore di moneta, 
lo acquista, se non quando viene data e ricevuta come tale nel valsente. Ciö 
non vuol dunque dir^ che anche in sd non abbia valore, anzi si ^ il valore, che 
essa ha, che rende possibtle 1' attribuirvi inoltre quello spedale valore, che di- 
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pende dal servirc di moneta. Qui poi dovc si tratta di compra veiidita in con- 
trapposto alla permuta, dove perciö non si trova piü di fronte una cosa a un'altra 
Cosa, ma si bilanda la cosa col prezzo, 1' equivalenia k tutto. Si k questa, che ci dä 
le cose in balia,dä di esse „usum dominiumque* peichi 1a moneta puöpotconvertini 
in quella qualunque merce, che ci abbisogna. Non si comprende, come i Romani 
depo averc designato per moneta II metallo, e questo coli' impronta della pubblica 
autoritä, putesseru imaginäre una moneta, che tutto il suo valore lo ritrae da un 
atlo imperativo. L*atto imperative medesimo, bene awerte Deraburg, non ha vera 
e Sana efficada, se non quando corrisponde alla opinlone comune. Solo allora 
II cnmmercio vi si conforma perche lo riconosce utile. Quando invece l'oggetto, 
che lo Stato eleva a moneta, non avesse le qualilä, per cui sono riconosduti 
come tali i metaili, lo Stato farebbe con ciö opera vana e dannosa. 

IV. 

Comunemente si afferma, ed e ribadito dal Kaulla» che i Romani non aveano 
sul valore nozioni sufficientemente distinte. 

Piuttosto che porre queste nozioni in oorrelazione con idee teoriche, giova 
porle in rdazione colle condlzionl di fatto, cosl d'ordine morale, come d* online 

economico. 

il diritto si mantiene refrattario, poi si lascia penetrare dall' ambient^ in cui 
si plasma. 

Non vi h Chi non ricorra coUa mente alla condusione, a cui a fil di logica 
il diritto era giunto, essere naturale nel venditore la facolti di vendeie a piA caro 
prezzo, e ncl compratore quella dl comprare a jpiü buon prezzo »et ita invicem 

se circumscriberc". 

Ed i nota la grande innovazione di Diocleziano introdotta colla lesione 
enorme, innovazione che non sta da e come principio essendo voluta dal sen- 
timento di umanItA, ma si collega con quella azione regolatrice del prezzi che 

ha la sua piü nota esprcssionc nell' Editto di Diocleziano de pretiis rerum venalitim. 

Per non spaziare in un campo cosi lari,'n, quanto sarebbe quello di tutta 
Teconomia pubblica, citeremo la riduzione di tutte le formule d'una sentenza 
•ad pecuniariam aestimationem" hi guisa che il giudlce, quando era chiesto un 
onfetlo qualunque „cr rpus aliquod' non condannava piüi nell' oggetto, come pel 
paasato, ma „acstimata re" con denaro. 

Formavano eccezione solo le cose, che non ammettevano aestimationem, come 
le cose comuni, le cose „divini juris" la libertä „inestimabllis res". 

t questa la prova irrefragabile, che (Mrmai la QeMwir^afi si era affatto 
sostituita alla Naturalwirtschaft, e si chiude cosi una fasc cconomica, per cui U 
frammento di Paolo e una pictra miliare della piü grande importanza. 

Serva ad esempio dello svolgimento giuridico ed economico illustrato ma- 
gistralmente da Adolfo Wagner. 
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Die Stellung der Gewerbesteuer 
im Entwicklungsprozeß der modernen Personalbesteuening. 

Von Professor v. Heckel OMOmter i./W.). 
I. 

Charakter und Aufbau der modernen Gewerbesteuern. 

Die Gewerbesteuern des neueren Rechts gehen in ihrer Mehrzahl nach Ur- 
sprung und Steuertechnik auf die französische Patentsteuer vom 2. 17. März 1791 
zurQck. Vor allem die deutschen Steuergesetze haben sich in der Hauptsache 
dem französischen Vorbild mehr oder weniger angeschlossen» wenn sie auch in 
der Kasuistilc hinter ihm zurückgeblieben sind. Die deutschen Gewerbesteuern sind 
aber noch aus einem andern Grunde finanzwissenschaftlich beachtenswert. Sie 
haben im Zusammenhang mit den Personalsteuern einen eigenartigen Prozeß durch- 
laufen und spiegeln daher mehifech bestimmte Entwicklungstendenzen der direkten 
Besteuerung wieder. 

Das französische und das deutsche Steuerrecht haben die Gewerbesteuern 
als Ertragssteuern konstruiert. Sie haben sie möglichst auf rein objektive 
Grundlagen gestellt Das Steuerobjekt wurde als losgelöst gedacht vom Steuei- 
Subjekt, man üBt den Wirtschafter als formell-leitende Tatsache zurficktreten 
man sieht in Ihm nur das Element, das die Richtung angibt, und läßt das mate- 
rielle Substrat ausschlaggebend wirksam sein. Es entsteht dadurch gleichsam 
eine Art unpersönlicher Steuer mit objektiver Verselbständigung Um dieses Ziel 
zu erreichen, das Prinzip der Objektivität zu verwirklichen, suchte die Steuer- 
technik auch die Steuerquelle objektiv festzustellen. Nicht das Einkommen, son- 
dern der objektive Reinertrag sollte der Steuer zugrunde liegen. Darum verzichtete 
man von vornherein darauf, die wirklichen Beträge festzustellen, und beschied sich 
mit allgemeinen Durchschnitten. Um aber zu diesen zu gelangen, bediente man 
sich einer typischen Konstruktion aus den sog. „äußeren Merkmalen", aus denen 
man auf den Ertrag zurückschloft. Diese Grundlagen, die ja der reinen Ertrags- 
besteuerung allgemein e^entttmlich sind, verdichteten sich bei der Gewerbesteuer 
zu einem charakteristischen Gepräge. 

Die Steuerquelle bildet demgemäß den Reinertrag des Gewerbebetriebs und 
die Steuerpflicht erstreckt sich auf alle selbständigen, gewerblichen Untemeh- 
mur^en. Die Ermittelung geschieht nun durch Benutzung einer Mehrzahl von 
äußeren Erscheinungsformen des gewerblichen Lebens, die in den Bedingungen 
der gewerblichen Produktion aufzusuchen sind. Hierher zählen vor allem die Größe 
des Anlage- und Betriebskapitals, die Art und Beschaffenheit seiner Bestandteile, 
die verwendeten Werkzeuge, Maschinen und Vorrichtungen, die Ausdehnung des 
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Betriebs, der Mietwert der Arbeits- und Lagerräume, die Menge und technisclie 

Bearbeitung der verwendeten Roh- und Hilfsstoffe, die Zahl und Gattung des 
Hilfspersonals, die Menyc der hergestellten Waren und endlich die Art des Ab- 
satzes der Produkte. Diese äußeren Merkmale gaben gleichsam das Rohmaterial 
ab, aus dem der Ertrag gestaltet werden sollte. Man suchte hier das Gleichartige 
zusammenzufassen, zu gliedern, auf diesem W^e icam man zu einer Klassen- 
bildung aus den verschiedenen äußeren Merkmalen. Die Gewerbesteuer erscheint 
hier als eine Gcwerbeklassensteuer, die auf Grund eines Gewerbeklassenschema- 
tismus die einzelnen Gewerbe nach ihren speziellen vom Gesetze bezeichneten 
Mericmaien „klassiert", in bestimmte Klassen einreilit Zu diesen schwierigen 
und mühevollen Auftiahmen stützte sich die Veranlagung auf Angaben, die durch 
die Steuersubjelcte zu machen oder von den Einschätzungskommissionen beizu- 
bringen waren. Die Gewerbeklassen finden sich in einer Dreiteilung. Sie sind 
einmal Ortsklassen und scheiden die Gewerbe in solche, die für den lokalen 
Bedarf, und solche, die fQr den wdteren Absatz produzieren. Atdlerdem treffen 
sie dann je nach der OröBe des Orts und seüier Einwohnerzahl noch weitere 
Abstufungen. Sodann sind sie Gewerbegattungsklassen, die nach der ungefähren 
Bedeutung der Gewerbe, den durchschnittlich erforderlichen Kapitalien u. a. m. 
gegliedert werden. Und endlich sind sie Betriebsumfangsklassen nach dem indi- 
viduellen Umfang des einzelnen Gewerbebetriet» der Reichen Oewerbegattungs- 
klasse. Hierbei werden QroB-, Mitfed* und Kleinbetrieb besonders unterschieden. 

Aus diesem ingeniös ausgedachten Verfahren geht dann eine gewisse Er- 
tragsgroße, der steuerpflichtige Reinertrag, hervor. Dieser stellt sicli aber nur in 
einer angenommenen, wahrscheinlichen und als typisch charakteristischen Gestalt 
dar, nicht In seiner wirldichen Höhe Auf ihn werden dann die Steuersatze an- 
gewendet Die Steutfi^esetze haben auch hier noch weiter zu differenzieren ge- 
sucht Neben Kinheitssätzcn hat man die Steuer noch in Teile gespalten, einen 
festen Steuerbetrag erhoben oder einen Hauptsatz (Normaianlage), unterscheidende 
Sätze (Betriebsanlage) oder Zuschläge nach dem Mietwert hinzugefügt oder end- 
lich man hat besondere Grundsatze aufgestellt, nach denen die einklassierten Ge- 
werbe weiter zu besteuern sind. Auch wird der Betriebsumfang mitunter un- 
mittelbar zum Ausgangspunkt für die Abstufung selbständiger Steuersätze oder 
für die Durchschnitte von solchen genommen. 

Mit dieser detaillierten Kasuistik vermochte die Steuertechnik, den Gewerbs- 
ertrag formell In den Rahmen des Ertragssteuerprinzips einzuspannen und die 
Gewerbesteuer dem System der sog. „rationellen" Ertragsbesteuerung einzuglie- 
dern. Allein die formalistische Schablone blieb dem eigentlichen Wesen des pe- 
werblichen Einkommens fremd. Schon die Gewerbesteuern um die Mitte des 
19. Jahrhunderts wurden den wirtschaftlichen Tatsachen nur schwer gerecht Mit 
allen volkswirtschaftlichen, technischen und sozialen Fortschritten wurde die Kluft 
zwischen ihnen und der Wirklichkeit immer größer, zumal als seit der zweiten 
Hälfte des vorigen Jahrhunderts das wirtschaftliche Geschehen sich in einem 
rascheren Tempo abzuspielen begann. Auf stabile Technik und gleichbleibende 
Wirtschaftszustande ehigerichtet, tonnte die Strukhir der Gewerbesteuer den 
wechselnden Vnranderui^en nicht folgen. Sie war insbesondere außerstande den 
heranwachsenden Großbetrieb genügend zu erfassen. Der zu geringe Spielraum 
und die ungenügende Bewegungsfreiheit erzeugten erhebliche Ungleichmäßig- 
keiten bei Verteilung der Steuerlast Die tatsachliche, wirtschaftliche Leistungs- 
fähigkeit konnte selten berücksichtigt werden. Die Lage der Gewerbe-Ertrags- 
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Steuer war in den meisten Ländern, zuerst in den deutschen Staaten, eine unbe- 
• friedigende. Daraus ist nun die allgemeine Bewegung im letzten Menschenaiter 
zu erklären, die eine grundlegende Kefurm der Gewerbesteuer zum Ziele hatte. 
Soweit die Mängel im Bau der Ertri^sbesteuerung Überhaupt liegen, aus den 
oiganisdien Felilern des »Systems* als sotclien zu erldiren sind, sollen sie aus 
unseren Betrachtungen ausscheiden. Wir wollen uns daher darauf beschränken, 
diejenigen Tatsachen und Entwicklungsbedingungen zu verfolgen, die bei der 
Gewerbesteuer selbst zu suchen sind, und als Fermente eines genetischen Pro- 
zesses gewirlct haben. 

Das Ergebnis der 100 jährten Entwicklung der G^verbesteuer wollen wir 
gleich vorwegnehmen. Sie ist ihrem Wesen nach keine eigentliche Objekt- oder 
Realstcuer, sondern tendiert teilweise bereits nach den F^ersonalsteuern hin, Sie 
nimmt daher eine Mittelstellung zwischen beiden Steuerarten ein. Aus dieser 
Wurzel ist der ganze UrobildungsprozeS von der Ertragssteuer zu einem Bestand- 
teil der modernen Personalbesteuerung zu erklären. In allen neueren Gesetz- 
gebungen hat sich heute diese Umwandlung vollzogen , wenn auch die Phasen 
des Neubaus voneinander vcrscliieden sind und die angewandten, steuertechnischen 
Mittel sich vielfach unterscheiden. Der Inhalt der Bewegung ist aber trotzdem 
der gleiche. Wir haben es zu tun mit einer fortschreitenden Subjektivie- 
rung einer ursprünglich objektiven Ertragsstcuer. 

Bevor wir al^er die einzelnen Stadien dieser Entwickhnig betrachten, wollen 
wir die Voraussetzungen des ganzen Geschehens näher untersuchen. Zunächst 
handelt es sich hier um eine genauere Analyse des Ertrags der gewerblichen 
Untemehmui^en. 

Der Gewerbsertrag, aus dem sich das gewerbliche Einkommen ableitet, ist 

aus zwei Bestandteilen zusammengesetzt: aus dem Ertrage der persönlichen 
Arbeit und aus der Nutzung des Anlage- und Betriebskapitals der gewerblichen 
Unternehmungen. Er stellt so von vornherein keine Einheit dar, sondern eine 
zusammengesetzte GrOAe. Dabei sind aber auch diese beiden Bestandteile in 
sehr verschiedenem Maße an der Bildung des gewerblichen Einkommens beteiligt. 
Bei den einen Gewerben ist der Hauptbestandteil das Arbeitsverdienst, bei den 
andern Kapitalgewinn. Der Anteil ist abhängig von der ökonomisch-technischen 
Eigenart eines Betriebs sowfie vom Umfang einer Unternehmung. Bei den kleinen 
und kleinsten Gewerbebetrieben deckt sich der Gewerbserta-ag in der Hauptsache 
mit dem Arbeitslohn, bei den mittleren Unternehmungen halten beide Faktoren 
sich im Gleichgewicht und der Einfluß des Kapitals nimmt mit der Größe der 
Betriebe immer zu und wird schließlich zum entscheidenden Element Daraus 
geht aber wiederum hervor, daB die Gesamtheit der Gewerbserh%e in einer 
Volkswirtschaft und in einem Steuergebiet überhaupt keine kommensurablen 
Größen sind. Die Eigenschaften und das Wesen der einzelnen sind voneinander 
sehr verschieden und rücken in dem Matie voneinander ab, als die Differenzie- 
rung des Volksvermügens und Volkseinkommens fortschreitet. Es entsteht daher 
innerhalb der gewerblichen Betriebsarten ebenso eine soziale Klassenbildung wie 
auf anderen Gebieten des wirtschaftliclieti Lebens. Hier aber sind nicht nur die 
gewerblichen Betriebssysteme Handwerk, Hausindustrie und Fabrik maßgebend, 
sondern innerhalb jeder Gruppe finden noch weitere Al)schcidungeu statt, die 
sich dann wieder in Niederschläge bei der Einkoinmensbildung fortsetzen. Anderer- 
seits bereitet die Tatsache weitere Schwierigkeiten, daB die Technik der Gewerbe- 
steuer nicht allein »Gewerbe i. e. S." umspannt, sondern darttber hinausgreift und 
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andere Erwerbsarten, vor allem aber auch den Handel mit einbezieht. Denn 
solche Einkommen folgen wieder ihren besonderen Entstehungstendenzen und 
sind daher verschieden geartet und nicht ohne weiteres mit den Erträgen der 
materiellen Sachgüter-Prodiiktion vergletehbar Endlich Ist zu unterscheiden, ob 
die Bildung des Einlcommens sich in Einzelbetaieben oder in gesdlsduiftlicben 
Unternehmungsformen vollzieht. Jeder dieser genetischen Prozesse verläuft ver- 
schieden lind übt difterenzieJIe Einflüsse auf die Leistungslcraft der Einzelwirt- 
schaUcn aus. 

Ffir die Gewerbesteuer wSre es aus diesen Gründen zunichst wichtig fest- 
zustellen, wie groB der Reinertrag eines Gewerbes ist und sodann welchen Anteil 

Kapitalnutzung und Arbeitsverdienst an ihm haben. Denn alle Ertragssteuern 
wollen doch in der Wirkung eine Einkommensbesteuerung in dem Sinne sein 
dafl sie das Einkommen der Einzelwirtschaften zur Leistung heranziehen. Sie be- 
dienen sich nur spezieller Hilfemittel» indem sie das gesamte Einkommen in seine 
objektiven Bestandteile zerlegen und sie gesondert durch eine Mehrzahl von 
Steuerglicdern treffen. Dies gilt in gleichem Grade auch bei der Gewerbesteuer. 
Die Ermittelung der gewerblichen Reinerträge ist an sich durchführbar, setzt aber 
einen eingehenden und wirksamen Deklarationszwang voraus, der durch scharfe 
Kontrollen und durch scharfe Strafandrohung zu verstärken ist. Ebenso bedarf es 
einer umsichtigen Aufstellung der Abzugsposten, um vom Rohertrag zum Rein- 
ertrag vordringen zu k/innen Dagegen aber sträuben sich Interessen und Empfin- 
dungen der Gewerbetreibenden, die auch bei den Konkurrenzverhältnissen der 
kapitalistischen Produktionsweise und in der verkehrswirtscha^ichen Organisation 
der Volkswirtschaft Oberhaupt wohl erklärlich sind. Kein Steuergesetz hat noch 
diesen Weg beschritten. Viel schwieriger ist der zweite Teil der Aufgabe: die 
Ermittelung des Anteils von Kapital und Arbeit an den Reinerträgen. Hier haben 
wir es zu tun mit Angaben, die nur vom Steuerpflichtigen selbst erstattet werden 
können. Und nicht einmal mit Sicherheit von diesem. Denn, obschon beide 
Bestandteile ihre besondere Eigenart haben, so sind sie doch wiederum ein ge- 
schlossenes Ganzes, das untrennbar ist. Eine Ausscheidung ist nur bei den 
großen Unternehmungen mrii^licli, l)ei kleinen und mittleren Betrieben muß diese 
Berechnung an unüberwindlichen Schwierigkeiten scheitern. Die steuertechnische 
Veranlagung hat daher mit sehr erheblichen Hindernissen zu kämpfen. Sie sind 
aber auch zugleich die Ursache warum man, wie bei den meisten Ertragssteuern, 
darauf verzichtet hat, den gewerblichen Reinertrag selbst und direkt zu ermitteln. 
Man hat sich vielmehr damit beschieden, ihn mittelbar durch Aufstellung von 
»äußeren Merkmaien" zu bestimmen. Die Folge hiervon war dann eine um- 
fassende und minutiöse Kasuistii^ die den meisten neueren Gewerbesteuern eignet; 
die zwar die formelle Eingliederung in das System der rationellen Ertrags- 
besteuerung ermöglicht hat, aber vom Sele, das man zu erreichen sucht, noch 
beträchtlich entfernt ist. 

Was hatte aber tatsächlich dieses Verfahren erreicht? Die Feststellung des 
Reinertrags sicherlich nicht Vielmehr war man zu einer Ertragsgr06e gelangt, 
die bestenfalls ein Mittelding zwischen Rohertrag und Reinertrag war. Aber auch 
hier war keine annähernde Gleichmäßigkeit unter den einzelnen Steuerobjekten 
zu erreichen, sondern das Maß des Verschiedenen war recht beträchtlich. Die 
einzelnen Kategorien wurden sehr verschieden hoch tielastet und auch innerhalb 
dieser war die Verteilung der Steuerlast sehr ungleichmäBig. Mochte die schema- 
tische Behandlung vor hundert Jahren im großen Ganzen den Verhältnissen des 
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Gewerbelebens entsprechen, so traf dies in der neueren Zeit nicht mehr zu. Die 
steuertechnische Methode war die gleiche geblieben, die Entwicklung der Gewerbe- 
erträgnisse aber iiatte rasche Furtschritte gemacht, nicht zuletzt durch das Heran- 
wachsen der GroBbetriebe. Es war infolgedessen zwisdien Ertrag und Steuer 
eine große Kluft entstanden. Aber aiKh die Ansprache, die man an Bau und 
System der Stenern, VOr allem der Erwerbsbesteuerung, stellte, waren offensicht- 
lich rasch gewachsen. Die wirtschaftlichen und sozialen Fortscliritte forderten 
gleiche auch in der Steuerpolitik und ihren Mitteln. Die blulie Aiigleichung 
und die Aufeteiinng von wahrscheinlichen Durchschnitten befriedigte nicht mehr. 
Je größer die allgemeinen Staatsaufgaben wurden und der Staatsfinanzbedarf 
wuchs, desto mehr mußten auch die direkten Steuern und ihre Erträge schärfer 
angespannt werden. Die Forderung tiner Besteuerung nach der wirtscfuift- 
lichen Leistungsfähigkeit mußte unbedmgt auch für die Formgebung der 
Oewerbesteuer entscheidend werden. Und gerade die mangelhafte BerUcIcsich- 
tigung dieser wurde mehr und mehr als schwerer Übelstand empfunden. Aufgabe 
der Steuergesetzgebung war es nun, gerade hier die bessernde Hand anzulegen. 

II. 

Die Grundformen des Umbildungsprozesses. 

Eines war bei dieser Lage der Dinge allgemein anerkannt. Es konnte sich 
nicht um eine Verbesserung von einzelnen, steuertechnischen Fehlern handeln. 
Denn das Übel lag im ganzen Organismus des Aufbaus. Die Gewert)esteuer war 
eben nur zum Teil Ertragssteuer und als solche an eine objektive Grundlage an- 
gelehnt. Sie war aber auch zum Teil eine Personalsteuer, die in der äußeren 
Gestalt einer Ertragssteuer erschien, und daher nach der Einkommensteuer hin 
tendierte Aus diesem zweifachen Wesen heraus mußte sich der ganze Umbil- 
dungsprozeB der Gewerbesteuer entwickeln. 

Der ganze Umbildungsprozeft wickelt sich nunmehr in zwei typischen Grund- 
formen ab. Die eine versucht an dem Gedanken des Ertrages festzuhalten und mit 
Benutzung subjektiver Hilfsmittel den wirklichen Ertrag zu ermitteln. Die andere 
hat die einheitliche, historisch überkommene Gewerbesteuer in dem System der 
Personalbesteuerung aufgehen lassen. 

1. Obergang von der Ertrags-Rekonstruktion zur Ertragsermitte- 
lung. Die künstliche Wiederherstellung des gewerblichen Ertrags aus seinen 
Elementen war bei fortschreitender Entwicklung eine kaum zu lösende Aufgabe. 
Denn die Anhaltspunkte, die man in den „äußeren Merkmalen" hatte, genügten 
dazu nicht Autterdem ist hier zu beachten, daB sie bei einer Anzahl von Be- 
trieben ein falsches Bild gaben. Jene waren unveränderlich, nach einer festen 
Schablone eingerichtet, diese in den FliiR eines nie ruhenden Wechsels gestellt. 
Die Folge dieses Verfahrens waren immer grofiere Verschiedenheiten in der Be- 
lastung der einzelnen Stcucrobjckte. Nicht nur zeigte sich diese Wahrnehmung 
in den groBen Typen des gewerblichen Lebens, beim GroB-, JMittel- und Klein- 
betrieb, sondern auch innerhalb der einzelnen Gruppen selbst erzeugten oft rein 
zufällige L'mstände ganz verschiedene Relastungsresiiltate- Ans all" dem war in 
steigendem Grade die Erkenntnis geschimpft worden, daß die rein mechanische 
Art der Ertrags-Feststellung durch eine ausgleichende Rekonstruktion den Steuer- 
bedfirfnissen in keiner Weise zu genügen vermochte. Dem DifferenzierungsprozeB 
der gewerblichen EinkQnfte muBte auch das steuertechnische Verfahren angepaBt 
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werden. Das Streben war darauf gerichtet, den wirklichen Reinertrag aufzusuchen 
und ihn in seiner speziellen Geartung festzuiialten. 

Die erste Etappe auf diesem Wege bildet die Benutzung einer Art Zwischen- 
produkts zwischen der filctiven Ertragsgrt^Be und dem tatsachlichen Ertrag. 

Dies ist der Ertragsanschiag. Darunter ist das eingeschätzte Jahreserträgnis 

aus dem Betriebe eines Gewerbes nach Abzug der Gewinnungskosten zu verstehen. 
Er wird berechnet nach dem durchschnittlichen Oeschäftsstande eines Betriebs 
während einer zeitlich abgegrenzten Wirtschaftsperiode. Der Gesetzgeber hat be- 
stimmte Regeln für die Berechnung Im einzelnen aufgestellt. Der Ertragsanschlag 
erscheint demnach als eine rechnerische DurchschnittsgrOBe und setzt an Stelle 
des summarischen Verfahrens durch einen al^emeinen ROckschluB eine besser 
faßbare Größe. Es Itandelt sich hier gleichfalls um eine Veranschlagung oder 
Schätzung und nicht um eine individuelle Berechnung des Reinertrags. Auf diese 
Weise bleibt das Steuerrecht auf halbem Wege stehen, nicht das Reinerträgnis 
eines Gewerbebetriebes soll der Gewerbesteuer zugrunde gelegt werden, sondern 
ein iVUttelding oder eine Übergangsform vom Rohertrag zum Reinertrag. Immer- 
hin war es gegenüber der älteren Methode ein beachtenswerter Fortschritt- Die 
Wurzel, aus der der Begriff des Ertragsanschlags herausgewachsen ist, liegt in 
den zunehmenden Sdiwier^keiten, das gewerbliche Betriebskapital in ein an- 
nähernd richtiges Verhältnis zum Gewerbsolrag zu setzen. Denn besondcfs auf 
diesem Gebiete zeigten sich zahlreiche Differenzen in der Belastunj^ der einzelnen 
Betriebe; denn die Mitwirkung des Betriebskapitals an der Bildung der gewerb- 
lichen Einkommen ist eine sehr verschiedene. Steuertechnisch liegt der Versuch 
vor, an dem Prinzipe der Erfragssteuer festzuhalten, aber man macht bereits ein 
Zugeständnis an die Forderung einer individuellen Behandlung der einzelnen 
Steuerobjekte. Diese Spezialisienmg ist zwar noch ziemlich roh und unbeholfen, 
sie bedient sich lediglich einer objektiven Technik, sie wird aber verursacht 
durch das zwar nocli unbewußte, aber potenzielle Treiocn subjektiver Bedürfnisse 
der Steuerveranlagung. Der Einflufi des leitenden Rechtssubfekts auf den Bil- 
dungsprozeß des Gewerbsertrags wird tastend fühlbar. Noch in einer zweiten 
Richtung läßt sich das subjektive Element erkennen: in den Steuersätzen. Auf 
den Ertragsanschlag wird nicht ein einheitlicher, prozentualer Satz angewendet, 
sondern ein abgestufter- Das Kriterium der Abstufung liegt darin, ob auf die 
Hohe des veranschlagten Erträgnisses die Verwendung von Betriebskapital im 
Gewerbe oder der persönliche Arbeitsverdienst von entscheidendem Einflüsse ist 
Im ersten Fall ist ein höherer, im letzten ein niedrigerer Steuersatz anzunehmen. 
Das System ist dann noch dadurch verfeinert, daß man sich nicht auf einen 
Doppelsatz beschränkt hat, sondern der Veranlagung einen Spielraum durch 
Rahmensätze gewährt. So ist die Trennung zwischen dem persönlichen und 
sachlichen Element, zwischen Subjekt und Objekt tatsächlich vollzogen und aner- 
kannt, daß beide lui der Einkommensbildung selbständig wirken. Andererseits 
aber liegt in der Anwendung des höheren Satzes auf solche üewerbserträge, bei 
deren Entstehung das Betriebskapital vorherrscht, eine stärke Belastung eines 
fundierten Einkommens und damit eine Bertlcksichtigung der Leistungsfähigkeit 
der Einzelwirtschaft Beides stellten subjektive Anklänge dar. 

Eine andere Spielart dieser Methode ist die Verknüpfung des Gewerbs- 
kapitals mit dem Reinertrag des Gewerbes zum Zweck der Steuerveranlagung. 
Man schafft dadurch die Möglichkeit, aus zwei Elementen zu kombinieren und 
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den Tatsachen näher zu kommen. Es können dann durch Mittelsätze die etwaigen 

Kanten abgeschliffen wcrden- 

Das zweite Statliuni ist dann die Besteuerung nach dem wirklichen Rein- 
ertrag. Er wird regelmäßig nach dem Durchschnitte einer mehrjährigen Periode 
berechnet Oer Reinertrag entsteht durch die Absetzung der Abzugsposten vom 
Rohertrag. Unter diesem wird verstanden der ErlOs aller gegen bar oder Kredit 
abgesetzten Waren , alle Frträgnisse ^'^werblicher Leistungen , die Zinsen des 
gewerblichen Betriebs- und Anlagekapitals und die Einkünfte aus Spekulations- 
gewinnen. Als Abzugsposten sind zugelassen: die Produktionskosten im weitesten 
Umfang, Versicherungskosten, die regelmäBigen Abschreibungen und die Schuld- 
Zinsen und Lasten. Mit dieser Reinertragsbesteuerung hat man aber bereits die 
Bahnen der Ertrausliesteuerung verlassen und ist zum Einkommensteuerprinzip 
übergegangen. Denn iiier fehlt die strenge Objckiivierung und an ihre Stelle tritt 
in der Sache die Personalbesteuerung; nur der Form nach ist die Objektsteuer 
erhalten geblieben. Offensichtlich tritt hier die Tendenz hervor, die persönlichen 
Verhältnisse der Steuerpflichtigen zu berücksichtigen und die Steuerpflicht mehr 
an die wirtschaftliclio Leistungsfähigkeit anzuleimen. /\uch schon äußerlich ist 
dieses Streben in der Formulierung der Abzugsposten erkennbar, die nach ihrem 
Inhalte den bei der Einkommensteuer üblichen gleichen. So ist die Besteuerung 
nach dem gewerblichen Reinertrag zu einer partiellen Einkommensteuer geworden, 
die allerdings formell im Rahmen der rationellen Ertragssteuersysteme fest- 
gehalten wird. Der letzte Schritt auf diesem Wege kann dann nur mehr liegen 
in der Überführung der Einkommenstcuerpartiale in die allgemeine Einkommen- 
steuer, in der sie aufgeht, und sie bildet dann nur einen Bestandt«! eines ein- 
heitlichen Gesamteinkommens. Die Funktion einer Gewerbesteuer würde dann 
lediglich in der stärkeren Belastung des fundierten, aus der Mitwirkung des Ge- 
werbskapitals fließenden Einkommens bestehen. 

Die Besteuerung nach dem Ertragsanschlag und die Keinertragsbesteuerung 
ist aber öfters nicht generell, sondern nur auf eine Anzahl bestimmt liezeichneter 
Gewerbebetliebe angewendet worden. Der Klassenschemattsmus ist dabei auf- 
recht erhalten worden. Es dürfte sich aber empfehlen, eine solche Auslese auf- 
zugeben. Denn das Herausgreifen ein/einer Gewerhcarten bleibt stets mißlich, 
da dadurch leicht UngleichmäUigkeiien der Belastung licrvurgcruten werden. Viel 
richtiger scheint es, nach sachlichen Gesichtspunkten zu trennen und die Höhe 
des gewerblichen Einkommens zum Ausgangspunkt zu nehmen. Man könnte dann 
die Gewerbseinkommen bis zur Höhe von 20(X) M. durch einfache Klassensätze 
nach einem Klassentarif und unter Preisgabe der ganzen kasuistischen üewerbc- 
gattungs-, Betriebsumfangs- und Ortsklassen besteuern und auf die höheren Stufen 
einen prozentualen Steuersatz zur Anwendung bringen. Beim Obeigang zum 
System der Personalbesteuerung wird dessen Struktur für den Eintiau der Ge- 
werbesteuer maßgebend sein. 

2. Die Autlösung der einheitlichen Gewerbesteuer. War die erste 
Grundform der Umbildung der Gewerbesteuer von ihrem Zusammenhang mit der 
Ertragsbesteuerung beherrscht, so entscheidet bei dieser mehr oder weniger die 
Verbindung mit den allgemeinen Einkommensteuern. Hier ist eine Mehrzahl von 
Typen zu unterscheiilen Am radikalsten sind diejenigen Steuergesetze vor- 
gegangen, die die üewerhcsteuer überhaupt in die allgemeine Einkommensteuer 
auflösten. Diese Auflösung der Gewerbesteuer entspricht konsequent dem 
Prinzipe der Subjektbesteuerung. Das Einkommen aus dem Gewerbebetrieb wird 
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den übrigen Formen des Einkommens ohne weiteres gleichgestellt- Es bildet einen 
Teil des Gesamteinkommens und wird aus diesem furmell nicht ausgeschieden. 
Ein derartiges Verfahren lial allerdings den Mangel, daß es der Eigenart des 
gewerbliclien Einicommens nur summarisch gerecht wird, hat aber hinwiederum 
den Vorzug der Einfachheit Allerdings fehlt eine bessere Würdigung derjenigen 
Einkommensbildung, die auf die Mitwirkung des gewerblichen Betriebs- und An- 
laijekapitals zurückzuführen sind. Dadurch abei wird die Berücksichtigung der 
Leistungsfähigkeit in etwas gestört. Solange aber überhaupt — vielleicht von den 
Grundeinkünften abgesehen — auch das übrige fundierte Einkommen nicht vor- 
belastet wird, erscheint auch beim gewerblichen Einkommen das Fehlen der 
Präzipualleistung erträglich. Später, als man die nominellen Vermögenssteuern 
wieder hervorholte und sie zur Vorbelastung der Rentenquellen benutzte, ward 
dieser Mangel wieder teilweise ausgeglichen. Schwierigkeiten können hier die 
kleineren Einkünfte bereiten, wenn ein steuerfreies Existenzminimum diesen 
Stufen gewährt wird. Auf diese Weise sind die personalsteuerartigen Elemente 
zum vollständigen System der Einkommensteuer ausgebaut worden. 

Der zweite Typus ist die Umbildung zur allgemeinen Erwerbssteuer. 
Die Tendenz liegt hier vor allem in dem Bestreben, den Bau der Gewerbesteuer 
zu erweitem. Die Erkenntnis, daS die auf den M^uOeren Merkmalen" aufgebaute 
Gewerbeklassensteuer den fortgeschrittenen Anforderungen nicht mehr genügt, führt 
zu Versuclieti, sie diesen anzupassen. Vor allem aber galt es. die vorhandene Un- 
gleichmabigkeit der Belastunt; /u beseitigen. Der Neugestaltung liegt die richtige 
Vorstellung zugrunde, daß der Ertrag der Gewerbe sicli aus zwei ganz ver- 
schiedenen Bestandteilen, aus Arbeitsverdienst und Kapitalnutzung, zusammensetzt 
Beide aber erheischen ihrem Wesen nach eine verschiedene steuertechnische Be- 
handlung. Die allgemeine Erwerbsteuer sucht nun beide zu trennen. Man suchte 
durch Deklarationen das Betriebskapital zu ermitteln, nahm einen bestimmten 
Prozentsatz als durchschnittliche Verzinsung an und schied diesen Betrag aus dem 
gesamten Gewerbeertrag aus und betrachtete dann den Rest als Arbeitsverdienst 
So wturde indirekt eine Scheidung der beiden Bestandteile des gewerblichen Ein- 
kommens erreicht, dessen formale Einheit unberührt blieb. Die allgemeine Er- 
werbssteuer konnte dann auch passend Ersatzfunktion leisten und dazu dienen, 
nicht-gewerbliche Einkünfte, das Einkommen aus der persönlichen Berufsarbeil, 
der liberalen Professionen und der sonst auf Gewinn gerichteten Beschäftigung in 
I Steuersystem einzugliedern. Der äußere Vorgang spielt sich noch im Rahmen 
der Ertragsbesteuerung ab, aber die Bewegung lenkt immer mehr zur Personal- 
Einkommenbesteuerung hin. Die wichtigste Erscheinung dieser Wandlung liegt in 
der Tatsache, daB die Anknüpfung an die ^euerobjdcte teilweise gelöst ist, und 
die Steuerleistung anderen Teils von den Pflichtigen Personen ausgeht Wir haben 
in dieser Zweiteilung ein Nebeneinander der beiden fundamentalen Prinzipien der 
Objektivität und der Subjektivität. Beide treten als koordinierte Größen auf und 
werden dann individuell behandelt. Der ferneren Entwicklung war es dann an- 
heimgegeben, welches im weiteren Verlaufe zur Oberherrschaft gelangt. Auch wird 
jetzt erst die Berücksichtigung individueller Elemente möglich, nachdem die Schei- 
dung zwischen den Anteilen vi^ii Kapital und .Arbeit an dem Wirtschaftserfolg 
vollzogen ist. Wir diufeii daher in einer sujchen allt^emeinen Erwerbsbesteuerung 
eine Stcucrlorm erblicken, welche die Schwierigkeiten der direkten Besteuerung 
dieser BnkUnfte in einer auf freier Bewegung und steter Veränderung der Technik 
und Wirtschaftsarten gestellten Organisation des Wirtschafts- und Soziallebens 
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zu bekämpfen sucht Neben dem generellen Grundton, der keimenden Subjek- 
tivität sind dann noch weitere Mittel der Personalbesteiierung angewendet worden. 

Die Lösung der Aufgabe tilieli aber immerhin eine mangelhafte. Denn der 
Fehler der ganzen Struktur ließ sich durch Abänderung von Einzelheiten nicht be- 
seitigen. JMan wollte persönliches Einkommen mit objektiven Steuermilteln er- 
fassen. Dies aber mufite notwendigerweise zu einer Disharmonie führen. Die 
Einkünfte des Gewerbebetrielis vollends auf unserer Wirtsclinftsstufe, treten eben 
nicht mehr als objektiver F.rtraL,', sondern als persönliches Einkommen in Er- 
scheinung. Und dieser Tatsache muß sich die Walil der Steuerform anschmiegen. 
Andererseits ist aber gerade dieser Vorgang bei der allgemeinen Erwerbssteuer 
eine beachtenswerte Vorstufe för die spätere Gestaltung der personalstcucrnrtigen 
Elemente zur aligetiieinen Einkommensteuer. Die Geschichte hat denn auch ge- 
zeigt, dafi dies der einzige Weg war, der zum Ziele führte. 

Die dritte Grundform ist die steuertechnische Ausscheidung der Bestand- 
teile des Oewerbeertrags. Hier schlieBt sich die Steuerform konsequenterweise 
an die Eigenart der gewerblichen Einkütifte an. Sic knüpft an die doppelte Natur 
dieser an und differenziert auch steuertecliniscli-fi)rinell Arbeitsverdienst und Kapital- 
nutzung. Bei beiden folgt sie dem charakteristischen Entwickiungsprinzipe. Dabei 
aber wird noch weiter darauf Rücksicht genommen, da6 dar Schwerpunkt befan 
genetischen Prozesse der Einkommensbildung in den persönlichen Leistungen des 
vrirtschaftlichen Subjekts liegt. Seine Tätigkeitssphäre bestimmt Richtung, Um- 
fang und Intensität des wirtschaftlichen Geschehens. Die materiellen Hilfsmittel 
sind als sachliche Produktionsmittel nur der Kuhstoff, der durch die bildende 
Hand des Menschen seine Prägung empfängt. Die Gewerbekapitalien haben da« 
her auch keine aktiv-selbständige Stdlung im Produktionsprozesse und die Ver- 
selbständigung der Steucrobjekte, wie sie die Ertragsbesteuerung konstruiert, wider- 
sprechen den Tatsachen der gewerblichen Entwicklung; zumal in der modernen 
Volkswirtschaft mit der Differenzierung des Volksvermögens und Volkseinkommens. 

Aus diesem Gedankenkreise heraus wird man zu einer Zweiteilung der ein- 
heitlichen Gewerbesteuer gelangen müssen. Sie ist gestellt auf die doppelte Schei- 
dung des gewerblichen Einkommens. Das Hauptgewicht wird auf die Pcrsonal- 
besteuerung zu legen sein. Die Gewerbeeinkünfte werden steuerlich von der all- 
gemeinen Einkommensteuer aufgenommen. In ihrem Rahmen bilden sie einen 
festen Bestandteil des Oesamteinkommens und treten als koordinierte Glieder neben 
die sonstigen Teile desselben, vereinigen sich mit ihnen zu einer Einheit und 
werden speziell nicht mehr ausgesondert. Auf sie finiicii dann die allgemeinen 
Grundsätze der Einkommensteuer überhaupt Anwendung. Die Separierung der 
verschiedenen Teile des Einkommens hört auf und wird durch eine systematische 
Zusammenfassung abgelöst. Der Gewerbsertrag als selbständiges Steuerobjekt hat 
aufgehört zu existieren. Es verbleibt alsdann nur noch das gewerbliche Antage- 
und Betriebskapital, das reale Element der gewerblichen Procfuktion, einer be- 
sonderen Steuer zu unterwerfen. Der Charakter einer solchen Steuer kann aber 
nur in der Verwirklichung einer Vorbelastung bestehen. Sie hat eine ergänzende 
Funktion zu verrichten und das fundierte Einkommen, das auf die JMitwirkung der 
Oewerbekapitalien zurückzuführen ist, zu einem Präzipualbeitrage heranzuziehen. 
Es wird demgemäß diese Auflage am besten an die Kapitalien selbst anknüpfen 
und es vermeiden, auf die Ertrags-Konstruktion zurückzugreifen. Die Wahl einer 
formellen Vermögenssteuer dllrfle sich unter diesen Umständen am meisten 
empfehlen. Auf diesem W^e schwindet dann der „Oewerbsertrag* als solcher 
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vollständig, geht in der allgeineincti Eiiikonimenstciier auf und f(»lgt liiinziich dein 
Prinzipe der Subjektivität. Alle Elemente und Vt)rgänge, die die wirtsctiaftiiche 
Leistungsfähigkeit darstellen, können von iiir ausreichend steuertechnisch gewürdigt 
werden. Sie wird aber ergänzt durch eine Vermögenssteuer^Partiale, welche als 
Kapitalsteuer das gewerbliche Anlage- und Betriebskapital entsprechend vorzube- 
lasten hat. Die endgütit^e Fornigehung einer solchen Steuer wird von der Ein- 
richtung des ganzen Steuersystems abhängig sein. 

So verschieden auch die einzelnen Formen des Umbildungsprozesses sein 
mögen, welciie die Geschichte der Gewerbesteuer beherrschen, so streben sie doch 
alte dem gleichen Ziele zu. Die wirtschaftlichen und finanzpolitischen Verhältnisse 
drängen die Gewerbesteuer immer mehr ab von den Bahnen der Objektivität und 
führen sie hinüber auf das üebiet der Subjektivität. Wie die ganze rationelle Er- 
tragsbesteuerung einer Neugestaltung zugeführt wird, so ist dies insbesondere auch 
bei der Oewertwsteuer der Fall. Denn sie steht schon an und fQr sich zwischen 
den reinen Objektivsteuern und den einkommenartigen Steuern in der Form der 
Ertragssteuer in der Mitte. Sie gehört teils diesen, teils jenen an und hat aber 
die ausgesprochene Tendenz, sich der Einkommensteuer zu amalgamieren. Darum 
nimmt sie aber auch eine ^nz besondere Stellung im Entwidclung^prozeS der 
modernen Pefsonalbesteuerung eim 

Der Aufbau der Objektbesteuerung ruht auf der Trennung von Steuerobjekt 
und Steuersubjekt und sie muß daher üherall da unzulänglich sein, wo einer 
solchen Loslösung der objektive Stützpunkt ganz oder teilweise fehlt. Bei der 
Gewerbesteuer traf dies schon frühzeitig zu und bei fortschreitender Entwicidung 
wuchs diese Inkongruenz erheblich. Denn gerade hier konnte man nidtt leugnen, 
daß die Steuer eine ("tkonomisehe Reichung des Wirtschaftssubjekts ist. während 
man die konkrele Leistung an die objektiven Bestandteile des Vermögens anknüpft. 
Hierin aber lag ein Widerspruch, aus dem die Mangelhaftigkeit des trtrags- 
steuerprinzips deutlich hervorging. Die Steuertechnilc sah sich aber durch dieses 
Dilemma bei der fortschreitenden Differenzierung des Volksvermögens und Volks- 
einkommens genötigt, den praktischen Bedürfnissen Rechnung zutragen. Und selbst 
da, wo die Steuergesetze dies formell-rechtlich nicht zuließen, hat man sich in der 
Praxis durch eine entsprechende Auslegung geholfen, bis die Rcchtsbildung sich 
wieder auBerlich den Tatsachen anpaßte. Die Hilfsmittel aber in diesem Prozesse 
waren subjektive Elemente, die dem Kreise der Personalbesteuerung ange- 
hörten und die man, an sich prinzipwidrig, der Gewerbe-Ohjektstener einfügte 
Hierdurch aber hatte man einem entgegengesetzten Besteuerungsprinzipe Eingang 
verschafft. Denn sobald die Würdigung des persönlichen Einflusses steuertechnisch- 
formell zum Ausdruck gebracht wird, verläßt die Steuerpolitik, wenn auch zunächst 
nur funktionell, den Boden der Objektivität und gelangt zur Subjektivität hinüber. 
Das Ertragssteuer-Prinzip wird durch das Einkommensteuer-Prinzip abgelöst. 
Dieses aber hat, wie die Entwicklungsgeschichte der Steuersysteme zeigen, die 
typische Tendenz;, allmählich um sich zu greifen und die Objeldivität zu zersetzen. 
Es wirkt gleichsam als Ferment in einem Gärungsprozesse und verbreitet sich 
immer mehr, bis es endgiltig zur Herrschaft gelangt ist. In der Entwickelung der 
Gewerbesteuern ist der gleiche Vorgang zu erkennen. Die wirtschaftlichen Fort- 
schritte und die stcuertechnische Notwendigkeit, die persönlichen und individuellen 
Erscheinungen beim Qewerbeertrag schärfer zu berücksichtigen zwingen, zu sub- 
jektiven Hilfsmitteln zu greifen und durch sie weniptens einigermaßen die Ab- 
gabe der wirtschaftlidien Leistungsfähigkeit der Steuersubjekte zu nähern. Mit 
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fortschreitender Entwickclung utid mit Zunahme der Kompliziertheit altes wirt- 
schaftlichen und sozialen Geschehens wird es erforderlich, diese Motive fort* 

während zu verstärken, die objektiven Grundtöne abzuschwächen. Der Gang der 
trcignisse zeigt dann mehr und mehr die vollständif^e Umwandlung des Tatbe- 
standes; die Ertragssteuer vom Gewerbebetriebe ist zu einer Personaisteuer dem 
Wesen nach geworden, die nur noch in das Gewand der Objektivität gehüllt ist. 
wahrend die subjelctiven Zusätze ursprDnglich nur /Mangelhaftes ergänzen, LOcken 
ausfüllen sollten, bilden sie nunmehr die eigentliche Grundlage des Aufbaus. Die 
objektiven Bestandteile sind /ii Ergänzungssteuern herabgedrückt, mit der Vor- 
richtung ausgestattet, das gewerbliche Anlage- und Betriebskapital, als die Wurzel 
<tes fundittten Einkommens ai» den Gewerbebetiiebe, stiirker zu bdasten. 

Der Gewerbesteuer kommt durch diese steueigeschichtlichen Vorgänge eine 
besondere Stellung im Entwickelnngsprozesse der modernen Personalbesteuerung 
zu. Sie bildet ein wichtiges Glied in der subjektiven Umbildung der rationellen 
Ertragsbesteuerung. Dieses System ist zuerst durch die Einfügung der Kapital- 
renten- und der ArbcHsertragssteuer durchlOdiert worden. Denn bdde sind keine 
eigentlichen Objeldsteuem, sondern spezielle Einkommensteuern, die nur in der 
Form der Ertragssteuern auftreten Sic waren notwendige Glieder des ganzen 
Systems, um zwei wichtige Einkomnicnszweigc im Ralimcn der rationellen Er- 
tragsbesteuerung unterzubringen. Die Abbrückelung wird bei der Gewerbesteuer 
fortgesetzt Hier liegt zwar eine objektive Grundlage vor, die eine Anwendung 
der Ertragskonstruktion zuläöt. Allein sie erweist sich als unzulänglich imd wird 
durch die fortgeschrittenere Personalbesteuerung ersetzt. Denn die Gewerbe- 
steuer steht zwischen den beiden Typen: sie ist teils Kcalsteuer, teils hat sie den 
Charakter einer speziellen Einkommensteuer. Erstere Eigenschaft hat sie mehr 
und mehr abgestreift und hat den letzteren stäilcer entwickelt Es ist daher das 
Beispiel, wie auch die Realsteuern beginnen, durch das Eindringen der Subjektivität 
aufgelöst zu werden. Und gerade hierbei hat die Gewerbesteuer eine wichtige 
Aufgabe zu erfüllen. Der ganze Vorgang ist aber wiederum ein Anzeichen, daß 
die Zukunft der direkten Besteuerung in der Richtung der Personalsteuern liegt. 
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I diaframmi a scala losaritmica 

(a proposito della graduazione per valore delle suoc^oni ereditarie 
in Italia, Franda e In^lterra). 



Nota del dr. Rodolfo Benini 
profefWH« ord». dt Statisllca nclla R«. Univmltii di Pavia 
(per oouggto ad Adolfe Wagner). 

§ 1. — Prima ancora di affrontare il problema delle cause dei fatti in esame 

lo statistico deve proporsi di ridurre un maximum di materiale numerico ad un 

minimum di t'Iementi caratteristici, su cui fissare l'attenzione. Le rappresentaztoni 
geometriche di Serie statistiche, in quanto facilitano ia scoperta di espressioni 
algebriclie spesso estremamente semplici, rendono servigi piii preziosi di quel die 
comunemente non si creda. 

Abbiamo diagrammi a scala naturale c diagrammi a scala logaritmica. 

Tutti sanno come si costruisce un comune diagramma cartesiano, a scala 
naturale; quindi nun c' indugieremo su questo punto. £ anche noto che se il 
fenomeno descritto h ritoito ad una successione di tempi, la llnea, clie unisce 
gli estremi delle ordinale, pu6 dare all' ooctiio — astrazion fatta da piocole ir- 
rt't;i)l.-iri(A I' impressione generale di un andamento rettilineo, owero di un 
andamcnto parabolicd di 2", di 3" grado ecc; nei quali casi con facile processo 
d' intcrpulaziune la serie viene algebricamente sintetizzata in equazioni cume le 
S€gaenti: 

y = fl + 6x (nel caso di movimento rettilineo) 
y = ü bx -{- cx- (se il movimentn semie una paraboia ordinaria) 
y = a bx r cx- - ii>^ ' (se II movimento e secondo una curva di 3" grado) 
e cosi via; dove a, b, c, d sono coslanti da detcrminarsi col metodo dei minimi 
qiiadrati in base ai da^ della serie; y i i\ numero dei casi del fenomeno; x il 
numero d'anni a partire da quello die si 6 preso per origine delle coordinate. 

Ad esempio: la serie dei matrimoni in Italia dal 1872 al 1900 si puö figu- 
rare con una retta ascendente rispetto all' asse dei tempi; 1' equazione di questa 
retta, fissando l'urigine delle x al 1886, 6: 

y = 224.390 r 703^2 x 
Invece la serie delle naadte illegittime ndlo stesso periodo b megtiu rappre- 
sentata da una paralrala ordinaria: 

y = 81.970 — lOM Jc — 91ßX*. 

Dando ad X i successivi valori 1, 2, 3 . . ., corrispondenti agii annl 1887, 
1888, 1889 . . . o i valori negativi — 1, —2, — 3 . . . corrispondenti agIi anni 
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1885, 1884, 1883 . . ^ si otticnc il numeru caiculatu dci matrimuni o dellc nascitc 
ill^ttime in detti anni con approssimazione piä o men grande al numero effet- 
tivamente osscrvato. 

Quando si tratti di un fenomcno riferito, non ad una successione di tempi, 
ma ad una scala graduata di misura (es: il numero dei contrihuenti classificati 
secondü rammontarc del reddito imponibile; un gruppo di coscritti ripartiti per 
statura; i proprietari di un paese secondo Testensione delle proprietä, ecc.), allora 
la figura geometrica risultante da un diagramma a scala naturale puö dare al- 
r occhio rimpressionc di un ramo d' ipcrbole o di una curva binomiale ecc; ed 
anche in tali casi la massa dei dati si lascia sintetizzare in formole algebriclie 
semplici, come: 

y = ^ (se si traita di un' iperbole) 

y — Ae " *' (sc e una curva binomiale) 

e via dicendo. Ad esempio, la ripartizione di 365.190 Cdscritti italiani nel 1897 
secondo la statura (fissata come origine delle coordinate la statura di m. 1,634) 
risponde bene alla formola: 

y — 22.962 e 

dovc e (base dci logaritmi naturali) = 2,m. . . 

Considerevoli masse di cifre vengono cosi ridutte a poche coslanti, nel 
tempo Steno die si formtda In manicra concisa la legge generale del fenomeiio. 

§ 2. — Le rappresentazioni a scala logaritmica non presentano difficolti 
maggiori di quelle a scala naturale. La differenza sta solo in ciö che in luog^ 
dei numeri osservati si descrivono i loro logaritmi. Ma esse servono assai bcne 
a ricnnoscere certe volle la natura della curva. Cosi una Serie, che figurata su 

scala naturale dä un' iperbole [y - * ), figurata su scala logaritmica da una retta 

(log 3» = A - ■ « log x). Ora 1' occhio non puö ingannarsi nelT apprezzare se una 
linea e o non e scnsibiimente retta, come puö ingannarsi invece nel giudicare se 
un tratto di curva ^ un ramo d' ipertwie piuttosto che di elllsse o dl parabola. 
Inoltre le scale logaritmidie convengono nei casi in cui la variabile c la funäone 

spaziano in un campo molto esteso di variabilitä, frnppo esteso per una rappre- 
sentazione distinta su scala naturale nel formato ordinario delle nostre pubbll- 
cazioni. 

Vediamo ora in che modo, data una Serie, si procede a determinare le 
costanti deir equazione, supposto che il tracciato grafico su scala naturale ci dia 
una curva somigliante ad una iperbole. Abbiasi la classificazione dei contribuenti 
alla tassa di famiglia, in 23 cittä italiane, secondo i dati del 1887; 

Siccome le classi sono In^ualmente comprensive, abbracciando la prima un 
intervallo di sole 1000 lire e le altre invece 
intervalli di 2, 3, 5 e 10 mila lire, convien 
trasformare la serie calcolando quanti contri- 
buenti avevano un reddito superiore a 1000 lire 
(essi sono evidentemente tutti i 59.486); quanti 
un reddito superiore a 2000 (e questi sono 
59.486 - 32.518 26.968); quanti un reddito 
superiore a KKXK a 7(MX) ecc. 

Ck) tatio si prendono i logaritmi di x, 
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Reddili 


No del 
contribuenti 


da 1.000 a 2.Ü00 lire . 


32.518 


, 2.000 a 4.000 , . 


17.202 


, 4.000 a 7.000 „ . 


SJKB 


. 7.000 a 10.000 , . 


1J67 


, lO.tXX) a 15.000 , . 


I.0B7 


, 15.000 a 25.000 . 


a» 


Ohre 25.000 . . 


645 
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ossia dci redditi-limite considerati, e i logarilmi di v, ossia del niimero di cnn- 
tribuenti con rcddito siiperiore ad .v; si fa la media aritmetica di ciasciina dclle 
due s«rie cusi uttenute; poi si deterniiiianu le differenze dei singoli termint d'ogni 
Serie dalla media rispettiva e, fatta la somma deUe differenze positive della 1* serie 
e delle corrispondenti differenze della 2"» si divide il secondo risultato per il primo. 
U quoziente forniscc il valore «. 
Ecco le operazioni: 

DUfereoze dalla meiHa arHmetlca 



X 


V 


log X 


logy 


log X 


d loff y 


IJN» 


59.486 


3 


4.7744 


- 0^7603 


+ 1,0414 


2jO0O 


26.90B 


aaolo 


4.43m 


— 0,45S3 


+ 0.6978 


4.000 


9.766 


3 6021 


3.9897 


- 0,1582 


+ 0,2567 


7.000 


4.264 


3.B451 


3.6296 


+ 0.0848 


— 0,1032 


laooo 


2.307 


4 


3JT9T 


+ 0,2»7 


— (V3S33 


15.000 


1.310 


4.1761 


3.1173 


+ 0,4158 


— 0,6157 


25.000 


645 


4J979 


2.8095 


+ 0,6376 


- 0.9235^ 






Media 3^7003 


So. 




+ 1,9999 












— 1,9997 



Dlvldendo — 1,9957 per 13779 si ha il quoziente — 1,45 drca. L'equazione 
cercata k dunque: 

iifgy^ 3,7330 — 1,45 (iog x — 3»7603) 
e risolvendo la parentesi: 

log y = 9,1854 — 1,45 log x. 

Tale requazinne della retta che rappresenta i logy, 
Vcrifichiamo la formola. Si cerchi il numero dei contribuenti con reddito 
superiore a lirc lO.tXX). Si avrä: 

log y = 9,1854 - 1,45 log lOuOOO 
s= 9.1854 - 1^ X 4 
= 33854 

n numero avente per logaritmo la cifra 3^854 k 2428. Sarebliero dunque 

2428 i possessori di un reddito eccedente 10.000 llre. II prospetto dato sopra ne 
denunzia 2397. II calcolo e 1* osservazione vanno abbastanza d'accordn. 

Verifichiamo ancora. Si cerchi il numero teorico dei contribuenti con 
reddito superiore a 25.000 lire. Si avri: 

log y = 9,1854 - 1,45 log 25.000 
= 9.1854 — 1,45 X 4,3979 
» 2,8064. 

11 numero avente per logaritmo 2,8084 k 643. La nostra tabella dava 645. 
La differenza tra il calcolo e rosst-rvazione ^ dunque minima. 

Differenze piü notevoli si producono invece se calcoliamo le categorie dei 
piccoli redditi; ma si sa che, quantu piü discendiamo verso il limite minimu di 
esenzlone dair imposta, tanto maggiore i il numero di coloro die sfuggono 
alla tassazione; sicchi forse il calcolo riesce in certi fimiti a corr^sere le lacune 
della rilevazione. 

II vantaggio deli' intcrpolazione h ancora quello di permettere 1' inser/^ioiie 
di termini e di scompurrc i gruppi dati dair 08Servazi<me. Se si volesse sapcre, 
ad esempio, quantl dei 59.486 contribuenti avevano un reddito superiore a lire 
8300, la risposla non si avrebbe Immedlata dal dati deiF osservazione, che pas- 
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sano senz' altro dal limite di 7000 lire a qudlo di lOüOOO; ma si avrebbe facil- 
mente dalla foimola. Infatti: 

lüg y ~= 9,1854 — 1,45 log 8300 
ed essendo log 8300 = 3,9191, 

log y = 3,5027 

cui conisponde il numero 3182. 

II PiTQ\o (Cours d' Economic poHtiqnc. Vol 2", Cap": La courbe des reveniis) 
ha constatato con questo metodo che la ripartizione dei redditi in diversi paesi, 
anche in tempi a noi remoti, obbedisce alla stessa semplice legge; cioe rappre- 
sentata su scala logarHniica da' luogo ad uaa llnea che h sensibilmente retta; 
rappresentata su scala naturale, ad una iperbole L' inclinazione della retta i data 
dal cocfficiente n, il cui vaiore oscilla intorno ad 1,50. Quanto maggi'ore e «, tanto 
piü rapido e il diminuire dei titolari ad ogtii gradino della scala del reddito cioe 
tanto meno disuguale i: la ripartizione della ricchezza. liifatti se « fusse molto 

grande, basterebbe salire di podii gradini nella 
scala del reddito per non trovare piü nessun 
titolare; il che significherebbc appuntochc i diversi 
strati della popolazione differiscono poco tra loro 
per condizioni economiche. 

La Serie qui a fianco, calcolata dal citato 
aiitore, e un bell' csempio dell' estrema sempll- 
ficazione dei confronti internazionali, a cui si 
arriva con seinplici procedimenti interpulatorii. 
§ 3. <— A differenza della ripartizione dei 
redditi, che rappresentata su scala logaritmica di luogo ad una linea, che i sen- 
sibilmente retta, la ripartizione per vaiore dei patrimoni ereditarii dä luogo a una 
curva. Lo stesso siiccede, per quanto abbiam potuto verificare da alcuni assatjgi, 
della ripartizione per vaiore delle cambiali emesse e per quella dei protesti cam- 
biari, per quella pure dei depositi a risparmio e per la ripartizione dei proprietari 
in Francia ed In^ilterra secondo 1* estenslone delle proprieti. Ma qui vogliamo 
occuparci solo dei trasferimenti mortis causa. Ecco i dati*) 



Pacs! 

tnghUterra (1879) . . 
Prassfa (1894) ... 
Sassonia (1886) . . . 
BasUea (1887) . . . 
Cittft Itallane (1887) . 
Parigi (attualmente- . 

. ncl 1292 . . . 
Augsburg (1498). . . 
Perä (fine XVIII scc) 



Vaiore 
di (( 

1,35 
1.60 
1,51 
1.24 
1.45 
1,42 
1,32 
1,47 
I.TO 



Italia (1901— 



Francia (1902) 



Inghilterra (1901-02) 



Successioni 




Successioni 




Successioni 




di amnoiitare 


Numero 


di ammontare 


Numero 


di ammontare 


Numero 


Buperiore ad 




superiore ad 




superiore ad 




X 


y 


X 


y 


X 




y 


SOO lire 


90.100 


2.000 franchi 


150.234 


2.500 francbi 


61.383 


1.000 , 


63.997 


lO.OOO . 


52.977 


12.500 


» 


20080 


2.000 . 


41.830 


50.000 , 


13.779 


23.000 


m 


19.612 


4.000 „ 


24.918 


lOO.OOO , 


6.815 


250.000 


m 


3.839 


10.000 . 


11.689 


250.000 , 


2.565 


G25.000 




1.593 


50.000 . 


2.649 


500.000 . 


1.092 


1.250.UUU 


n 


685 


100.000 „ 


1.193 


lüoaooo . 


406 


1.875000 


• 


413 


300.000 . 


301 













•) V. BoUcttino di Statistka c di l.vffislazionc conifhiruta , della Direzione generale del 
Dcmaolo c Tas»e sugli Affari (Ministero delle Finanze) anno III, Fase. 5», pag. 1014— 1016. 

Per brevitft, ie cifre di questi prospettl sono trasformate nei modo glA indicato per 
1 redditi. Le successioni del 1901—02 in Italin fiironn 152.244. di cui IHJ.lOO di ammontare 
superiore a 500 lire, 63.997 Ui ammontare superiore a lUOU e cusi via. In Francia nel 1902 
le succesBloni furono 3G3i.612, di cui 190.234 di ammontare superiore a 2000 franclii, S2.977 
auperiori a fr. 10.000 ecc. 
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La rappresentazione grafica, che facciamo s^uire» k a scala logaritmica; il 

che significa che invece di portare sulF asse delie ordinale i vcri valori di .x e su 
quello delle ascisse i veri valori di y, abbiamo portati i rispettivi logaritmi.*) 



Rapprescataiioac a scala logaritmica dclle successioni in Italia, Fraiida c bigliilterra. 

Ammontarc dci patrimoni (Scala lugaritm). 




Numero dei patrimoni ereditarii (Scala logaritm.). 
»■«»■ ■ — I 1 1 I I ■ 1 , , 

I I ^ ^ I 

^ S 8 I I 

^ i I 

Nota. Ncl diagramnia sono rappresentate anche le successioni di ammontare supc- 
rlore a MQuOOO ttre e a 1 railione per I' Italia, a 9 milioni per la Francia e a OtOiOOO per 
i' Inghilterra, mentre per il ioro piccolo mimero non furono tenute distinte nel calcolo 
d'interpolazione. 

L' esame di questo diagramma pone in evideiua ü paralldismo delle due 
curve relative alla Francia e all' Italia» doi dimostra che nei due paesi 6 press' a 

♦) In altri tcrmini le seric effcttivamentc rapprcsentate nel din^ramma sono lesegucnti; 
Ualia Francia Inghillerra 



log X 


iog y 


log X 


log y 






2jEimi 


4,95472 


3,30103 


5^17677 


3,397iM 


4,78812 


3 


4^16 


. 4 


4,72409 


4,09091 


4.46350 


3^108 


4.62I4'.) 


4,69807 


4,13922 


4,30794 


4.2'J252 




4,39651 


5 


3,83347 


5,39794 


3,58422 


4 


4,08r78 


5391794 


3.40909 


5,79688 


3.20222 


4,69897 


3,4230'^ 


.5 ,ry w>7 


3,03S22 


6,09691 


2,83561) 


5 


3,07664 


6 


2,61066 


6,27300 


2.61595 


5,47712 


%478a7 
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poco egualraente rapido il diminuire dei posscssori col crescere dei patrimoni 

posseduti in vita. La diminuzione invece b piü lenta in Inghilterra, prova non 
dubbia che \ä e maggiore la disuguaglianza di ripartizione della ricchezza. 

V espressiune algcbrica delle tre curve non puö essere, come nel caso dei 
redditi, logy = K—a log x. perch^ questa k l'equazioiie di una retta deKrilla 
in diagramma a scala logaritmica. L' interpolazione devesi tenlare per vie al- 
quanto diverse. Anzitutto si affacciano i due metodi segiienti: 

1) far passare una parabola per 3 punti convenientemente sceiti» in modo 
da arrivare all' equazione: log y = K -\- a log x ß (log x/; 

2) accrescere la variabile x di una costante c, in modo da ottenere ancora 
una retta, la cui equazione sia: log y = K — a log (x 4* c). 

Senonchi questi metodi Hanno I' inconvenicnte di presentare due costanti in 
combinazione co!la variabile, la qual cosa rende diibbioso il confronto delle situa- 
zioni di due o piü paesi diversi. Bisogna trovar modo di ridurre a una sola la 
coatante vincolata colla variabile. Lo soopo si raggiunge in parte interpolando 
i ^ invece dd x; con die si arriva all* equazione: 

y = K — a (log xy, 

II procedimcnto c dcl rcstn affatto analoge a quello giä esposto per la 
ripartizione dei redditi, salvo che invece de! loir x si prendono x (log x)-. L'cle- 
vazione a quadrato dei logaritnii della variabile dä'alla linea interpolatrice una 
curvatura, che si awidna a quella della linea real^ quanto si pu6 desidcrare per 
una prima approssimazione. 

Ecco d'altronde il procedimento per quanto riguarda Tltalia: 





(log X)* 


«r (log X)- 


Ißgy 


rf log f 


2,C988T 


7.28444 


— 9,39997 


A$sm 


+ 0,97060 


3 


n 


7,05441 


4,80616 


4- 0,828(M 


3,30103 


I0,ä96äÜ 
12;97464 


- 5,75761 

— 3,67957 


4^62149 


+ 0,64337 


3,00206 


4,39651 


+ 0,41839 


4 


16 


- 0,65441 


4.()6778 


+ 0,08966 


4,69887 


22.00032 


-1- 5,42591 


3^42306 


- 0,55504 


5 


25 


+ 8,34S99 


3,01064 


- 0,90148 


Sy«ni2 


29^99885 


-1- 13,34441 


2,47857 


- 1,49955 




Media 16^1 


— 27,11597 
-f 27,11994 


Media 3^97812 


•f 2,95606 
- 2,95607 



Dividendu 2,95606 per —27,11597 si ottiene il quoziente —0,109016, che 
k il valore di «, L' equazione cercata i quindi: 

log y = 3,97812 — 0,109016 {log x- - 16,65441) 

ossia log y = 5,79371 — 0^109016 (log x)\ 

Calcolando alia stesso modo per gU altri due paesi, si ottengono le formole: 

per Vlfalia log y = 5,7937 — 0,1090 {log x)^ 
per la Pnmda logy — 63403 — 0,1017 {log x)\ 
per Vlaghtttena logy — 5,7368 — 0^60 (log x)* 

Le costanti 0^1090; 0.1017; 0,0769 sono quelle che caratterizzano la ripar- 
tizione della ricchezza nei tre paesi. Conformemente a ciö che abbiam detto 
sopra, quanto maggiore e ff, cioe il coefficiente di (log x)', tantu niinure dcve 
ritenersi la disuguaglianza di distribuzione della ricchezza; e viceversa. L' Inghil- 
terra ci appare dunque, come giä ci appariva dal diagramma, un paese In cui il 
numero ctei ricchi non decresce col crescere della ricchezza cosl rapidamente come 
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in Francia c ancor piA in Italia. n quasi paralldismo delle curve della Francia 

e deir Italia lia la sua espressinne numorica nelln quasi eguaplianza dei coeffi- 
cienti 0,1090 e 0,1017 e sta a diinostrarc che questi due paesi, nonostantc la 
grande differenza di ricchezza assoluta, si somigliano multu per ciö clie con- 
ceme la ripartizlone di essa. 

£ doveroso awertire clie le formolc dato rappresentano soltanto una prima 
approssimazione; relcvazione a quadrato dei In^ x nnn produce una curvatiira 
della linea interpolatrice altrettantu pronunciata, quanto quclla della linea reale 
Converrebbe fofse interpolare per tutti tre i paesi la funzione (lug x/ ' perchö la 
approssimazione fbsse plA rigorosa, pur rimanendo una sola la costante caratte- 
ristfca vincolata alla variabile. Quesf ultima e una conditio sine qua non della 
comparazione dei risultati, una condizione da realizzare anche con qualche scapito 
deir apprussimazione. La brevitä, che ci siamu imposti, vieta che entriamo in 
ulteriori calcoli e discussioni; basti aver dato un saggio della estrema sempli- 
citä e della sintesi, cui si possono ridurre considerevoli masse di dati merc£ 
facili procedimenti interpolatorii, opportunamcnte preceduti da rapprcsentazioni 
graficlic Sil scala iDßnritmica, mentre rocchio scorrendo i nunicri dcilc tabelle sta- 
tisticlic nun avrcbbe saputu coglicre gli aspctti loro veramentc caratteristici. 
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Die Eirtwickhfflf der Technik. 



Soziologische Skizze. 
Von Ferdinand Tonnies. 

Vorbemerkung. Die hier mitgeteilten Ausführungen sind ein Stück aus 
einem größeren Entwürfe, worin ich den Gegensatz meiner Begriffe von Gemein- 
schaft und Gesellschaft, dem die allgemein-psychologische Antithese von Wesen- 
willen und Willkflr entspricht und parallel iflufft, auf die historische Entwicldung 
der letzten vier Jahrhunderte anzuwenden versucht habe. 

Wenn es mir vergt'mnt wäre, diesen Skizzen eine größere und vollere Ge- 
stalt zu get>en, so würde ich wagen, sie auf die methodologischen Normen zu 
beziehen und danach zu richten, die in folgenden Sätzen enthalten sind: „Auf 
dem Gebiete der Wirtschafts- oder Kulturgeschichte treten einem jeden 
die „typischen Züge" so deutlich entgegen, daß man mindestens bei ihr unsere 
zweite Aufgabe (die Herausschälung des Generellen, Typischen aus den kon- 
kreten individuellen Erscheinungen, die Ableitung von Regelmäßigkeiten und 
Gesetzmäßigkeiten der Gestaltung» Wiederkehr, des Verlaufs, der Entwicklung 
des Typischen und Individuellen in den Erscheinungen] nidit wird abweisen 
können und wollen. Die individuellen Erscheinungen sind hier doch voll- 
ends nicht so qualitativ verschieden, wie eine die Differenzierung des Minder- 
wichtigen übertreibende, das Gemeinsame in den entscheidenden Falctoren über- 
sehende Auffossung annimmt Das tritt aber freilich tni dentis hervor, wenn 
in umfassender und systematischer Weise Vergleichungen stattfinden. Wie die 
statistische Methode erst durch solche Vergleichungen wahrhaft fruchtbar wird, so 
auch die historische, die sich dadurch aber freilich in ihrem Wesen seilest modifi- 
ziert, indem sie planmäßig zur vergleichend-historischen wird" (Grundlegung 
der politischen Ökonomie. Von ADOLPH WAGNER. 3.Aufl^;e. Erster Teil. Grund- 
lagen der Volkswirtschaft Erster Halbband. & 220X 

T. 

Auf dem Gebiete der Technik tritt das Verhältnis und der Gegensatz von 
Herkommen und Neuerung, von Gewohnheit und Erfindung von Gebrauch alter, 
bewährter Mittel und Methoden, und Aufeuchung neuer für neue, insbesondere fOr 

äußere Zwecke und Bestimmimpen . in i:;roßen und ausgeprägten Zügen hervor. 
Auf der einen Seite steht dasIVin/ip der Kunst und des I laiuiwcrks, auf der andern 
das des Geschäfts und der Fabrik. Dort weit überwiegend die treue Wiederholung 
eines g^ebenen. Oberlieferten Verfahrens; der Meister ist der Könnende, und frei- 
lich auch der Wissende und Kennende, aber sein Wissen und Kennen ist im Können, 
das ihn eigentlich bezeichnet, enthalten, wie die Frucht in der Blüte; es scheidet sich 
nicht davon, erhebt sich nicht darüber als Theorie, sondern wird von der Praxis 
erzeugt, die es ungern aus ihrer Vormundschaft entläßt: der Künstler und Hand- 
werker behält sein Geheimnis, die mysteries of traft, fOr sich, es ist sein Elgen- 
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tum, das er aberkommen und durch eigene Arbeit ausgebildet liat; er vererbt es 

weiter, indem er es mitteilt und lehrt, am liebsten an den leiblichen Sohn, aber 
auch an den Lehrling und Schüler, der dessen Stelle vertritt; hier ist es dann in 
der gesamten Lehre, deren wesentliches Hauptstück doch das Beispiel — das 
Vormachen — ist, enthalten, und das Qesellentum, das dem Meister an die Seite 
tritt, kann nur erreicht werden 1. durch Aufmerksamkeit auf Beispiel und Lehre, 
2. durch unablässige Übung, die eigentliche Erzeugerin des Könnens. Die Kunst 
und das Handwerk — das, in seinen feineren Arten ununtcrselieidbar in die Kunst 
übergeht — gehen in den Pfaden der organischen Natur; an Erhaltung „geprägter 
Form, die lebend sich entwickelt", ist ihnen unendlich viel mehr gelten, als an 
Veränderung, ini Verändern aber mehr an leiser Modifikation Uberlieferter Formen 
als an umwälzender Erfindung. Sie sind, wie im großen und ganzen die organischen 
Gebilde, und wenn auch gleich diesen, auf mehr oder minder vollkommene Weise, 
ihren Lebensbedingungen angepaßt: Können heißt dort wie hier so viel als der Art 
nach konstant geworden sein. Dadurch ist Neuerung im kleinen und einzelnen, 
Verfeinerung, Verzierung. Veredlung keineswegs ausgeschlossen, vielmehr unter 
gönstigen Bedingungen wahrscheinlich; aber sie sind teils individuelle Variationen, 
denen gegenüber die Art, das Allgemeine immer wieder sich durchsetzt; teils be- 
deuten Sie (im menschlichen Können) schon Übergänge zum andern Prinzip, wo- 
durch der Mensch „bewuBt" sich von der Natur abzuheben scheint, indem er ihrer 
in einem gewissen Maße „Herr wird". Denn, je komplizierter der Arbeitsprozeß 
geworden, desto mehr fordert er seinen Meister auf, ihn in seine Bestandteile zu 
zerlegen, zu analysieren, um ihn desto besser zu beherrschen, desto rascher zum 
Ziele zu fahren. Der Groß-Handwerksmeister fahrt die Unterteilung der Arbeit in 
seine Werkstatt ein. Sie bedeutet die Auftrennung eines verwickelten Arbeits- 
verfahrens in viele einfache Stücke, die je in anderen Händen nunmehr gleichzeitig, 
anstatt in ihrer genetischen Ordnung, angefertigt werden, so daß die Zusammen- 
setzung der fertigen Stücke selber ein getrennter Teil des ganzen Arbeitsprozesses 
wird, die der Meister am ehesten sich selber vorbehält. Er bleibt der eigentliche 
Künstler und der verantwortliche Urheber, der »Verfasser" des Werkes; aber er 
braucht nicht mehr alle Stücke zu können, geschweige denn alle gleich gut zu 
kimnen; bald wird er dazu nicht mehr in der Lage sein, simdern wird in der Regel 
in bezug auf jedes einzelne • außer dem, was er sich reserviert hat — von seinen 
»hundert Untermeistem", d. h. den „in einzelnen Stücken vorzQglich geschickten* 
Gesellen') Ubertroffen werden und gerade aus deren, vermöge unausgesetzter ein- 
seitiger Übung erworbener, spezieller Meisterschaft seinen Nutzen ziehen. Um 
diesen Nutzen ist es ihm nun hauptsächlich zu tun, denn er ist ein Unternehmer 
und Geschäftsmann geworden, was der Künstler seinem Wesen nach nicht, und 
auch der flandwerfcer nicht ist, insofern als er Künstler ist, wenn auch lieide es 
in jedem Augenblicke werden können. Wie der Künstler seinem Wesen nach ein 
Könnender s<» ist der Geschäftsmann in erster Linie ein Wollender — daher das 
Wagen ihn ebenso bezeichnet, wie das „Wägen"; die vorsichtige, planmäßige Be- 
rechnung. Wollen in diesem Sinne ist so viel als Versuchen (conari), es ist der An- 
fang des Tuns, dessen Ende und Gelingen außer ihm, in seiner Wirkung, gelegen 
ist; Berechnen ist das dem Menschen eigentümliche, ungewisse Vrraussehen zu- 
künftiger Ereignisse, vermöge des Causalgesetzes, m. a. W. vermöge dessen, was 

N.Tcli Justus .Mosers .Kiir/cr Gescliiilite vuii iloiti Trsprutig der so};enannti-ii Sintpli- 
tikaUun" in dem Aufsatz .Von dem Verfall des Handwcrk!> in kleinen Städten*. Patriotische 
Pbantaslea XXXII. WW. 1. 264. 
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der Mensch weift oder kiMint in bezug auf das Verhältnis von Ursachen und 
Wirklingen. Nur gemäß snlclior Voraussicht ist der jMcnscIi fähig, nach zu- 
künftigen Ereignissen sein gegenwärtiges Verhalten zu richten. Der Zweck, den 
er sich vorsetzt, ist je nach seinen Wünschen, Verhinderung oder Bewirkung solcher 
Efeignissc; Voraussetzung dafOr Ist, daft er Aber die negativen oder die positiven 
Ursadien verfüge. Als Geschäftsmann verstehen wir hier einen Mann, der ein 
Werk, oder allgemcingesprochcn, eine Wirkung hervorrufen „will", die er nicht 
(unmittelbar) bewirken „kann": weder allein, noch als Meister mit Gehilfen, die ganz 
oder zum teil ausführen, wovon er der ideelle Urheber ist; dann wOrden wir immer 
noch sagen, daft er in bezug darauf ein Könnender sei. Er ist es nidit, entweder 
weil er es nicht gelernt hat, nicht die natürliche Bq|;abung datflr und keine Übung 
darin hat; oder — und dies ist der wichtigere Fall — . weil die gewollte Wirkung 
ihrer Natur nach jenseits der Kunst und des Handwerks liegt, sei es überhaupt, 
oder der gewollten Art, insbesondere der GrOfte und der Menge nach, also in 
ihrer quantitativen Bestimmtheit. Er verfügt über die Mittel, d. h. hier zunächst 
über die unmittelbaren Ursachen der gewnllten Wirkungen. Die Mittel können 
lauter lebendige Menschen und Tiere nder auch andere lebendige Kräfte sein: 
er muß sie zusammenbringen, sie hinsetzen, sie veranlassen uder wenigstens ihnen 
Gelegenheit geben, die von ihm gewollten Wirkungen hervorzubringen. Die Mittel 
können aber auch unlebendige, mechanische, sein, sei es solche Geräte, die Arbeit 
leisten, deren nach Art oder Menge der .Wensch und das Tier überhaupt nicht 
fähig ist, weder vereinzelt, noch verbunden, oder aber Meclianisiiien, die lebendige 
Kräfte, das Tier oder den Menschen ersetzen, und den beiden letzteren insofern 
gleichkommen, als sie lebendige Kraft aus sich hervorbringen, d. h, ihnen mitge- 
teilte potentielle Energie in kinetische Energie verwandeln, wodurch wiederum die 
intelligenten Tiere — einschließlich des Menschen — den Trägern von Natur- 
kräften, als bewegter Luft, fallendem Wasser, dem chemischen Prozeß der Ver- 
brennung, gleichartig wirken; endlich aber Mechanismen, die daa Werkzeug und 
dessen Handhabung zugleich ersetzen, indem sie nur des Empfanges motorisdier 
Kraft bedürfen, um solche zweckmäftig auf das in ihnen enthaltene Werkzeug zu 
übertragen und mit diesem zu „arbeiten", d. h. die gewollten Wirkungen hervor- 
zubringen. Womit dann die Möglichkeit der Vervielfältigung zugleich gegeben 
ist: von demselben Apparat können ebensowohl mehrere arbeitende Werkzeuge 
abhälfen, wie eines; von dersellien Triebkraft sowol mehrere Apparate wie ein 
einziger. Das Prinzip der systematischen Ordnung zweckmässitr wirkender 
Arbeitsnuttel wird ein Problem der Mechanik. Iis läßt sich mit beliebig vcrleil- 
barcr und zusammensetzbarer Materie in ganz anderem Umfange, wenn auch in 
engeren Grenzen des Bereiches, lösen, als durch Verteilung und Kombinierung 
»der Arbeit", d. h. der mit Intelligenz und eigenem Willen tätigen, eben darum 
so viel schwerer berechenbaren Arbeiter selber. 

Geschäfte im hier gedachten Sinne sind teils öttentliche, teils private. Die 
beiden Typen des üeschäftsmannes sind der Staatsmann und der Kaufmann. 
Staatsmann ist auch der Feldherr, der die »Politik mit anderen Mitteln weiter- 
führt". Das Mittel des (leitenden) Staatsmannes, die Destruktion des Feindes 
und seiner Werke, wird uninittelh.irer Zweck des Feldherrn, auf den er seine 
Mittel beziehen, wonach er ihre Anwendung einrichten muß. Kaufmann ist auch 
der Fabrikant, der Arbeitskräfte und Arbeitsmittel einkauft und Arbeitsprodukte 
verkauft Das Mittel des (bestellenden oder verlegenden) Kaufmanns, die Pro- 
duktion von Waren, wird unmittelbarer Zweck des Fabrikanten, auf den er seine 

W«EncfF«lKlicjft. 17 
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Mittel — die Arbeitskräfte und Arbeitsmittel, worüber er verfügt — ebenso an- 
wenden muß. Näher betraclitet, führt aber die Technik der Destruktion — 
weiche die Defensive als Verneinung der gegnerischen Destruktion in sich schheBt 
— insofern auf die produlctive Technik zurück, als jene nur die besondere 
Anwendung produzierter Geräte, der Waffen, ist; wie nicht minder die Technik 
der Produktion selber auf die Produktion der ihr dienenden Geräte, als ihrer 
Werkzeuge, logisch zurückfiiiirt. Für die Produktion der Geräte ist die übrige Pro- 
duktion, für die gesamte Produktion die Destruktion das, was in anderem Sinne 
den Endzwedc alter Produktion ausmacht: Konsumtion. 

Indessen ist gerade die Kriegstechnik immer als eine vorzugsweise ihren 
Bedürfnissen, ihrem äußeren Zwecke rasch beweglich sich anpassende Technik 
mächtic; vnrangcschritten. Sie hat vergleichungsweise wenig mit überlieferten Formen 
und Metliuden zu kämpfen gehabt, wenigstens haben diese sich selten mit Erfolg auf 
das Herkommen als Grund fDr Uire Richtigkeit twrufen dürfen, vielmehr ist der 
Streit immer auf dem ebenen Boden des Risonnements, der Erörterung für und 
wider die Zweckmäßigkeit, geführt worden. Die Ursachen dieser Erscheinung sind 
ieiclit erkennbar. Der Kampf spannt alle Sinuc und mit ihnen die Gedanken an; 
das Veriialtnis von Zweck und Mittel ist hier einfach und durchsichtig; was seiner 
Natur nach Mittel ist, gewinnt daher nicht so leicht, wie in anderen Gebieten, die 
Natur des Selbstzwecks, dem sich ein gemüthaftes oder ästhetisches Interesse an- 
hängt. Gefehlt hat es auch hier daran niemals; und gefehlt hat es daher auch 
nicht an Kollisionen zwischen solchen „Liebhabereien" und dem einfachen Ge- 
bote des Nutzens oder zu vermeidenden Schadens. Man weiß, daß (und warum) 
noch heute die glänzenden MontierungsstOcke, die leuchtenden Pickelhauben sich 
erhalten, obgleich die Technik des modernen Fernkampfes überwiegende Gründe 
gegen sie geltend macht. Wenn aber die Theorie allein nicht hinlänglichen Ein- 
fluß hat, oder nicht hinlänglich einig ist, so redet oft ein einziges Ereignis der 
Praxis, ein Mißerfolg veralteter Technik und Methode, eine so gewaltige Sprache, daS 
die Verteid^er der Tradition rasch verstummen. So entschied Jena gegen die Linear- 
taktik des frtderizianischen l^eeres und führte zu einer völligen Umwälzung und 
Erneuerung des bis dahin höchst bewunderten preußischen Heerwesens. SCHARN- 
HORST stellte die noble ritterliche Kavallerie in den Hintergrund den .Mörder 
der Kavallerie" nannte ihn ein typischer Junker, Herr VON DER MARWITZ — und 
machte die prosaische wissenschafHidie Artillerie^ soweit es finanziell möglich war, 
zur Hauptwaffe. Eine neue Art der Festungslafette, die in Preußen erfunden, in 
anderen Ländern eingeführt war, gelangte erst durch ihn zur Anwendung im 
eigenen hurtihkationswescn.') Königgrätz entschied einen lange schwebenden 
theoretischen Streit zugunsten des Hinterladers; zugleich vernichtete es die Idee 
der Unwtderstehlichkeit des Bajonettkampfes, den Stolz der österreichischen 
Armee-), ein Beispiel, wie auch in diesem Gebiete moralische iMotivc sich mit den 
ästhetischen verbinden. AllgLnuin kaiui man sagen, daß der Krieg Altes und 
Neues auf eine rasche und eindnngiiciic belehrende I^robe stellt. Zugleich steht 
dabei ein unmittelbar empfundenes Let)ens-Intere8se in Frage. Daher setzt sich 
hier gegen die Nachahmung der eigenen geliebten und verehrten Vorbilder, der 
Vorfahren, der Nattonalhelden, viel leichter als sonst die Nachahmung des Fremden, 

■) Leiimann, Scliarnliorst, II, S. 226f. „Es ist hier ein starker Kampf mit dem Her- 
kommen und dem Vorurteil unvermeidlich gewesen.* Immediatt>erictit Scharnhorsts vom 
16. Juli 1810 das. 

*) Vgl. Fricdiang, Der Kampf uro die Vorherrscliaft In Dentschland, I, 360ff. 
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ja ganz besonders die Nachahmung des Gegners durch: daß man vom Feinde 
lernen könne, lernen müsse, Ist eine Maxime, deren Wahrheit keinem Heerführer 
und keinem Watfentechniker verborgen bleiben kann. Die Niederlage führt auch 
nicht leicht zu so vollkommener Erniedrigung, oder gar Vernichtung, daß nicht 
das geschlagene Heer versuchte, wieder emporzukommen und das Ziel der Ver- 
geltung ins Auge faßte. Ferner ist zu erwägen, wie der Technik die frühe Zen- 
tralisierun^i des Heerwesens, also seine einheitliche Leitung zustatten kommen muß. 
„Das souveräne Recht des Landesherrn über das aufgestellte Kriegsheer ist nie 
in Frage gewesen." ') Landes- und Stadtherm (die „Tyrannen* der altgriechischen 
und neuitalienischen Städte) haben immer einer Leibwache bedurft; sie bildete den 
Kern des stehenden Heeres, auf den alsdann der fürstliche Absolutismus sich 
stützte, vermöge dessen Cäsaren die hr)chste Gewalt ergriffen. So mußten 
Monarchen immer ihren eigentlichen Beruf darin erkennen, das Mittel der Streit- 
macht ihren politischen Zwecken diensti>ar zu machen, die Anforderungen zu er- 
kennen und zu erfüllen, die durch Stärice und Anstrengungen des Gegners oder 
Konkurrenten, zu Lande und zu Wasser, an den obersten Kriegsherrn gestellt 
werden. Kein Wunder, daß von jeher Monarchen, die Verstand und Willen be- 
saßen, nicht allein taktischen und strategisclien Fragen — die auch zur Kriegs- 
Technik im weiteren Sinne gehOren — sondern auch speziellen Problemen der 
Waffentechnik, daher den damit zusammenhängenden wissenschaftlichen Pro- 
blemen Ihre Aufmerksamkeit zugewandt haben. So mußten denn Mathematik, 
Mechanik, Physik und Chemie an einsichtigen Fürsten immer ihre Förderer finden, 
wenn auch andere Interessen dabei mitspielten, so für die Chemie das üuld- 
machen, fOr die übrigen Fächer in jOngerer Zeit das Expor^ewerbe und die poli- 
tische Ökonomie Oberhaupt. Oerade die theoretische Meclianik ist ganz wesent- 
lich durch militärische Technik entwickelt worden, und gerade sie ist als unmittel- 
bare Anwendung der Mathematik das Musterfeld der Naturwissenschaften ge- 
worden. Man lese bei LtBRi-) (dem polyhistorischen GaunerX wie, zumal in 
Italien, schon das Mittelalter, dann aber in gewaltigem Wachshim das 16. und 
17. Jahrhundert durch die fortwährend erneuerten, Immer drängenden, Ehrgeiz, 
pekuniäres Interesse und Wißbegierde reizenden Aufgaben der Fortifikationstechnik, 
des Brückenbaus, der Ballistik angeregt wurden. LlONAKüO DA VlNCl, das Uni- 
versalgenie, fand zuerst eine ihm angemessene Sphäre der Tätigkeit im Dienste 
des Herzogs Sforza von Mailand. Sehr charakteristisch ist die •Offerte", mit der 
er bei diesem Fürsten sich einführte (etwa 1485). Er erklärte sich fähig, folgende 
Dinge lierziistcilen: 1. sehr leicht zu transportierende, schnell zu schlagende und ab- 
zuräumende Brücken; 2. Instrumente zum Ableiten des Wassers aus Festungs- 
gräben und zur Herstellung von FallbrOcken; 3. Minenanlagen; 4. Bombarden 
zum Schieflen von Feuerkugeln und Rauch (also Mörser); 5. ünteigrabungen; 
6. Offensive und defensive Streitwagen, mit Artillerie ausgerüstet, hinter denen 
Fußvolk ohi\e Schaden und Hindernis avancieren kann; 7. jede .Art von (lesctiiKz- 
material; 8. jede Art des alten Wurfzeugs; 9. Watten und Instrumente für den 
Sed(ri^, Pulver, Feuerwerk und Schiffe, welche der schwersten Artillerie wider- 
stehen; 10. Hochbauten und Wasserbauten jeder Art. ') Im Codicc atlantico der 
Amhrosiafui finden sich 1700 Entwürfe, die sich auf alle diese Prutilcnif l->ezie!ien. 
In einer Pariser Handschrift legt LloNARDO dar, daß die Kraft und Stärke der Ar- 

') Lorenz v.Stetn, Die Lciire vom Heerwesen als Teil der Staatswissenschaft, S. llü. 
<) Histolre des nntb^atiques passim. 

') Jahns, Ocschlchte der Kricgswissenscbaft, I. 287 f. Manchen u. Leipzig IfMO. 
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tillerie um ' , ?iit;cnommcn habe, dnnim müsse 'man auch die Wideistandsfihig» 
keit der Mauern um \ verstärken.') 

Dieser Kriegskünstler wußte zuletzt — aber zu spät für den eigenen Kuhni — 
König FRANZ 1. von Frankreich fOr sich zu gewinnen; LlONARDO starb schon nach 
zwei Jahren (1519). NiCCOLÖ Tartaolia, der zuerst die übciliofcrte Lehre, daß 
ein Gesclioß, aus cylindrisdicm Rohre geschleudert, in gerader Linie fliege (und, 
wenn die mitgeteilte Bewegung erschcipft sei, ebenfalls in gerader Linie zur Erde 
falle) bog, wenn nicht brach, stand im Dienste des Herzogs von URBINO, dem er 
seine La novo seientia (1537) gewidmet hat. Aber .auch bei den Deutschen 
machte im zweiten Viertel des 16. Jahrhunderts die Anwendung der Mathema- 
tik auf die Artillerie Fortschntte." *) Dem Kaiser MAXIMILIAN, dem „letzten Ritter", 
werden mehrere artilleristische Erfindungen und Neuerungen zugeschrieben; sicher 
ist seme „emsige Beschäftigung mit dem Waffen- und Zeughauswesen", worin 
ihm Karl V. nacheiferte. Die Wiener Universität, schon seit ihrer Grflndung (1365) 
für die mathematischen Wissenschaften tätig, wurde um die Mitte des 15. Jahr- 
hunderts die „Ilauptkultursfätte" für diese Studien;") hier lehrte PEUtLRBACH und 
bald sein überragender Schiller REülüMONTANUS. Aber der Charakter jener Zeit 
wird dadurch au^edrOcIc^ dafi noch die Residenz und Hochschulstadt fest ver- 
dunkelt wird durch eine freie Reichsstadt: in Nfirnberg fand Reoiomontanus erst 
die ihm zusagende Muße für seine weitausschauenden Forschungen, auf deren 
Wichtigkeit für die Astronomie wir noch zurückkommen. Der Nürnberger ALBRIECHT 
DÜRER (1471 — 1528) war auch der militärischen Kunst und Wissenschaft zu- 
getan; sonderlich beschiftigte ihn die Defensive gegen artilleristische Wirkungen, 
wohl in erster Linie wegen der TQrkengefahr, aber vermutlich nicht minder der 
zu wahrenden Freiheit seiner Stadt eingedenk. Seine Schrift, „das erste syste- 
matische Werk über Bcfcstigimt^skunst unter Berücksichtigung der Feucrartillerie*), 
war dem König Ferdinand von Ungarn und Böhmen (nachmaligem Kaiser FER- 
DINAND I.) zugeeignet. Während sich hier also noch die Interessen der Reichsstädte 
mit denen des Kaisers begegnen*), so geht bald, mit der Entwicklung des Staates 
auch die Kriegstechnik auf die Territorialfürsten über; seit dem Religionskriege 
konnten nur diese noch — d. h. einige unter ihnen — mit den Fürsten der Nach- 
bartänder konkurrieren. Unter' den militärischen Autoren der Folgezeit treten 
manche jener LandesfQrsten persönlich auf: so Graf JOHANN von Nassau, der zu 
den frühesten Befürwortern allgemeiner Wehrpflicht gehörte"), so Landgraf MORITZ 
von Hessen, der in dieser Hinsicht sogar praktische Versuche machte „auf Hin- 
führung einer volkstümlichen Miliz in die Lande des Gesamthauses Hessen" 

•) Miuntoli, Lionardo da Vinci als Kriegskflnstler. Zeitschrift für Kunst asw. des 

Krieges, ßd. 68, 1840. nach Venturi, Essai anr les ouvraces physico-math^m. de Lionardo, 
p. 44. Zitat bei Jähns a. a. O. S. 436l 
*) Jlltns I. c. S. 605. 

') ücrli.Trdt. (uschichte der Math, in Deutschland. .München 1877, S.3.12. V.u'l- Jniisscn 
ücsch. des deutschen Volkes, I n I8, S. lt)2ff. nach Aschbach, Gesch. der Univ. Wien. 
*) JXhns I. c. S. 783. 790. 

■•) Aus i'iner Reichsstadt (StraBhur.u) stammte auch der kühne Reformator des Bcfcsti- 
giuigswescns, Daniel Spcckle, geb. 1536, xuletzt Stadlbaumeister seiner Vaterstadt, zuvor 
aber lange Zelt Kriegsbaumetster des Kaisers Maximilian II. — ja lins S. 822—831. 

") 1561 Iti23, nahm am FeldzuKe in den Niederlnnden unter seinem Vetter Morifz von 
Uranien teil, half die protestantische Union ItiUH begründen. Sein Diskurs .das itzigeTeul- 
sdie Kriegswesen t»elangendt«, woraus Jahns AnszQge mitteilt (S. 912- 916), verdient ohne 
Zweifei gedruckt zu werden. 
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(Jahns IL S. 900); später (die Denkschrift Moritzens ist von 1600) Herzog Sylvius 

zu Württemberg - Öls, „ein leidenschaftliclier Freund artilleristischer und pyro- 
technischer Experimente, auf die er einen bedeutenden Teil seines großen Ein- 
kommens verwendete" (Jahns 1. c S. 1205), Verfasser der Praxis Artoilehae Pyro- 
tedmteae (1660). Grolle AUbiner der Wissenschaft verdankten ihrer Tätigkeit fßr 
militärische Technik die sk:here Stellung im Fürstendienste, so SXEVIN, der Lehrer 
Moritzens von Oranien, nach dessen Anordnung und zu dessen Gebrauche er seine 
Castrametatio verfaßte (1617); teilweise wo! auch LEIBNITZ, diese „Encyldopädie 
alles Wissens". Mehr und mehr gehen aber die großen Ingenieure, Befestigungs- 
und Belagerungstechniker selber in die Armeen über; so stand RiMPLER (1635 bis 
1683) in kaiserlichen, Vauban (1633—1707) in Diensten des französischen Königs, 
zuletzt als Marschall von Frankreich. Das „Genie-Corps" wurde die hohe Schule der 
Kriegs- Wissenschaften. Daß aber die gesamte Knegtührung wissenschaftlich 
vorgestellt und s^pdiert werden müsse, verbreitete sich um so mehr im allgemeinen 
BewuBtsein» als Brandenbuig-PreuBen dem französischen Prestige Abtrag zu tun 
anfing, und als der Geist FRIEDRICHS nicht nur in der Praxis, sondern auch in der 
Theorie die Zeitgenossen überstrahlte, wenngleich ein anderer deutscher Fürsten- 
sohn, der aber in französischen Diensten gestanden hatte, der MARSCHALL VON 
Sachsen, seinen Rang Iwhauptete. Im 18. und 19. Jahrhundert wird aber auch 
fdr die Waffenkraft der Heere immer mehr die Technik der Herstellung solcher 
Instrumente, besonders der Kanonen, von bestimmendem Werte. Bis dahin hatte ge- 
rade in diesem Gebiete noch das Handwerk und gerade das deutsche — 
sich in hoher Leistungsfähigkeit erhalten. Zu Anfang des 18. Jahrhunderts fing 
der Kasseler SfflckgieBer KELLER an, Kanonen voll zu gießen, und um das sehr 
umständliche Verfahren abzukflrzen, erfand der Genfer MOIOTZ gegen 1740 die 
horizontale Bohrmaschine. „Preußen und Holland gössen seit 1750 die Geschosse 
voll."') In Frankreich richtete der Marquis von Montalembert 1750 die erste 
vertikale Bohrmaschine ein, und versuchte mit Glück, Geschütz aus hartem Eisen 
zu gießen. Die Anwendung weichen Eisens anstatt der Bronze nahm stetig zu. 
Und noch im 18^ Jahrhundert wurden in Frankreidi Versuche gemacht, die Dampf- 
kraft zur Bewegung von Fahrzeugen und Geschützen anzuwenden. Zu gleicher 
Zeit wird die empiristische Feuerwerkerei durch die artilleristisch-rationelle Chemie 
verdrängt Und im 19. Jahrhundert ist bekanntlich die gesamte Waffentechnik 
immer mehr durch die großindusbielle Produktion, und diese immer mehr durch 
den wissenschaftlichen Fortschritt bedingt worden. Bis dahin at>er hat ohne 
Zweifel die ganze Metallurgie, seit dem 16. Jahrhundert, wo die Anwendung der 
Feuergeschütze erst allgemein wurde, ihre Fortschritte hauptsächlich dem mili- 
tärischen Bedürfnis verdankt; Neuerungen, Verbesserungen, Erfindungen wurden 
unablissig gemacht, angen^ eingefQhrt. und hatten mScht^ Ffirsprecher. Die 
großen Zwecke der Landesverteidigung, und zumal der Eroberung, erlaubten eben 
nicht, sich an das (Jherlieferte zu hängen, sie drängten vorwärts, zur Anpassung 
der Mittel an den gegebenen Zweck und zur Messung (d. i. Vergleichung) der 
Kräfte mit den Kräften des Feindes: auf dem Schlachtfelde praktisch, in der 
Rßstui^ theoretisch. 

II. 

Scheinbar fern, aber zicmlicii parallel, dieser Entwicklung, läuft ebenfalls in 
den ersten drei Jahrhunderten der .Neuzeit* die Technik des friedlichen Handels. 
~ ' •) Jilini 1. c. III. S. 2381 ff. 
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Wenn man eine ßuchhattung aus dem Ende des 15. Jnhrliumierfs mit einer solchen 
aus der französischen Revolutionszeit vergleicht, so crl<ennt man einen Fortschritt 
wie aus der Kindheit ins Mannesalter, in der Tat gehört die 1494 publizierte 
Erfindung des Fra LUCA*). die doppelte Buchfahrun^ zu den notwendigen Requi- 
siten für die Führung der großen Geschäfte, die von dieser Zelt an sich etablierten. 
„Das Buchhalten wurde eine Kunst, die der Kaufmann lernen mufite." Die in 
Venedij; um 1500 aufkommende „Technik der Buchhaltung" verbreitete sich 
während des 16. Jahrhunderts über die ganze westeuropäische Handelswelt. 
Zunichst nahmen die SOddeutsciien, Augsburger und NOmberger, die Doppel- 
buchhaltung an, dann die Vlamen, Franzosen, Engländer, und 100 Jahre nach 
Erscheinen des Werkes von Paciolo bürgerte sich die italienische Buchhaltung 
auch im nordischen Handelsgebiete ein.-) Noch fehlte aber durchweg das Schluß- 
inventar, es fehlte eine genügende SchluAbilanz und eine durchgehende Zinsen- 
berechnung. »Erst seit um die Wende des IS. Jahrhunderts der Kapitalismus 
zur Herrschaft gelangte, namentlich seit der Ausbreitung der Aktiengesellschaften^ 
machte die Buchführung wesentliche Fortschritte, indem sie sich den neuen Be- 
dürfnissen der wirtschaftlichen Entwicklung anpaßte, und die Theorie eine klarere 
Erkenntnis ihrer Onindgedanken ermöglichte.** Im „Mittelalter" hat es, wie neuere 
Forschung immer klarer ermittelt hat, einen stehenden und abgesonderten GroB- 
handet nicht gegeben In der Neuzeit bekundet er mit wachsender Macht sein 
Dasein durch zwei große, ihm unentbehrlich werdende Apparate: die Banken und 
die Börsen, in diesen versammelt sich die groühändlerische Vertragschließung, 
in jenen der groBhändlerische Kredit Das Bankgeschäft, bisher als Geldwechsel 
und Geldleihe guten Teils ein wanderndes, kaum geduldetes Gewerbe, wird ein 
retjulärer Zweig des stehenden Großhandels, ja durch die kostbaren und einträg- 
lichen Dienste, die den Regierungen geleistet werden, bald die hohe Straße 
zum Eintritt in die Aristokratie (freilich verdankten schon die MEDICI und andere 
Florentiner dem Geldhandel ihre Größe). Aber neben den Privatbankiers, und 
zu dem Zwecke, ihre Macht einzuschränken, kommen im 16. und besonders im 
17- Jahrhundert städtische Depositen- und Girobanken auf. Der „Wechsel" ist, 
zumal in seiner älteren Form, als Eigenwechsel, wo er unmittelbar aus der Praxis 
des Münztausches hervorgeht, schon früh durch Ordreklauseln ein elastisches 
Werkzeug des Handelsgeschifles gewesen; aber erst die kompliziertere „Tratte** 
erlangt als „Wechselbrief" durch die freie Übertragungsform des Indossaments 
die gewaltige Bedeutung eines leiclitesten und beweglichsten Zahlungsmittels, 
dessen Funktion durch die Girobanken mit ihrem Privileg des Zahlungsempfanges 
(auf erhebliche Wechsel) reguliert wird. Bald aber entwickeln sich im freien Ver- 
kehr neben der Geldbank die modernen Kreditbanken (oft, und von den Privat- 
bankiers aus überwiegend, geht die eine glatt in die andere Ober). Wenn jene 
die Bedeutung einer gemeinsamen — eventuell öffentlichen — Kasse hat, also 
nicht als selbständiges Geschäft den übrigen Geschäften gegenübertritt (sie „lebt" 
sozusagen von „Gebühren"), so Ist die Kreditbank ein Kaufmann, der anstatt 
Waren, Cield (den abstrakten Begriff aller Waren) ein- und verkauft Der enorme 
Vorteil, der einer MZettelbank" daraus erwächst, daS ihre eigenen Schuldscheine, 



') Summa de Arilhmeticn, OcnmetricT ce(. von Luca Hacinlo. 

Sicvcking in Schmollers Jahrb. 1901. S. 1511 q. c. Adler. liW. Stu.^ II, 
S. 1109 Anm. 

*) Below in Conrads 4ahrbb. III. F. Bd. XX. S. I -51. 
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mit denen sie Geld einicauft, — die Banicnoten — als Oddsurrogate umlaufen, 

und sogar in einer Quantität, die über ihren Vorrat an Münze, die Sie dafür bei 
Präsentation zu zahlen sich verpflichtet, hinausgeht, („ungedeckte Noten"), üt-'gt 
auf der Hand, ihre Funktiun wird aber eben dadurcii wieder eine üftentlichc, 
daS <He8e Macht (eventuell als Recht garantiert) sie in den Stand setzt» Umlaufs- 
inittel zu sciiaffen, die durcli Geltung dem e^ntlidien (gemünzten) Gelde sehr 
nahe stehen, so daß der Kaufmann „Notenbank" und der Staat als Inhaber des 
Miiu-^rcgals in unmittelbare Konkurrenz geraten.') Den Charakter einer Anweisung 
auf metallenes Geld (das nicht allein üeld, sondern auch wertvolle Ware ist) 
teilt die Banicnote mit den Schuldscheinen des Staates, die dieser als papiemes 
Geld ausgibt, d. h. als Papier, das zugleich gesetzlich gültiges Zahlungsmittel 
ist („Zwangskurs"); durch das nicht immer ihm anliaftende Merkmal der Einlös- 
barkeit wird dieses wiederum der Banknote nucli ähnlicher. Da die metallene 
Münze allein wertvolles und eigentliches üeld ist, so stellen Papiergeld sowohl 
als Banknoten Mechanismen der Handelstechnilc dar, vermöge deren in einem 
gewissen Umfange — nicht Geld, aber — die Geldfuniction, gemacht wird, mit 
anderen Worten Kredit so sehr als möglich dem Oelde angcähnlicht wird. 
Der moderne (Handel und der moderne Staat bedürfen in gleicher Weise eines 
möglichst vollkommenen, d. h. möglichst geldähnlichen Kredits, neben dem Gelde: 
beide zusammen bilden durch ihre Funictionen die motorische Kraft im Getriebe 
der Regierung wie im Getriebe des Verkehres. Der Landesherr bedarf dieser 
vorzugsweise für seine militärischen Unternehmungen, der Kaufherr für seine 
kapitalistischen Unternehmungen. Sie begegnen sich und helfen einander gegen- 
seitig. Der Handel WUt dem Staate, teils indirekt, indem er die Hervorbringung 
von Gütern anregt und durch die Volkswirtschaft auch die Staatswirtschaft be- 
reichert; teils direkt, oder durch Gewährung und Schaffung von Geld in Form 
des Kredites. Der Staat hilft dem Handel, teils indem er die materiellen Inter- 
essen des Landes, insbesondere also die Handelsinteressen, nach außen hin ver- 
tritt und verficht, teils indem er sie im Innern fördert und Anstallen für den 
Handel ins Leben ruft, die diesen schützen, befest^n, begünstigen, eben dadurch 
auch moderieren: solche Anstalten sind die staatlichen (wozu auch die alten 
Städtischen gehören) Banken und ihresgleichen, als staatlich privilegierte und 
zentralisierte Zettelbanken, zumal wenn der Staat einen erheblichen Anteil des 
ßgentums daran sich vorbehilt; solche Anstalten sind atwr auch die Börsen 
da, wo sie quasi öffentliche, unter Staatsaufsicht stehende Institute sind. Da6 
freilich der Staatsaiistalts-Charakter für die Funktionen dieses, wie anderer In- 
stitute, nicht notwendig ist, zeigt das Beispiel Englands und das der Vereinigten 
Staaten, wo sich autonome Korporationen dem Staate gegenüber erhalten haben. 
Oberall begegnen sich aber Staatsinteressen und Handelsinteressen: namentlich 
auch in der Richtung auf die Schiffahrt, besonders wo diese den überseeischen 
Handel vermittelt und wo dieser zur Gründung von Faktoreien, vollends wo er zur 
Ansiedelung von Kolonien führt. Die Kulonialpolitik schließt sich der Han- 
delspolitik an. Diese verzweigt sich in Zollpolitik, Verkehrspolitik, Münzpolitik, 
Bankpolitik und andere und geht in die mannigfachen Gebiete der Gewerbe- und 
Sozialpolitik über. Auch Kriegswesen und auswärtige Politik hingen mit allen 



') Datier und aus anderen Quellen entspringt dnnn die FraKc: .gemeinwirtschaftliche 
oder privatwirtschaftlichc ... Organisation des Bankwesens"? A.Wagner, Der Kredit und 
das Bankwesen, in Sc1iOnl>efgs Handtracli der polttisciten Ökonomie, 3. Aufl., S. 497. 
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diesen Gebieten näher und ferner zusammen. Am iiimiiftelharsten aber verknüpft 
sich die militärische mit der dem Handel dienenden Technik im Scekriegs- 
wesen, indem sich der Kürper der Kriegsmarine neben den Körper der iiandeis- 
marine stellt, zu dessen Schutze geschaffen. Der Staat wie der Handel lenkt die 
Marine auf Pflege der SchHfsbautechnik und der ihr und der Schiffahrt dienenden 
Wissenschaften, unter denen die Astronomie hervorraj;t, derc-n Umwälzung 
eines der großen Fundamentalereignisse der Neuzeit ist. Unter ihren Vorläufern 
sind die schon genannten Nürnberger Gelehrten des 15. und 16. Jahrhunderts, 
denen noch MARTIN BEHAIM, selber ein kflhner Segler, sich zugesellt, vorzugsweise 
ruhmeswürdig. .^Is Verbesserer des Astrolabiums (der Winkclmeßscheibe, die 
man zur Ortsbestimmung auf See gebrauchte), als Erfinder des Gradstockes oder 
Jakobsstabes (des Instrumentes, nach dem man Zeit und Breite bestimmte) und 
als wissenschaftlicher Begründer astronomischer Jahrbücher, der Ephemeriden, 
verband Regiomontanus die deutsche Astronomie mit der iberischen Nautik . . 
Ohne den jakobsstab und das vervollkommente Astrolabium, vermittelst dessen 
man die Entfernungen nach der Sonnenhöhe berechnen konnte, wäre es den 
großen Seefahrern der Zeit: COLUMBUS, VASCO DE Gama, CaBüT, MaüELHAKNS, 
nicht möglich gewesen, sich weiter in den Ozean hinauszuwagen und ihre Enldek- 
kungen zu machen. RbOIOMONTAN^ auf 32 Jahre vcHraus berechnete Ephemeriden 
begleiteten CoLUMBUS imd VespucC! in die Neue Welt." BEHAIM „zeigte den 
sicheren Weg nach Ostindien um Afrika bereits im Jahre 1492 .... auf seinem 
Erdglobus deutlich an." Reüiomontan s Schüler JOHANN WERNER gewann für den 
mathematisch-physikalischen Zweig der Erdkunde einen geradezu bahnbrechenden 
Einfluß".') In Nürnberg wurden auch die besten Kompasse angefertigt, die 
(lange hi-kannt. doch erst) für die Weltmeerfahrten unentbehrlich wurden. So 
trug Teciinik und Wissenschaft der deutschen Reichsstadt zum Gelingen der 
spanisch-portugiesischen Unternehmungen bei, wie denn auch die großen Häuser 
Augsburgs und Nflmbergs mit Kapital und persönlichem Interesse sich stark daran 
beteiligt haben. Diese Unternehmungen hatten aber auch einen kriegerischen 
Charakter, sie waren auf Eroberung und Unterwerfung (man nannte sie Bekehrung 
der Heiden) gerichtet. Daher denn, namentlich in Portugal, auch der Adel, 
durch Jahrhunderte von Kriegen gegen Mauren und gegen das benachbarte Ca- 
stllien gestUilt und nationalisiert, leidenschaftlich sich dazu dringte und auch die 
Teilnahme am gewinnreichen Handel nicht verschmähte. An seiner Spitze standen 
aber auch Könige und Prinzen, die zielbewußt ihr Interesse und ihren Ruhm mit 
Interesse und Ruhm des Landes identifizierten, wie denn einer seine Ehre in dem 
Beinamen „der Schiffer" fand. Erst in den Spuren Porhigals fo^ dfersOchtig 
das weit weniger für das Weltmeer begabte Spanien, dem erst ein Oenueser den 
crfolgrelchstett Weg bahnen muss. Dann teilen sich, unter päpstlichem Segen, 
Spanien und Portugal die neue Welt (1494); aber hundert Jahre später ist Por- 
tugal spanisch. Und in Spanien überwiegt der militärische Geist den Handcls- 
geist, statt sich mit ihm im Gleichgewicht zu erhalten; unterstützt jener durch das 
kirchliche Machtstreb«!, das um so sdtSrfer hervortritt, je ndir es darauf an- 
gewiesen ist, sich für die großen Verluste zu entschädigen, die der Abfall ger- 
manischer Länder und Städte gebracht hat. im 16. Jahrhundert aber nimmt 
die spanische Kriegstechnik unbestrittener Weise den ersten Rang ein in Europa. 

*) Janssen I. c. S. \50 l nach RiUer. Peschcl, S. Günllier (Studien lur Ocsch. der 
matbemat. und physikal. Geographie. Halle 1879. S. 273-331). 
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Sie hatte von den Mauren gelernt, die im Gebrauche der Bclagerungsmaschineil 
lange überlegen blieben, und namentlich durch den Besitz der arabischen Pyro- 
technik gewaltige Wirkungen erzielten, wie ihnen denn mit vieler Wahrscheinlich- 
keit die erste Anwendung, des ScIiieBpulvers zui^schrieben wird, in Abwelir 
der spanisclien Belagerung von Algaziras (1342); und schon D. PEDRO IV. von 
Aragonien hatte 1359 auf einem seiner grüßten Schiffe eine Bombarde, die „durch 
Feuer mit künstlichem Pulver aht:eseiK)ssen ward, und mit zwei Schüssen die 
beiden Kastelle eines castilischen SLliittcs nebst dem Mastbaum zcrsciuncttcrte, 
und viele Leute verwundete.*") Wenn die Sage schon ein halbes Jahrhundert 
frfiher das Pulver durch einen oberdeutschen Mönch „erfunden" werden läßt, so 
steht damit wohl nicht in Widerspruch, daß erst seit 1342 die Kunde von den 
Pulvergeschützen sich rasch durch Europa verbreitete, und daß erst dann die 
mächtigsten deutschen Städte sich dieser Waffen bemächtigten. Deutsciiland und 
die iberische Halbinsel traten aber frah in fruchtbare Wechselwirkung, wahrend 
Frankreich und England von Spanien und Portugal weit mehr empfingen als sie 
zu geben vermochten; was ebenso das Verhältnis zu den oberitalischen Städten 
bezeichnet. Die dynastische Verbindung Spaniens mit dem deutschen („römischen") 
Reiche bringt jenes auf den Gipfel seiner Macht Und diese Verbindung reflek- 
tiert sich in der spanischen Armee, als eine kriegsgettble, technisch gebildete, 
Führerschaft an der Spitze von (zum großen Teile) deutschen Landsknechten. 
Noch im Anfange des 16. Jahrhunderts spielten die Schützen eine Nebenrolle 
in der Taktik; und eine grüße Neuerung war es, als man diesem Teil der spani- 
schen Infanterie anstatt der schweren Handröhren, der Haken und sogar noch immer 
gebrauchten Armbrüste (die einen Immer gewaltigeren Umfang angenommen 
hatten) die leichtere Muskete in die Hand gab, was nicht wenig zum Ausgange 
der Schlacht von Pavia (1525) beigetragen hat ") Doch blieben die Musketiere 
lange eine Elitetruppe, und erst im 17. Jahrhundert verdrängte die Muskete die 
Arquebuse ganz. Zunächst bestand der Fortschritt in Vermehrung der SchOtzen 
Oberhaupt, zu Fu5 und zu Pferde. Noch Lienhard FrOnssperoeR (in seinem 
Kriegsbuch von 1573) rechnet das Verhältnis von Spießen" und Feuergewehren als 
5 zu 3; unter Albn stellte es sicli wie 1 zu I. ) — Auch in der Technik des 
Seekrieges waren damals die Spanier noch auf der Höhe; nur die Türken konnten 
es mit ihnen aufnehmen. Die meisten Kriegsschiffe hatten im Jahre 1500 neben 
den Segeln noch Ruder; die Galeere der Türken war namentlich gefürchtet. 
Dagegen taten die Spanier sich bald durch reine Segelscliiffe hervor, ihre Gali- 
onen mit sehr hohem Bord und noch höherem Vor- und llinterkastell, mit 4 bis 
5 Fuß dicker Beplattung, mit musketenschußfreien oberen Brustwehren, wurden 
schwimmenden Schlössern vei^lichen; die grOAten führten 40 bis 50 Metallkanonen. 
Auch wurden größere Galeeren zur besseren Aufnahme von Geschütz, unter dem 
Namen üaleassen gebaut.*) Die große Armada von 1588 enthielt 64 Gnilionen 
und 4 Qaleassen, im ganzen 130 Segel, und war mit 25 bis 30000 Matrosen und 



•) Zurita AniMles de la ContOk de Aiagon, T. X Üb. IX, c. 23: »y parece ser ya muy 
resada en estos tiempos aquclla tnvenckm btfemeP. Bei Hoyer, Gesch. der Kriegskunst I, 

S. 49 (QöUingen 1797). 

•) FniMUbergs Kri^rtaten S. 48 bei Hoyer I. c. S. 159. Vgl. Jähns I. c. I, 723. 
*) Jllins t. c. ibid. 

*) Erwiesen sieb aber bei Lepanto (1571) als xu schwer beweglich. Hoyer L c. 
S. 536. 

Wa«ner-Fc«tKbrilt. iS 
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(zum größeren Teil) Soldaten bemannt.') Der Schwerfälligkeit der spanischen 
Galionen wird es zutjeschriehcii. daß ihnen die kapernden Wassergeiisen so ge- 
fährlich wurden, und dab die rund gebauten kleineren Kriegsschiffe der Engländer, 
die von der tiefen Stellung zur See at>gingen, sidi oft .flberl^en erwiesen, kbcr 
die Flotte der Engländer blieb im 17. Jahrhundert unbedeutend, sie waren noch 
darauf angewiesen, im Kriegsfälle Kauffahrer 711 armieren. Die von RiCHELIEl? 
begründete französische Flotte war der englischen bald ebenbürtig. Bemerkens- 
wert ist, daß noch bis Ende des 18. Jahrhunderts die größten Handeisschiffe 
die portugiesisdien Carraquen mit 4 mannsholien Verdecken, ca. 1500 Tonnen 
fDhrend, für die Ostindienfahrt waren.*) -Der enge Zusammenhang des Handels 
und des Kriegswesens, und der Technik in ihren Anwendungen auf beide, tritt 
im Seewesen am greifbarsten hervor. Die Seekriege entspringen offenbarer 
Weise, die Landkriege zumeist in versteckterer Welse, den faiterosen und Etfer- 
sflchten des Großhandels, denen die Staatsregierungen teils sidi nicht entziehen 
können, teils — und zwar in der Epoche von 1500 bis 1800 zumeist — in be- 
wußtester Weise ihre militärischen und finanziellen Kräfte dienen lassen wollen, 
weil sie die ökonomische Entwicklung ilires Landes, und, wie es später heißt, die 
nationale Existenz, als davon abhängig erkennen. Besonders ist es der Kampf 
um die Kolonien, der in dieser ganzen Zeitspanne bald unter der Asche glimmt, 
bald zu Wasser und zu Lande hell emporlodert; der im 19. Jahrhundert schein- 
bar erlöschend, in Wahrheit hinter den meisten großen Streitfragen der Mächte 
fortglüht und gegen Ende des Jahrhunderts wieder in züngelnde Flammen aus- 
bricht — Die Beziehungen zwrisdien dem Geiste des Handels und dem Geiste 
des Krieges, von denen jener die moderne Gesellschaft, dieser den modernen 
Staat, ganz eigentlich ausbildet, sind aber auch im Innern mannigfach und 
bedeutend. Die Kriegführung und die Haltung stehender Heere und Flotten wird 
immer mehr die große Belastung der staatlichen Finanzen; ein großes System 
'der direkten und indirekten Besteuerung wird notwendig; die R^erungen sind 
dafür, und noch mehr, wenn sie zur Deckung außerordentlicher Bedürfnisse auf 
Anleihen zurückgreifen müssen, auf den guten Willen und das Vertrauen der an 
Geld vermögenden Schichten in ihrem Lande, daher vorzugsweise der Handels- 
klasse und ihrer Spitzen, der «hohen Finanz" angewiesen. In jenen früheren 
Jahrhunderten, besonders im 17., machte sich aber noch unmittelbarer der 
Handelsgeist im Kriegswesen geltend. Das Söldnertum ist ein hervortretender 
Ausdruck der steigenden Bedeutung des Geldes in der Volkswirtschaft (welche 
Bedeutung das mißverständliche Wort „Geldwirtschaft" bezeichnet). Das Werben 
und die Befiehlshat)erschaft der Truppen war eine private Unternehmung, die 
eine bedeutende Auslage von Kapital erforderte „Auf den Kiedit hin, den sein 
Name hatte, und zwar in der doppelten Beziehung der militärischen Tüchtigkeit 
und der Zahlungsfähigkeit und unterstützt von Hauptleuten, welche als Zwischen- 
unternebmer die einzelnen Kompagnien aufstellen, ließ der Obrist werben ... 
und (namentiich in der Waltensteinschen Periode des DreiBigjährigen Krieges) wurde 
das Land den miiitSrischen Enh«preneurs in der rücksichtslosesten Weise preis- 
gegeben . . . Wohl meldeten sich noch immer nicht wenige wirkliche Freiwillige, 
mehr aber noch wurden durch die ni.inniKt.iltigsten und schamlosesten, von vielen 
Regierungen begünstigten Werbekünste gepreßt. Solche Kniffe reichten allerdings 
fQr die sehr gesuchten Spezialwaffen, schwere Reiterei und Artillerie, nicht aus; 

Meteeren NiederMnd. Historie, Buch 16 paa«. bei Hoyer I.e. S.237.40a40l2. 
*) Hoyer 1. c. S. 535. 



— 139 - 



bei ilineii ^a\t es für die Parteien, den V^orkaiif zu erlangen, und daher hatten 
Kürassiere und Stückknechte einen voIlständit^cMi Tageskurs, der auf den militäri- 
schen Börsen, d. h. den Werbeplätzen, genau notiert ward.*) 

IlL 

Kriegstechnik und Handelstechnik, durch ihre große Entwickhing, die sie in 
den drei ersten Jahrhunderten der Neuzeit nahmen, haben beide die industrielle 
Technilc vorbereitet, sicli darin übersetzt und in ihr vereinigt*) Die moderne 
Großindustrie Ist ein Kind» das der Staat mit der OtteHschaft erzeugt hat Frölich 
ist die soziale Vaterschaft hier nur von acddentelier Bedeutung. Abgelöst von 
den tatsächlichen historischen Bedingungen ihres Daseins hätte die Gesellschaft 
auch „partheno^enetisch" die Großindustrie hervorbringen können. Diese gesell- 
schaftliche Entstehung aber, die durch die Aktivität des Staates nur modifiziert 
wird, laflt sich vielleicht an einem chemischen Gleichnis verdeutlichen, und man 
dflrfte dann sagen: die Basis Handel verlrindet sich mit der Säure Wissenschaft 
zum Salze Großindustrie. Besonders ist es gerade die Technik, dies konstituie- 
rende Element der ürdRiiidustrie, das von der Wissenschaft erfüllt ist und in 
immer innigere Verbindung mit, dadurch zugleich in immer größere Abhängigkeit 
von ihr tritt Mit der Wissenschaft zusammen spielt die industrielle Technilc in 
der neueren Kulturgeschichte eine revolutionSre Rolle. Während nun die Kriegs- 
technik verhältiiismäfiij^ früh fortt^oschritten ist, und verhältnismäßig wenige innere 
Widerstände zu üIuiak indcn t^chabt hat - ihre hauptsächlichen Hemmungen sind 
äußere, nämlich finanzielle - , wahrend die Handelstechnik nur insofern ihre Ent- 
wicklung verzögern muBte, als der Handel selbst mtt starken Vorurteilen der 
öffentlichen Meinung zu kämpfen gehabt hat, und namentlich der ihm als inte- 
grierender Bestandteil angehörige Geldhandel lange Zeiten hindurch von Sitten 
und Anschauungen, infolgedessen auch von Recht und Gesetzgebung verneint 
worden ist; so stellt sich die weit fundamentalere Bedeutung der industriellen 
Technik eben darin vor, daS sie ein scharfes Sichabhet)en der Neuerungen gegen 
die Tradition zeigt und da6 sie in ihrem eigenen Gebiete, und daher unmittelbar 
aus wirtschaftlichen Motiven, zurückgehalten, unterdrückt und bekämpft worden ist. 

Die Neuerungen innerhalb der industriellen Technik sind neue Erfindungen. 
Vifir kennen «ilche ebenfalte auf dem Gebiete der Kriep- und dar Handelsteehnik. 
Oberali stellen sie sich die Angabe, die Erreichung bestimmter Zwecke zu er^ 
leichtern und zu beschleunigen, zu verstärken und zu vermehren. Auf dem Gebiete 
der Kriegstechnik handelt es sich daher wesentlich um die Verbesserung der 
Waffen, daneben auch anderer Mittel des Angriffs und der Verteidigung. Erfin- 
dungen in der Handelstechnik beziehen sich hauptsächlich auf Verbesserung der 
Mittel des Tausches und der Umtaufemittel. In der industriellen Technik dagegen 

■) JiHns I. c. S. 667. Wörtlich wiederholt mit Zusltzen in desselben Verfossers 

„Heeresverfassungen uml Vrilkerkbcn" Berlin ]SH5. S. 249. An beiden Stellen kommt der 
gelehrte Verfasser auch auf den berüchtigten aSoldatenhandel" der Fürsten zu sprechen. 

•) Die folgenden AusfOhrungen sind (wie die vorhergehenden) unabhängig von dem 
^rolien Schema einer HntwickItinKSgeschichte des modernen Kapitalismus entstanden, das 
neuerdings äombart vorgelegt hat (sie waren der Idee nach fertig, ehe mir dies Werk bc- 
Itannt geworden ist). Bei neuer Beatbettmg würde Ich fortwährend darauf Rfleksieht neh- 
men, insbesondere .luch auf seine schönen Erörterungen über den Begriff der Maschine (und 
Auseinandersetzung mit Reuleaux in der Abhandlung: .Die gewerbliche Arbeit und ihre 
Organisation', Brauns Archiv IBr sociale Qesetsgebung «ad Statistllt, 14 Bd., i899f). - Das- 
selbe gilt in bexug auf Schmoller, Orundrii, erstes Buch, 4. AbKhnItt. 
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ist CS abgesehen auf Verbesserung tkr Mittel der Produktion, auch der Produktiun 
von Watten, auch der Produktton papierner Umlaufsmittel, also auf Verbesserung 
der Arbeitsmittel schlechthin. — 

Über den Unterschied zwischen Werkzeug und Maschine ist nicht wenig 
ijcdacht und t^eschrieben worden. „Mathematiker und Mechaniker", bemerkt KARL 
Marx (Das Kapital I*, S. 335), erklären das Werkzeug für eine einfache Maschine 
und die Maschine fQr ein zusammengesetztes Werkzeug. Sie sehen hier keinen 
wesentlichen Unterschied und nennen sogar die einfachen mechanischen Poten- 
zen . . . Maschinen." „Andererseits sucht man ilcn Unterschied zwisdien Werk- 
zeug und Maschine darin, daß beim Werkzeug der Mensch die Bewegungskraft, 
bei der Maschine eine von der menschlichen verschiedene Naturkraft, wie Tier, 
Wasser, Wind usw.*) Danach wäre ein mit Ochsen beqpanntor Pflug, der den 
verschiedensten Produirtionsepochen angehört, eine Maschine; Ciaussens Ciradar 
loom, der, von der Hand eines einzigen Arbeiters bewegt, 96000 Maschen in 
einer Minute anfertigt, ein bloßes Werkzeug. Ja, derselbe loom ein Werkzeug, 
wenn mit der Hand, und Maschine, wenn mit Dampf bewegt. Da die Anwendung 
von Tierlcraft eine der ältesten Erfindungen der Menschheit, ginge in der Tat die 
Maschinenprodut(tion der Handwericsproduiction voraus.' (Daselbst.) MARX Icnflpft 
sodann seine eigene Theorie ausschließlich an den Begriff der Werkzeug- 
maschine an, die er bezeichnet als einen „.Mechanismus, der nach Mitteilung der 
entsprechenden Bewegung mit seinen Werkzeugen dieselben Operationen ver- 
richtet, welche früher der Arbeiter mit ahnlichen Wericzeugen verrichtete* (daselbst 
S. 337). Ich halte es für richtig, wenn man vom Werkzeug ausgeht, ihm den 
Begriff der Werkzeugmaschine entgegenzusetzen. Wenn man aber als Maschinen 
außerdem auch „Kraft- oder Bewegungsmaschinen (Motoren)" bezeichnet -), so müßte 
um den Gegensatz vollständig zu machen, auch der Begriff des Werkzeuges in 
entsprechender Weise erweitert werden. Dem ist nun der Sprachgebrauch, 
von dem die Begriffsbildung, solange sie nicht eine besondere Zeichensprache 
anwendet, so schwer sich freimacht, ebenso entgegen, wie er die Erweiterunt^ des 
Begriffes der „Maschine" begünstigt. Menschen und Tiere, die man zum Ziehen 
von Wagen anwendet, werden ebensowenig, wie der Wind oder das Wasser, 
welche Kräfte Schiffer und MOIler in ihre Dienste nehmen, »Werkzeuge* benannt 
wenn gleich mit Aristoteles manche den Sklaven ein beseeltes Werkzeug genannt 
haben; in der Tat gehört dies ebenso der Bildersprache an, wie wenn man sonst 
von einem Spion oder anderen Agenten als von einem „Werkzeug" in der „Hand" 
eines Mächtigen spricht 

Die Krafhnaschine aber ist ein kQnstliches Gebilde, dazu bestimmt, im 
Prinzip die gleichen Leistungen zu vollbringen, die sonst von jenen Faktoren, die 
wir als „Kunstgehilfen" zusammenbegreifen können, geleistet wurden. Die Ge- 
schichte der Kraftmaschine beginnt erst mit der Dampfmaschine, die nicht nur 
»eine Zeitlang als die fast allein herrschende Krafhnaschine" dastand'), sondern 
ihre wirklichen Vorläufer nur in allen Arten von „Uhrwerken" hat, weil nur diese 
ebenso wie die Dampfmaschine das Prinzip der Bewegung in sich seiher hallen 
und lediglich eines äußeren Anstoßes durch intelligente Menschenhand, des »Auf- 

<) So auch Roscher, NationalOkonomik des Handels and OewerbfleiBcs §119, $.7581. 
der 7. Aufl. ed. Stieda. 

-) Vgl. z. B. Lexfs, HW. der Staatswissensch., Bd. 4, Art. Maschinenwesen. 

Reiiienux, Die mcch.inische Verwertvng der Naturkrlfte und deren Verwertung, in 
,Au8 Kunst und Welt', Berlin 1901, S. 292. 
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Ziehens" bedürfen, wie die Dampfmaschine der Heizung; hier wird die eizeitgte 
Wärme, dort die potentielle Energie der Lage in kinetische Energie umgesetzt. 
Während aber die Energie der Lage innerhalb eines Uhrwerkes immer von 
neuem durdi menschliche Muskellcraft hergestellt werden muft» so lUt dagegen 
Wärme, und durch sie die Spannung der Wasserdflmpfe, sich in unbesdirlnicter 
Weise im cliemischcn Prozeß erzeugen, solange man zur Verbindung mit dem 
Oxygen der Atmosphäre hinlängliches Material hat; und dies ist bekanntlich durch 
die Kohle gegeben, in der „die Sonnenwärme durch lange, oft ungemessenc 
Zeiten mechanische Arixit aufgespeichert hat* REULEAUX a.a.0, S302. Wahrend 
daher Uhrwerice nur eine geringe Menge von Bewegung ertwingen und foli^ich 
nur in engen Grenzen anwendbar sind, so ist die Dampfmaschine unendlicher 
Leistungen fähig. Sie ist die erste eigentliche Kraftmaschine, weil sie aus der Ver- 
speisung von Kohlen und Wasser „ihre Bewegungskraft selbst erzeugt" (MARX 
a. a. S. 341), daher ab MucMne an die Stelle zwar nicht der Nahirfcrifte, 
wohl aber der natariichen Motoren (als Mensch, Tier, Wasser, Wind) tritt. Ich 
würde nicht mit Reiileaux, MARX u. a. das Wasserrad eine Bewegungsmaschinc 
nennen, so wenig wie das Windmühlenrad mit seinen Flügeln; denn ein Rad ist 
immer nur Mobile, aber nicht Motor'); ob durch seine Bewegung eine Werkzeug- 
maschine oder ein einfacher Wagen bewegt wird, es gehört immer zum Trans- 
missionsmechanismus, während der Motor etwas Lebendiges oder doch Natürliches 
außer ihm ist, das vermöge einer Naturkraft, nämlich vermöge seiner kinetischen 
Energie wirksam ist. Die Naturfcrafte selber können niemals durch irgend welchen 
IcOnstlichen Apparat ersetzt werden (weil sie auch in diesem das allein Wirksame 
sindX wohl aber die natOrlichen Motoren als Triger von Naturkrlften, und zwar 
wird die Dampfmaschine, wie in einigem MaBe schon das Uhrwerk, den organisch- 
lebendigen Motoren so sehr als möglich ähnlich. Sie ist oft mit einem animali- 
schen Organismus, dieser ist oft wegen des Verbrennungsprozesses mit einer 
Dampfmaschine verglichen wwden, wie im 17. und 18. Jahrhundert der Ver- 
gleich des Menschen mit einem Uhrwerk (denn dies war der Sinn des rhoamu 
machine) gar viele Aufmerksamkeit und reichliche Entrfistung auf sich zog. 

Wir gewinnen daher den zwiefachen Gegensatz: 
natürlicher Motor — Kraftmaschine, 
Werkzeug — Werkzeugmaschine. 

Dem natfirlichen Motor und dem Werkzeug gemeinsam ist das Merkmal, daß 
in ihnen die nicht künstlich herstellbare Naturkraft das wesentliche Moment ist. 
Dafi dies vom natürlichen Motor gilt, liegt auf der Hand; es gilt aber auch vom 
Werkzeug: es ist und bleibt immer eine Gruppe von Partikeln natürlicher Materie, 
die auf andere JMaterle wirkt, wenn von menschlicher verstandiger Hand geleitet. 
Jener wirkenden Materie wird allerdings eine zweckmaftige Form gegeben, aber 
diese Formen sind Nachbildungen von Nafurformen, namentlich der organischen 
Formen des Menschen selbst, die der Mensch gleichsam verlängert, „projiziert" 
in seine Werkzeuge. Sie verändern und vervollkommnen sich auch gleich jenen 



') [KiL;egen z. R, Lexis a.a.O.: „Als erster ElciTienlarkraftmotor (ritt schon im Alter» 
tum das Wasserrad auf.' Allerdings ist jedes ASobUe der Atöglicbkeit nach aucb Motor, wie 
Jeder Motor auch MoAfllr seta maS; aber einen Strom, den Wind, wie auch jeden Organismus 
betrachten wir als durch seine Zusammensetzung, sein inneres Weser» nicht nur beweglich, 
sondern tatsächlich bewegt und in seiner Bewegung verharrend, bis diese, gleich einem 
Feuer, ans Mangel an , Nahrung" erlischt, wdl dnc gleiche md entgegcngerlchtete Bewegung 
sie aufhebt 



üiyiii^ed by Google 



— 142 - 



wesentlich durcli diu Gebrauch, in leisen Modifikationen, und sodann, indem ein 
bildsamerer Stoff den minder bildsamen verdrängt (die Bronze den Stein, das 
Eisen die Bronze). Dazu kommt, daß das Werkzeug nichts Ist au6er In seiner 
Abhängigkeit vom könnenden, kundigen IMenschen: die Geschicklichkeit in der 
Handhabung des Werkzeuges belebt und beseelt gleichsam das Werkzeug selber. 
Diese Geschicklichkeit aber ist ganz und gar organisch ; sie liegt teils in der 
ererbten Anlage des Menschen, teils wächst und entwickelt sie sich aus dieser, 
wie die Gewebe und Organe des tierischen Leibes selber. 

Die Maschine ist in ganz anderem, ist in absolutem Sinne Gebilde des 
menschlichen Hirns und der menschlichen Hand; eben weil sie Nachbildung 
der organischen Naturgcbilde ist. Die Konstruktion, die Form, ist daher die 
Hauptsache, als die zweckmäßige Anordnung, der „Geist", der in sie hineingedacht 
und hineingelegt wild. Darum wird aus zweckmäßig zu einer bestimmten Ge- 
samtwirkung (Cooperation) geordneten Menschen selber, etwas der Maschine 
Ahnliches - verschieden von natürlichen Mnfnren, weil aus solchen zusammen- 
gesetzt und mit einer Gesamtir.telligenz durch den von außen ihnen auferlegten 
Willen versehen; verschieden von einem Werkzeug, eben weil ein intelligentes 
und wollendes Werkzeug. So ist die Kraftmaschine dem intelligenten Organismus 
ähnlich, insofern dieser lebt; die Werkzeugmaschine, insofern er arbeitet; daher 
in einem gewissen Maße, insofern er denkt; zumal, wenn sie mit der Kraft- 
maschine verbunden wurde. 

Es handelt sich also letzten Endes und der Idee nach um den Ersatz des 
von der Natur zweckmälUg angelegten und ausgebikleten, durch Entwicklung ge- 
wordenen intelligenten Organismus, 

durch einen von Menschenhirn crsonnenen, von Menschenhand konstruierten, 
mit Bewußtsein und planmäßig als Mittel für einen bestimmten außer ihm lie- 
genden Zweck gemachten Mechanismus. 

Hierin spricht sich der prinzipielle Gegensatz aus, der nie vollstand^ in 
die Wirklichkeit tritt, weil ihm der andere Gegensatz immer parallel läuft, der 
darin besieht, daß der Mensch selber, in beiden Fällen Subjekt von Zwecken 
und Tätigkeiten, auf der einen Seite der Kraftgehülfen und Werkzeuge sich be- 
dien^ auf der anderen die Kraft- und Werkzeugmaschinen anwendet. Er kann 
sich freilich auch seines arbeitenden, kunstverstiiMÜgen Mitmenschen, wie eines 
Kraftgehülfen und Werkzeuges zugleich, oder als des Mittels für seine Zwecke, 
bedienen; er bedarf auf der anderen Seite, aucti für die vollkoniniensten Maschinen, 
und je mehr die Maschmenkörper ins Ungeheure wachsen, umsomehr eines 
Heeres von Arbeitern zur Überwachung und Bedienung der Maschinen, sodaB 
sich der Gegensatz auch so bezeichnen läßt: auf der einen Seite Menschen mit 
Werk^eugcn, sodann mit Kraftgehilfen, arbeitend, auf der andern Seite Menschen 
mit Maschinen arbeitend in einem wie im andern Falle als von andern Menschen 
abhängig, von diesen als Mittel für ihre Zwecke vorgestellt und gedacht 

Wir haben also den dreifachen G^ensatz: 

1. gegenüber dem kunstvoll arbeitenden Menschen die kunstvoll arbeilende 

Masdiini', 

2. L;LKCMiiher dem Kunstgehilfen und Werkzeug die Kraft- und Werkzeug- 

masciiine, 

3. gegenüber den mit Kraftgehilfen und -Werkzeugen arlidtenden Menschen, 

als Mitteln, die mit Kraft- und Werk /cu^ni aschinen arbeitenden Menschen 
als Mittel, för Zwecke anderer Menschen. 
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Die erste Betrachtung ist die naturwissenschaftliche, in tlem weiteren Sinne 
des Begriffes Natur als eines alle Wirklichkeit — gewordene und fiemachte — 
umfassenden.') Die dritte Betrachtung ist die sozialwissenschaftliche ~ nicht die 
aliein mligiiche, aber diejenige, die der Erfährung am nAchsten liegt. Die tech- 
nologische Betrachtung steht zwischen beiden in der Mitte. Sie geht in die 
sozialwissenschaftliche insofern über, als sie dem natürliclicn Verhältnis zwischen 
Menschen und Natur gerecht wird, und nur von den spezifisch sozialen Ver- 
hältnissen zwischen Menschen und Menschen Umgang nimmt. Sie beruht aber 
in der naturwissenschaftlichen Betrachtung, denn audi sie betrachtet — aber unter 
Voraussetzung des Zwecke habenden Menschen — Naturkräfte und gestaltete 
Materie als teils ewig, teils geworden, immer als Gegenstände der Wirklichkeit, 
die der Mensch seinem Willen unterworfen hat oder unterwirft: sodaß sie neben 
ihrem natürlichen Dasein ein soziales Dasein haben, weil und insofern als der 
Mensch sie gebraucht, sich ihrer bedient, sie wirksam macht 

Für den Gebrauch von Kunstgehilfen und Werkzeugen ist das Können die 
Hauptsache: nicht nur die Kenntnis, sondern ein organisches Vermögen, das ganz 
wie eine angeborene Fähigkeit den Menschen spezifisch bestimmt, und regelmäßig 
auch als Anlage vererbt und angeboren ist: wenn diae Anlage aych nur in der 
normalen Beschaffenheit von Hirn und OliedmaBen besteht FQr den Gebrauch 
von Maschinen fällt dieses spezialisierte Können weg, oder tritt doch stark zurück. 
Es kommt nur auf ein allgemeines Können an: bald sehr geringe, z. B. kind- 
liche, bald sehr bedeutende körperliche Kräfte, und eine allgemeine Intelligenz, von 
der ebenfalls sehr verschiedene Grade erfordert werden. Die eigentliche Beherr- 
schung der Maschine, die ihre Natur durchdringt, daher auch sie zu korrigieren 
und zu modifizieren imstande ist, wird vielmehr durch ein Wissen als durch ein 
Können bedingt, nämlich durch klare wissenschaftliche Erkenntnis ihrer Kon- 
struktion und Zusammensetzung. Nun sind zwar auch für Wissenschaft vererbte 
Anlagen von hoher Bedeutung; ein guter Kopf, mit „JMutterwitz* begabt wird tich 
immer bewähren. Aber in ganz anderem Umfange, als für ein spezialisiertes 
Können, kommt doch hier das Wollen in Frage. Jeder mittlere Kopf, wenn er 
nur mit den viel allgemeineren menschlichen Qualitäten, namentlich mit Ge- 
dächtnis begabt ist, kann ein großes Wissen erwerben, und zwar gehört zu 
diesem Erwerbe nicht sowohl die Obung einer besonderen Fähigkeit vielmehr die 
Aufnahme und Aneignung des von außen dargebotenen Stoffes. Daß es dabei 
um den Erwerb von Mitteln und um Beteiligung des auf Gewinn gerich- 
teten Willens sich handelt, oder wenigstens leicht sich handeln kann, begreifen 
wir, wenn wir die unermeßliche Bedeutung, die Nützlichkeit und Notwendigkeit 
des Wissens far alle komplizierteren, daher insbesondere fQr neue menschliche 
Zwecke ermessen. Denn, wie früher bedeutet, nur durch Wissen ist Voraussicht 
und nur durch Voraussicht ist Beherrschung zukünftiger Ereignisse möglich. 
Ein zukünftiges Ereignis ist aber der Zweck den man bewirken, wie (für das 
Denken) die Wlikung, der man zuvorkommen will. So wird das verfügbare und 
von aufien aufnehmbare Wissen, wird die Wissenschaft selber zu einem an- 
gesammelten und angewandten Mittel, das der Mensch für seine Zwecke gebraucht 
und vermöge dessen er sich die Wege bahnt zu seinen Zielen. 

Es bedarf aber nur einer bündigen Hinweisung darauf, in welchem Umfange 

') Man kann sie darum aucli die metaphysisclie nennen — denn dies ist der echte 
und alte Sinn der JWetapltysik, der nur dadurch getrfibt wurde, daS man auch gedachte 
Wesen — z. B. reine Oeister — als der Wirklichkeit angehörend reclyiele. 
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die Wissenschaften durch Rechnung und Experiment zur gestaltenden Macht der 
Technulügie gewurden sind. Da ist es zunächst die Ausbildung der Mathe- 
matik, die nach allen Ridthingen hin die uneriaBliche Theorie fflr die Piaxis des 
Ingenieurs geworden ist. Schon in der Kriegstech nilc ist sie uns begegnet und 
l)edeutet in der Tat die Quelle der artilleristischen Fortschritte durch allmähliche 
Erkenntnis der Ballistik.') So war auch „eine praktische Anwendung der Mathe- 
matik, welche der Artillerie ganz ausschließlich zugewendet, von großer Wichtig- 
Icelt geworden is^ die Erfindung des Kaliberstabes (Visierstabes, Artilleriemafi- 
stabesX welche um 1540 von Georg Hartmann zu Nürnberg mitgeteilt wurde* 
(JAHNS 1605). Die Probleme der Ballistik lösten GALILEO und TORRICELLI, und um 
dieselbe Zeit wurden die NAPiER-BRiüüS'schen Logarithmen erfunden, die der Ar- 
tillerie unentbehrlich geworden sind. Auch auf den Wert der verfeinerten Rechenkunst 
für die Handelstechnik wurde schon aufmerksam gemacht, und die elementare ist, 
mit der Verallgemeinerung des Kaufens, ein Gemeingut Aller geworden. Für die 
industrielle Technik aber gilt, nach den Worten von KARMARSCH: „Die Mathe- 
matik leiht ihre vervollkommneten Hillsmittel zur Berechnung der bei Maschinen 
vorkommenden Widerstande und Effekte, und so ist eine wissondtafttidie mathe- 
matische Maschinenlehre geschaffen . . . sellMt der JMaschinenbau, die Lehre vom 
Konstruieren oder Entwerfen der Maschinen für vorgeschriebene Aufgaben, ist zur 
Wissenschaft erhoben und bemißt Größe und Stärke aller einzelnen Teile nach 
mathematischen Grundsätzen und aus der Erfahrung abgezogenen Regeln . .** -) 
Die reine Mathematik geht unmittelbar in die Mechanik über, und diese ist von 
Statik und Dynamik fester Körper mehr und mehr zu der von Flflssigkeilen und 
von Gasen, die für die Technik des Dampfes besondere Bedeutung gewinnen 
mußten, fortgeschritten. Die Physik sodann hat gelernt, alle Naturkräfte als 
Formen der sich erhaltenden Energie, daher als ineinander umsetzbar, zu be- 
greifen, und in froherer Zeit Wärmelehre und Optik, in jüngerer namentlich die 
Elektrizitätslehre fruchtbar zu machen gewufit Die Chemie vollends ist, was die 
Goldmacher einst geahnt zu haben scheinen, die Mutter einer großen Industrie 
geworden, und wird auch für die Landwirtschaft voraussichtlich immer größeren 
Wert gewinnen. Hier geht die Chemie (der Kohlenstoff Verbindungen) in die Bio- 
logie aber, deren praktische Verwertaing noch unabsehbar ist, wie deren theo- 
retische Baslerang erst in neuester Zeit, als Produkt optischer Instrumente, ihre 
Sicherheit gewonnen hat. 

Wie die Technologie als besonderer Wissenschaftszweig erst im 19. Jahr- 
hundert aus dem Stadium des bloßen Erzählens und Beschreibens in das des Ver- 
gleichens» BegrQndens und Bestimmens getreten ist, so ist auch die technische 
Erfindung bisher noch wenig durch sie, also auch wenig durch die Naturwissen- 
schaften, auf denen sie beruht, aber — und dies wurde schon hervorgehoben 
sie ist immer wesentlich durch wissenschaftliches, insbesondere mathematisch- 
mechanisches (aber auch durch chemisches) Denken beeinflußt und bedingt ge- 

') ,So wenig sich die Miisicj ooe die Scala, der Musikalischen Mensur, des Gesangs 
und derselt>en terminibus gebrauchen megen, also vnd noch vili unmüglicher megen sich 
die, so der Mathematischen Konsten unbekannt, deS groSen geschOtzes . . . Wissenschaft 
menen". Stuttgarter Hs.: „Summarische und grvndtliche Beschreibunge der GeonKlrischeD 
newen Artegiieria Sampt derselben inkorporirten Mathematischen und Mechanischen Kehaimen 
vnd mehrenteils vor unbekandten herrlichen secreten Registraturen, Handtgriffen, Instru- 
menten etc. ..." bei Jahns I. c. I, S. 627. 

-) GeachicJite der Teclinologie (Manchen 1872) S. 18. 
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wesen.. Immer ist aus der Praxis selber, wenn sie von sinnigen Kttpfen gepflegt 
wurde, die Speiculation erwachsen, und aus der Spekulation der Versuch, die 

Neuerung, die Erfindung. Die Werkstätte des Schmiedes, der eiserne Werkzeuge 
verfertigt, wird durch die Herstellung schmiedbaren Gußeisens die erste eigentliche 
Ft^ca; sie bedurfte der durch Wasserlcraft bewegten Blasebälge, die gleichzeitig 
für den Hohofen und fttr den Schmelzprozell des Roiieisens die nOtigen Tempe- 
raturen liefern; freilich mußten erst Kohlen billig genug sein und sogar erst in 
Koks verwandelt worden, um ein zureichendes Material für Heizung der Hohofen 
zu liefern. Aber die Eisengießerei löst sich vom Hohotenbetriebe ab und bedient 
sich ihrer besonderen Schmelzöfen; (fle leichte und relativ billige Herstellung von 
Gußwaren, dann auch von schmiedbarem Guß, bahnt dem Maschinenbau die 
Wege. In allen jenen Tätigkeiten ist aber ein langsamer Fortschritt durch die 
Jahrhunderte hindurch zu beobachten, der allmählich sich kumuliert und beschleu- 
nigt hat — in sicherer, wenn auch schwerlich erkennbarer Gesetzniäöigkett. Immer 
sind unter den Praktikern denkende Praktiker gewesen, die auf neue Wege sannen, 
die dem zunehmenden Bedarfe ihre Betriebe anzupassen, ihre durch Be- 
stellungen und regelmäßige Kundschaft gestellten Aufgaben rascher, als bisher 
üblich, größer und vollkommener als bisher möglicti, vor allem wotilfeiler, als bisher 
durch die Konkurrenz geschehen, zu lösen versuchten. Viele solche Versuche sind 
gescheitert, oder sind nur zeitweil^ oder nur in kleinem IMattstabe gelungen — 
und bald vergessen worden, ol)gleich sie keineswegs ohne Wirkungen waren, ja 
notwendig als Vorbereitungen der wenigen, die die Probe eines dauernden Er- 
folges bestanden. 

Während es nun in allen jenen Schmdzerelen und GieSereien vorzugsweise 
um Herstellung geeigneten Materials sich handelt, die an die Urproduktion des 

Bergbaus sich unmittelbar anschließt und aus ihr herauswächst — daher sich 
früh die Richtung auf das Massenhafte, früh die Scheidung dirigierender und aus- 
führender Tätigkeiten ausbildet — ; so mußte ihr begegnen, sich neben sie stellen, 
um von ihr zu empfangen, aber auch mächtig auf sie zurückzuwirken, die kleine 
und verfeinerte Formgebung, die kflnstierische Metall- (und nebenher auch Holz-) 
Arbeit, die von altersher für höchst mannigfache Gebrauchszwecke bestehend, für 
manche der vuii ihr verfertigton Geräte auf Beobachtung und Verbesserung zu 
erzielender mechanischer Effekte huigcwiesen war. Und hier ist wiederum an 
die auch auf die Materialgewinnung in bedeutendster Weise einwirkende — 
Kriegstechnik zu erinnern. Die Büchsenmeister und die Gewehrschlosser sind 
— oft in Verbindung mit mathematiscli gebildeten Offizieren — die Jahrhunderte 
hindurch sinnreiche Mechaniker gewesen, die den Anforderungen großer Herren 
und Heerführer — viel fordernder, aber nicht selten auch reich belohnender — 
gerecht zu werden fortwährend sich angestachelt ffihlten. Atier auch Tttrschlosser, 
Kunsttischler, und ganz besonders Uhrmacher, diese die relativ jüngsten unter den 
Handwerkern, wurden auf mechanische Probleme sozusagen gestoßen, und die be- 
gabteren unter ihnen waren immer emsig im Erfinden, wenn auch nur geistreicher 
Spielereien, im Grübeln über Probleme, die zu gleicher Zeit und früher theore- 
tischen Denkern viel Kopfnrbrechens gemacht hatten, und praktisch ebenso un- 
ausführbar waren, wie theoretisch: so war noch ARKWRIGHT, der Erfinder der 
Wassermaschine zum Baumwüllspinnen, jahrelang darauf versessen, das Perpe- 
tuum mobile zu konstruieren: ARKWRlGHl, der nur zufällig Barbier, seinem inneren 
Berufe nach ganz und gar prakHscher Mcdianikus war, so gut wie der Gei^Udie 
Cartwright, der den mechanischen Webstuhl erfand. Man muß sich erinnern, daft 
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die Tätigkeiten des Hausvaters im 18. Jahrhundert noch weit mehr Anreiz und — 

Muße darboten als heute, zum Selbstmachen und Selbstreparieren, überhaupt zur 
Vielseitigkeit; wie weit dabei Wissenschaft direkt und indirekt mitgewirkt hat, ist 
im Einzelnen schwer zu konstatieren, im ganzen aber ist es zweifellos, daß die 
parallel laufenden Fortschritte der theoretischen und der praktischen Mechanik — 
ebenso wie der theoretischen und praktischen Qiemte — einander gegenseitig 
belebt und befruchtet haben. Erst allmählich und spät gewinnt die Theorie un- 
bedingte und fast unbeschränkte Oberhand. 

Der ausgezeichnete technologische Denker KtULbAUX spricht sich einmal, 
folgendermafien aus: »Die Maschine ist in dem Punkte der Sdbsttatigkeit so weit 
gebracht worden, daB sie stellenweise für vemunftbegatit gehatten werden könnte, 
sie tritt fast vollständig an die Stelle des Menschen; der Witz ihres Erfinders 
belebt ihre kleinsten Teile und läßt sie gleichsam lange und ver-wickelte Gedanken- 
folgen mit ihrer unerbittlichen Logik verwirklichen: der Mensch aber, ihr Diener 
— grausige Ironie — sinkt auf die Stufe der Maschine hinab."') Reuleaux ver- 
mischt hier, wie es so oft geschieht, die drei Betrachtungen, die wir unterschieden 
haben. Wir können — um es zu wiederholen — den gewordenen leistungsfähigen 
Menschen und die konstruierte leistungsfähige Maschine nebeneinander und ein- 
ander gegenüberstellen; es wird dem Verständnisse beider, des intelligenten 
Organismus und des quasi Intelligenten Mechanismus — des höchsten Pro- 
duktes der Natur und des höchsten Produktes des Verstandes, sofern dieser auf 
die Unterwerfung der Natur unter menschliche Zwecke ausgeht — förderlich sein. 
Wir können ferner (2.) die natürlichen und wesentlich materiellen, Naturkräfte ver- 
körpernden, Hilfsmittel des menschlichen Willens mit den ganz und gar künst- 
lichen, wesentlich formellen, menschlichen Willen und menschliches Denken ob- 
jektivierenden Maschinen vergleichen : der Gegensatz von Wesenwillen und WillkQr, 
zugleich aber die Folge und Entwicklung von Willkür aus Wesenwillen, ihren 
inneren Zusammenhang, finden wir hier im Auseinander und Gegensatze, gegen- 
seitiger Bedingtheit und sich explizierendem Widerspruch von Können und Wissen, 
von Praxis und Theorie, also in einer wesentlich psychologischen Zwiefachheit 
des einzelnen Menschen. Wir können endlich (3.) den Menschen', der mit seinen 
Werkzeugen arbeitet, und ihm gegenüber den Menschen, der nm und mit der 
Maschine arbeitet, als abhängig von den Zwecken eines anderen Menschen denken: 
jenen als zum Werkzeug gehörig, einem Werkzeug vergleichbar; diesen als Teil 
der Maschine und selber einer Maschine vergleidibar. So erscheint uns auf der 
einen Seite der Gehilfe, Geselle — nicht Werkzeug in dem oft angewandten bild- 
lichen Sinne, als totes, willenloses Gebilde, sondern — das beseelte vernünftige 
Wesen, das sich nach den Intentionen seines Meisters fügt und richtet, das seinem 
Winke gehorcht und seine Gedanken ausfahrt: ein Organ. Auf der anderen Seite 
erblicken wir den bloSen unqualifizierten Arbeiter, die .Hand*, der gegenüber das 
Gerät so unermeßlich an Bedeutung gestiegen ist, daß in der Tat sich das Verhältnis 
umgekehrt hat: das Werkzeug diente dem Gesellen und war für ihn da, aber 
der Fabrikarbeiter dient der Maschine und ist für die Maschine da. Dies aber 
ist eine rein soziologische, durch bestimmte historische Bedingungen der 
Arbeitsverfassung gegebene Betrachtung. Durch die Natur der Maschine ist 
sie nicht geboten; der .Mensch als Mensch bleibt, wie er ihr Urheber ist, so auch 
ihr Herr. Ja, der Unternehmer, Fabrikherr, Kapitalist, steht ihr, und somit der 



*) Di« Maschioe in der Artieitcrfrage (Minden 1889) S. 18. 
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Fabrik, mit viel größerer Freiheit und pcrstjulicher Unabhängigkeit gegeiiiiber, als 
der Meister seinem Werkzeug und seiner Werkstatt. Jener — und vollends der 
seine Stelle einnehmende Alctionär — braucht »keine Fachkenntnisse zu besitzen* *)• 
also nicht jenes intime gegenseitige Verhältnis darzu^ellen» das ein Organismus 
als Ganzes oder sein empfindendes Zentralorgan zu seinen bewußt gelenkten 
Gliedern hat, so daß er von seinem Gliede abhängig ist, wie dieses von ihm 
(wenn auch in anderer und weniger dezidierter Weise); vielmehr ist die Sache 
ganz Sache zu ihm: so sehr er sich tatsächlich des Betriebes »inehmen, seiner 
kundig sein und ihn leiten mag: — der Aktienbesitzer freilich weiß oft nicht ein- 
mal, in welchem Lande und in welcher Stadt die Fabrik belegen ist — wesentlich 
und notwendig ist nur noch die formale Autorität des absoluten Eigentümers, 
dessen Wiiie von ihm selber oder von JMandataren vollzogen, darauf gerichtet 
ist, daB in seinem Namen gearbeitet wenle. Daher ist denn hier das Arbeiten 
völlig von der Persönlichkeit des Herrn gelöst, ist ein allgemeines. Die herge- 
steliten Gegenstände tragen wohl den Fabrikstempel, aber sie tragen nicht den 
Stempel eines individuellen Geistes.^) So ist auch das Verhältnis des Fabrikherrn 
zu seinen (was sie der Form nach immer sbid) Gehilfen, den Aibdtem, nicht 
wesentlich ein faKividudles, vicfanehr durdi die allgemeine Beschaffenheit des 
Arbeitsprozesses bedingt. Der Gehilfe des Handwerksmeisters ist ganz regelmäßig 
dessen Sohn und Erbe; oder er hat doch eine dem Snhne ähnliche Stellung in 
dessen Hause, er >st ganz und gar bedingt durch die soziale Vererbung, durch die 
Tradition dieser Arbeit, dieses Standes, vielleicht sogar dieses einzelnen Mdstera, 
Der Fabrikarbeiter muß einem gegen Tradition völlig gleichgültigen, durch die 
Sachen und ihren Zweck bedingten Betriebe sich einfügen, oder wird durch den 
Funktionär des Unternehmers, den Werkmeister, ihm eingefügt. Seine Pcr-^on ver- 
schwindet, je mehr die Maschinerie ihren Körper ausdehnt, um so mehr in einem 
Heere von Beamten und Arbeitern, das als Ganzes, der Fabrlkordnung unterworfen, 
dem Kommando des — persunlicfaen oder unpersönlichen — Fabrikherrn in ein- 
f'irmiitj-mannigfachen Bewegungen gehorchend, selber (so gut wie sonst ein wohl- 
gegliedertes, pünktlich manövrierendes Heer) einer A^aschine füglich verglichen 
werden kann. — Wie aber diese Ansicht durchaus auf das soziale Verhältnis 
zwischen Mensch und Mensch sich bezieht, geht schon daraus hervor, daft dieser 
»maschinelle" Charakter der arbeitenden Gruppe keineswegs durch das Arbeiten 
an und mit der .Maselline bedingt ist. Er ist ebensogut vorhanden in der „Manu- 
faktur", die gar nicht oder nur nebenher Maschinen anwendet, wenn an deren Statt 
eine starke Unterteilung der Arbeit (subdivision of labour) ') das System herstellt, 
das den einzelnen Arbeiter an eine robmtiOse, unabMssig zU wiederholende Ver^ 
richtung fesselt. Ein solches System, und im Hinblick darauf die „Teilung der 
Arbeit" — die aber etwas ganz anderes bedeutet, so lange als es sich dabei um 
Scheidung der Berufe und Kunstfertigkeiten handelt ~ ist daher oft angeklagt 
worden als zur Mechanisierung und GeMtOtung des Arbeiteis führend, am heftigsten 
schon von dem geistvollen Schotten ADAM FERGUSON in seiner mHtstory ofeivä 
Society' (1750). Die systematische Strammheit aber, die so das Individuum zum 

■) Wie so oft annonciert wird von denen, die eine Fabrik zum Verkauf steilen. 

') .Nur dort, wo freie geistige Schöpfung in das ArhcitsstQck hineingelegt werden 
muB', meint K. von Sclierzer (Das wirtscliaftliche L^ben der Völker, Leipzig 1885, S. 629), 
habe die Maschinenarbeit ihre Grenze. Vgl. die ErBrterung Uber .Bewegungsmannigfalliit- 
keiten" (Nütziichkeitsform versus Kunstform) bei Reuleaux. Die Maschine, S. 9. 

■> Von K. Bacher ,Arbeitszerlegang" genannt: Entstehung der Volkswirtschaft', $.336. 
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„Heloten" oder zur „Marionette" macht, ist von der Technik des Zusammen- 
arbeitens (der Cooperatiun) nur insofern abhängig, als diese selber Ergebnis der 
bewuBten Unterordnui^ unter die Gebote eines flufieren Zwecices ist, als insbe- 
sondere die Besclileunigun'g des Arbeitsprozesses durch Marictverliältnisse und 
Konkurrenz gefordert wird. Die Idee des Systems verkörpert sich aber dann in 
der Maschinerie, die, ebenso wie jene, Unterordnung der Arbeitskräfte verlangt, 
zugleich aber, ihrer Tendenz nach, indem sie mit dem „scholastischen Dogma 
der Artteitsteiiung*') aufräumt, der Art>eitefgruppe mit zunelimender Gleichheit*) 
ihrer Funktionen eine ideelle Freiheit wiedergibt, indem die Zweckbestimmung 
nicht mehr allein und nicfit mehr wesentlich durch den Fabrikanten gegeben wird, 
sondern durch die Maschine selber, die zu regelmäßiger Aufmerksamkeit, zu gleich- 
mäßigen Bewegungen zwingt, denn Freiheit ist immer etwas Relatives (es gibt 
Iceine absolute Freiheit) und die von den Menschen „gemeinte" Freiheit ist haupt- 
sächlich Freiheit von der äußeren Nötigung durch andere Menschen, die ihrem 
Gefühl und Bewußtsein nach kein „Recht", d. h. keinen von ihnen selber be- 
glaubigten Auftrag zu solcher Nötigung haben. Die Menschen werden um so 
freier sich vorlnimmen, je mehr sie einerseits nur den Sachen gehorchen, d. h. den* 
technischen Anforderungen eines Arbeitsprozesses gerecht werden, anderseits je 
mehr sie sich selbst beherrschen und nur von sich selbst beherrscht werden, 
individuell und sozial. Die Befreiung der Arbeit setzt daher allerdings die F.limi- 
nation des Kapitalisten voraus, wie z. B. auch HERBERT SPENCER, der entschiedene 
Gegner des (autoritären) Sozialismus, klar und offen anerkannt hat. 

■) Der Ausdruck Urc's: Philosophy 0/ mamjacturcs (London lä35) p. 23. 

^ ,Je automatischer die WerkzeugmascMiie wird, desto gidduirnKer wird die Artwtt 

ihrer ReaiifsichtigiinR" von Schultzc-Gaevernitz, Der GroBbelricb, S Vi;! die scharfen 
Bemerkungen bei J. A. Hobson, The evoluUon oj capitalism, p. 258 f. in Anlehnung an den 
Satz «Alle Menschen sind gleich vor der Maschine". Schon Ute <L c p. 21 f.) nennt das 

mechanische System ctfualisation nf labotir im (legensalz zum ^radiiation System der Manu- 
faktur. Ich selber habe in einem Aufsatze «Historismus und Rationalismus" Archiv f. systemat. 
Philos. I, I, die Arten der Arbeitsteilung und insbesondere die Tendenzen behandelt, die zur 
Verminderung und Aufhebung der ./subjektiven" (wie ich sie nenne) Arbeitsteilung führen. 
Uaß dieser Aufsatz sehr selten irgend welcher Beachtung — wenigstens ausgesprochener 
gewflrdlgt wird, brauche ich kaum biasnzufilgeii. 
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Elnleitnng. 

Nachdem die e^ndtitiUche Frage des Bestehens, der Entstehung und der 
Befriedigung der GemeinbedQrfnisse in der nationalökonomischen Literatur auf- 
geworfen war, mußten die damit zusammenhängenden Einzelfragen, welche im 
praktischen Leben, in der Wirtschaftspolitik, besonders auch in der .Finanzpolitik, 
längst eine groBe Bedeutung erlangt hatten, der zusammenfassenden Erörterung 
unterworfen und dadurch ans dem Rahmen der politischen Befarachtung auf die 
Höhe wissenschaftlicher Forschimg gehoben werden. Adolph Wagner hat in 
seiner „Grundlegung der politischen Ökonomie" (3. Aufl. 1893 1. 2. S. 827 ff.) die 
wissenschaftliche Erörterung der Frage aufgenommen und gewisse praktische 
Folgerungen neuerdings in einer Ideineren Schrift: „Die finanzielle Mittieteillgung 
der Gemeinden an kulturellen Staatseinrichtungen und die Entwicklung der Ge- 
meindeeinnahmen" (1904) besprochen. Er zeigt, wie auf dem Gebiet der Befrie- 
digung der Oemeinhedürfnisse theoretisch eine Wirksanikuit sowohl der Privat- 
wirtschaften, als auch der cantativen und gemeinwirtsclialtliciien Organisationen 
möglich ist und tatsächlich in sehr verschiedener Kombination erfolgt 

Ein weiterer Ausbau der Theorie dieser Frage ist aber abhängig von der 
genaueren Untersuchung und Darstellung der tatsächlichen Zustände. Die folgenden 
Studien sollen in dieser Richtung auf engerem Gebiete eine Ergänzung zu den 
Arbeiten Wagners geben, indem sie für ein besonders wichtiges Qemeinbedürfnis, 
das Unterrichtswesen, zunächst die tatsächlichen Zustände darzustellen suchen. 
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Die Schwierigkeiten, die in der Bescliafienlieit des mir zu Gebote stehenden 
Materials liegen, nötigten dabei zu einer mehrfachen Beschränkung. Weder konnte 

die historische Entwicklung herangezogen werden, noch war es möglich, innerhalb 
der Grenzen dieser Arbeit die rechtliche Regelung auch nur andeutungsweise zu be- 
rDcksichtigen. Ja selbst in der räumlichen Ausdehnung der Untersuchung muBten 
unwillkommene Einschränkungen vorgenommen weiden: es war nicht eitunal mOglich, 
für das Gesanitgcbiet des Deutschen Reichs für einen gegebenen Zeitpunkt ge- 
nügenden Stoff zu beschaffen, geschweige denn, daß ausländische Verhältnisse in 
den Bereich der Arbeit einbezogen werden konnten; nur für zwei deutsche Bundes- 
staaten, die Königreiche Preußen und Sachsen gelang es, ein nicht tu hoch ge- 
spannten Ansprüchen genügendes JMaterial zusammenzubringen und nach den 
maßgebenden Gesichtspunkten zu ordnen. Immerhin entfallen auf diese beiden 
Staaten rund 70",, der Bevölkerung des Deutschen Reichs. Der Gang der Unter- 
suchung labt trotz großer Verschiedenheiten des sächsischen und preußischen 
Unterrichtswesens in ihren Einzelheiten doch schon eine Oberraschende Zahl ge> 
meinsamcr Grundzüge erkennen. Die IVlannigfaltigkeit der tatsächlichen Zustände 
im Einzelnen ist aber in dem restlichen Drittel sicherlich noch eine außerordentlich 
große. Um so mehr erscheint eine spätere Ausdehnung der Untersuchung auf 
diese anderen Staaten erwünscht 

Es wird den Kenner der Verhältnisse auf dem Gebiete des Unterridits* 
Wesens nicht befremden, daS auch aus dem neuesten groß angelegten Werk über 
das deutsche Unterrichtswesen, das aus Anlaß der Weltausstellung in St. Louis 
im Auftrag der preußischen Unterrichtsverwaltung unter Mitwirkung zahlreicher 
Fachmänner von W. Lens herausgegeben ist (1904), sich das nötige JWalerial 
nicht einwandsfrei und vollständig gewinnen läBt. Sei es, daft die statistischen 
Unterlagen überhaupt nicht vorhanden oder doch nicht der Öffentlichkeit zugänglich 
gemacht sind, sei es, daß das Verständnis der statistischen und finanzpolitischen 
Fragen im Kreise der Fachmänner des Unterrichtswesens noch nicht genügend 
verbratet ist: es bleibt eine bedaueriiche LOcke dieser Darstellung der groß- 
artigen Leistungen Deutschtands auf dem Gebiet des Öffentlichen Unterrichts» daS 
die wirtschaftliche Seite der Sache in vielen Einzelarbeiten unvollständig oder 
Uberhaupt nicht berücksichtigt wurde. 

L Das preuBiadie Uoterriditswcseii. 

1. Das Material der Darstellung. 

Den Stoff für die Zusammenstellung derTabelle I (S. 151) ütier das preußische 
Unterrichfswesen habe ich ans verschiedenen Quellen entnehmen müssen. Handelte 
es sicli allein um einen Zweig des vielgestaltigen Unterrichtswesens oder nur um den 
Anteil des Staates an der JWitteibeschaffung, so wOrden die Staatshaushalts^Etats 
und dazu die wertvollen Zusammenstellungen bei Schwarz und Strutz, „Der 
Staatshaushalt und die Finanzen Preußens" genügt haben. Für eine erschöpfende 
Darstellung des preußischen Unterrichtswesens aber mangelt bisher eine amtliche 
oder private Zusammenfassung des von verschiedenen Behörden gesammelten und 
zerstreut veröffentlichten Materials, etwa in der Art, «rie der später zu erwähnende 
sächsische „Bericht" sie bietet. Infolgedessen habe ich neben den Angaben des 
Statistischen Jahrbuchs für den Preußischen Staat,') I. UX)3, vor allem auch die 
verschiedenen Bande des obengenannten Unterriclitswerks von Lexis. darunter 

■> Dessen zweiter, während des» Drucks erschienener Jahrgang bietet erhetiiich mehr 
Stolf ffir die hier Ixhandelte Frage. 
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auch meine zum Teil auf unmittelbarer Umfrage beruhenden Arbeiten In dessen 

V. Band herangezogen. 

Aus dieser Beschaffenheit der Quellen ergeben sich wesentliche Mängel 
meines JUaterials, welche die Frage nahelegen konnten, ob seine Veröffent- 
lichung sich Oberhaupt lohne und rechtfertigen lasse. Indes hat die vOllige Un- 
zulängh'chkeit des Materials für die anderen deutschen Bundesstaaten, die sich bei 
meinen Bemühungen herausstellte, mich davon überzeugt, daß jedes, auch ein 
nicht einwandfreies Material, wofern es nur annähernd vollständig ist, eine Be- 
reicherung der Kenntnis dieses vernachlässigten Gebietes bringt 

Der wichtigste Mangel ist wohl der, daA sich die in Tabelle I zusammen- 
gestellten Angaben nicht auf den gleichen Zeitpunkt beziehen. Innerhalb der ein- 
zelnen Schularten beziehen sich die Besuchsziffem öfter auf das Jahr, das dem 
betreffenden Etatsjahr vorausgeht Im allgemeinen beziehen sich die Angaben 
Ober Besuch und Finanzen auf das Jahr 1902; jedoch gelten die Zahlen fOr 
Universitäten, Technische Hochschulen und gewerbliche Fachschulen fOr das Jahr 
1903; für das Jahr 1901 diejenigen für Höhere Mädchenschulen und öffentliche 
Volksschulen snvvic für gewerbliche und kaufmännische Fortbildungsschulen. 

Dazu kommt, daß augenscheinlich die einzelnen Einnahmearten nicht immer 
ganz scharf voneinander geschieden worden dnd; insbesondere scheinen die 
Spalten „aus eigenem Vermögen" und »aus Stiftungen" wohl nicht immer unter 
gleichen Gesichtspunkten behandelt worden zu sein'). Ähnliche Bedenken walten hei 
den Beiträgen der Selbstverwaltungskörper und der Nächstbctciligten ob: Zum 
Teil gehen beide tatsächlich ineinander über, wie dies ja bei der Unterhaltungs- 
pflicht der preuSischen Volksschule seit dem allgemeinen Landrecht auch gesetzlich 
festgestellt ist; zum Teil waren die Angaben nur im Ganzen und nicht auch im 
Einzelnen zu beschaffen. Ferner ist zu bemerken, daß bei den Etats der Hoch- 
schulen die Küllegienhonorarc sehr verschieden behandelt werden, je nachdem 
sie ganz oder zum Teil in die Staatskasse fließen oder je nachdem sie unmittelbar 
den Professoren zukommen. Daher stellt auch die Spalte .aus eigenem Erwerb* 
nicht eine erschöpfende und einheitliche Erfassung des tatsäch-lichen Zustandcs dar. 

Die Gesamtsumme in Spalte 3 stimmt nicht mit der Summe der Spalten 4 — 10 
überein, weil die Etats nicht gleichmäßig schematisiert sind. Insbesondere gibt 
Posten „Insgemein", der in die Tabelle nicht mit aufgenommen Ist, sich aber 
sehr häufig findet, die Möglichkeit, sehr verschiedene Einnahmen unterzubringen. 
Indes ist der entstehende Unterschied tatsächlich kein großer. 

Endlich enthält die Tabelle nur die ordentlichen Einnahmen, die ja fast 
vollständig auch der Höhe der ordentlichen Ausgaben entsprechen werden. Aller- 
dings sind in den Einnahmen bei den Volksschulen auch st^e fflr Schulbauten 
mit enthalten, die zu den auBerordentlichen gehören dürften — immerhin ist 
gerade hier ein Zweifel über ihre Einordnung möglich. — Dagegen fehlen die 
außerordentlichen Ausgaben; wir können weder ihre Höhe noch ihre Quellen 
angeben. Es handelt sich dabei um recht erhebliche Summen, die bei den Hoch- 
schulen wohl ausschlidilich dem Staat, bei den mittteren und niederen Schulen 
aber in bedeutendem Umfang auch den Gemeinden zur Last follen. — 

Hinsichtlich der öffentlichen Schularten hoffe ich Vollständigkeit erzielt zu 

0 Z. B. unterscheidet der preußische Hatishaltsetat für die Universitäten die Einnahme 
aus .Stiftungs- und bestimmten Zwecken gewidmeten und anderen Fonds" und diejenige 
.aus eigenem Erwerbe", während bei Lexis I. beide zusammengefalit sind; letzterem muAte 
hier gefolgt werden. 
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haben; nur in der Gruppe der gewerblichen Fachschulen wird man einige ver- 
missen können, die zum Teile auf der Grenze der Fortbildungsschulen stehen, 
wie die Bcrgvorscliulen, die Binnenschifferscluilen, die Hufbeschlajischuien, die 
Schulen für Seeschiffahrt; der staatliche Aufwand für diese Schulen beläuft sich 
auf rund 270000 Mark jährlich, die Höhe der anderweitigen Einnahmen und des 
Schulgeldes, soweit solches Oberhaupt erhoben wird, ist mir nicht beicannt geworden. 

Von den kaufmännischen Unlerrichtsveranstnlfiin^en lagen genaue Angaben 
nur für die Handcishochschiikn vor; von den 9 in Preußen zum Teil selbständig, 
zum Teil in Anlehnung an andere Schulen bestehenden öffentlichen Handelsschulen 
war überhaupt kein Material zu Gebote; die öffentlichen Icaufmännischen Port- 
bildungsschulen sind angefahrt, die finanziellen Angaben sind aber mit denen f&r 
die gewerblichen Fortbildungsschulen zusammcngcfafit. Material über die mili- 
tärischen Unterrichtsanstaltcn (Kadettenkorps, Untcroffizierschulcn und -Vor- 
schulen), welches für die Tabelle hätte verwendet werden können, lag nicht vor, 
sodaB von deren Aufnahme völlig abgesehen wurde. Ober die Verhältnisse der 
dem hauswirtschaftlichen Unterricht der Mädchen dienenden Veranstaltungen 
fehlen alle genaueren Angaben, welche in die Zusammenstellung hatten ange- 
nommen werden kiinnen. 

Unter Uerücksichtigung dieser Mängel des Materials müßte ich eigentlich 
alle Beobachtungen stark hypothetisch formulieren. Ich bin mir wohl bewuBt, 
daB alle Verhältnisangaben nicht genau zutreffen, weil die absoluten Zahlen die 
oben ausführlich anp;ezeigten Mängel haben; trotzdem werde ich in den nach- 
folgenden Ausfülirungen mich nicht ständig der bedingten Redeweise und der 
einschränkenden Ausdrücke bedienen, sondern meine Angaben unbedingt formu- 
lieren. Die Wahrscheinlichkeit daB mein Material und daher meine Darstellung 
den tatsächlichen VertiSlfaiissen des Jahres 1902 sehr nahe kommt, halte ich 
für i^roR trenne:, um dies Vort^chcn zu rechtfertigen. Andererseits es an dem 
Mangel umfassender Vorarbeiten, daß ich mich nicht entschließen konnte, schon 
aus dem hier vorgelegten Material endgültige Folgerungen zu ziehen. Erst auf 
Grund einer umfassenden Erweiterung des Beot>achtungsmaterials werde ich mich 
für berechtigt halten, in eine ausgiebige theoretische Erörterung der einschlägigen 
Fragen einzutreten. So kann und soll die vorliegende Arbeit nur eine der Vor- 
bereitungen zu eingehenderen Untersuchungen bilden, in denen ich den grund- 
sätzlichen Fragen nachgehen will. 



2. Die verschiedenen Arten von Unlerriclitsvcrn nstaltungen in Preußen. 

Die Tabelle 1 enthält nur Angaben über das öffentliche Unterrichtswesen 
in PreuBen. Die privaten Veranstaltungen fOr Unterrichtszwecke ebenso wie die 
«gemeinnfitzigen" Veranstaltungen entziehen sich bisher häufig Oberhaupt, in der 

Regel aber besonders für ihre finanziellen Verhältnisse der statistischen Erfassung. 
Wir werden aber zu der Annahme berechtigt sein, driR in F^reuften die Befrie- 
digung des Bedürfnisses nach Unterrichtsveranstaltungen heut im wesentlichen 
bis auf geringe Ausnahmen auf dem Wege zwangsgemeinwirtschaftlicher Bedarfs^ 
deckung erfolgt. Die wenigen Veranstaltungen privatwirtschaftlichen und caritativen 
Ursprungs treten mehr und mehr hinter den Anstrengungen der verschiedenen 
Zwangsgenieinwirtschafteii. \iir allem des Staats und der üenieinde zurück. 

Privatwirtschaftliche Fürsorge für den Unterricht kann einmal — man 
wird vielleicht am besten sagen — hauswirtschaftlich erfolgen. Der Haus- 

WaiMr-PMlKlirilt 20 
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lehrer, die Erzieherin usw. treten in die häusliche Gemeinschaft der Familie ihrer 
Zöglinge ein. Auf dem Lande häufiger, in der Stadt immer mehr auf vereinzelte 
Fälle beschränkt, ist diese Art der Beschaffung von Lerngelegenheit so kostspielig» 
daB sie nur besonders Bemittelten zugänglich ist und auch von itinen nur an- 
gewendet wird, wenn persönliclie Veriiältnisse der ZOglii^e, wie z. B. scliwaclie 
Gesundheit, die Benutzung gemeinwirtschaftlicher Schulen ausschlieBen oder der 
persönliche Wunsch der Eltern, ihre Kinder iTKiglichst lange im eigenen Haus zu 
halten, sie zu einem Verzicht auf den Besuch auswärtiger Schulen veranlaßt, auch 
wenn dieselben technisch bessere Unterrichtsleistun^n auf gemeinwirtschafdicher 
Grundlage in Aussicht stellen würden. 

Ferner aber kann die Erteilung von Unterricht den Inhalt einer freien 
Erwerbstätigkeit bilden, und dementsprechend findet sich Gelegenheit, unter 
der Herrschaft des freien Wettbewerbs auf verschiedenen Gebieten des Bildungs- 
bedfirfhlsses entweder die persönlichen Dienste dner einzelnen auf eigene Rech- 
nung arbeitenden Lehrperson oder die Einrichtungen einer als private Erwerbs- 
unternehmung organisierten Anstalt zu benutzen. Auf dem Gebiet aller Schul- 
arten kommt der Nachhilfeunterricht zur Ergänzung des gemeinsamen Unterrichts 
vor und wird teils als Nebenerwerb von Lehrern oder selbst noch in der Aus- 
bildung begriffenen Personen (Studenten, SchQlemX teils auch schon l>erufsniätt^ 
und sogar anstaltsmäßig organisiert erteilt. In weitestem Umfang ist auf dem 
Gebiet des Musikunterrichts der Einzelunterricht durch Privatlehrer in der Wohnung 
des Schülers oder Lehrers üblich. Ebenso scheint der Unterricht in den Fächern 
kaufmännischer Fachbildung in ausgedehnter Weise erwerbswirtschaftlich von 
Einzelpersonen erteilt zu werden. AnstaltemäBig werden betrieben neuerdings 
vielfach auch schon der Musikunterricht (Conservatorien u. dergl.), dann der 
Sprachunterricht (Bcrlitz-school), der hauswirtschaftliche Unterricht für Mädchen, 
wobei es sich wohl in erster Linie um die Vorbereitung der Töchter bemittelter 
Kreise auf Ihre Hausfrauentätigkeit handelt Daneben finden sich private Er- 
werbsuntemehmungen, welche die LOcken des Mfentlichen Unlerrichtswesens aus- 
zufüllen oder auszunutzen trachten: Die Beschränkung auf eine kleine Schülerzahl 
läßt vielleicht die schnellere Erreichung des Unterrichtszieles, des Bestehens einer 
Prüfung wahrscheinlich erscheinen („Pressen", Einjährig-Freiwilligen-lnstitute u. dgl.) 
Doch sind die Ko^n des Benichs solcher Veranstaltungen entsprechend hoher. 
Auf dem Gebiet des gewerblichen Fachunterrichte, auf dem auflerhalb Preufiens 
vielfach private Erwerbsunternehmungen die Ziele der Baugewerk-, Maschinenbau- 
und Werkmeisterschulen in anderer Weise als auf den öffentlichen Anstalten — 
kürzer, billiger, zweckniäüiger — zu erreichen behaupten, gibt es in Preußen nur 
7 private Veranstaltungen; deren Bedeutung faltt hinter derjenigen der ttfltentlidien 
Anstalten vtUIig zurück. Eine fast beherrschende Stellung nahm frither der private 
Betrieb im höheren Mädchenschulwesen ein; Reste dieser Gestaltung lassen sich 
auch heute noch in Preußen deutlich erkennen. (Vgl. unten S. 15b). 

Neben die privatwirtschaftliche Organisation des Unterrichtswesens tritt die 
caritative, welche historisch die primlre in Deutschland und daher auch in 
Preuften ist Die FOrsoige der Kirche ffir das Bildungswesen hat jahrhunderte- 
lang dessen Entwicklung getragen und dementsprechend auch licherrscht. Heute 
liegen die Verhältnisse aber s<>, daß rein widminii^swirtschaftlich nur in geringem 
Umfang noch ein Unterricht statthndct. Siciit man von der religiösen Unter- 
weisung in den kirchlichen Unterrichteveranstaltungen, Konfirmanden-, Katechu- 
menen-f Beichtunterricht u. dergl. ab, so werden die Unterrichteveranstaltungen 
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;il!i;L'mcirHT und fncliliclier Art in Anstalten der Inneren Mission der evangelischen 
Kirctie, in katholisch - kirchlichen und klösterlichen Anstalten, in humanitären 
Anstalten nur einen geringen Platz beanspruchen, zum Teil jetzt auch wohl nicht 
rein caritativ, sondern im Auftrage und daher auf Kosten gemeinwirtschaftlicher 
Organisationen (Armenpflegeverbände u. dergl.) betriel)en.*) Von den neueren 
Bestrebungen der sozialen Fürsorge sind hier außerdem anzuführen der hauswirt- 
schaftliche, besonders der Kochunterricht an Volksschülerinnen und Fabrikmädchen, 
die Näh- und Flickschulen u. dergl., soweit sie von humanitären oder kirchlichen 
Vereinigungen unterhalten werden oder mit freiwilligen Lehrkräften art)eiten. 

Auf der Grenze zwischen den caritativen Veranstaltungen und dem gemein- 
wirtschaftlichen Unterrichtsbetrieb liegen die Veranstaltungen der freien 
gemeinwirtschaftlichen Verbände. Sobald die Nutznießer sich nicht allein 
aus den Angehörigen dieser Verbände zusammensetzen und die Kosten nicht 
allein von den Benutzem oder den zu deren Unterhalt Verpflichteten getragen 
werden, werden die Unterrichtsveranstaltungen der freien Gemeinwirtschaften sich 
den caritativen sehr nähern. So werden die neuerdings vielfach gepflegten Be- 
strebungen zur liebung der Bildung der nicht mehr schulpflichtigen Bevölkerung 
der unteren Klassen, wie z. B. die volkstümlichen Hochschulkurse mehr carita- 
tiven Charakter tragen, auch wenn sie von ihren Hörem ein Eintrittsgeld ver- 
langen; dag^en stehen Vortragsvereinigungen, wie sie z. B. die kaufmännischen 
Vereine haben, auch wenn sie keine besonderen Eintrittsgelder erheben, ähnlich 
wie Arbeiterbildungsvereine u. dergl. den Veranstaltungen der freien gemein- 
wirtscfaafüfchen Verbände näher. 

Am reinsten erscheint der freigemeinwirtschaftliche Typus des Unterrichts- 
wesens zunächst in denjenigen Veranstaltuiq^ des Fachschulwesens» welche von 
eigens zu diesem Zweck gebildeten Vereinigungen von Berufsgenossen unterhalten 
werden. Als außergewöhnliches Beispiel fOr diese Art Schulanstalten kommt das 
preuBische Beigschuhvesen in Betracht; hier ist der Staat im wesentlichen nur als 
Bergwerksbesitzer an der Aufbringung der iMittel beteiligt, (vgl. Lexis IV. 3. & 66^ 
Indes dürften außer den Bergschulen in Preußen, wie in Deutschland überhaupt 
von dieser reinen Form nicht sehr viel Vertreter zu finden sein; denn in den 
anderen Fällen, wo freie Berufsvereinigungen Fachschuten unterhalten, pflegen 
Staat und Gemeinde in erlieblichem Umfang zur i&>8iendeckui% beizutragen, so 
z. B. beim Aachener Webschulverein, bei den (Abend-) Fachschulen der freien 
Innungen, selbst bei den Fortbildungsschulen der kaufmännischen Vereine, unter 
denen allerdings wohl noch eine Reihe Vertreter des reinen Typus zu finden sind. 

') Im Stat. Jahrbuch f. d. preiiB. Stnal KX)3 finden sicli folgende Angaben für 1901, die 
indes keinen Einblick in die Art der Kostendeckung der Anstalten gewähren. Es bestanden ^ 



16 BUndcnansfalten mit 775 ScMIlem 

4fi Taubstummenanstalten mit 4(J35 „ 

38 Schulen für Idioten 2835 „ 

IS Schalen in RettwigalitliMern, PÜrsorgeerziehangsanstalten usw. „ 7325 

80 Waisenhausschlden 5736 

J 18 Allstalten mit 2(^26 Schülern. 

Von den Blindenanstalten sind: staatlich I, stldtisch 2, Provlnxialantlallen 12^ 

Taubstummenanstalten „1^3 „ 38^ prfvalc 4 

Anstalten für Idioten „_„2 „ 2 „ 3i 

Rettmigsbinsem „ 5 „ 4 „ 8 „ 125 

Waisenhäusern ,4, Kreisanstalt 1 75 



Von den 238 privaten Anstalten werden kaum einige private Erwerbsunternehmungen sein; 
die überwl^nde Mehrzahl ist sweHellos caritativ. 
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Ferner sind auf ticni Gebiet des all^'emcinen Untcrriehls solclic Anstalten 
zu nennen, welche etwa aus religiösen Gründen als Einrichtungen einer konfes- 
sionellen Minderheit an einem Ort eingerichtet werden und von deren Angehörigen 
allein unterhalten werden mfissen. Hiufiger mag die Errichtung einer Mittelschule 
auf freigemeinwirtschaftlicher Grundlage an solchen Orten vorkommen, wo zufällig 
eine Reihe von Familien das Bedürfnis nach einer solchen empfinden, ohne daft 
ein dauernder Bestand notwendig und durchführbar erscheint (vgl. Anm. 1). 

Gibt es demnadi noch mannigfaltige Gelegenheiten, das Bedflrfnis nach 
Bildung in den verschiedenen Richtungen der allgemeinen nnd Fachbildung auf 
dem Wege der privatwirtschaftlichen und freien gemeinwirtschaftlichen Bedarfs- 
deckung zu ftefriedigen, so treten doch diese in ihrer Bedeutung hinter der 
zwangsgemeinwirtschaftlichen Organisation des Bildungswesens zurück: Der 
weitaus flberwiq^e Teil der lAiterricMsanstalten ist von Zwangsgemeinwirt- 
schaften eingeriditet und wird von diesen unterhalten. 

Statistische Angaben über das Verhältnis der verschiedenen hier besprochenen 
Arten der UnterrichtsanslaUen finden sich nur für die Volksschulen, Mittelschulen 
und höheren Mädchenschulen; von der Gesamtschülerzahl befanden sich 1901 in 
Privatschulen') 

bei den Volksschulen 0,2" « 

Mittelschulen 11,3 
Höh. (Mädchenschulen 57,9. 

3. Die öffentlichen Unterrichtsanstalten in Preutten. 

A. Die Zahl der Anstalten. 

Für das Jahr 1902 zeigt unsere Tabelle 41315 Unterrichtsanstalten, die aus- 
schließlich oder fast völlig auf gcmcinwirtschaftlicher Grundlage beruhen. Zu 
ihnen kommen (^1. Lexis iV. 3 S. 30) noch etwa 160 kleinere gewerbliche Fach- 
schulen verschiedener Richtung und sehr verschiedenen Umfangs, fiir die kerne 
genaueren finanziellen Angaben vorliegen, 64 Molkerei- und Haushaltungsschulen, 
und 7 Handelsschulen, sodaß im Ganzen etwa 41550 öffentliche Unterrichts- 
anstalten in Preußen vorhanden waren. Die ganze Zeit ihrer Schüler nahmen in 
Anspruch etwa 38550 Anstalten (nTagesschulen*), während der Rest von rund 
3000 als Fortbildungsschulen u. dergl. (-Abend- und Sonntagsschulen") die Schüler 
nur stundenweise neben der Berufsausbildung oder Berufsausübung beschäftigte. 

B. Die Zahl der Besucher. 

Die Zahl der Besucher dieser .Anstalten belief sich auf etwa 0340000. und 
zwar fiir die „Tagesschulen" (unter Abrechnung der Abendschiiler der gewerb- 
lichen Fachschulen und Zurechnung von rund 3000 Schülern der obengenannten 
etwa 230 Schulen) auf etwa 6103000, für die Fortbildungsschulen auf rund 
237000 oder 3,7 der Gesamtschülerzahl, 

Von der preufiischen Gesamtbev()lkerung. die wir auf 35.5 .Willionen an- 
setzen, besuchten also 17,0% eine öflentlichc Schule, ü. h. jeder sechste Preuße 

») Es sind nX)1 «c/ahlt : 

Volksschuk-n, uttcntlicln; 36756 mit 567UK7U Scliiilcrn 

private 315 „ 12964 „ 

Mittelschulen, öffentliche 456 „ 134741 

„ private 355 „ 17120 „ 

HOhere Mädchenschulen, öffentliche . 213 53558 

„ „ private. . . 656 „ 72932 „ 
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war ein Schfiler. Da tatsächlich fOr den Besuch der Schulen, wenn wir von den 

Hodischulen absehen, nur die Bevölkerung im Alter von 6-20 Jahren in Betracht 
kommt, so l<önnen wir die Oesamizahl der Schüler zu deren Zahl in Beziehung 
setzen: Von dieser „schulfähigen" Bevölkerung, deren Zahl auf 10,2 Millionen 
angesetzt werden kann, besuchten GZ'/o eine Schule. 

C. Die HSlM dir erfordcfHcicn Oeldranmen. 

Nach unserer Tabelle bclief sich der Aufwand für die dort aufgeführten 
Sclnilcn auf 374901907 Mark. Dazu ist der Betrag für die nicht berücksichtigten 
Lehranstalten mit mindestens 300000 M. zu rechnen, sodaß sich ein Gesamt- 
aufwand im ordenflichen Etat der fortlaufenden Einnahmen von mindestens 
375,2 Millionen M. oder auf den Kopf der Bevölkerung 10,57 M. ergibt. 

Von diesem Gesamtaufwand nimmt das Volksschulwesen den höchsten Betrag 
in Anspruch mit rund 262 Millionen M. oder 69"/,, der Gesamtsumme. Rechnet 
man dem noch die Ausgaben für die Mittelschulen, das Lehrerbildungswcsen und 
die Fortbildungsschulen mit 25,5 Millionen oder 7^« hinzu, so entfallen auf die 
Pflege des eigentlichen Volksunterrichts 76% des Oesamtaufwandes für das 
Unterrichtswesen. 

Stollen wir dieser Gruppe die Anstalten mittlerer Art, die als „höhere" Bil- 
dungsanstalten bezeichnet werden, gegenüber, so entfallen auf die höheren Lehr- 
anstalten, höheren Mädchenschulen, landwirtschaftlichen und gewerblichen Fach- 
schulen 67 Millionen M. oder 18" „, während für den Hochschulunterricht in 
seinen verschiedenen Zweigen 20 Millionen oder über 5% aufgewendet werden. 

D. Die Aufbringung der Mittel ffir das Unterrichtswesen im ganzen. 

Die Quellen, aus denen diese Summen fließen, sind nicht ganz scharf zu 
scheiden. Wir können wohl die Summen genau feststellen, welche der Staat für 

das Schulwesen aufbringt, und ihnen diejenigen gegenüber stellen, welche den 
Anstalten aus eigenem VermTigcn und aus Stiftungen, sowie als eigener Erwerb 
zufließen. Aber die Summen, welche die Selbstverwaltungskörper und die Nächst- 
beteiligten beisteuern, können wir nur in einer Vermischung aufführen, welche 
den Anteil dieser Organisationen Im Einzelnen nicht mit voller Qenauiglwit er- 
kennen läfiL Es betrugen 

der Anteil des Staates 103477820 Mark oder 28 »/« 

der Anteil der Selbstverwaltungskörper und der 

Nächstbeteiligten 201006192 . , 54,3 , 

die Erträgnisse des eigenen Vermögens . . . 18335113 » „4,9» 

die Einnahmen aus Stiftungen 1160425 » • 0^ • 

der eigene Erwerb 33970479 . » 9,1 .. 

96.6 „') 

Wenn wir zunächst den Sammclposten, der den Anteil der Selbstverwaltungs- 
körper und der Nächstbeteiligten enthält, noch genauer aufzulösen versuchen, so 
er^bt sich, da6 der größte Teil der Last auf den Gemeinden li^ Die höheren 
Selbstverwaltungskörper, Kreis, Provinz, sind in erheblichem Uinfi ij an der 
Aufbringung von Mitteln nur für die landwirtschaftlichen Fachschulen und länd- 



*) Die Bemerkung S. 151 erklärt, wcslialb sich hier nicht 100 ergeben kann, d. h. welche 
Potlea in der Berechnung fehlen. 
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liehen ForNrildungsschulen beteiligt, und der Betrag ihrer Aufwendui^en wird 

V« Million Mark schwerlich erreichen. 

Leistungen der Nächstbeteiligten finden wir bei diesen beiden Schul- 
arten in sehr geringer Höhe, bedeutsamer schun bei den Handelshochschulen und 
den Fachschulen für Textilindustrie, in ganz erheblicher Weise bei den Bei|;- 
schuien; bei diesen stellt, worauf wir schon hingewiesen haben, auch die als 
Anteil des Staates aufgeführte Summe tatsächlich fast ganz den Beitrag eines 
Nächstbeteilitjten dar, denn '' „ der Summe entfallen auf die Saarbrücker Berg- 
schule, die der Staat als Bergwerksbesitzer unterhält. Nicht unerheblich sind die 
Leistungen der Nächstbeteiliglen, der Innungen, Oewerbevcreine, kaufmännischen 
Vereine, der großen Unternehmungen auf dem Gebiet des gewerblichen und kauf- 
männischen Fortbüdungswesens; ich möchte sie mangels genauer Nachweisungen 
auf etwa ein Drittel der in der Tabelle angegebenen Summe mit 800000 Mark 
schätzen. Wie weit bei den Volksschulen (einschließlich der höheren Mädchen- 
schulen) eine Heranziehung der Nächstbeteiligten stattfindet, ist ohne genaue 
Untersuchung der tatsächlichen Verhältnisse im einzelnen nicht festzustellen. Die 
Statistik führt neben anderen Quellen der Schulunterhaltungskosten hier die 
„Schulunterhaltungspflichtigen" auf. Nun ist nach der Preußischen Verfassung 
Art 25 die Aufbringung der Mittel zur Errichtung, Unterhaltung und Erweiterung 
der Gffentlicben Volksschule Sache der Gemeinden und nur bei nachgewiesenem 
Unvermögen soll ergänzungsweise der Staat eintreten. Diese Bestimmung ist 
aber rechtlich suspendiert auf Grund des Art. 112 der Verfassung, tatsächlich 
aber hat sich (nach Schwarz und Strutz IL, 1., 344) die Praxis doch im Sinne 
dieser Bestimmung entwickelt Indes kann das nur bedeuten, daD neben den 
Übrigen Unterbaltungspflichtigen in letzter Zeit Gemeinde und Staat ihre Tätigkeit 
in besonderem Maße nusgedehnt haben, und daß dementsprechend die Leistungen 
der Schulunterhaltungspflichtigen verhältnismäßig an Bedeutung verloren haben. 
Vorhanden sind aus der Zeit vor Erlaß der Verfassung als besondere Art dieser 
Unterlialtungspflichtigen in erster Linie die «Schulsozietäten." 

Diese Schulsozietäten sind vom Allgemeinen Landrecht (1797) eingefUhrt 
und verpflichten zur Aufbringung der Schullasten durch besondere Schulsteuem 
die sämtliclien Hausväter einer Konfession in dem betreffenden Bezirk. Diese 
Regelung geht augenscheinlich von dem Gedanken aus, daß die Haushaltungs- 
vorstände eines Bezirkes» in der R^l einer Gemeinde oder eines Teils einer 
Gemeinde, ein besonderes Bedürfnis nach Volksschuleinrichtungen haben und 
daher einen besonderen zwangsgemeinwirtschaftlichen Verband für. seine Be- 
friedigung bilden sollen. 

Tatsächlich gelten die Bestimmungen über die Schulsozietäten aber nur 
subsidiarisch, wo nicht besondere provinzialrechtliche Bestimmungen bestehen. 
In den Provinzen Preußen, Rheinland und Hessen-Nassau sowie gemäß dem 
katholischen Schulreglement \<>n ISO! auch in Schlesien sind solche in Geltung; 
sodaß hier den politischen Gemeinden die Unterhaltung der Volksschulen obliegt 
Da außerdem auch allgemein die Übernahme der Verpflichtungen der Schulsozie- 
täten auf die Gemeinden gesetzlich gestattet ist, so haben auch im räumlichen 
Wirkungskreis der Schulsozietäten die Gemeinden vielfach deren finanzielle Lasten 
auf sich genommen. 

Es ist unmöglich, die Frage des Verhältnisses der Schulsozietät zur Gemeinde 
und die Unterschiede in der Aufbringung der Mittel durch beide hter erschöpfend 
zu behandeln. Schulsozietät und Gemeinde stehen in einem auflerordentlich engen 
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Verhiltnis xueinander; man wird nicht fehl gehen in der Annahme, daS ihre 

wirtschaftliche Leistungsfähigkeit in der Regel von den gleichen Voraussetzungen 
abhängen wird, daß aber die Wege, auf denen die Glieder der beiden Gemein- 
wirtschaften zur Kostendeckung des Schulwesens herangezogen werden, in wich- 
tigen Punkten verschieden sind. 

Grundsätzlich zu unterscheiden nach der Art ihrer Entstehung und der 
Grundlat,'e ihres Bestandes ist die Schulsozietät von solchen freigemeinwirtschaft- 
lichen Vereinen, welche zur Unterhahung einer Fachschule gegründet wurden, 
wie dies bei den Bergschulvercinen, Webeschulvereinen und dergleichen der Fall 
ist Diese sind freie Verdniguiqfen auf privatiechtlicher Grundlage; die Schul- 
sozietäten sind Zwangsorganisationen des öffentlichen Rechts; die Schulvereine 
pflegen nicht auf den räumlichen Bezirk einer Gemeinde sich zu beschränken, 
sondern einen weiteren Wirkungskreis nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten sich 
zu wählen, während die Schuisozietät an die bestehenden Kommunalgrenzen ge- 
bunden ist 

Jedenfalls weiden wir fOr die gesamte Auffassung keinen großen Fehler 
begehen, wenn wir die Leistungen der Unterhaltungspflichtigen vor allem als 
Gemeindeleistungen ansehen und von unserem Sammelposten bei den Volks- 
schulen etwa 130 Millionen bei den Mittel« und hOherän Töchterschule aber 
den Oesamdietfag den Gemeinden In Rechnung stellen. Nach dieser Annadime 
würden die Gemeinden 38,7" ,, der Gesamtsumme aufbringen. 

Demnach liegt die Hauptlast des Unterrichtswesens auf den Schultern der 
Gemeinden, auch wenn man die Lasten der Schulsozietäten nicht mit in Betracht 
zieht; weit Ober ein Drittel aller Ausgaben wird von den Gemeinden getragen: 
ihnen folgen der Staat mit 28*/o» die NXchstbeteiligten (einschlie&lich der Schul- 
sozietäten) mit 16" 0 

Auf die Einnahmen aus eigenem Vermögen und aus Stiftungen ent- 
fallen der Gesamtsumme. Die bei den Volksschulen verrechnete Summe 
entfiUlt zur Hälfte auf den Wert freier Dienstwohnung in eigenen Gebäuden, 
ihre Aufnahme in die Gesamtsumme ist insofern nicht zu rechtfertigen, als in 
den Etats der Wert freier Dienstwohnung nicht verrechnet, sondern nur die 7"nt- 
sache als solche mitgeteilt wird. Unter Vermögen im Sinn dieser Spalte ist nur 
werbendes Vermögen zu verstehen. Erhebliches eigenes Vermögen haben nur 
die alten Lehranstalten, Universitäten und Gymnasien; die neueren Schulanstalten 
sind in der Regel nur auf die Steuerleistung ihrer Erhalter angewiesen; eine 
Ausnahme machen die Bergakademie Clausthal und die Handelshochschulen Cr>ln 
und Frankfurt, welche aus eigenem Vermögen und Stiftungen einen erheblichen 
Teil ihrer Einnahmen Iwziehen. Die Begründung der beiden letztgenannten An- 
stalten stellt in dieser Hinsicht einen in Preufien, ja in Deutschland einzigartigen 
Vorgang dar, indem von einzelnen Stiftern große Vermögen für Zwecke einer 
bestimmten Unterrichtsart gestiftet wurden. Für das Unterrichtswesen im ganzen 
läßt sich also nur in geringem Umfang eine Fundierung auf Kapitalien fest- 
sNeNen. Die fflr seine Zvirecke gebundenen Vmnflgensmasaen» so bedeutsam sie 
fflr einzelne Anstalten und auch noch für einige wenige Gruppen von Anstalten 
sind, vermögen durch ihre Erträgnisse nur noch den kleinsten Teil der Kosten 
des Unterrichts zu decken. 

Aus eigenem Erwerb mag, wenn wir die in der Tabelle niclit berück- 
sichtigten Vorlesungshonorare der Universitäten mit heranziehen, nicht ganz der 
zehnte Teil der Einnahmen der Unterrichtsanstalten herrühren. Ein großer Teil 
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dieser Einnahmen aus e^nem Erwerb ist das Scliulgeld, also die Oebfilir, welclie 
von den zum Unterhalt der Schüler verpflichteten, also in erster Linie von den 
Eltern für die Benufzting der Unterrictitsanstalten durch ihre Kinder erhoben 
wird. Daneben kommen für die Universitäten, Hnchschiilen und Fachschulen 
Einnahmen inanciierlei Art aus den Betrieben in Betracht, weiche mit den Lehr- 
anstalten für Zwecke des Unterrichts verbunden sind, vor allem aus Kliniicen und 
Werkstätten. 

Tabelle II. 



Von der Gesamtsumme der Einnahmen der einzelnen Gruppen von Unter^ 
richtsanstalten (Spalte 3 der Tabelle I) entfielen Prozent auf: 



Nummer 


PreuBen • 


Staats- 
Anteil 


Anteil 
der höheren 
Cninmunal- 
Corpor.itionen 


Anteil der 
Gemeinden 


Anteil der 
Nächst- 
beteiligten 


EigenesVcr- 
mögen der 
Anstalten 


Eigener 
Erwerb 


Zuschüsse 

aus 
Stiftungen 






1 _. 


. 2 


3 


4 


5 


6 


7 


l| 


ItiilitaMitMmi ' 


71^ 











17,5 


_ 


2 1 


HHhprA 1 phraii^tall^il 

IIUIICIC L«l. II 1 all? KIliKH « « • * - 


25.0 





27.8 




3,8 


38.6 


1,8 






32,1 


— 


25,0 




5.3 


38.4 


2.1 






28.7 


— 


37,7 




1.6 


30,6 


0,8 




c) Realgymnasien ...... 


1,1 





43.7 




I.l 


41,8 


0.9 




d) Realprogymnasien .... 


28,1 


— 


42,4 




1.7 


26,4 


0.7 






8.1 


— 


43,2 




1,7 


43,9 


1.5 




f) Realschulen 


9.5 


— 


45^3 




1.4 


40,5 


3,1 


3 


OHi^ntl Vfktlf^^rhnli^n 


24.9 





(>8,4 


5,7 


0,3 






a) in den Stadien 


11.0 




84,U 


AU 


0,5 








37,0 




53,0 


9,0 


0.2 




3a 




* 






i 








4 


Höhere M.idchenschulen . . 






3M 


0.4 


59t6 




5 


Seminare für Vulksschullehrer und 




















79,8 








0,6 


19,6 




6 


Technische Hochschulen .... 


.54,5 








1.5 


43.8 




7 


Hochschulen f. besund. Fachgebiete 


66,0 




2.1 


0,8 


1,6 


23,5 


, 5,3 




a) Landwirtschafll. Hochschulen 


73,4 






1 _ 




26.0 






b) Forstakademien 


92,8 










• 7,2 






c) Tierärzti. Hochschulen . . . 


56,2 




1 ~ 






' 43,8 






d) Bergakademien 


64^ 










22,0 


13.5 




e) Handelshochschulen .... 






' 18,5 




13,0 


: 25,1 


32,7 




f) Akademien für bildende Künste 


91^ 




1 _ 






1 8.0 






1 g) Akademien fOr Musik . . . 


78^7 










I4.Ä 




8 


L.indwirtschaftl. Fachschulen . . 


35,0 




48,2 






; 16.3 




9 


Gewerbliche Fachschulen .... 


49,5 




. 20.4 


7,3 




18,9 






a) Baugewerkschulen .... 


54.4 




i 12.4 






1 26.9 






b) Fachscliiilen d. Metnilindusirie 


62,4 




18,7 






18,2 






1 c) Fachschulen d. Textilindustrie 


.40,6 




1 23,5 


2,5 




26,9 






1 d) Handwerk.>u.Kun8^¥r.>Sch., 






i 












1 Keram. Fachschulen u. derj^l. 


44,8 




39,1 






12.9 






: e) Bergschulen u. -Vorschulen . 


2U,6 






79,4 








10 


! Lindl. Fortbildungsschulen . . . 


50,7 


16^7 


ISA 


0,3 




6,8 




11 


Gewcrbl. Fortbildung.sschulcii . . 


1 284) 










23,0 




Vi 


, Kaufmann. Fortbildungsschulen 




49,0 
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E. Die Aufbringung der Mittel för die einzelnen Arten von Unterrichtsanstalten. 

Bei den verschiedenen Arten von Unterrichtsanstalten, und wenn wir noch 
genauer ins Einzelne hineingehen wollten, bei den einzelnen Anstalten selbst er- 
geben sich sehr mannigfaltige Verhältnisse. Der Versuch, diese Verschiedenheiten 
genauer darzustellen, ihre Entstehung zu erklären, ihre Zweckmäßigkeit und damit 
ihre Berechtigung zu beurteilen, würde an dieser Stelle zu weit führen, so an- 
ziehend und lohnend die Aufgabe auch ist. Ich beschränke mich, gemäß dem 
Plan dieser Arbeit, darauf, einige allgemeine Züge für die in den Tabellen unter- 
schiedenen Gruppen aufinizeigen. (Vgl. zum Folgenden Tabelle II.) 

Fassen wir zunächst den Anteil des Staates an der Unterhaltung der 
einzelnen Schularten ins Auge, so zeipt sich folgende Reihenfolge. Wir haben 
eine Gruppe von Anstalten, bei denen der Staat über die Hälfte der Kosten trägt. 
Am höchsten ist der StaatszuschuB für die Seminare mit SC/o ihrer Gesamtein- 
nahmen; es folgen die Universititen mit 717o> die Hochschulen fttr besondere 
Fachgebiete mit 66"'«, die Technischen Hochschulen mit 55*/o» die ländlichen 
Fortbildungsschulen mit 51" ,,, die gewerblichen Fachschulen mit SO'V Lösen 
wir aber die Gruppe der Hochschulen für besondere Fachgebiete noch näher auf, 
dann zeigen sich nns die Foratakademien mit 93*/«> die Akademien für bildende 
Künste mit 91*/» und dte Akademien fDr Musik mit 77% Staatszuschull als be- 
sondere Kostgänger der Staatskasse. 

Es folgt eine zweite sehr kleine Gruppe, bei denen der Staat etwa ein 
Drittel der erforderlichen Einnahmen aufbringt: die landwirtschaftlichen Fach- 
schulen mit 35*/o; die ^werblichen und kaufminnlschen Fortbildungsschulen mit 
28*/» bilden den Obeigang zur nächsten, dritten Gruppa» bti der ein Viertel der 
Kosten dem Staat zur Last fällt: die hOheren Lehranstalten und die Volksschulen, 
beide mit 25" ,,. 

Den geringsten Beitrag mit 2" „ zahlt die Staatskasse für das höhere 
Mädchenschulwesen. Oberhaupt nichts vom Staat erhalten nur die Handels^ 

hochschulen. — 

Erheblich anders gestaltet sich diese Reihenfolge, wenn wir nicht den Etat 
der einzelnen Anstalten, sondern den Staatshaushaltsetat zum Ausgangspunkt 
nehmen; die Belastung der Staatskasse durch die emzelnen Schularten ist dann 
so^ daft den höchsten Betrag Oberhaupt das Volksschulwesen mit 62*/»i und zwar 
speziell auf dem Lande mit 49*7o vom Gesamtaufwand des Staates für Schul- 
zwccke erhält; dann folgen die hcUieren Lehranstalten mit 12",, und die 
Universitäten mit 10" die Seminare mit ö'Vu und die gewerblichen Fachschulen 
mit 3"/u. Alle anderen Schularten sind mit geringeren Anteilen bedacht. — 

Der auf die Gemeinden entfallende Betrag steht fast r^lmiftig im 
umgekehrten Verhältnis zu den Gesamtkosten wie der Staatszuschuft: Bei der 
oben unterschiedenen ersten Gruppe ist die Gemeinde überhaupt nur ausnahms- 
weise vertreten; bei den Lehrerseminaren ist sie überhaupt nicht, bei den Hochschul- 
anstalten nur bei einer einzigen Ar^ den Handelshocbschttlen, beteiligt Bei der 
zweitmi Onqipe, den Fach- und FfMtbildni^sachulen trägt sie durchschnittlich ein 
Vierte! der Kosten. Um so stärker ist der Anteil der Gemeinde an der Mittel» 
beschaffnng für die letzte Gruppe, für die Volksschule imd die höheren Lehr- 
anstalten; die Ausscheidung der Beiträge der Nächstbeteiligten ist dabei nicht 
nötig, um zu erkennen, daft hier die Gemeinde höhere Leistungen aufbringt als 
der Staat Alle Kosten trägt sie vermutlidi nähere Angaben standen nicht zur 
Vertagung — beim Mittelschulwesen (vgl. Leads IIL 227). 

WaKBcr-FctlKliritt 21 

ijiyiLi^ed by Google 



— 162 — 



Je neueren Ursprungs die Uiifcrrichtsanstaltcn sind, um sn größer scheint 
der Gemeindezuschuß zu sein: am deutliclisten tritt dieses Verhältnis in unserer 
Tabelle bei den neuesten Arten der höheren Schulen hervor, bei den Pro* 
gymnasien und den Realanstalten. 

Im Ganzen genommen hat also die Aufgabenteilung zwischen Staat und 
Gemeinde sich so vollzogen, daß die Gemeinde das mittlere und niedere Schul- 
wesen in erster Linie zu unterhalten hat, während der. Staat das Huclischulwesen 
und einen Teil des Fachschulwesens als seine besondere Aufgabe pflegt. Immert 
hin sind Unterschiede mit Rflclcsicht auf das Alter der Schularten, und Unter- 
schiede zwischen städtischen und ländlichen Gemeinden innerhalb dieser allg^ 
meinen Grundzüge deutlich zu erkennen. 

Nächstbeteiligte sind solche sozialen Gruppen, welche von dem Bestehen 
einer Unterricbtsanstalt einen unmittelbaren Vorteil haben. Die Eltern» welche 
ihre Kinder in eine Unterrtchtsanstalt allgemein bildend«' Richtung schicken, 
sind in diesem Sinne Nächstbeteiligte für die allgemein bildenden Anstalten.') 
Eine Beteiligung dieser Nächstbeteiliglen an der Kostendeckung findet in der 
Form einer Erhebung des Schulgeldes statt, welches einen Hauptteil der Ein- 
nahmen «aus eigenem Erwerb* in unserer Tabelle ausmacht 

AuSerdem aber kommen als Nächstbeteiligte diejenigen Erwerbszweige in 
Betracht, welche für die berufliche Arbeit ihrer Glieder, der Unternehmer, Be- 
triebsleiter, Betriebsbeamten und Arbeiter, eine Förderung durch Unterrichts- 
anstalten fachlicher Art erhalten. Hier kann die Heranziehung zur Kosten- 
deckung dadurch erfolgen, daB die Unternehmer die Zahlui^ von Schulgdd über^ 
nehmen für solche Schüler, deren durch den Unterricht verl»esserte Arbeitsldstui^ 
in ihren Unternehmungen sich geltend macht. 

In der Regel aber ist ein anderer Weg iililich. Entweder die Unternehmer 
eines Erwerbszweiges bilden in lokaler Zusammenfassung eine Vereinigung, die 
in freigemeinwirtschaftlicher Weise die gesamten Kosten der Unterrichtsanstalt 
Obernimmt Dies ist z. ß. bei den Bergschulen der Fall, soweit nicht der Staat 
als Bergwerksbesitzer solche selbst einrichtet. Oder aber die Schulen werden 
als Vereins-, Gemeinde- oder Staatsanstalten errichtet, und Korporationen der 
Unternehmer, die zur Pflege der allgemeinen Berufsinteressen gegründet sind, 
(Handelskammern, Landwirtschaftskammem, Innungen) oder die e^iens zur 
Unterhaltung der Schulen ins Leben gerufen werden (Webeschulverein), Qber- 
nchmcn einen mehr oder minder großen Teil der Kosten. Nur in diesem Sinne 
ist die Tabellenrubrik „Anteil der Nächstbeteiligtcn" gemeint. 

Beiträge von Nächstbetdiigten zur Unterhaltung bestehender Schuleinrich- 
tungen finden sich nur auf dem (kbiet des Fachunterrichts, hier aber in allen 
seinen Stufen, sowohl beim Hochschulwesen, wie bei den mittleren und niederen 
Fachschulen (Tagesschulen) und bei den Fortbildungsschulen.') Aber sowohl 
absolut als im Verhältnis zum Gesamtaufwand sind sie sehr gering. Bei der 
Unterhaltung der Handelshochschulen sind die Handelskammern Aachen, Frank- 
furt und KOln beteiligt mit 7^« der gesamten Kosten. Bei den gewerblichen 



*) Ob man den Begriff auch auf alle diejenigen Eltern ausdehnen kann, welche zwar 
nicht Im Aagenblick die Schale braudicn, aber tn die Lage kommen können, sie zu benatzen, 

erscheint zwcifelliaft (v^»! i1.t/u die oben trcni.Tt titen Bemerkungen über dit.- Schulsozietäten S. 158). 

*) Über den Unterschied des Sprachgebrauchs hinsichtlich dieser Schulen vgl. meine 
Attsffihnrogen bei Lexis IV.3. S.7ff., sowie Roscher im Handwörterbuch der Staatswissen- 
schaften, 2. AaH., Bd. iV, S. 581. 
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Fachschulen beträgt der Anteil der Nächstbeteiligten gleichfalls T*/©; doch wird 
dies Gesamtergebnis nur dadurch ermöglicht, daß die Bergschulen, wie gezeigt 
(oben S. 7 u. 10), ganz von den Bergwerksbesitzern unterhalten werden. Der Anteil 
der Textilindustrie an den Kosten der Textilfaclischulen mit rund 3\ des Ge- 
samtaufwands ist sehr gering, immerhin aber hervorzuhelien, da die Maschinen- 
und Metallindustrie usw. sowie das Baugewerbe für ihre Fachschulen gar nichts 
leisten. Der Anteil der einzehien Gewerbe an ihren Fortbildungsschulen ist leider 
nicht näher anzugeben ebenso wie der der Landwirtscliatt am landwirtschaftlichen 
Unterrichtswesen. Wahrscheinlich wird verfaSItnismaftig am meisten der Handel 
zum Unterhalt der kaufmännischen Fortbildungsschulen beitragen; doch st^en 
mir darüber genaue Angaben nicht zur Verfügung. 

Unter den Einnahmen aus eigenem Erwerb haben wir in erster Linie 
das Schulgeld hervorzuheben. Mit diesem zusammengefaßt und ihm am nächsten 
verwandt, al>er wirtschaftlich doch durchaus selbstlndig zu behandeln, sind die 
Zahlungen an Kostgeld von Schülern, welche in Pensionaten wohnen, die mit 
den Schulanstalten verbunden sind. Ferner sind in diesen Posten zum Teil mit- 
enthalten Zahlungen der Schüler für Material, das sie im Unterricht gebrauchen 
und das ihnen von der Schule geliefert wird. Zum Teil mögen diese aber auch 
in den nicht in die Tabelle aufgenommenen Teilen der Etats verrechnet werden. 
Dieser Posten kann in erheblicherem Umfang aber nur bei dem Fachunterricht 
und an den Universitäten (Institutsgebühren) eine Rolle spielen. Die Höhe der 
einzelnen Quellen des eigenen Erwerbs läßt sich aus unserem Material nicht 
feststellen. Immerhin können wir folgendes als feststehend annehmen: 

Bei den Universitäten fehlt in diesem Posten das Koll^enhonorar, also der 
Hauptteil der Zahlungen der Studierenden für den Universitätsunterricht, üasr 
selbe wird für Rechnung der Professoren erhoben und fließt diesen zum großen Teil 
unmittelbar zu, ohne im Etat verrechnet zu werden. Hier sind lediglich die Ein- 
nahmen der iOlniken, die Gebtihren für die Benutzung der Institute, Auditorien- 
gelder usw. aufgeführt Da aber der Kollegiengelderbezug der Professoren auch 
nicht als Ausgabe erscheint, so sind wir nicht in der Lage festzustellen, wie hoch 
die Kosten der Universitäten sich im ganzen belaufen und welcher Anteil an den 
Kosten der Universitäten aus Zahlungen der Studierenden gedeckt wird. 

Bei den anderen Hochschulen sind dagegen die Unterrichtshonorare, soweit 
sie Oberhaupt erhoben werden, hier mit aufgefOhrt Freilich finden sich daneben 
zum Teil sehr erhebliche Einnahmen aus Kliniicen u. dgl.; für die tierärztlichen 
Hochschulen machen z. B. die Unterrichtshonorare nur 102100 M. oder 41"/» des 
eigenen Erwerbes aus. 

Beim höheren Schulwesen, einschlieBlich des höheren MSdchenschulwesens, 
hallen wir im eigenen Erwerb wohl fast allein Schulgcidcin nahmen. Bei den 
höheren Mädchenschulen erreicht dieser Posten die aufierordentliche Höhe von 
fast (30" „ des Gesamtaufwandes, bei den Kealanstaltcn ist er gleichfalls sehr 
hoch, bei den Vollanstallen über 40"/,. 

Die gewerblichen Fortbildungsschulen decken 23V». die landwirtschaftlichen 
dagegen nur 7" u der Ausgaben durch Schulgeld. Bei den landwirtschaftlichen 
Fachselnilcn werden 16" ,, auf diesem Wege aufgebracht; ' demgegenüber zeigen 
die gewerblichen Fachschulen im Durchschnitt kein wesentlich anderes Verhält- 
nis; sobald man aber ins einzelne geht, treten bei ihnen starke Verschiedenheiten 
auf: die Bergschulen erheben überhaupt kein Schulgeld, bei den Baugewerkschulen 
beträgt die Schulgeldeinnahme 27*/» der Au^aben. Die Erwerbseinnahmen der 
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Textilfachschulen fließen dagegen nur zum Teil aus Schulgeldzahlungen; aus den 
mit den Anstalten verbundenen Betrieben wurden 65624 M. oder 307.i der Er- 
werbseinnahmen erzielt. Demnach stehen sich die Schulgeldeinnahmen der Textil- 
fachschulen und der Fachschulen der Metallindustrie mit 18*/t ungefähr gleich. 

Die Volksschuten haben nennenswerte Schulgekteinnahmen Oberhaupt nicht, 
sowenig wie die Seminare; Die bei letzteren angefDhrten Einnahmen aus eigenem 
Erwerb sind Kostgelder. 



IL Das sächsische Unterrichtswesen. 
1. Das Material der Darstellung. 
(TalMlIe DI siebe S. 16B.) 

Die Gewinnung des iMaterials für die Tabellen III und IV machte geringere 

Schwierigkeiten, als sie bei dem preußischen Schulwesen zu Uberwinden waren. 
In den „Berichten über die gesamten Unterrichts- und Krziehungsanstalten im 
Königreiche Sachsen", welche in vierjährigen Perioden «im Auftrage der König- 
lichen Ministerien des Kultus, des Innern, der Finanzen und des Krieges' seit 
1885 ver5ffen0icht werden, liegt der gr5Bte Teil der Angaben so vor, dall er un- 
mittelbar für unseren Zweck brauchbar ist.') Nur insofern hat auch diese Tabelle 
einen Mangel, als die Angaben nicht für genau denselben Zeitpunkt zu beschaffen 
waren. Die Angaben für die Handelshochschule Leipzig beziehen sich (nach LexisIV. 
2. S. 200) SHf das Jahr 1902. Im Ohrsen beruht die Aufnahme auf dem Stand 
am 1. Dezember 1899 und den Ergebnissen des Etatsjahres 1899; doch sind die 
finanziellen Anpahen für die Universität, die Technische Hochschule, die Forst- 
akademie, für die höheren Lehranstalten, für die Volksschulen, Seminare, für die 
staatlichen Baugcwerkschulen, landwirtschaftlichen und üartenbauschulen aus dem 
Jahr 1898. Die Gruppierung der Anstalten und die entsprechende Zusammen- 
fassung ihrer Finanzen, Besuchszahlen usw., soweit sie von den offiziellen Be- 
richten abweichen, entsprechen meiner Arbeit bei Lexis IV. 3. S. 114 ff. 

2. Private und öffentliche Unterrichtsanstalten in Sachsen. 
Caritative Veranstaltungen. 

Erhalten wir aus der sächsischen Statistik so wen^ wie aus der preußischen 

ein Bild von der finanziellen Seite der privatwirtschaftlichen Veranstaltungen im 
Unterrichtswesen, so ist doch über Art und Ausdehnung der wichtigsten Zweige 
des Privatunterrichts ausreichendes Material vorhanden. 

Privatunterricht in den Familien*), also augenscheinlicb ^nen Unterricht 
in den allgemein bildenden Fichem. welcher als Ersatz fOr den durch die Schul- 
pflicht gebotenen Besuch öffentlicher Unterrichtsanstalten angesehen wird, durch 
l.ehrpersonen, die in der Regel in den Haushalt aufgenommen werden, erhielten 
494 Kinder durch 259 Hauslehrer. Der Nachhuiteunterricht als Nebenbeschäf- 
tigung angestellter Lehrer usw., der Musikunterricht durch einzelne Musiklehrer 



■) Verwendbare Angaben Ober die militärischen Unterriclitsanstalten lagen auch für 
Sachsen nicht vor, sodatt von deren Aufnahme in die Tabelle Abstand Reiiommen werden 
mußte. Es waren 1899 vorhanden im K.Tdettcnkorps 219, in der Unteroffuiersschule 249, in 
der Unteroffizicrsvorschuie 250, zusammen 718 Schüler. Dazu kommen 132 Schüler der Sol- 
datenknabcn-Erziehungsanstalt, welche für den Eintritt in die Unteroffizierschule vorbereitet 

*) IV. Beridit S. 10& 
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und derartige private Unterrichtserteilung, die nicht als Ersatz des schulpflichtigen 
Unterrichts angesehen werden können, werden auch von der sächsischen Statistik 
nicht erfaßt. 

Private Schulanstalten, welche wohl zum allergrößten Teil als Erwerbs- 
unfemehmungen betrieben wurden und nur zum kleinen Teil einen gemein- 
nützigen Charakter trugen (Vereins- und Stiftungsschulen ohne nähere Bezeich- 
nung)') werden auf den verschiedensten üebieten aufgezählt. Ich wähle für ihre 
^Zusammenstellung die Anordnung der Tabelle III. Bei den höheren Lehranstalten 
finden sich 6 Realschulen mit 1380 SchOlem. Bei den Volksschulen s^nd 62 An- 
stalten mit 5091 Schulern gezählt, darunter 58 Privatanstalten mit 4775 Schülern 
und 4 Vereins- und Stiftungsschulen mit 316 Schülern. Unter diesen Schulen 
sind augenscheinlich die gleichen Anstalten enthalten, die in Preußen als private 
höhere Mädchenschulen gelten; denn nach der Statistik waren unter den 5091 
SchOlem nicht weniger als 33<46 Mädchen auf „höheren* l^rivatschuien. 

Privatanstalten fOr den Musikunterricht und Theaterschulen*) bestanden 26 
mit 339 Lehrkräften und 4064 Schülern. 

Unter den gewerblichen Fachschulen ') befanden sich 32 private Erwerbs- 
unternehmungen, von denen die größte, das Technikum Mittweida, 1430 Schüler 
hatte. Etwa die Hilfte von ihnen hat nur Abendunterricht; diese sind daher mit 
den gewerblichen Fortbildungsschulen zusammenzustellen. Unter letzteren wurde 
1 Privatanstalt mit 45 Schülern gezählt Von den Handelsschulen') waren 5 private 
Unternehmungen mit 1085 Schülern. 

Unter den im »Bericht"*) besonders aufgeführten 14 gewerblichen Lehr- 
anstalten für Frauen und Mädchen befanden sich 8 private Erwerbsuntemehmunf^ 
mit 798 Schülerinnen *) 

Vergleicht man diese Zahlen mit den in der Tabelle III für die öffentlichen 
Anstalten gemachten Angaben, so ergibt sich, daß gegenüber rund 2600 Öffent- 
lichen Anstalten nur 139 private stehen. Demnach tritt ähnlich wie in Preußen 
so auch in Sachsen der privatwirtschaftliche Betrieb des Unterrichtswesens hinter 
den l^einwirtschaftlichen Veranstallungen wesentlich zurück. Im ganzen ge- 
nommen ist die private Befriedigung des Gemeinbedürfnisses nach Unterrichts- 
veranstaltungen eine Ausnahme, wenn auch auf einzelnen Gebieten große Privat- 
anstalten mit vielen Schülern liestehen. 

Au6er den als private Erwerbsuntemehmungen betriebenen Anstalten sind 
hier femer solche zu erwähnen, welche im wesentlichen caritativen Charakter 
zu tragen scheinen. Die Angaben in dem „Bericht" lassen nicht immer klar 
erkennen, auf welcher Grundlage die Anstalten beruhen und woher die Mittel zu 
ihrer Erhaltui^ fllelen. Zum Teil handelt es äch um SdiuleiiM-l^ungcn, die mit 
anders gerichteten Anstalten, wie Krankenhäusern, Korrektionaanstalten usw. ver- 
bunden sind. Zu einem kleinen Teil sind es wohl auch Veranstaltungen von 
Gemeinden für zurückgebliebene oder anormale Kinder, zu einem großen Teil 

•) IV. Bericht S. 104. 

*) IV. Bericht S. 54. Die „Königlichen" Konservatorien zu Leipzig und Drcsücn sind 
hier mitzuzählen, da sie nicht öflentliche Anstalten sind, ob sie reine Erwerbsuntemeh- 
mimgen sind, oder den gemeinnützigen zugerechnet werden können, ist mir nicht bekannt. 

^ IV. Bericht S. ÜO-87. Lexis IV. 3. S. 121. 

<) IV. Bericht S. »2. Lexis IV. 3. S. 144. 

») S. 87. 

") Von diesen Frivatansialien berichteten G über ihre t'inanzen: Von 57215 M. üesamt- 
ausgaben wurden 35390 M. durch Zahlungen der Schülerinnen gedeckt. 
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aber tragen sie augenscheinlich rein caritativcs Gepräge. Im Ganzen werden 
62 Schiilanstaltcn (Blindcn.Tnstalten, Landesanstalten, Kinderbesseriinpsanstalten, 
KindererziehungsanstaUen, Anstalten für schwachsinnige und blöde Kinder) mit 
2810 Schfileni angeführt Fflr 44 der Anstatten liegen Angaben über die Gesamt- 
ausgaben vor: sie erforderten einen Aufwand von 416939 JWark. Eine Staats- 
veranstaltung scheinen die 3 Taubstummenanstalten mit 391 Schülern und 315866 
Mark Gesamtaufwand zu sein, von denen 276925 Mark durcli Staatszuschuft ge- 
deckt wurden. 



3. Die öffentlichen Untcrrichtsanstalten in Sachsen. 
A. Df« Zaiil der Amtatten. 

Die Zahl der öffentlichen Unterrichtsanstalten im Königreiche Sachsen be- 
trug nach der Tabelle III im Jahre 1899 zusammen 2602. Bei 2595 lIcB sich die 
Frag^ beantworten, auf wessen Namen die Anstalten betrieben wurden. Danach 
waren Veranstaltungen 

des Saats der 
oder staatlich Oe- 
verwaltete mcin- 
Stiftongen den 
1 — 
15 
12 
3 



Universität 

Höh. Lehranstalten 

a) (jyninasien 

b) Rcali^yituiasien 

c) Realsctiuien 
Öffentliche Volksschulen 
Höhere Mädchenschulen 
Seminare 

Technische und Fachhochschulen 
Landwirtschaftliche Fachschulen 
Oewerbl. Fachschulen, Handels-, 

Zeichen- u. Fortbildungsschulen 
Gewerbliche Schulen fflr Frauen 



oder 



39 
5 
7 
27 
2292 
2 



von vonandcrt^nlntcressen- 
Schul- tenvertiändca u. sonst 
vereinen Korporalionen, Stif- 
tungen u. dcrgl. 



1 



18 
5 




40 

2373 
91.3 *'„ 



91 
1 



1 



3 
1 

11 

S2 
4 



92 

3.5 Vn 



72 

2.8" ,, dGsz. 



Indes tritt die Beteiligung der verschiedenen freien und Zwaiigsgemeinwirt- 
schaflen am Schulwesen klarer aus den finanziellen Angaben (verg].S. 168) hervor; 
denn die zur Unterhaltung notwendigen Mittel werden keineswegs immer und 

allein von der veranstaltenden Korporation getragen. 

Als Tagesschulen nehmen alle unter 18 der Tabelle aufgeführten Anstalten 
die volle Zeit ihrer Schüler in Anspruch. Von den unter 9—13 gezählten An- 
stalten tind 45 gewerbliche Fachschulen, 6 Handelsschulen und 6 Frauenschulen 
Tagesschulen, während die übrigen 157 als Fortbildungsschulen nur einzelne 
Stunden Unterricht am Tage oder abends und morgens nach Schluß und vor 
dem Beginn der beruflichen Tagesarbeit ihrer Schüler geben. 



B. Die Zalil der Sdiilcr. 

Die Gesamtzahl der Schüler an öffentlichen Schulen belief sich auf 741311, 
zuzQglich der 850 Schüler militärischer Unterrichtsanstalten 742161, das sind, 
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wenn wir die Gesnmtbevölkcrung') auf 4121000 annehmen, 18' v Scheiden wir 
aus diesen die Altersklassen von 6 20 Jahren als „schulfähige" Bevölkerunß aus 
und setzen deren Zahl gleich 1291ÜÜU, su würden von dieser «schulfähigen" 
Bevölkerung 577« eine Schule besuchen. 

Suchen wir die Schüler auf die Tagesschulen und die Fortbildungsschulen 
zu verteilen, so ergibt sich, daß voll durch den Unterricht in Anspruch genommen 
wurden etwa 72060Ü, während neben der Berufstätigkeit noch Schulen besuchten 
20700 oder 2,8"/« der Gesamtschülerzahl. 

C> Der laauiell« OwtiirfwMd. 

Die Zusammenrechnung der Einzelsummen der Tabelle 111 ergibt einen Oe- 
samtaufwand von rund 48,6 Mill. M. oder auf den Kopf der Bevölkerung 11,79 M. 

Für die verschiedenen Schularten kommen dabei folgende Anteile in Be- 
tracht: Rechnen wir Volksschulen, Lehrerseminare und Fortbildungsschulen als 
Volksunterricht zusammen, so enifollen auf diese Gruppen 383 iVUll. Jll oder 
78,3"/.i des Gesamtaufwandes. 

Stellen wir dem die als „höhere Anstalten" bezeichneten Schulen, iiänilich 
Gymnasien usw., die höheren Madchenschulen, die landwirtschaftlichen, gewerb- 
lichen und kaufmännischen Fachschulen mit Tagesunterricht gegenüber, so ergibt 
sich als Aufwand für den höheren Unterricht oder das Mittelschulwesen 6^93 Mill. M. 
oder 14,2%. 

Der Hochschulunterricht erfordert einen Aufwand von 3,49 MIU. M. oder 

7,2" „ der Gesamtsumme. 

D. Die Aafbrinping der Mittel für das Unterrichtswesen im Ganzen. 

Die Scheidung der einzelnen Einnahmequellen läßt sich für die sächsischen 
Finanzen auf Grund des „Berichtes" klarer durchführen, als es beim preußischen 
Schulwesen möglich war. Nur rücksichtlich der aus Stiftungen fließenden Mittel 
läßt sich volle Klarheit nicht erzielen, da bei den Volksschulen der Anteil der 
Gemeinden auch die StiftungsbeitrSge mit umfaBt 
Es entfielen auf den Anteil 

des Staates 12,86 Mill. jSi aicr 26,3",, der Oesamtsumme, 

der Gemeinden. . . . 26,98 „ „ „ 55,1 „ „ „ 
der Nichstbeteiligten . . 0^09 • » • 0l2 » „ „ 
aus eigenem Verm^en . 0,03 « » • 0,6 , . » 
aus eigenem Erwerb . . 7,88 „ „ » 16,1 , , » 
aus Stiftungen .... 0,25 ,i „ „ 0,5 „ , , 
Das zeigt eine erheblich andere Beteiligung der einzelnen Faktoren am Schul- 
ivesen als die einfache Zusammenstellung der Angaben Ober den rechtlichen 
Charakter der Schulen (ot>en S. 167), und läßt vor allem sehr deutlich erkennen, 
daß der Anteil des Staats am Schulwesen erheblich größer ist, als aus der ersten 
Zusammenstellung zu folgen schien. Trotzdem tritt auch hier der große Anteil 
der Gemeinden klar hervor: über die Hälfte des Gesamtaufwandes entfällt auf 
die Gemeinden. Auch in Sachsen hatten also die Gemeinden die Hauptlast des 
Unterrichtswesens zu tragen. 

Der Staat folgt an zweifer Stelle mit über einem Viertel des Gesamtauf- 
wandes, und es ist bemerkenswert, wie trotz so großer Verschiedenheiten bei den 

') Nach Mitteilung des legi. sSchs. Statistischen Bureaus an den Verfucer. 
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einzelnen Posten schlieAlicb doch der Gesamtantcil des Staates in PreuSen mit 
28" ,,, in Sachsen mit 26,3" ,, ungefähr gleich ist. Eine gleiche Übereinstimmung 
finden wir in folgendem; Ziehen wir zum Vergleich mit dt-n preußischen Verhält- 
nissen auch für Sachsen die Aufwendungen der Selbstverwaltungsi<ürper und der 
NSchstbeieiligteit zusammen, so eriialten wir für Saclisen 55ß'lo» während in 
PreuBen 54,3"'u auf diesen Sammetposten entfielen. 

Die Erträgnisse des eigenen Vermögens und der Stiftungen müssen 
in unserer Statistik niedriger erscheinen als in Wirklichkeit, weil die für Volks- 
schulzwecice verwendeten Stiftungsmittel in unbekannter Höhe in dem Gemeinde- 
aufwand mit enthalten sind. Aber auch wenn man dies berOdcsichtigt, sind die 
Summen nicht hoch, denn es treten neben den zahlreichen Neugründungen von 
Schulen und der intensiven Pflege neuzeitlicher Zweige des Uiitorrichtswesens in 
Sachsen die alten, mit eigenem Vermögen und Stiftungen ausgestatteten Anstalten 
verhältnismäßig in den Hintergrund: Nicht viel über 1" « des Gesamtaufwandes 
entfallt auf diese beiden Posten, die in PreuBen 5^*/» des (jesamtaufwandcs 
decken. 

Die Angaben über die Einnahmen aus eigenem Erwerb zeigen hier den 
gleichen Mangel, wie in Preußen: es fehlen die Kuliegienhonorare, wie dort der 
Universität, und auBerdem die der Technischen Hochschule, sodaß nicht der 
gesamte Behrag an Zahlungen der Besucher der Schulen im eigenen Erwerb 
erscheint, dieser vielmehr um etwa Million zu niedrig angegeben ist. Dafür, 
daß tatsächlich der eigene Erwerb im sächsischen Schulwesen verhältnismäßig 
größere Beiträge zu den Gesamtkosten aufbringt, als in Preußen, kommen folgende 
Gründe in Betracht: Einmal wird in der Volksschule Schulgeld erhoben, das von 
den VolkssdiulkMten nicht weniger als 13,5*/« deckt Femer müssen die Schüler 
zum Teil in den Fachschulen, namentlich in den Handelsschulen, sehr erhebliche 
Beträge an Schulgeld zahlen; und endlich werden die nicht aus dem Königreich 
Sachsen stammenden Schüler, insbesondere Reichsausländer, in der Kegel zu be- 
sonders hohen Zahlungen herangezogen.') 

Neben Unterrichtshonorar und Schulgeld kommen die Eintrittsgelder usw. 
und die Gebühren für die Benutzung besonderer Veranstaltungen (Laborato- 
rien usw ), sowie die Einnahmen der mit den Unterrichtsanstalten verbundenen 
Institute (Khniken usw.) in Betracht. Gesondert angeführt ist das Kostgeld der 
in Internaten untergebrachten Schüler mit rund 200000 Mark. 

E. Die Aofbringung der Mittel ffir die einzelnen Arten von Uoterrichtsanstalten. 

(Siehe Talwlle IV, 5. 170.) 

Fast ausschlieBlich auf StaatszuschuB angewiesen erscheinen die Lehrer- 
bildungsanstalten, deren Ausgaben zu 96,4*/o vom Staat aufgebracht werden. Von 

den Ausgaben der Technischen Hochschule deckt der Staat 89,9" «. von denen 
der Universität 81,9"' ,,, von denen der übrigen Hochschulen 76,4" .,. Demnach 
sind die Hochschulen verschiedener Richtung in besonderem Maße auf Staats- 
mittel aufgebaut. In gldcher Welse gilt dies von der den Hochschulen am 
nichsten stehenden Lehranstalt, der Chemnitzer Gewerbeakademie, welche 81 ^^/t 
ihrer Ausgaben aus StaatszuschuB deckt 

') Dafi dieser letzterwähnte Grund auch schon für das Bcriclilsjalir wesentlich ins 
Gcwiclit fiint, kann icli nicht mit Sicherheit behaupten. Seitdem sind die Bestimmungen 
über die Ilühe des von den Ausländern gezahlten Schulgeldes noch erheblich verschärft. 
Vgl. Lexis IV. 3. 116. 

Wamer-FeitschrUt. 22 
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Taben L' IV. 



Von der Gesamtsumme der Einnahmen der einzelnen Gruppe von Unter- 
richtsanstalten (Spalte 3 der Tabelle 110 entfielen Prozent auf 



1 Nummer 


Sachsen 


5 

e 
g 
S 
j 

M 
1 


^ Anteil der ' 
Gemeinden 


TJ ^ £ 

< £ 

3 


sl 

«MB 

F. ;o « 

4» sj ^ 

4 


1 

e •> 
5 


ZuschÜMC 
o> aus 

Stiftungen 


1 




Ol A 

81,9 


— 




12^ 


4,1 


2,4 


2 

•* 




31,4 


<9I,0 




_ 


(30,2 
l 2,9 








AK 1 

40,1 


23,9 








2,7 








36,2 






32,7 


0.5 






13,1 








40,6 


03 


3 




1341 


72,6<| 






13,5 


„.) 


4 


Höhere Mädchenschulen . 




43,9 






50,7 




s 


oeinuiare lur i^enrer uiiq LenreniiiKii ... 


IM A 








2,2 


1.4 


6 




an Q 






z 


9,8 




7 


Hochschulen für besondere Fachgebiete, ... 


76,4 


1.6 
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') Vgl. Anmerkung auf Tab. III. 



Etwa die Hälfte ifircr Eidnahmen erhalten vom Staat die landwirtschaftlichen 
und gewerblichen Fachschulen und die gewerblichen Zeichenschulen. Unter den 
gewerblidien Fachschulen treten neben der Chemnitzer Kgl. Gewerbeakademte die 
staatlichen Baugewerkschulen mit 88,9*/o StaatszuschuS besonders hervor. 

Etwa ein Drittel der Kosten deckt der Staat bei den höheren Schulen, doch 
zeigen deren einzelne Arten sein verschiedene Verhältnisse: den höchsten Staats- 
zuschuß erhalten die Gymnasien mit 45 "„ ihrer Gesamtausgaben, erheblich weniger 
die Realgymnasien mit 29%, am wenigsten die Realschulen mit nur 13*/o' Unte 
den Fachschulen erhalten die Textilschulen 34*/* ihres Aufwandes aus Staats- 
mitteln. 

Die große Men^e lier übrigen Fachschulen und die ihnen nahe verwandten 
gewerblichen Furtbildungsschulcn entnehmen etwa den fünften Teil ihrer Mittel 
aus Staatsfonds. 

Bei den Volksschulen deckt der Staat 14"/»; am geringsten ist der Staats- 

zuschuB bei den Handelsschulen mit 4" „ des Gesamtaufwandes. 

Nehmen wir einen anderen Standpunkt für die Beobachtung ein und be- 
rechnen, welchen Anteil die einzelnen Schularten an den aus Staatsmitteln über- 
haupt ffir das Schulwesen zur Verffigung gestellten Summen haben, so ergibt 
sich, daB die Volksschulen den gröBten Anteil mit 37*/» des Staatszuschusses 
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erhalten; ihnen am nächsten kommen die Lehrerseminare mit 21,8"/«' Ungefähr 
gleich sind die Anteile der Universität und der höheren Lehranstalten mit 14,6 
und ISfi"!,,. In starkem Abstand folgen dann die gewerblichen Fachschulen, 
welche 4,2"/« der staatlichen Mittel erhalten. Alle anderen Schularten sind mit 
erheblich gerii^^eien Anteilen dotiert. — 

Die Beteiligung der Gemeinden an der Aufbringung der Mittel scheint da 
am stärksten zu sein, wo der Staat sicli nicht oder wenig beteiligt, während um- 
gekehrt bei den vom Staat in erster Linie unterstützten Schularten die Gemeinden 
nicht oder im geringem Umfang an der Mittelbeschaffung teilnehmen. Bei der 
UniversitSt, den anderen Hochschulen (auSer der Handelshochschule), der Qe- 
werbeakademie, den Lehrerseminaren und den staatlichen Baugewerkschulen ist 
die Gemeinde überhaupt nicht beteiligt, während dem Staat bei allen diesen 
Schularten etwa ^,4 der Gesamtkosten zur Last fallen. Dagegen entfallen von den 
Kosten der Volksschule fast 7« auf die Gemeinden« während der Staat nur 14V« 
beitragt Das gleiche Verhältnis UUt sich auch bei den höheren Lehranstalten 
beobachten: iür alle drei Arten zusammen stellt sich der Anteil von Staat und 
Gemeinde ungefähr gleich; bei den drei Arten im Einzelnen ist aber der Ge- 
meindebeitrag um so höher, je geringer der Staatsbeitrag ist: bei den Gymnasien 
24 und 45'';o> bei den Realgymnasien 36 und 29*Voi bei den Realschulen schliefi- 
lich 43 und 13*/«. 

Bei der niederen Fachbildung flbemimmt die Gemeinde für einen Teil der 

Schulen einen erheblicheren Anteil der Kosten: Bei den Fachschulen der Textil- 
industrie 21,3'''„, bei den gewerblichen Fortbildungsschulen 19,6",,, bei den 
städtischen Baugewerkschulen 19,9*', u- Bei den anderen Schularten ist der Anteil 
unter 10*/«. 

Aus eigenem Vermögen und aus Stiftungen beziehen nur wenige An- 
staltsarten einen Teil ihrer Unterhaltungskosten. Wie hoch der bei den Volks- 
schulen daraus fließende Anteil ist, entzieht sich der Feststellung. Im übrigen 
können nur die alten Unterrichtsanstalten, Universität und Gymnasien, aus den 
Erträgnissen von Vermögensmassen, die für ihre Zwecke gebunden sind, einen 
Teil ihrer Kosten decken. Bei ersterer betragt der Anteil 15*/«* bei letzteren 
aber kaum 3*/«. 

Bei dem eigenen Erwerb der Anstalten wird es sich — abgesehen von 
den (oben S. 169) angegebenen Ausnahmen — im wesentlichen um Zahlungen der 
Schüler handeln, sei es in der Form von Eintrittsgeldern u. dgl., sei es in der 
Form des Schulgeldes. Insbesondere dieses letztere deckt in Sachsen einen recht 
erheblichen Teil der Kosten des Unterrichts. 

Zunächst ist auf den an sich und verhältnismäßig hohen Betrag des Schul- 
geldes bei den Volksschulkosten hinzuweisen: 4,6 Millionen Mark Schulgeld decken 
den gleichen Kostenbetrag, den der Staat für das Volksschulwesen gibt, oder fast 
14",„ der gesamten Ausgaben. 

Verhältnismäßig am höchsten ist aber die Summe, die bei den Handels- 
schulen erzielt wird: Fast 82*/« der Gesamtkosten virerden hier durch die Schul- 
geldeinnahme gedeckt. Das gleiche Verhältnis findet sich nur noch bei den 

städtischen Baugewerkschulen. 

In erheblicher Weise kommt ferner die Schulgeldeinnahme in Betracht bei 
den gewerblichen Schulen für das weibliche Geschlecht und bei den höheren 
Mädchenschulen. Beides sind an sich geringe Posten; die Möglichkeit einer 
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starken Schiilgeldbelastung ergibt sich augenscheinlich aus der Tatsache, daB 
außer den öffentlichen Veranstaltungen auf diesem Gebiet viele private Erwerbs- 
unternehmungen betrieben werden, weiche allein auf Schulgcldeinnahmen ange- 
wiesen sind und daher im allgemeinen ziemlich hohe Schulgeldsätze erheben. 

Auch bei den gewerblichen Fortbildungssdittlen und den ihnen nahestehen- 
den gewerblichen Fachschulen ist die Schulgeldeinnahme mit 41 und 53*/o Ar 
die Kostendeckung wichtig. 

Bei den bedeutsamen Gruppen der höheren Lehranstalten, den landwirt- 
schaftlichen und gewerblichen Fachschulen deckt das Schulgeld rund ein Drittel 
der Kosten. 

Für einen Teil der Schulen kann man das beobachtete Verhältnis der ein- 
zelnen Einnahmequellen zum Schulgeld dahin formulieren: Je höher der Staats- 
zuschuß, desto geringer die Schulgeldeinnahme; je höher der Gemeindezuschuß, 
um so höher die Schulgelddnnahme. Besonders deutlich tritt das bei den höheren 
Lehranstalten und bei den staatlichen und städtischen Baugewerkschuten hervor; 
es muß aber ausdrücklich darauf hingewiesen werden, daB dieser Satz nicht all- 
gemein und unterschiedslos für alle Schularten zutrifft. 

Anteile der Nächstbeteiligten finden sich nur beim Fachschulwesen. 
Am bedeutendsten beteiligt sich die Textilindusfaie an der Unterhaltung ihrer 
Fachschulen mit 12J5*/* der Gesamtkosten. Die anderen gewerblichen Fachschulen 
und die diesen nahestehenden gewerblichen Fortbildiint^sschulcn zeigen ungefähr 
den j;leichen Betrag wie die landwirtschaftlichen Faclischulen mit 8 bis 9"*,'«. 
Erheblich geringer ist der Betrag bei den Handelsschulen mit 3,4 "/o. 

Nicht beteiligt ist die Masdiinenindustrie und das Baugewerbe an den großen 
Anstalten, die Staat und Gemeinde fflr diese Gewerbe errichtet haben. 
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Di aicune forme di politica sociale del Comune in Italia. 

Dr. Carlo F. Ferraris, Profcssorc nclla R. Universitä di Hadova. 

La (Jottrina, cht* lo Stato e gli Enti locali debbonn contribiiirc coli' opera 
loro alla soluzione dei gravi problemi sociaii odierni, cominciö a divulgarsi in 
Italia poco dopo che in Germania ebbe una cosi potente affermazione dal 1871 
in poi col sorgere della scuola che fu denominata dei socfa/M «fe/to catteAa. 

Per5 per assai tempo» fatta eccezione dl pocht, i quali, discepoli di Adolfo 
Wagner, si professaronn apcrfamente seguaci delle dottrine ßcrmaniche in qiiella 
forma particolare che fu detla socialismo di Stalo, gli scrittori e legisiatun italiani 
si mostrarmio moHo timidi nelle teoriche concezioni e nelle applicazioni pratiche, 
finchi il rapido diffondersi del socialismo collettivista e lo i^larsi delle masse 
operaie Urbane e rurali dirette dai socialisti marxisti non ebbero la loro ripercus- 
sione anche nella dottrina e nella lepislazione. Le Icoriche del socialismo di Stato, 
come quelle che coatemperavano in cunfurmitä dei nuovi bisogni le duttrine indi- 
vidualistiche e le collettivisHdie, ottennero, se non piü larga divulgazione dalla 
caltedra, almeno piü efficace accogllenza nelle aule parlamentari e nelle ammlnis- 
trazioni locali e cosi si ebbero nuovl e non spregevoli prowcdimenti legislativ! 
ed amministrativi. 

Ed d per questo motivo che intendu ura brevemente esporre quäle sia la 
posidone dell* odiemo Comune italiano rispetto alla politica sociale, intesa in 
senso laigo, cio6 come la somma dei prowedimenti dirätti al miglioramento eco- 

nomico, fisico ed intellettuale della popolazione in genere e delle classi lavoratrici 
in ispecie. Ma naturalmente non di tutta l'azione sociale del Comune intendo tener 
parola, chä l'argomento sarebbe troppo vasto, ma soltanto di quelle manifesta- 
zioni della sua azione sociale, che in questi primi anni del secolo XX diedefo 
luogo a nuove disdpline l^slative ed isHtuzioni amministrative. 

I. 

Prima per importanza viena iassunzione dircttu di pubblici servizii da parte 
dei Commi, detta anche ahitualmente la mmkiptaizzazhae dei pabblici servizii.*) 

Molti Comuni, profittando della droostanza che le vigenti leggi, senza auto- 
rizzarli esplicitamente, non ponevano ostacolo a che essi impiantassero ed ammi- 
nistrassero diretfamente servizi di pubhlica iitiiitä, anche se non formassero parte 
integrante dell' azienda comunalc e potessero custituirsi come aziende speciali, 
gii prima dd 19(0 avevano adottato quel sistema per qualcbe importante loro 
attribuzione obUigatoria o facoltativa. Notizle approssimative indicano che al prin- 

>) Sa qaanto fecero i Comiini Haliani prima della legge del 19Q3. di cul tratterö in 

apprcsso. si trovano notizic nci document! parlanunlnri, che fnrmano i lavori preparalori 
della legge, e nell* articolo di K. Bacchi, Un' tncfiwsta sulia municipalizzazione dei pubblici 
serfttü in lUtUa nella Rifoma socide, voL XUI (anno 1903), p. 9-93. 
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cipio del 1903 esistevano 160 acquedotti municipali, 25 offidne munidpali per la 
produzione della luce elettrica e 15 per quella del gaz per rilluminazione pubblica, 
171 macelli municipaii; erano Ic forme piü sviluppate di municipalizzazione; ma 
paracchi municipi provvedevano pure direttamente, cioi sema ricorrere alle con- 
cessioni ed agii appalti, alla manutenzione» nettem ed inaffiamento ddle vi^ aila 
vuotatura dei pozzi neri, allo sgombro della neve, ai iavatoi« a pubblicl lavori 
edilizii: qua e lä apparivano anche !' esercizio di Irasporti funcbri, di molini, di 
forni per il pane, della produzione del ghiaccio, di stabilimenti batneari, di 
faimade. 

Parecchie ra^onl di ordine sodale^ fiscale ed amministrativo avevano indotti 

i inunicipii ad assumersi la gestione diretta di questi servizii: ora la necessitä di 
riscattare una concessione precedenle divenuta onerosa pei cittadini, vuoi perchc 
non currispondente al progresso tecnico, vuoi perch^ procurava al concessio- 
nario indebiti lucri colle alte tariffe, vuoi perdi^ il veodiio impianto era in- 
suHidente ai cresciuti bisogni ed il concessionario era riiuttante ad ailargario: 
ora In neccssitä di soddisfare un pubblico interesse, a etil non poteva che 
malamciitc mtenderc l'iniziativa privafa: ora la necessitä di alimentäre le entrate 
finanziarie deUComune: ora 1' interesse liscale e il sociale cungiunti, e via dicendo. 
Siooome andie Topinione pubblica si mostrava fovorevole all' estenderd ed intensi- 
ficarsi di questa azione del Comune, cosi ii Govemo credette opportune disdpii- 
nare per legge V intiera materla: ed il disegno di legge all' uopo da esso pre- 
sentato alla Camera dei deputati 1' II aprile 1902, dopn hmga eiaborazione e di- 
scussione nella Camera stessa e nel Senato, diveimc la legge 29 marzo 1903 
n. 103:0 all* csecudone prowedette il dKfuso regoiamento 10 marzo 1904^ n. 108. 

Per esporre ii contenuto della legge h necessario premettere un breve cenno 
Sulla costituzione amministrativa del Comune in Italia. 

In ogni Comune esiste: I 

a) un Consiglio comunalc, eletto con suffragio populäre assai largo, compusto 
da 15 a 80 consiglleri secondo la popolazione del Comune: i consiglieri 
durano in funzione sei anni e si rinnovano per un tcrzo ogni biennio; 

b) un Sindaco, cltlto dal Consiglio coinunale fra i siioi mcmbri, che i capo del 
Comune e ufficiale del üuverno e dura in carica quattro anni; 

c) una Giunta mmicipale, presieduta dal Sindaco, composta da 2 a 10 assessori 
(pi& aicuni supplenti) secondo la popolazione del Comune, eletta dal Con- 
siglio nel suo seno e rinnovantesi per intiero ogni quadriennio. 

II Consiglio i.' r oi^ano deübcrantc, il Sindrun e I i Giunta sono gl! ort^ani 
csecutivi del Comune. Consiglieri, Sindaco e Asscssuri esercitano gratuitamente 
le loro funzioni, e sono coadiuvati da impiegati stipendiati, il cui numero varia 
secondo la grandezza del Comune e quindi della vastitä della sua gestione: prin- 
cipale fra gli impiegati i il Segretario munidpale, nominato dal Consiglio e die 
diventa stabile dopo un quadriennio di prova. 

Esponiamo ora in modo sistematico il contenuto della legge del 1903. 

La legge (art. 1) enumera, per6 in modo indicativo e non tassativo, i ser- 
vizii di cui il Comune puö direltamente assumere 1' impianto e l'esercizia Per 
aicuni la l^e concedc al Comune il diritto di privativa, autorizzandolo doi ad 
esciudere in materla qualsiasi intervento dell' attivitä privata anche per uso pri- 

') Col titoin I.c^[;c sulla assunzionc diretta dei puhhliri servizii da parle dei comuni 
corredaia del tesio compkto di tutli i lavori parlamcnlari fu pubblicata una buona raccolta a 
NapoU dalla caaa edltrlce E. Pietrocol« nel 1903. 
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vato: tali sono i trasporti fiinebri (eccettuati quellt dei sod di congrcgazionl, 

confratemite ed altre assoctazioni costituite a tal finc c riconosciute oome enti mo- 

rali), la costmzione ed esercizio di stabilimcnti per la macellazione e di mercati 
pubblici, ie pubbliche affissioni (eccetto che pei manifesU elettorali e gli atti della 
pubblica autoritä). 

Per altri, e sono 1 piA, non k ammesso II dirltto di privativa: tali sono 

costruzioni di acquedotti e fontane e distribuzione di acqua potabile, impianto ed 
esercizio dell' illuminazione pubblica e privata, produzionc e distribuzione di forza 
motrice idraulica ed elettrica e costruzione d^li impianti relativi, costruzioni ed 
esercizio di tramvie a trazione animale o meccanica, e di reti telefoniche (nel terri- 
tofio comunaleX impianto ed esercizio di omnibus» automobili e di ogai altro si- 
mite mezzo diretto a prowedere alle pubbliche comunicazioni, costnisione di 
fognafure ed utilizzazione dcllc matcric fcrtilizzanti, nettezza pubbüca e sgombro 
di immondizie dalle case, costruzione ed esercizio di bagni e lavatoi pubblici, di asili 
nottumi, di molini e fomi normali, di essiccatoi di granturco e relativi depositi, im- 
pianto ed eserdzio di farmade, febbrica e vendita del ghiacdo, stabilimento, e rel»* 
tiva vendita, di semenzai e vivni di viti ed altre plante arboree e fruttifere. £ da 
notarsi per questa seconda catcgoria di servizii che II diritio di privativa nasce 
per alcuni di essi spontaneamente, perche, se i privati fuori delle loro case voles- 
sero fare qualche impianto, dovrebbero occupare suolo pubblico ed il Comune puö 
loro negarlo, cosicclift il monopolio comunale diventa inevitabile e puö esistere di 
fatto se non di dirltto. 

I Comiini possono, nitre a questi, impiantare ed esercitare altri servizi di 
pubblica utilitä, sempreche non vi pongano ostacolo leggi speciali. 

Quando un Comune voglia assumere direttamente, municipalizzare un sor- 
vizio, deve procedere nel seguente modo. 

La relativa deliberazione deve essere presa dal Consiglio comunale col voto 
favorevole della maggioranza dei consiglieri assegnati al Comune e per due volte 
in riunioni da tenersi a distanza non minore di venti giorni. La deliberazione 
deve indicare, mediante apposito progetto di massima tecnico e finanziario, i mezzi 
con ctti si intende far fronte alle spese per 1' impianto e per la gestione del ser- 
vizio che si vuole assumere. 

Questa deliberazione del Consii^lio comunale c sottoposta d' urgenza al parere 
della Giunta provinciale amministrativa') che deve esaminarla in un termine non 
maggiore di trenta giorni, trascorso il quäle il prefetto la trasmette, anche colle sue 
osservazioni, ad una Commissione reale oomposta di due Cons^ieri dl Stato, il 
piA anziano dei quali funge anche da presidente, di un Consigliere della Corte 
dei Conti, di un funzionario superiore della Cassa depositi e prestiti, di due fun- 
zionari superiori del Ministero deir Interno, di uno del Ministero delle Finanze, 
di uno del Ministero d'Agriooltura, Induslria e Onnmerck», di due membri del 
Consiglio superiore dei lavorl pubblici, di uno di quello di sanitä: funge da 
scgretario con voto consultivo un terzo funzionario superiore del JHinlstero 
deir Interno. 



') Questa eslstc t*m§ autMita c<dlcgiale di sorvegUanza in ogni capotaogo di pro- 

vincia. presso la prefettura, ed i composta del prefetto che la prcsicdc, di due consiglieri 
di prefettura designati al principio di ogni anno dal prefetto, e di quattro membri effettivi 
nominati dal Consiglio proviociale. Vi soao pure tre sapplenti: mo designala dal prefetto 
fra i consiglieri di prefettura, e due nominati da! Consij^lin provinciale. Vcggasl la legge 
comunale e provinciale, testo unico del 4 maggio n. 164, art. 10. 
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La Commissione reale esamiiia \:\ proposfa e da' il suo parere suU' ammissi- 
bilitä della medesima. Sc il [Kirure e ne^ativo, la proposta cade. Sc c favorevole, 
allora la prupusta riturna al Comunc c rimanc visibilc agii elettori nella segreteria 
del Comune per trenta giorni; poi viene sottoposta al voto degU elettori stessi; 
cosicchi con questa le^e si fece uita prima applicazione del nfewtdxm neiram- 
mlnistrazione locale. 

Gli elettori vengono convocati con manifesto della Giunta municipale, pul>bli- 
cato quindici giorni prima della votazione: questi quindici giurni possonu esserc 
compresi nei trenta suindicati. 

Le modalitä per la convocazione degli elettori. per la votazione, per i rioorä 
siillc operazioni dl votazione, sono fissate dal rejjoiamento, che le ha formulate 
riproducendo in molta parte disposizioni sandte dalla legge del 1898 per Ic ele- 
zioni comunali. L'elettore vuta per il si o per il no sulla questione dcll' assun- 
zlone dlretta del servizio. Se il risuHato k contrario (do^ se la proposta non 
ottenne la metä piü uno dei voti, ma soltanto la paritä o meno), la proposta non 
pu^) essere ripresentata se non dopo tre anni, salvo che iin qiiarto almeno dej^H 
elettori inscritti non ne faccia richiesta; in tal caso la proposta puo riprescntarsi 
dopo che sarä trascorso almeno un anno dalla votazione. Se la proposta fu appro- 
vata, allora si procede all' oiganizzazione del servizio. 

L' organinazione puö assumere due forme, una eocezionole e l'altra normale. 

La forma eccezionale e qiiella ad cconomia, per cui la gestione h fiisn cul- 
l'azienda comunale generale, diguisache gli stessi funzionari, che amministrano ii 
Comune nei suoi uffici organici, attendono anche a quella parte dell' attivitä co- 
munale. Essa si appHca a quei servizii pei quali* pur potendo costituirsi un' azienda 
special^ noo conviene fai1<^ sia perche sono di tenue importanza, sia perchi non 
hanno un prevalente carattere indiistriale: tali sono ad esempio la spazzatura delle 
strade, lo sgombero della neve, i trasporti funebri. 

Per assumere 1' esercizio ad economia le modalitä sono piü semplid die non 
pel caso deir azienda spedale, di cui diremo in appresso. Le deliberazioni rela- 
tive devono esser prese dal Consiglio comunale col voto favorevole della maggio- 
ranza dei consiglieri assegnati al Cnmune e in due riunioni da tenersi a disfanza 
non minore di venti giorni ed essere approvate della Giunta provinciale amministra- 
tiva. Contro le deliberazioni dd Consiglio, ancorchi approvate dalla Giunta pro- 
vinciale amministrativa, k ammesso il ricorso alla Commissione reale, di cui parlai 
piu sopra, da parte di un quinto almeno degli elettori. Se la Commissione reale 
respinge 11 ricorso, approvando cosi le deliberazioni dd Consiglio, allora si orga- 
nizza il servizio ad economia. 

Ove o la Giunta provinciale ammlnistrativa o la Commissione reale non 
approvino le deliberazioni del Consiglio, allora questo deve deddere se il servizio 
debba essere costituito come azienda spedale nei modo da spi^arsi ora, oppure 
essere dato in appalto.') 

La forma normale dell' esercizio e quella giä ricordata dell' azienda 
speciale. 

L' azienda i un' amministrazione del servizio distinta dall' amministrazione 
ordinaria del Comune, con biland e conti separati. 

') Si puö quindi dire che anchc r appalto puö essere una scconda forma eccezionale 
di geslionc dei pubblici scrxizii. n cui iiitfiiclo provvcdere la logge in csamc: ma allora si 
applicano Ic norme contenutc ncita legge comunale e provinciale c nella legge di cunta- 
bilitä, ed in parte quelle della l^e In esame relative alle coaceMioni, accennate ptö oKre. 
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line sola azienda puö perö prowedere a pift servizii quando quesH nort 
siano di grande impoitanza o possano convenientemente riunirsi. 

Ogni azienda ha: 

a) un direftorc tecnico nominato in sej^iiito a piibblico concorsn dal Consiglio 
comunale e con procedura particolarc: egli ha speciah garanzie per la 
durata in carlca e il licenziamento: deve prcstare cauzione e riceve stf- 
pendio: rappresenta Y azienda di fronte ai terzi: h V oigano esecutivo 

singolo; 

b) iina commissionc, eictta dal Cnnsiglio fuori del proprio seno fra pcrsone 
tccnicamente competcnti cleggibili a consigheri, avente nun menu di trc c 
non piA di sette membri, compreso il presidente: si rinnova per un lerzo 
ogni anno, essendo per& i membri acaduti rietcggibili: compila il biiando 
prcventivo e il conto consuntivo, prowede alle spese, alle opere. agii 
appalti, ecc; 

c) un rcgolamento speciale, aninunistrativo, contabile e tecnico, nel quäle spe- 
dalmente sono determinate ie norme per la nomina e retribuzlone del 
direttore tecnico, per l'assunzione in servizio, la retribuzione e il licenzia- 
mento degli impiegati e depli operai (i qiiali Ultimi dcvono venir inscritti 
alla Cassa nazionale di previdenza per la vecchiaja ed invaliditä degli operai 
onde assicurare loro una rendita vitalizia, eccezionalmente un capitale, al 
verificarsi di fall eventi,') mentre per gli impiegati si deve fissare uno spe- 
ciale tnrttamento di riposo, non per6 con pensioni a carico diretto del 
comune o dell' azienda), per Ie tariffe relative al ser\'izio, ecc. 

1 bilanci dell' azienda sono deliberati dal Consigliu comunale ed appruvati 
dalla Giunta provinciale amministrativa. Tralascio di discorrere degli altri prowe- 
dimenti di sorvc^iianza da parte dell' autoriti amministrativa. perchft non presen- 
tano importanza speciale dato lo scopo della presente trattazione. Sottanto noterö 
che ove da apposita inchiesta risuUi che il servizio sia passive per il bilancio 
comunale oppure proceda con gravi e persistent! irregolaritä, puö il prefetto, sen- 
tlta la Giunta (»rovindale amministrativa e sul conforme parere ddla Commissione 
reale, ordinäre, secondo i casi, la revoca e la liquidazione dell' azienda oppure Ie 
riforme crcdutc neccssaric pcl suo buon funzionamento. 

Piü Comuni anche di Provincie contermini possono costituirsi in consorzio 
per assumere direttamente l'impianto c l'csercizio di quei servizi che siano di 
comune Interesse. In tat caso intervengono Ie deliberazioni dei Consigli dei 
Comuni interessati, pol il parere della Ciunta provindale amministrativa, poi la 
decisione della Commissione reale e infine il voto degli elettorl. Sc c]uesto voto 
e favorevole in tutti i Comuni interessati, i singoli Consigli comunali nominano 
un numero di rappresentanti dctcraiinato caso per caso in ragionc dell' interesse 
che dascun Comune tia nell' azienda; i rappresentanti riuniti formano l'assemblea 
consorziale, la quale formula il r^olamento ddl' azienda (in esso si determina 
anche la sede dell* azienda e la quota da pagarsi da dascun Comune consorziatoX 

') Ii una Cassa pubblica, autoiiüma, tünUata con asscgno c dotata con sussidiu annuu 
dalio Stato; essa assicura una rendita vitalizia di vecchiaia ai maschi a60anni. alle femmine 

a 55 anni, dopo aimeno 25 anni di .ipparti-nenza alla Cassa, cd una rendita vitalizia di invaliditä a 
qualunque ctä dopo aimeno 5 anni di appartcncnza. II contribulo annuaic nun dcvc csscrc 
inferiore a lire 6: ogni anno, a chi ha fatto taic versamento, si una quota di concono 
sul rcddito della Cassa. Opni inscritio ha un conto individualc. in cni si inscrivonn il con- 
Iributo versato da lui o per lui c la quota di concorso. Vedi legge 28 lugiio läUl, n. 387. 
WasMfPcttMkiitt. 23 

Digitized by Google 



- J78 — 



nomina il diretfore e la commissione amministratrice, approva i bilanci e i conti, ecc. 
I rappresentanti durano in carica quattro anni e si rinnovano per metä ogiii bien- 
nio: l'assemblea elegge nel proprio seno il presidente e il vicepresidente, e tiene 
due sessioni ordinahe, una in primavcra e l'altra in autunno, e sessioni straordi* 
narie ogni qualvolta ^a necessario. 

Siccomc parecchi de! servizii, che si possono municipaliizare, sono stati dai 
Comuni affidati per Timpianto e l'esercizio a societä private per tin tcmpo piii 
o meno lungo, cosi la l^e ha dovuto fissare le norme per il riscatto delle 
esistenti concessioni. 

Inoltre nell* ipotesi non infondata che aicuni Comuni preferiscano ancora 
ricorrere air industria privata per impiantare ed esercitare i servizi, che possono 
essere assunti direttamente, la \eg^e autorizza i Comuni a simili concessioni col 
solo limitc, che nel relativo contratto le condizioni dell' eventuale riscatto non siano 
fissate in termini piü onerosi di quelii stabiliti per il riscatto delle concessioni 
esistenti, lasdando libertä per gli altri pstä» pel qtiali il legislatore confida nel- 
Toculatezza ed esperienza delle amministrazioni comunali. 

La legge troppo recente, perche si possa g\ä giudicarla dai suoi effetti; 
appena aicuni Comuni Hanno giä iniziate pratiche per profittarne: veri e proprii 
risultati non se ne potranno avere che fra qualche anno. 

C^i giudizio sul suo valore sarebbe quindi prematuro. Si puö dire che 
essa h stata opportuna: era bene disciplinare queste nuove tendenze, manifestatesi 
con una certa energia, ed imporre caiitele (forse le adottate sono alquanto ecces- 
sive) per evitare gli errori che nei primi anni del nuovo Kegno commisero molti 
Comuni con imprudenti concessioni rivelatesi nel seguito non conformi o poco 
confomii al vantaggio pubbllco, se anche sul principio erano apparse conve« 
nienti. E' facile del resto conchiudere che la legge darä buoni risultati solo 
quando nei Comuni si trovino amministratorii solerti, oculati, onesti, disinteressati, 
ed aicuni temono che questo possa non verificarsi in uguale misura in tutte le 
parti del Regno. I servizi municipalizzati hanno perö hnora, nella maggiore parte 
dei casi, dati utili risuKati: ribassi di prezzo, aumento di consumo, lucri pel Co- 
mune, ecc. 

E' da augurarsi che sul principio le amministrazioni comunali non si mo- 
strino proclivt a favorire soverchiamcnte i consumatori con tariffe troppo basse o 
colla gratuiti» ad ass^are salari troppo elevati agii operai, ecc: se sul principio 
essi si proporranno anche intenti di lucro, ne poträ venir giovamento alla forte 
costituzione delle aziende, e nell' avvenire sarA agevole far prevalere criterii 
social! e dt liberalitä nella gestione. 

II. 

Una seconda forma di azione sociale comunale, che tende a svilupparsi con 
una ccrta intcnsitä in Italia, si volge piü direttamente e piü particolamente al 
vantaggio delle classi povere e lavoratrici. Vediamonc aicuni esempi. 

I. Abbiamo innanzi tutto le etattsote contrattuali per ta tutda degli operai 
nei Unori appattati.*) Molti Comuni hanno introdotte clausole che si rileriscono 

*) Vedl Carraro, U daasoU tuMcl da lavoro negii appalti pubbUci, Padova 1902, e le 
recenti notizie fmbtllcate nel BoM^ deff Uffldo dtt Lavoro, Vol. I, n. 3, giugno 1904^ 

p. 635 segg. 
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alla durata massima della giornata di lavoro, al lavoro nottnrnn, al salario minimo 
ed alla retrihuzionc pcl lavoro straordinario, alla giornata di riposo. al modo di 
comporre le vcrtenze fra imprenditori ed operai, ecc. 

Una prima recente indagine ha mostrato die oltre cento Comuni hanno giik 
accolto ed attuato in qualche mlsura il sistema. Citerd eaempt, ac^Iiendo alcuni 
Comuni principali, che sono anche capoluogo di provincia. 

Milano ne! capitolato pei lavori di costruzione prescrive che l'assuntore dovrä 
corrispondere agli opcrai inipiegati mercedi non minori di quelle stabilite dalla 
tariffa concordata fra la commissione de! muratori e quella dd capimastri nd 
1901 coli' iniefvento del prefetto e del sindaco ed osservare le condizioni di tale 
convenzione, come pure rorario stabilite fin dal 1887. Nel capitolato per i lavori 
stradali e fissato Torario normale per le varii stagioni (da 7 ore e mezza a 10) e il 
salario normale minimo per k varie professioni e categorie d' operai; 1' amministrazione 
comunaie pu6 Uar presendare H pagamento dei salari e in caso di contrawen- 
zione rescindere il contratto ritcnendo il deposito, oppure puö applicare un' am- 
menda estensihile fino a lire 500, oltre alla rifusionc dei dann! subiti dagli 
operai. Secondo il capitolato di appalto degli stampati il personale deve percepire 
le paghe minime secondo le tariffe concordate fra la maggioranza dei proprietarii 
coi toro operai o secondo quelle stabilite con Tintervento delle autoriti munld- 
pale 0 governativa o dei probiviri, anche pei giorni festivi e pei lavori notturni. 
Nel capitolato generale per i servizi di trasporto ö stahilito che la societä con- 
cessionaria obbligasi a corrispondere al proprio personale il minimo di mercedi 
da stabilirsi ove occorra dal coUegio dei probiviri. Questi varii capitolati inoltre 
concedono agil operai occupati un giomo di riposo ogni settimana. 

Alessandria limita Torario a 10 oie e vieta il lavoro straordinario, notturno 
e festivo, salvo casi di assoluta necessitä riconosciuta, nei quali Tappaltatore 
dovrä concordare cogli operai speciali prezzi maggiori. 

Arezzo ha fissato nei capitolati l'orario massimo in misura varia secondo le 
sta^oni: ha fissato II salario minimo ed ha per le varie professioni comminata una 
raulta per le contravvenzioni. 

Brcscia limita a 10 ore l'orario massimo, II lavnrn straordinario e ammesso 
eccezionalmente per non oltre un' ora: per il lavoro straordinario abituale o inten- 
sivo o notturno occorre il consenso del sindaco, da darsi udito l'ingegnere capo 
munidpde. Tanto per qudio intenslvo quanto per qudio notturno non possono 
impi^arsl operai che abbiano glä compiuto l'orario normale. La mercede 
non puö essere inferiore ai * r, di quella indicata negli elenchi dei prezzi in 
ciascun capitolato speciale, i quali elenchi sono in gran parte formati aumen- 
tando del 20''/o le mercedi risultanti da accordi intervenuti fra le associazioni 
padronali e le organizzadoni operaie. t stabilito inoltre che Tappdlalore debba 
tassativamente rispettare in ogni tempo i patti concordati con l'intervento del Co- 
mune fra le diverse categorie di lavoranti e i rispettivi principali o committenti, 
debba attenersi agli ordini dell' ufhcio tecnico miinicipale per la tutela della 
Salute, della moralitä e della sicurezza degli operai, c prestard ad ogni richictta 
di questo per il controllo delle paghe e Tispedone dd libretti personalL 

Qenova limita a IG ore la giornata di lavoro, fissa nel capitolato la tariffa 
dei salari per le varie professioni e categorie, stabilisce la retribuzione pei lavoro 
notturno, impone una niulta di lire 5 per ogni giornata pagata con mercede in- 
feriore alla prescritta: 1' imporio delle muMe serve per completare la mercede agli 
operd dannegglati e Y eccedenza viene ripartita fra gli operai assunti in eco- 
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numia. In caso üi ripetutc violaziuni alla tariffa ii cumunc ha facoltä di rescin- 
dere il contratto e di tcnere responsabile 1' impresa dei danni dipendenti dalla 
rescissione. j 

Lucca acco^ie nei capitolati condizioni concordate nel 1902 fra i capimastri *l 
e gli operai con intervento del sindaco relative alla fissazionc dell* orario e del * 
salario fra le varie categorie di operai, alla retribuzione per il lavoro straordi- 
nario ed al divieto dd lawm fesüvo. 

Modena, Novara, Pavia, Siena hanno fissato 1' orario massimo per le varie 
stagioni e il salario minimo per le varie professioni e categorie di operai: Siena 
ha fissata inoltre la merccde pel lavoro straordinario, ed ha vietato il lavoro 
nei giorni festivi ricunusciuti e in quelli ritenuti tali da consuetudini locali. 

Palermo ha fomiulato nel 1902 un apposito regolamento. Esso preacrive che 
in dascun capitolato »a fissato il salario minimo por le varie professioni e cate- 
gorie di operai. L' orario massimo b fissato da 9 a 10 ore per le varie stagioni. 
II lavoro straordinario c retribuito con un aumcnto dcl 15 per cento: il lavoro 
ordinario e lo straordinario non devono durare complcssivamentc oltrc 14 ore 
SU 24. t prescritto, salvo casi spedali o di urgcnza riconosciuta, il riposo festfvo. 
n regolamento contiene varie altre norme riguardo al pagamento dei salari, al 
SUbappalto de! lavori, alle penc per Ic contravvcnzinni. all* assicurazione contro 
gli infortuni, ecc. F. istituita una Cnmmissione permanente del lavoro presieduta 
dal sindaco o dall' asscssorc dei lavori pubblici e composta di un cunsigliere 
comunale eletto dal Consiglio, di due rappresentanti la Camera di Commercio, di 
due rappresentanti la Camera del lavoro e dell' ingegnere capo dell' ufficio tec- j 
nico: spetta ad essa di formulare le clausole da introdurre nei singoli contratti : 
prescriventi il salnrio iiiiniino, le condizioni che, oltre quelle stabiiite dai rei^ola- 
menti di pulizia cd igicne, si impongono all' appaltatore a tutela dclta salute c 
della vita d^i operai, e la proporzione da osservarsi nell' assunzione di operai 
adulti e apprendisti o manovali: ciascun membro della commissione pu6 assister 
al pagamento dei salari. 

Parma nei capitolato per la manutenzione dei fahbricali prescrive che l'assun- 
tore debba usservare la convenzione conclusa nel 1902 fra gli imprenditori e capi- 
mastri e i rappresentanti degli operai appartenenti alla l^a dei muratori. Nel 
capitolato per rappaHo dei lavori di manutenzione stradale disponc che r ufficio 
municipale d'arte possa stabilire 1' orario massimo (non snperiorc a 10 ore) e che 
r amministrazione comunale, sorgendo dissidi fra 1' imprenditore e gli operai, possa 
Intervenire con facoltä di assegnare ai lavoratori la mercede giornaliera, stabilita 
nel progetto di stima senza nessuna deduzione, neppure di ribasso d'asta. 

Torino nelle clausole dei capitolati fissa 1' orario massimo perle varie professioni 
e mestieri nellc varie stagioni: t vietato il lavoro festivo e notturno, salvo il caso 
di assoluta urgenza e necessitä e previo consenso scritto del diretlure dei lavori: 
c per un accordo conchiuso. nel 1903 fra la rappresentanza degli imprenditori e 
quella degli operai dinanzi al sindaco, con intervento dei deiegati delle principali 
amministrazioni pubbliche e di una rappresentanza della societä dq;li ingegneri, 
Venne fissato il salario minimo ad ora per le varie professioni e cat^rie di 
operai. 

Udine consido'a come minime la mercedi fissate in apposito elenco e 
proibisce di discendere sotto di esse, ed invigila a che non si violi la regola con 

una commissione composta di trc capimastri scciti dal municipio c di tre operai 
muratori scelti dalla rispetliva societä opcraia di mutuo soccorso, e presieduta da 
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persona notninata datla Giunta: sono stabilitc multc per Ic contrawenzionit che 
vanno a favore degli operai e della societä predetta: il lavoro rimane sospeso nei 
giorni festivi. 

Venezia prescrive nei capitolati che gli operai siaiio retribuiU in base alla 
tariffa delle mercedi per le varie professioni e categoric approvata dal ConsigHo 
comunale nel 1904: tale tariffa si riferisce ad una giomata di lavoro di 9 oie: pel 
lavoro straordinario notturno 6 prcscritto un aumcnto dcl 40" ,, 

Verona ha limitato a dieci ore rorario e ha stabilito norme e divieti pel 
lavoro festivo e notturno. 

t da notarsl che inolti Comutii» fra cui alcuni dei rlcordati, stabilirono pure 
che si deva dare la preferenza agli operai locali. 

Si ni»(i infine che, come anche risulta dal sopraesposto, una parte deiComuni 
ha sanciti per roranu massimo e il salario minimo gli accordi intervenuti fra Ic 
organizzaztoni padronali e quelle operaie, mentre un' altra parte (che forma la 
maggioranza) II ha fissatl con proprii crilerli. 

IL Per le case popoUni Intervenne la legge 31 maggio 1903, n. 254. 

Scqio (»ec^Nio della legge £ di promovere la cosfnizkme dl case popolari 
mediante Societä cooperative, Enti morall e Societä di beneficenza: sono a tale 
uopo loro concessc facilitazioni per ottenere denaro mediante il credito ed aijevo- 
lazioni fiscali. Perö la legge ha stabilito che, ove manchino quelle societä e 
quegli istltuti o ne sia insufficiente l'azione» possano i Comuni infraprendere la 
costruzione di case popolari soHanlo pw darle a piglone, conformandosi alle le^i 
vigenti ed a tiitti i prowedlmenti che disdplinano l'assunzione di pubblici servizii 
da parte dei municipii. 

Queste case non possono essere locate a famiglie, le quali abbiano una 
entrata complessiva superiore alle lire 1500 oppure a lire 300 per ogni membro 
della famiglia, tenendo conto delle dassificazioni sandte dal r^lamento 24. aprile 
I9(H No. 164^ nel seguente moido: 



Num. 


Entrata complessiva 


d'or- 


deU« famigUa 


dinc 


(nclta da tmposta) 




Lire 80O 


2 


. 900 


3 


. uoo 


4 


. laoo 


5 


. i too 


6 


, 150Ü 



fss^TjafässjÄ Pop.-«!...*.»«.. 



Ure leo I lino a 9000 abitantl 
, 180 da 5001 a 15000 , 

. 220 .da 15001 a 30000 . 
,240 da 30001 a 100000 . 

». 280 da lOClOOl a 200000 . 

. 300 da 2UUÜ01 in ttt. 

Per la compra delle aree destinatea quelle coatnizioni k concessa la riduzlone 
ad un quarlo delle tasse di registro, c Ic aree sono esenti per un quinquen- 
nio dall imposta erariale e dalle sovrimposte comunali e provinciali. Le case sono 
esenti dall 'imposta sui fabbricati per venti annt. I Comuni possono contrarre 
mutui per quello scopo, cspropriare 1 terreni occorrenti mediante dichiarazione di 
pubblica utilitä, ottenere cessioni di aree demaniali, liberazione delle aree dalle 
servitu militari, ecc. Nel prezzo delle pigioni debbono perO) tener conto dei 
frutto dei capitale investito, di tutte le spese di amministrazione, riparazione e 
manutenzione ordinaria e straordinaria, delle imposte^ sovrimposte e tasse generali 
e locali, degli oneri dipendenti dal r^olamenti locali» dei deperimenlo, delle spese 
di assicurazione contro gli incendi e delle perdite sugli sfitti eventuali. Tutte 
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Ic relative deliberazioni del Consiglio devono adotiarsi con l' intervento di almeiio j 
due terzi dei consiglieri assegnati al Comune e prendersi due volte in riunioni 
da tenersl a distanza non minore di venti giorni. 

1 Comuni sono pure autorizzati, colle Stesse cautele che per le case, ad im- 
prendere la costruzinne degli alberghi popolari da affittarsi per dimora giomaliera 
e di dormitori pubblici ad uso gratuito. 

III. L'istnizione etemetdare i sempre stata compito dei Comuni nel nuovo 
regno: essi prowedono alla costnizione ddle acuol^ alla nomina ed allo stipendio ^ 
dc^i inscgnanti, ecc Per agevolare il concono alla scuola dei figli di famiglie 
povere, prima alcuni enti di beneficenza pubbltca e poi non pochi Comuni Hanno 
votate spese per distribuire indumenti, libri di teste, altri oggetti necessari per 
l'istruzione, ma sopratutto per dare dbo, la refezione scolastica, cosa molta utile 
ma Invero molto onerosa dl regola per le finanze comunalL Tali spt» quanto 
ai Comuni non erano esplicitamente autorizzate dalla \tgg!^ ma soltanto comprese 
nelle categoria indeterminata delle spese facoltative per servtzii di pubblica utilitiu 

La nuova legge 8 luglio 1904, n. 407, ha (art 4) espressamente dato fa- 
coltit ai Comuni di iscrivere in bilando lui fondo per sowenire gl! inscrifti alla 
scuola appartenenti a femiglie povere, sia con la refezione acolasfica, da con la 
diatribuzione di indumenti, di libri di testo e d'altro occorrente per l'istruzione, 
semprechä a tali bisogni non si proweda suffidentemente da enti di pubblica 
beneficenza. 

I Comuni possono ddiberare tali spese anche se eccedono 11 limite legale 
ddla aovrimposta ai tributi dlretti, 11 quäle h fissato a ^tesimi dnquanta per 

ogni lira d'imposta principale risttltante dai ruoli. Le autoritä dt vigtlanza e di 
tiitcia sui Comuni debbono curare percht le spese sopradette siano preferite ad 
ogni altra spesa facoltativa che non abbia per iscopo la pubblica sanitä ed incolU' 
mttä, salvi gli impegni contrattuati esistenti. I 

Non h fuor di luogo awertire che la dtata legge d propose di rendere 
piü efficace la sanzione deH'obbligo deii'istruzione elementare, ha meglio deter- 
minato 1' ordinamento e la durata di questa, ha agevolata la crcazione di corsi serali 
e festivi specialmente per gli adulti anaifabeti, per alcuni dei quali (quelli che 
nella leva militare furono assegnati alla terza categoria, dichiarati revidiblli o rifbr^ 
mati senza che siano affetti da inabilit& assoluta fistca od intellettuale) t stato ' 
sancito l'obbligo di frequentare quei corsi: inoltre nega, per meglio riuscire neirin- | 
tento deir istruzione degli adulti, certe concessioni agli anaifabeti (permesso d'armi, 
sc nati dopo il 1885, liccnza d'cscrciziu e rivendita, se nati dopo il 1890), ecc. i 

IV. Per la mediaziotte dd tavoro dcuni Comuni (ad. es. qudlo di Bresda) 
hanno tentato di oiganizzare special! uffld munldpali. Ma mancano notide 
sul loro funzionamento e si piiö dire che per questa materia, comc in genere per 
cio che si riferisce alla disoccupaziunc involontaria, la politica comunale non si k 
ancora manifestata in niudo sistematico c degno di nota. 

IIL 

Adolfo Wagner in una sua recente opera') ha vlgorosamente sostcnuto che 
sia giusto far contribuire i Comuni alle spese per determinati istituti di Stato 
che hanno sede in essi. Gli effetti utili di un istituto di Stato, ha egli detto. 



0 IHe JbuauieUe MUbeteOigm^ der Gemeinden an kultorHIen StmOulnricMwigai and 
dk Bidwtd^mg der Oemelndeämuilmien, Jena, Fiacticr, 1904. 
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sono diversi di grado per i Cbmuni seoondoch^ essi sono o non sede di quello. 
Infatti il Comune sede^ che si puo chiamare il Comune preferito, ne profitta maggior- 
mente: diventa un punto di maggiore attrazione per diversi elementi della popo- 
lazione, un centro di piö intensa vita economica, sociale, intellettuale: crescunu 
la popolazione, la ricchezza, il valore dei terreni e dei fabbricati, e quindi la capa« 
citä contributiva dcgii abitanti: il maggiore impulso nelle famiglie a trasportarvl 
la dimora dalla campa^ icca danno a qimU e vantag^Eio al Comune, aj^ravando 
cosi nella sua parte non buona il fenomeno che ora sl dice dell' irrbanismo. 
t giusto quindi che il Comune cosi favorito concorra in qualche misura alla 
spesa occorrente per la creazione e il mantenimento di quegli i^Mitti di State, cosi 
profittevoli per esao, ottenendosi anche l'effetto che i tnaggiori tributi frenino 
aiquanto la tendenza migratorla dalla campagna ai centri urbani. 

In Italia si & giä da assai tempo intuita la veritä dei princrpli sosteniiti ora 
dal Wagner e si e in misura forse eccessiva fatto contribuire i Comuni a spese 
per istituti governativl. 

Siccorae il Wagner insitte spedalmente^ per mostrare la veritä ddie sue 
conclusioni, sui vantaggi degli istituti governativi di istruzione, e spedalmente 
delle Universitä, che ne forniscono im esempio tipico, cosi voglio qui presen- 
tare une statistica delle spese assuntesi dai Comuni italiani per le Regie Universitä 
e per i Regi Istituti <H istntzione superiore, che vi hanno sede. Qli 6 vero che 
tali contaributi sono stati dati volontariamente in scguito ad acoordi fra Stato e 
Comuni. il che ben diverso, come avverte il Wagner stesso, dai contributi 
coattivi, di cui egli ^ difensore. Ma gli effetti c le conseguenze dei contributo 
localc sono identiche, sia esso volontario, sia esso coattivo: si converte sempre in 
un aggravio dei contribuenti: inoltre si puö dire die ia coazione k mancata de noi 
anche perchi tutti i Comuni sedi di Universitft o di istituti superiori (tranne 
Roma che e in condizioni speciali come capitale) Si sono mostrati spontaneamente 
generös! in maggiore o minor misura e con maggiore o minor solerzia: quindi il crear 
un obbligo sarebbe stato inutile, e forse non giovevole, perch^ avrebbe eccitate 
opposizioni. Piacemi quindi presentare un prospetto di tali contributi comunaN, 11 
che sembra piü opportune anche perch^ manca ogni statistica uffidale in proposito, 
ed aggiungo che pure le quattro Universitä libere di Camerino, Fcrrarn, Perugia, 
Urbino, sono inantenute a spese degli Enti locali c quiiuii anche dei lispettivi 
Comuni, almeno per quanto nun ricavano dal proprio patrimonio (vcdi la tavola p. 184). 

Cosi alle spese per l*istruztone elementare die tali Comuni 8on>ortano 
come tutti gli altri Comuni dei Regno, cd alle spese per TistnuEione secondaria 
generale (classica e tecnica) e speciale, che in parte gravano su di essi come sii 
tutti i maggiori Comuni aventi istituti di tal genere, si sono aggiunte per quei 
Comuni le indicate spese per l'istruzione universitaria o di grado unlvcrsitario. Ed 
a complemento di tali notizie awerto che i Comuni di Barl, Qenova e Venezla 
contribttlscono anche per le Regie Scuole superiori di Commercio, aventi sede 
in essi. 

Concludo che in varia guisa il Comune in italia si niostra quindi otnai come 
un oigano importante di politica sociale ed in meno di mezzo secolo la sua vita 
autarchica ha giä dati preziosi frutti e ne darä di piA copiosi in awenire, se con- 
tittuerä (e non h a dubitarne) il paese ad essere, com' k ora, in notevole progresso 

economico, fisico ed intellettuale, avendo rimediafo con mirahile energia alle 
disastrose condizioni create da seculi di servitü straniera, di nazionale disgrega- 
mento, di malgoverno. 
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1 » 

1 

2 
3 
4 
5 
6 
7 



8 
9 



10 



13 
14 



15 
16 
17 
18 

1« 



ItUtato a riii favore vi tt 

contributo 

R. Universilä di Torino 
R. Universit/» di Palermo 
R. Universitä di Calania 
K. Universilä di Gcnova 
K. Universitä di Messina 
R. Universitä di Modena 
R. Universiti di Parma 

a) Universitä in generale 

b) Clinica chirurgica 
R. Univerehi di Siena 
R. Universitä di Padova 
a) Scuola d' apptica- 

zione per ingegncri 
. b) Univenltiingenerale 

c) id. id. 

R. Univenilä dl Pisa 



11 < R. Universitft di Bologna 

12 R. Univcrsitä di Maccrata 
a) Universiti ingeneralc 



I») id. 



id. 



R. Universttft di Napoli 

R. Scuola tf applicaziore 

per gli ingegncri di 

Napoli 
R. L'nivcrsitä di Pavia 
R. Universitit di Cagliari 
R. UniversilA di Saatari ' 
R. Istituto superiore di 

Firenze 
R. Istituti di istnizione 

superiore in Milano 



Data dcir atio ckt 
contributo 



R. Decreto 9 marzo 1884 n. 2143 
R. Decretn 6 maggio IS86,n.3923 
Legge 13 diceinbre 1885, n. 3570 
Legge 13 dicembre 1885, n. 3571 
Legge 13 dicembre 1885, n.3ö72 
Legge 14 luglio 1887, n. 4745 



b)U-^gc 6 lugiio 1904, n.36l 
Legge 14 inglio IMT. n. 4749 

a) Leyjic 18 giugno 1893, n. 346 

b) Legge lOgennajo 19Ü4, n.26 

c) R. Decreto 22 agosto 1904, 
n. 574 

R. Oecreti 30 dicembre 1863, 
n. DCCXXXt « 10 maggio 
1900,n.CLXin.L^e 171llgUo 
1903, n. 373. 

Legge 29 marzo 1899, n. 106 

a) R. Decreto 20 dicembre 
1879. a. 5201 

b) Legge 22 dicembre 1901, 
n. 541. 

Legge 30 lugiio 1896, n. 339 

R. Dccrcli 11. ottobre 1901 n. 
^ 480, c 21. ottobrc ISOl, n. 481 

R. Decreto28ottobrc I'Jül, n.502 
Legge 19 giugno 1902, n. 252 
Legge 19 giugno 1902, n. 253 
Legge 30 giugno 1872; n. SSS 



n. 2787, r, agosto 188<1, n. 5595 
e 24 gcnnajo 1897. n. 85 





Ammontare 




*l = 


CoinwM 1 


dcl tunlri- 
butu in liie 


NiUui;i ik'l 

conlilbuto 


II- 


COflllttfllO| 


HaltaM 




Torino ') 


25000.00 


annuale 


25 


PolAfmn 




21 n nii n Ii* 


25 


Catania 


70000,00 


annuale 




Genova 


54000,00 


annuale 




1 Messina 


60000,00 


annuale 


— 


Mndpnsi 








Parma 


a) 41ÜÜ0ÜÜ 


.T \ .1 II fUl.lIP 




id. 


b) 50000,00 


b) totale 


— 


Sien« 


22527,00 


annuale 


— 


Padova 


a) 4530,85 


a)annuale 


a)l5 






U f lUlalv 




id. 


C) 3000,00 


c) annuale 


c) 5 


Venezia 


2000.00 


id. 


id. 


Pisa 




nllllluMC 




Bologna 


55000.00 


annuale 


40 


Maccrata 


«) 12500,00 


a) annuale 


a)30 


id. 


b) 17500,00 


b) annuale 


b)30 


Napoli 


500ü000|,00 


totale 


— 






id. 


400000 


annuale 


5 


Pavia 


loooaoo 


annuale 


20 


Cagliari 


30085^00 


; annuale 


— ' 


Sassari 


30000,00 


annuale 




Firenxe 


133333^30 


annuale 




' Milano 

i 


5130000 


annuale 


20 



<) Ii Comune e In Pfovincia di Tofino taaano dato Inoltre lire 1,724^880 per la costruzione di 
nnovi uditizi univeräilan. 
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Alcuoi appuflti suUa distribuzione del reddito e del patrimoiiio in 

Pnissia. 

Del Dr. Cottantino Bresctanl. 
I. 

In Ulla tocietft fondata sulla prupricta privata it reddito indMdiiale puö 
sorgere o dal lavoro o dat possesso d' un patrimonio. La diatribuzioiie del red- 
dito totale ^ quindi in un dato momento storico la risultante di dueordini di cause: 
la csistente divisione del patrimonio (la qiiale alla sua volta e un effetto delle 
tendenze che detenninanu la divisiune della terra e quella del capitale) e 1' esten- 
sione pifl o meno grande del reddito derivante dal lavoro. 

Nella storia economica or 1' uno o 1' altro di questi fattori lianno aviito im- 
portanza preponderante e foggiato nelle sue Hnee generali la distribuzione com- 
plessiva del reddito. 

Neil' antica Germania feudale e agraria la distribuzione del reddito e do- 
minata dalla divisione della proprietä della terra e segue le variazioni che cause 
economidie e politiche apportano alla costituzione fondiaria.') 

Ma dal 13 secolo in poi colla formazione delle cittä e d' una nuova ciasse 
sociale indipcndcnte di artigiani e mercantl, collo svolgersi dell' economia inone- 
taria un nuovu fattore comincio ad esercitare la sua Influenza sulla distribuzione 
det reddito. Si svilupparono nuove forme di guadagno, Offerte dal commercio 
interlocale, dagli affari bancari, dall' usura, dagli aumenti della rendita cittadina 
ingrossatasi rapidamente per 1' aumento della popolazione. 

Troviamo qua e lä nelle citta tedesche alla fine del niedio evo e nei secoli 
scguenti grossi patrimoni. Ma, come risulta dalle ricerche di Bücher per Franco- 

') Schmollcr. Grundriß, II, p. 423. 

1. II presentc saggio i, in sostanza, la iraduzioiic d una confercnza che cbbi 1' onorc 
di tenerc (oell* cMate nct 1904) nel .Seminario dl Economia polilica" di Berlino diretto 

dair illustre c vcnerafo Maestro cui sonn dcdicatc queste pagine. t una piccola parte d' un 
lavoro in prcparaziune sulla distribuzione üel redditu e del patrimonio in alcuni Stati 
d' Europa. 

2. Una biMini;rafia completa degli sludi pubblicati sulla distribuzione dcl reddito in 
l'rubbia i>i trova ncl .Grundriß' dcllo Schmoller II, p. 418. A questi si aggiunga: Loria: 
La costituzione economica odierna p. 742 e un recentissimo lavoro del Wagner nclla .Zeit- 
schrift des preuSisclien statistischen Bureaus" (fondamcntale per le questloni metodolo- 
giche): Zur Methodik der Statistik des Volkseinkommens und Volksvcrmögens. 

Per qoanto riguarda poi V evoluzione economica c sociale della Germania, esistono 
ora due opere di carattere generale: Sombart: Die deutsche Volkswirtschaft im XiX. Jahr- 
hundert e Lamprecht: Zur jüngsten deutschen Vergangenheit, vol. IK 

Wavwf^FcilMiiriit. ^ 
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forte sul Meno c di SchOnbeig per Basilea, i ricchi erano retativamente pochi 
c pnclii i povcri c invece prevalevano i patrimoni piccoli e mcdi — il che 
furma appunto la caratteristica di qucsto periodo della storia della distritnizione 
delia ricchezza.') Tutto il sistema sociale d' ailora e la costituzione curporativa del 
mestiere assicuravano la perslstenza dd piccoli e medi patrimoni e su questi si 
basava I' indipendenza sociale dell' artigiano. II reddito dellc classi medie era 
in massima parte, si direbbc con espressione mndcrna, ..fondato" e una vasta 
classe sociale di non abbienti, cui, comc al proletariato moderno, spettassc solo 
un reddito di puro lavoro, non c' era o esisteva solo allo State rudimentale nei 
^Gesellen". La diffusione del patrimoni spiega ad es. il sistema finanziario 
d' ailora, il quäle in tutti t tempi si h modellato sulle condizioni economiche. In 
moltissime cittä della Germania esso si basava sur iin' imposta sul patrimonio, 
alla quäle erano soggetti tutti i cittadini. AI contrario ai nostri giorni in cui 
invece della diüusione dei patrimoni si nota una concentrazione di essi presso 
aicune classi sociali, mentre ie altre, le piA numerose, dispongono solo d* un 
reddito di lavoro, V imposta sul patrimonio, quäle esiste in Prussia e in altri 
Stati della Germania, ha solo un carattere accessorio, e scrvc, secondn un 
principio d' equitä, a colpire il reddito „fondato" piü gravementc di qucllo 
„non fondato". 

II sistema economico .tramandato dal medio evo dur6 in Prussia con 

l^ere alterazioni fino al principio del sec. XIX. Comincio ailora una Serie di 
profondi mutamenti nella costituzione fondiaria, i quali sconvolsero per mezzo 
secolo e trasformarono la struttura sociale ed economica della Prussia. La forza 
motrice di questo rivolgimento fu 1' aumento straordinario della popolazione, 
che, comindato negli ultimi «tecenni dd XVin sec. perdur6 per tutta la prima 
metä del XIX specialmente nei distretti agrari.*) In cons^uenza crebbero i prezzi 
di tutti i prodotti dell' agricoltura e la rendita fondiaria.') L' Interesse dei pro- 
prietari, i quali godevano d' un' influenza politica preponderante nello Stato prus- 
siano, Ii spinse a trar profitto quanto plä fosse posstblle dq;U incrementi di 
rendita e di qudli ancora nu^ori che prometteva 1' awenife e promosse tutta 
quella vasta legislazione agraria delta prima metä del sec. XIX, la quäle sciolse 
gli antichi rapporti tra signori e contadini e rese possibilc una coltura intensiva 
c razionale dei fondi. La servitü della gleba fu abolita, la libertä di locomozione 
riconosdttta, un dirltto di proprietä concesso ad aicune dassl dl contadini che 
prima godevano solo d* un <Hritto d* uso piü o meno incerto e temporaneo, la 
libertä di vendita e compra dei fondi affermata. 1 diritti signorili di pesca, di 
caccia, di pascolo, le decime e gli altri pesi reali furono soppressi, i pezzi di terra 
appartenenti a un solo proprietario e prima sparsi qua e lä sulla „Flur" uniti 
in un solo complesso, le terre comuni, la »Allmende" la .i^mdne Marie* 
divise.«) 

La legislazione prussiana, la quäle a dctta di scrittori tedeschi comc Knapp 
Buchenberger e altri si moströ solo preoccupata del vantaggio dei grandi pro- 
prietari, stabili il principio che questi dovessero essere indennizzali, per i diritti 

') Schniollcr, op. cit. p. 453. 

-} W. Sombart, Der moderne Kapitalismus, II, 148. 

*) Cfr. Conrad, Die Stellung der landwirtscfiafUichen Zölle in den 1903 zu schlfeflen- 

den l^andclsv•crtr;i^;^.■^ Deutschlands, paß. 123. 

*) Una trattazione compieta di tutta la „Ablusungs- und l^ndeskulturge»cizgebung" si 
trova in Buchenberger, Agrarwesen and Agrarpolitik, voL I. 
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loro tolti, con terra, e i oontadini furono obbligati di ceder loro da un terzo 

alla metä det loro fondi. 

Inoltre accanto ai confndini il cui possesso fii riconosciuto di buon diritto e 
perciü „regolariizatu", vi era una gran niassa di picculissimi possessori di terra, 
i quali furono esciusi dai benefici delle leggi agrarie; questt furono senz' altro 
espropriati dai grandi proprietär!, trasformati in semplid lavoratori agricoli e ri- 
munerati dapprima in natura, pni in misura sempre crcscente in dcnarn. 

Conseguenze delle riforme agrarie furono adunque 1' aliargarsi irronipente 
dcUa grande proprietä fondiaria a danno delia media e delia piccola e ia formazione 
d' un vasto proletariato agricoio privo di terra, le cui condizioni, a detta di scrittori 
tedeschi del tempo, erano plA tristi di quelle degli antichi servi delia gleba. 

F mentre da ima parte la grande proprietä fin oltre al 1850 si estendeva 
anche per le contimic compcre di terre di contadini, dall' altra s' addensava, 
essendo stato sancitu il principio delia libera disponibilitä dei fondi, una massa di 
plccolissime proprieti nelle quali si polverizzd parte delia proprietft media — clie 
quindi in due modi era indebolita. Perciö nelle campagne la folla dei proletari 
aumentava. Effetto naturale ne fii 1" emigrazionc, la quäle pass6 per due stadi: 
dapprima si diresse verso 1' America, poi, quando in üermania fu raccolto un 
sufficiente capitale iniziale, afflul nelle Industrie, cosi che il proletariato agricoio 
sl trasformö nel proietariato di fabbrica. 

In Prussia 1' indusU-ia capitalistica che s' era svolta a poco a poco accanto 
al mestiere, assumendo la forma dell' industria dcmieslica, era diffusa fino alla 
prima metä dei aecolo XIX nelle campagne. Qui si tnnravano anche le poche 

fabbriche, cd era naturale, perchfe il capitale doveva prendere le forze di lavoro 
dovc si prcsentavano. Una ragione economica e non solo una tecnica, come 
vorrebbe il Sombart, (cio^ la necessitä di usare le forze d' acqua e il legname dei 
boschiXdeterrolnavaquesto carattere dellMndustria capitatistad*ailora; essaappunto 
ccMTisponde a un periodo in cui 11 lavoratore non k ancora staccato dalla terra, ma 
possiede un piccolo fondo e gode di certi diritti sullc terre comuni de! viliaixio 
occupandusi ad un tcmpo di agricoltura e d* industria. 

L' industria accentrata si svolge in Prussia dopo il 1850 e V economia capita- 
lista fa maravigliosi progressi; il mestiere come forma economica di produzione 
perde importanza e P industria domestica nelle campagne decade rapidamente, 
^580 tra convulsioni e dolnri ineffabilt. 

Una profonda frasfortnazione sociale ne t: la conseguenza. L' antica classe 
degli artigiani — la piccola borghesia antica — subisce crisi tremende e si sfascia, 
in parte in seguito a una propria dissoluzione interna, in parte nella lotta di 
concorrenza contro r industria capitalistica. Moltissimi vi soocombono, cadono 
in miscria ed essi e i loro figli vanno a ingrossare le file dei proletari.') Due nuove 
classi ■snciali sorscro. AH' un polo la lumva classe degli imprenditori, la nuova 
borghesia uidustriaie che accumula rapidamente ricchezze, specialmente nei periodi 
di pifi intensa espansione economica dal 50 al 57 e dad 68 al 74; all' altro polo 
il moderno „quarto stato" dapprima composto di elementi disformi, eten^enei, 
inorganici, di antichi lavoratori agricoli e piccoli proprietari cacciati dalla terra, di 
artigiani ecc 

■) Su questa dissoluzione dell' antico medio ceto t* interessante la lettura d' un libro 
recente di Oöiire, Denkwardigkelten eines Arbeitcfs. 
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E' una evoluzione analoga a qucHa che si compi nell' agricoltura: creazione 
da una parte di ricchi, dall' altra di poveri e le classi intermedie indeboiite o 
distrutte. Tutti yli scrittori tedeschi ainiiiettono che le condizioni di questo 
proletariato industriale cranu (finu al 1880 a un dipresso) tristissime, e che i'eco- 
• nomia capitalista al suo Inizio ha avuto per effetto di deprimere le condizioni di 
vila delle classi inferiori. I salari erano bassi e faicidiati da continue angherie da 
parte degli imprcnditori , gli operai spnivvisti di qualsiasi difesa di Icggi snciali e 
di associazioni. — Riflesso di questo stato di cose sono quelle teorie pessimistc che 
dominano tutta la scienza economica dal 1870 al 1880 e non solo la letteratura 
sodalista, ma anche quella »borghese*. Si lamenta che la ricchezza sempie piü 
8* accumuli presso le classi superiori, mentre i proletari aumentano, si lamenta lo 
scomparire dei ceti medi, e, generalizzando, si afferma che 1' inacerbimento con- 
tinuu dei contrasti suciali ^ la tendenza inevitabile dell' economia capitalista. 

Evoluzione agricola e industriale infatti cospiravano insieme a questo effetto; 
la distribuzione dei rcddito s' era fatta molto piO ineguale in confronto ai secoli 
precedenti. II patrimonio, dapprima diffuso in iaighi strati sociaii, s' i ritirato e 
concentrafo nei superiori. S' ^ formata una numerosissima classe di non 
abbietUi che percepisce un redditu di solo lavoro ed ^ perciö strettamente di- 
pendente. 

II. 

Ma negli Ultimi due dccenni l'econnmia capitalista in Prussia ha subito note- 
vüli mutamenti, t entrata in una nuova fase — che il L^mprecht chiama „deir 
impresa regolata* in opposizione al periodo precedente deU' impresa sfrenata- 
mente libera. Qiiesti mutamenti si sono naturaimente ripercossi anche sulla distri- 
buzione dei reddito. 

Quali siano le caratteristiche e le tendenze di essa h ora possibile di stabi- 
lire con maggiore accuratezza ed esattezza — mentre per i periodi precedenti, per 
la mam»nza o 1' InsufRcienza dei materiale statiatico, bisogna acconlentarsl di 
delineare aicuni tratti generali, quali risultano da uno studio della storia economica. 
Percha in quesf ultimo decennio esiste in Prussia una buona statistica della 
distribuzione dei rcddito. 

Neil' anno 1891 fu riformata per opera dei ministro Miquel 1 antica imposta 
sul reddito, e resa, mediante V obbligo della dichiarazione, piü efficace e conri- 
spondente alle vere condizioni economiche dei contribuenti. Due anni appresso 
fu Introdotta un' imposta nominale sul patrimonio. L' assetto delle due impostc 
ha luogo non per singole persone ma per famiglie. 1- una colpisce le renditc 
dei censiti d ogni sorta, csclusi le spcse d escrcizio e i debiti, 1° altra il patri- 
moniOk esciusi gli uggetti d' uso personale. Redditi al disotto di 900 marchi e 
patrimoni al disotto di GOOO marchi non sono imponibili. 

I risultati dell" assetto delle due imposte sono pubblicati annulmente e 
offrono un materiale copioso e iinportante per lo studio della distribuzione della 
ricchezza in un grande Statu capitalista moderno. £ opinione generale che 
riflettano abbastanza fedelmente la realtä, pur avendo tutti i difetti che sono 
inerenti a qualsiasi statistica economica. Ma — sebbene essl si allontanino 
piO o meno dai redditi e patrimoni rcali, non solo per i proposito deliherato 
dei censiti di sottrarsi all" imposta, ma anche per la difficoltä, specic nelle cam- 
pagne, di valutare esattamentc il redditu in danaro — non c questo un errorc 
essenziale. Percha, se i grossi redditi e i grossi patrimoni si sottraggono piä 
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facilmenle all' imposta che i piccoli, h noto d" altrondc che Ic autoritä prussiane 
sono piü benevoli nelT asselto di questi iiltimi; quindi si pii6 ammettere che i due 
errori piü o meno si cumpensino- Natural tue nte la cosa nun sarebbe cosi sempiice 
se si volesse calcolare V ammontare msolato dei redditi e dei patrimoni; queslo 
calcolo incontrerebbe gravissime difficoltä. Ma qul c* interessano solo la äisM- 
huzione dei redditi, gli aumenfi relativi di ciasciina classe di censiti, i! rapporfo 
tra i censiti soggetti all" imposta sul patrimonio e quelli che pagaiKt 1 imposta 
sul redditu. Ora siccome tutti i dati della statistica ufficiale hannu un crrorc 
nella siessa direzione, doi sono inferior! alle cifre reali, nel rapporto fra gli uni 
e gli altri 1' errore k di molto diminuito c forse anche eliminato — perclii l'erroie 
d* un rapporto k eguale alla differenza degli errori dei due terminL 



Prima di passare alla questione che piu ci interessa, la distribuziune dclle 
ricchezze fra i censiti, h opportuno di dare uno sguardo alla distribuzione 
geografica dei reddito e de! patrimonio complessivi, che h mostrata dalla s^ente 
tabella: 

Tab. I. Distribuzione geografica dcl reddito e dei patrimonio in 

Prussia (in milioni di marclii). 

















Aumento 


NegU anni 


1892 


1894 


1896 


1896 


1900 i 


1902 


dai 1892 










! 




al 1902 


Reddito compleSSiVO 


5104 


5784 


6086 


7 257 


7841 


_ 
8560 


50« „ 


a) nelle cittA . . . 


3853 


3934 


4183 


5072 


54S9 i 


6002 


55"/. 


b) ndla campagn« , 


lasi 


1890 


1902 


2186 


236t ; 


2998 


40", 


c) nei »Stadtkreise*. 




1985 


1707 


1961 


2360 1 


2968 


98«. 



Negli anoi 


1899 


1893 


1897 


1880 


1902 


Aumento 
1899-1902 


B. Patrimonio complessivo. . 


63917 


64024 


65676 


69906 


75657 


18% 




38390 


38391 


39190 


43327 


47981 


29% 


b) nell.n campagna . . . 


29567 


25673 


25886 


26580 


28076 


10" 


c) nei aSudtkreise" . . . 


23046 


23332 


24675 


27550 


30975 


35« „ 



• 


Iii Iii? 

^ ^ CT! O 4> 
^ S ,- =0. 

1895 


Reddito 
comples- 
— sivo nel 

§ Patrimo- 
nio com- 
pless. nel 




Reddito 
comples- 
— sivo nel 

^ Patrimo- 
nio com- 
plcss. nel 


— 3 — fco. 

■a c c ■£ 8 

n: O 5 

1902 


Prussia Orient. 


180 


1810 


214 


1942 


Sassonla. . . 


533 


6845 


707 


7462 


PniMia occid. 


136 


1299 


172 


1407 


Schleswig . . 


299 


2851 


337 


3164 


Beilino . . . 


902 


7821 


1147 


8253 


Hannover. . . 


428 


5313 


556 


(11157 


Brandebnrgo . 


540 


5950 


8iM 


8075 


Wesfalia . . 


533 


4628 


862 


5Ü8U 


Ponerania . . 


309 


2273 


297 


2494 


Hetpen-Nassau 


499 


5721 


682 


7742 


I'nsnani'a . . 


15<> 


1471 


191 


1714 


Tefre renane . 


1190 


11618 


1745 


14426 


Slesia .... 


582 


6647 


781 


7153 











II reddito e il patrimonio si concentrano sempre piil in alcuni punti della 
Prussia. Quest<» fenomeno i: una conseguenza dirctta dell evoliizinnc ituliistriale. 
Neil' antica Prussia prima dei lüdO la maggior parte della pupulaziune viveva ncile 
campagne occupandosi di agricoltura e Y industria esisteva per cosl dire allo stato 
diffuso» essendo dislribuita quasi q[uaimente su lutto il territorio. Coi progressi 
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del cafntaUsmo s*accrebbe rapidamente la differenzlazione economica (di cui un 
lato d i mostrato dalla tabella precedente) la quäle preae due kmt: ooncentra- 
zione della popolazione, dell' inüustria, del commerdo nelle clttft, ed espansione 

industriale delle provincic dcll' Ovest. 

Giä nel 1892 il 67 "/„ del reddito totale era cuncentrato nelle cittä, dupo dieci anni 
questa dfra relativa era salita al 71 "/o- L' accumulazione del reddito i quindi piü rapida 
nelle dttä (dove esso aumentö dai 1892 al 1902 del 55"/,,) che nelle campagne 
(aumento 40",.); ancora piü rapida nei „Stadtkreise"') (58"„). Le Stesse tendenze 
si notano ncll' aumento de! patrimonio totale. — Patrimonio e reddito si svolgono 
inoltre diversamente nelle singole province. Divido queste in tre gruppi, riunendo 
nel primo le quattro provinde i^rarie: Prussia ocddentate e Orientale, Posnania 
e Pomerania, nel secondo le quattro provinde industriali di Brandebui]go (con 
Berlino) SIesia, Wesfalia, Prussia Renana, nel terzo le quattro altre provincic 
nelle quali T elemento industriale e l'agrario si bilanciano: Schleswig-Holstein, 
Sassonia, Hessen-Nassau e Hannover. L' aumento del patrimonio e del reddito e 
stato relativamente pidi rapido nelle provinde industriali (45 7« e 207«X sicdii 
mentfe nel 1892 (1895) il 517» del reddito totale e il 45 7» del patrimonio totale 
erano cnncentrati in esse, queste cifrc snno nel 1902: 54",, rispett. 48",,. Invece 
nelle provincie agrarie il reddito s' e aunientato solo del 22 "„ e il patrimonio del 
IG**/« e le quote loro spettanti nella somma complessiva sono scese da 11,22 
riq>iett. lQ,647o a 9,757« rispett 9»977ft> Nelle provinde del terzo grappo 1' aumento 
della ricchezza fii maggiore che in quelle puramente agrarie ma molto minore che 
nelle provincie industriali: 35",, per il reddito e 18",, per il patrimonio. Mentre 
nel 1895 ad esse spettava il 27,35" ,, del reddito e il 32,78",,, del patrimonio com- 
plessivo, non spetta ora che il 26,66 "/o rispett. il 31,78 7ii- 

Mi volgo ora alla distribuzione del reddito e del patrimonio fra le diverse 
dassi di censiti, come risulta dalla tabella seguente (ved. pag. 191). 

II numero dei censiti della prima classe, da 900 a 3000 marchi, ingrossa di 
anno in anno-) e piü rapidamente della popolazione, della quäle cssi erano il 
7,39 ",o nel 1895, il 9,58 nel 1902. Una considerazione meno sommaria della 
dassi d'imposta intermedie fra 900 e 3000 marchi mostra che quesf aumento ha 
luogo specialmente nelle primc tre classi: 900-1050M; 1050-1200M; 1200-135a 
Sieche II mimero dei censiti libcri d' iniposta c rimasto pressoche costante, variando leg- 
germciitc di anno in anno attorno alla stcssa cifra (circa 8,80ÜOÜOJe diminuendo quindi 
in rapporto alla popolazione; d'anno in anno schiere di centiti si staccano dalla 
massa di proletari che non paga imposta e aalgono su nel gruppo di quelli che 
vi son 90fSg^- Questo pu6 dipendere in parte anche da cause puramente formali, 
cioe da una maggior scveritä deüe commissioni incaricate della stima dei redditi. 
Ma la causa ben piü importantc c reale risiede nell' aumento dei salari che in 
questi due Ultimi deoenni ha avuto luogo in Gomania. Per gli scopi dell' assi- 
curazione sull' invaiiditi si sono divisi gli operai in quattro classi secondo l'altezza 
del salario. Ora, la somma dei contributi pagati dalle due classi inferiori di anno 
in anno diminuisce, e quellt pagati dalle due classi superiori aumentano relativa- 



') Comprendono le dttft di aineno 25000 ab. 

•') Mi sono limttato a riportare nelle tatiellc il numero dt-i censiti soggctto all' imposta 
sul reddito dal 1805 in pol per poterü confrontare con quelli soggetti all' imposta sul patri- 
monio (la quäle and6 appunto in vigore quesf anno), ma le tendenze cui accenno si possono 
scgtiirc fin da! w^2. L' assetto, dell' impost.i sii! patrininnio dovrebtic farsi solo ogni tre 
anni, ma in realtä ebbe luogo finöra nel 181^, Ib^, mi, um e 1902. 
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Tab. n. Distribyzione del reddito e del patrimonio dal 1805 al 19Q2. 



Netle classi 
dl reddito 



(Marcbi) ,ic imposja 

sul reddito 



900 - 3000 
3000-0000 
0000-9500 
9900-30500 

aosQO-iooooo 

oltre 100000 



2278998 
211761 
56387 
45757 i 
8796 I 
1591 



' , de IIa 
popola- 
iiime 

7^9 

ao9 

0,18 
0,15 
0.029 
0,0052 



erano i 

ncl 1895 

hl 

M' impu«t;i 
Sil! patri- 

869 9ÜU 
161697 
52166 
44741 
8740 
1579 



seguentt censiti soggetU 



piipiii.i- 

ziiine 

2JS2 

0^ 

0,17 

0,14 

0t029 

0,0052 



„ di l) : .1 

38,17 
7834 

92,51 
97,78 
99^ 
99,24 



nel 1896 



b-.a 



a) b) ' 

s.,1 r.dü..., 



2321424 878118 , 37^ 
214980 I imm 70^ 



57859 
47306 
9266 

Ii 



53237 
46020 
0221 
1691 



92,01 
97,28 
98^53 
99^ 



Nelif .ia.sM di 
reddito 
(Marchi) 


sul reddilu 


nel 1897 

M 

.ill' impiist.i 
sul patrimonio 


b:a 


a) 

all' liiipnsl,] 
sul reddito 


nel 1899 

all' iinirosta , 
sul patrimonio j 


b:a 




1. 


2. 1 




1. 


"'2- " 1 




900—3000 


2418687 


880064 1 


36^ 


2701209 


895064 ! 


33,21 


3000-6000 


223504 


169349 


75,77 


251 169 


181678 


72,33 


6000-9500 


60317 


55196 


91,51 


68588 


61644 


89,88 


9900-30500 


40745 


48490 ! 


07,48 


97232 


55163 * 


97,43 


30900-100000 


9862 




99,48 


11639 


11583 


99,51 


oltre IQOOOO 


1900 


1898 , 


99^90 


2331 


2324 , 


99,70 



Nelie classi di 
reddito 
(MaKhi) 


«) 1 
ndNddito 


*/. della 
popolaxione 


b) 

all imposta 
sul patri- 
monio 


nel 1902 

' , della 
popolaxione 


b:a 


aumcolo 

dal I89S 
de! Cent 
«) 


aumciilo 

dal IMS 

del 

b)__ 


900—3000 


3309696 


9,58 


930998" 


2^ 


^2^3 


45,22 


0,07 


3000-6000 


29I34I 


0,84 


203091 


0,59 


69,71 


37,59 


25,64 


6000-9500 


77636 


0^22 


69055 


0,20 


88,94 


37,69 


32,38 


9500-30500 


64737 


0.19 


62788 


0,18 


96,96 


41.48 


40,30 


30500-100000 


13205 


0.04 


13141 


0,04 


99,51 


50,10 


50,36 


oltre 100000 


2762 


0,Ü08 


2756 


0,008 


99,77 


73,60 


74,54 



Nuia. Lc cifre della presente tabella della prccedente e delle seguenti sono tolte 
dalle statistiche ottclili delle , Mitteilungen aus der Verwaltung der direkten Steuern. 
Preußische Einkommenstcucrstatistik. Im Auftrage des Herrn Finanzministers bearbeitet im 
preußischen statistischen Bureau, anni 1892—1902." Per risparmio di tempo ho computato 
e cifre relative servendomi dl an regolo da calcolo, II cpiale corae i nöto da In nolfl casi 
solo valori approasiraativl. 



mente alla somma totale dei contributi; il che mostra che im certo numero di 
opcrai passano continiiamcnte dalle classi inferiori alle superiori, anaJogamente a 
quanto avviene nelle classi dei censiti. 

Questo aumento di salari h anche in Germania una delle caratteristiche piA 
salienti deir attuale fase capitalistica in cunfronto ai decenni precedenti. G>min- 
cia anche qui una „Economy of high wages" la qiialc non si basa piii sopra „II 
minimo necessario all' esistenza", sopra la „legge fcrrea", ma cerca di accrescere 
per mezzu di alti salari la produttivitä del lavoro e di rendere possibile l'iinpiegü 
di maccliine delicate. Appunto neirelevazione delle condizioni di vita di aicuni 
Ceti operai si deve cercare la ragione per la quäle in Germania le teorie pessi- 
miste che dominarono nella scienza economica dal 1870 al 1880 hanno ora dato 
luogo, anche ncl campo socialista, ad opinioni e teorie diverse- 1 nuovissimi 
risultati dell' assettu dell' imposta sul reddito hanno avuto una parte importante in 
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questo cambiamento d' idee. Bernstein respinge dedsamenfe nelle sue »Voraus- 
setzungen des Sozialismus" la teoria dell* impoverimento progressivo delle masse. 
II prof. Schmollcr, che pure attorno al 1870 aveva unito !a sua al coro dcllc voci 
che lamentavano le tristi conseguenze dell' economia capitalista*), non si mostra 
piü, in due piü recenti monografie, in armonia oolle opiniooi sostenutenei suoi primi 
scritti.^ Ma come prima si era fbrse esagerato nel pessimismo^ molti si la- 
sciano ora cullare dal pii'i roseo ottimismo. Bastino per esempio i lavori dei 
duc Böhmcrt sulla statistica del reddito in Sassonia.'*) Non bisogna dimen- 
ticare die anche in Prussia questo tantu magnificato miglioramento economico 
ha avuto luogo solo in aictmi strati superiori della classe lavoratrice, in quelK 
dcgii operai abili; infatti ben circa nove milioni di cenaiti o venti mliioni di 
persone (i! *" ,„, della popolazione circa) hannc^ un reddito minore di 900 marchi. 
Ora vero che tra questi si trovanu molti giovani di famigiie agiate, che essende 
all* iniziu della loro carriera, non sono rimunciati o ricevono solo un piccolo 
indennizzo, i vero die per la non soverchia severitft delle commfssioni i redditi 
accertati sono sempre inferiori ai reali, ma resta pur aempre il fatto, confermato 
ancora una volta da questa statistica, che la grande massa della popolazione vive 
in condizioni disagiate e si strenia in una lotta dolorosa per l'esistenza. 

Anche il numero dei censiti delle due classi medie da 3000 a 6000 marchi 
e da 6000 a 9600 k cresduto di anno in anno assolutamente e in rapporto alla 
popolazione; perö il loro aumento relativo dal 1895 al 1903 (37"„) fu piü lento 
di qucllo dei censiti della prima classe (45"„). AIcuni recenti autori tedeschi, 
basandosi su questi dati offerti dalla statistica dcl reddito, credono di aver irre- 
futabilmente dimostrato l'errore della teoria socialista, secondo la quäle il medio 
ceto» andrebbe sempre pidi assottigtiandosi e precipitando nella massa senza nome 
del prolctari. Ma non pensano che essi attribuiscono alle parole «medio oeto» un 
significato affatto divcrso. La teoria socialista — ancora riaffcrmata ncl programma 
di Erfurt — intendeva per «medio cetO' la classe sociale degii artigiani e dei 
piccoli proprietari. Invece questi moderni autori applicano 1* espresstone «medio 
ceto» ad alcune classi medie di censiti.*) Ma queste risultano di elementi dls- 
paratissimi e non coincidonu affatto con I'antico medio ceto e quindi dal loro 
aumento non si pu6 dedurre che questo sia soprawissuto e vada anzi rinvigor 
rcndosi. 

Nelle trc classi superiori il numero dei censiti cresce e in rapporto alla 
popolazione e pIQ rapidamenle delle altre classi (41 */o> SO"/« 73*/o)« Invece 
nella Prussia di 50 anni addietro era piccolissimo il numero dei ricchi i quali 
appartenevano in generale alle classe dei grandi proprietari. Ma i! capifalismo ha 
creato la ricchezza a grandi masse e i ricchi hannu assuntu 1' importanza di forte 
classe sociale, che abbraccia una frazione, pur minima, ma sempre crescente della 
popolazione. 



') Ad es ncl «ICIcinge werbe" pag. 662. 

') Die Einkommenvertcilung in alter und neuer Zeit, ncl suo Jahrbuch I89Ö c Was ver- 
stehen wir unter dem Mittelsland? 1897. 

') V. Böhmcrt. Vari lavori sulla statistica dcl rcdditu sassone nella .Zciisclirift des 
sächs. Statist. Bureaus* dal I8»2 in poi. W.Böhmerl, Die mittleren Klassen der Einkommen- 
steuer in einigen deutschen Großstädten. Schmollers Jahrbuch 1896. 

•) Infatti ncl programma di Erfurt si legge: „Das Wachstum der Produktivität der mensch- 
Uken Arbeit bedeutet für das Proletariat und die versinkenden Mittelschichten — 
KtcinbQrger, Bauern — wachsende Zumlmic der Unsicherheit ihrer Existena" usw. 
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Vediamo ora comc sia distribuito il patrioionio tra questi censiti» doi quanti 
nelle singole classi godano anche del possesso d'un patrimonio. Ricordo che 
la statistica prussiana censisce solo i patrimoni superiuri ai 6000 marchi. 

Deila prima classe dd censHi solo 38 7o godono anche d'un reddito <fon- 
dato»; questo rapporto i notevolmente superiore nella aeconda classe (76*/*) 
e raggiunge il 92**/,, nella terza; nelle tre classi superim i poi quasi tutto il reddito 
deriva da patrimonio. Se ora consideriamo il movimento del rapporto tra l'una 
e l'altra specie di censiti, vediamo che esso, nelle prime tre classi, i andato 
costantenenle diminuendo dl anno in anno. II che dipende non solo dal fatto che 
i censiti sossgetti alP imposta sul re<&lito sono cresduti moito plA rapidamente di 
quelli soggetti all' imposta sul patrimonio, ma anche (nella I classe) dalia diminu- 
aione relativa (benche leggerissima) di questi Ultimi rispetto alla popolazionc. 

Invece nelle tre classi superiori il rapporto ä restato press' a poco lo stesso 
e i gross! patrimoni sono aumentati anche piü rapidamente deila popolazione. 

Qucste dfre gettano alcuni spraszi dl luce sopra un' Interessante trasfor> 
mazione sociale che si compie nella modema Prussia capitalista. I reddili da 
900 a 9500 marchi diventano in misura sempre crcsccnte rcdditi di solo lavoro. 
II che vorrebbe dire in primo luogo che il migliuramento avvenuto in questi 
Ultimi anni in alcuni ceti superiwi delle dasd lavoratrid fu cssendalmente un 
aumento del loro reddito, non del loro pahrimonia. Perö la statistica llnanziaria 
non ci dice nulla sulio svolglmento dci patrimoni inferiori a 6000 marchi; per 
saperne qualcosa bisogna ricorrere alla statistica delle casse di risparmio. Ora 
queste mostrano invero che la cifra complessiva dei depositi (di cui una buona 
parte spetta senza dubbio alla classi lavoratrid) ingrossano sempre piü (da 340? 
milioni nel 1892 a 5^ net I900X Ma la statistica prussiana dlvide anche i libretti 
secondo il loro ammontare e mostra che la parte maggiore di essi t compresa 
nelle categorie inferiori fino a 600 marchi, e che in queste 1' aumento dei depositi 
e rapidissimo. Si tratta quindi di piccolissimi patrimoni, i quali fruttando solo 
un esiguo Interesse non possono avere molta importanza per le condizioni per- 
manentt di vita delle classi operaie nh molta Influenza sul loro grado dl di- 
pendenza e solo possono essere loro di qiialche aiuto in casi eccezionali di 
malattia e di disoccupazione. Si capisce del resto che ia maggior parte dell' au- 
mento di reddito di queste classi sia stato da esse in primo luogo impiegato 
nell* innatzare il loro »Standard of life". 

Ma anche 1' aumento dei censiti nelle classi medie d' imposta si e limitato * 
ai censiti soggetti all' imposta sul reddito. L' antico mcdio ceto si fondava sul 
possesso d' IUI patrimonio. In seguito alla evoluzione industrialc sono sorti nuovi 
Ceti medi, ma su altra base, nun piü d' un patrimonio, ma d' un reddito. Lc 
grandi sodetil per azioni, le grandi banche, 1 „WarenhAuser* i .kartelle* (in una 
parola il processo di concentrazione in grandi imprese che si manifesta con 
movimento accelerato in tutti i campi dell' attivitA economica) mentre da un lato 
tendono a schiacciare la piccola industria, a scuotere c debellare la media, a 
tagliar fuori e privare dei mezzi d' esistenza una quantitä di intermediari, dall' 
altra rendono necessario che tra i capitalisti, spesso anonimi, e gli operai che 
eseguiscono materialmenle il lavoro, s' intrometta una schiera d' impiegati cui 
incombono la sorveglianza, ramministrazionc, la direzione. Fra questi trovano 
rifugio molte csistenze, incapaci di vivere piü a lungo indipendcnti e vasti 
strati sociali della piccola e media borghesia passano cosi al servizio delte 
dassi superiori, dalle quall ricevono un salario. Un esempio caratteristico che 

W«|Mi^nl»ehfitt. 25 
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mostra cnme la grande industria accentrata asservisca classi medie prima indipen- 
denti ci e uffcrto in Prussia dai .kartelie". Questi in molti iuughi pongunu i com- 
mercianti sotto il loro controUo, Ii organiziano in una specie <tt Simlacato che 
incorporano neir ingranaggio del »karteir stesso, Ii obbligano di rlcevere e di 
vendere una data quantitä di merce e in dati luoghi e Ii rimunerano talora con 
stipendio fisso.') 

Ma una causa importantissima — alia quäle accenna anche il Leroy-Beaulieu*) 
— che mina V iiidipendenza economica del medio ceto h inoltre ta dimfait^oiie 
progressiva del tasso deir Interesse, la quäle da una parte rende diffidle la fbr- 

mazionedi nuovi patrimoni, datl'altra diminuisce 1' iitilitä d'un patrimonio esistente. 
Diventa sempre piü difficile vivere di „rendita" — e una lagnanza generalmente 
diffusa — e i possessori di medi patrimoni sono in misura serapre maggiure 
obbligati di procurarsl un leddtto col lavofo. 

II medio ceto quindi non sparlsce ma si trasforma e ^accresce; ma il 
nuGvo medio ceto h motte meno indipendente delK antico perchi il reddito dl 
cui gode t reddito di lavoro, non di patrimonio. 

Invece nelle tre ciassi superiori il rapportu tra le due specie di censiti non ha 
variato: al contrario dd picooti e dei medi, i grandi patrimoni sono cresciuti nella 
stessa proponione dei grandi redditi. La capitalizzazione, poco diffusa neOe ciassi 
medie dove quasi tutto il reddito i in generale assorbito dair elevaiione del 
tenor di vita, ha luogo invece su larga scala nelle ciassi piiJ rieche. 

Ma queste due tendenze: stazionarietä dei piccoli e medi patrimoni e 
aumento dd grandi hanno per effetto di aumentare sempre piü la potenza econo- 
mica delle ciassi superiori, le quali estendono la loro Influenza su strati sempre 
piü larghi deüa societd Di (['jcsto fatto, testimnniato dalla statistica finanziaria, 
ci offre una riprriva la statistica dclIc professioni; alla diminuzione relativa dei 
piccoli c mcüi patrimoni ncll una fa riscontro la diminuzione relativa dt^li indi- 
pendenti nelF altra. Non sono che due aspettt dello stesso fenomeno, perchi 
I indipendenza economica d' una persona si estrinseca nel possesso d' un patrimonio. 
Si contavano in Prussia, tra le persone occupate ndl' agricoltura, industria e 
commercio: 

nel 1882 Indipendenti 2847475 Impiegati 189976 Operai 6496152 
nel 1895 . 3003492 „ 373612 » 7820876 

L' aumento assoluto degli indipendenti si devc all' aumento dd piccoli pro- 
prietari fondiari e dei piccoli mercanti, che neir industria si ebbe invece una dimi- 
nuzione assoluta di essi: da 1 18407G a 1127114. Altrcttanti antichi esercenti di 
piccole e medie Industrie sono o precipitati nella massa uperaia o trasformati in 
impiegati; ma hanno perduto in ogni caso la loro indipendenza. Pift ancora 
della classe operaia i cresciuta dal 1882 id 1895 la classe degli impiegati in im- 
prcse itulustriali o commerciali, il nuovo medio ceto. Cosicch6 nel 1882 su 1000 
persone v evano 50,5 indipendenti, nel 1895 solo 39,7.") 

Le dfre riportate nelle tabelle precedenti sono perö una risultante di diffe- 
renze notevolissime che nella distribuzionc del reddito si manifestano tra c\ttä e 
campagna, grandi e piccole dtti, provtncie industriali e agrarie ecc. Qiova adunque 

') Su questo piinlo offre Interessanti parllcolari il I vol. della .DetttMlie Kartell- 

enqu£le". 

■) Nel a«o .Essai sur la repartition des richesses". 

^ Vedi Statistik des Deutschen Reiches. Berufs- und QewerbeiXhIung von 1880. 
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Tab. III. 


Ccnsiti 


nclle 


cittä c 


n e 1 1 c 


campagnc c nci 


»Stadtkreise", 










Enuio i seguenti ceasiti 80<ggetti 








Netlc elassi 




nel 19» 








nel 1902 






di redditu 
(Marchi) 

J 


•It' impottA 
Mil reddllo 

- 


'O Sf all' impusla 


-«» 
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dMdere il materiale e, considerando estensioni pift piccole di territorio, porre in 

luce queste differenze, le qiiali mostrano il nesso che intcrccde fra cnndizioiii 
economiche e distribiizione del reddito e dcl patrimonio. (Vcdi Tab. III, p. 11.) 

La prima classe di censiti con reddito da 900 a 3000 tnarchi e molto piü 
diffusa iwne cftti che nelle campagne (13*/»> rispettiv. 6Vo della popolazione nel 
1902) e ancor piü nd »Stadtkreise". Nelle citti, dove s' aooentrano 1* industria e 
il commercio, b piü niimerosn il ceto degli operai abili, pagati con alti salari. 
Anche le classi medie di reddito (:«)C0 — 6000 m e 6000—9500 m) sono quattro 
e cinque volte piü estese neile cittä (e in pruporziune ancora mag^ore nei „Stadt- 
kreise") che nelle campagne; le prlme sono la scde del »nuovo medio ceto* 
creato dalla recente evoluzione capitalista. 11 numero dd ricchi poi i nelle dtti 
(specialmente nei „Stadtkreise") sproporzionatamente piü numeroso che nelle 
campagne; le tre classi siiperiori sono sette od otto volte piü estese nelle prime 
che nelle seconde. Oiä aicune cifre precedenti tianno mostrato che nelle cittä 
si concentra la nuova ricchezza. La distribiizione del reddito nello spazio — 
nelle dttä e nella campagna — ci mostra adunque gl! stessi fenomeni, che gUi» 
ne! tempo (cioö dal 1895 al 1902) ci aveva mostrato lo svolgimento di csso per 
tutto lo Stato Prussiano: tutte le classi di censiti aumentano col proccdere dell' 
evoluzione economica o passando dalla campagna alle cittä (le quali sono appunto 
in uno stadio piA avanzato rispetto alle prime), ma quelle superiori relativamente 
molto di piü delle mcdie e delle infime. 

Ancora maggiori differenze ci presenta la distribiizione dci patrimoni. I pa- 
trimoni moderati sono piü numerosi nelle campagne che nelle cittä, i grandi 
invece molto piA rari. In conseguenza il distacco tra reddito e patrimonio nelle 
prime dassi di censiti i magglore neile dttä che nelle campagne; in queste 
ancora una gran parte dl persone soggette all' imposta sul reddito ^Kle anche 
d' un patrimonio. Nelle cittä c piü diffuso il reddito, ncllc campagne il pafri- 
monio; nelle prime domina niaggior benessere tra piü larghi strati sociali ma il 
grado di dipendenza delle classi medie k anche piü grande, nelle seconde esiste 
ancora un ceto medio indipendente di piccoli e medi proprietari. 

Nella tabella seguente sono contrapposte diie provincie: la Prussia Orientale e 
le Terre Renane, 1' una agraria T altra industriale. (Vidi Tab. IV, S. 195.) 

Nelle Terre Renane e piü larga la prima classe dei cetisiti per effetto delle 
masse di operai che vi sono raccoite nelle Industrie e godono di aiti salari. 
I censiti delle classi medie vi sono pure piü numerosi ma non propordonalmente 
quantn in prima dasse e quelle superiori. Invece queste sono rispettivamentc 
diic, trc, dicci volte piü forti nelle Tcrrc Ronane che nella Prussia Orientale. 
Dappertutto quindi si manifesta eguale e chiara 1 influenza delt evoluzione in- 
dustriale sulla distribudone <tel reddito: aumento del benessere generale e ddla 
ricchezza, la quäle per6 viene divisa in modo diverso fra le diverse classi della 
popolazione; la parte principale spetta ai ricchi, una notevole ad aicuni strati 
superiori delle classi lavoratrici, una relativamente minore alle classi medie. 

I medi e piccoli patrimoni sono leggermcnte piü numerosi nelle Terre 
Renane che nella Prussia Orientale. Nelle prime prevale la piccola proprietä 
nelle campagne, il che mitiga in parte 1' acerbitA dei contrasti nella distribudone 
dei patrimoni provocata dalla evoluzione industriale. Invece nella Prussia Orientale 
perdiira la grande proprietä fondiaria. Ma anche nelle Terre Renane 1' aumento 
dei piccoli e medi patrimoni dal 1895 al 1902 e stato ben luntanu dal seguire 
r espansione dei piccoli e medi redditi, sicchi il distacco tra reddito e patrimonio 
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— questa caratteristica saliente della distribyzione delle ricchezze nella Prussia 
odiema — c andato semprc allargandosi. Invece i gross! patrimoni sono come 
i grandi rcdditi di gran hiiif^a piü frequenti nella provincia occidentalc che in 
quella Orientale e hanno seguito dappresso 1' ingrossare rapide di questi- 

Le tendenze, che le cifre precedenti hanno mostrato, si ritruvano, accentuate 
ed esagerate, in aicune delle piö grandi cittii, dove piO fervida e concitata si 
svdli^e la vita economica odierna. Per es in Berlino: 
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Nella capitale germanica 11 benessere i relativamente diffuso in laighi strati 
social!: i censiti da 900 a 3000 maicfai fonmuio infatti il 20*/* della pqiolazione 

e sono aumentati molto rapidamente dal 1895. Anchc le classi medie di reddito 
sono piii cstcsc che nei „Stadtkreise" in generale. jMa specialmente straordinario 
e il numeru dei ricchi e sproporzionatamente rapido ^ State il loro auinentu dal 
1895 — e I' aumento reale h stato ancora piü grande, percM, come h noto, buona 
parte dei ricchi abbandonano Berlino e vanno ed abitare nelle »colonie di ville" 
dei dintorni. In Berlino pol si effettua con rapiditä vertiginosa la concentrazione 
dei patrimoni; nella classc da 900 a 3000 marchi e diminiiito perfino assolutainente 
il numero di quelli che godcvano nel 1895 d' un «reddito tondato». c i patrimoni 
si ammassano presse le classi superiori. Sicchi nel 1902 appena il 4"/« dei 
censiti soggetti all' imposta sul reddite e compresi nella prima classe erano 
iscritti andie nei ruoli dell' imposta sul patrimonia') 

') La statistica prussiana offre un materiale preiloso per il calcolo — secondo il inctodo 
dei Pareto — della inclinazione media « della curva dei redditi c dei patrimoni. Percha, 
distingnendo i redditi „fondati' da quelli complessivi e mostrando la distribuzionc di essi 
nelle cittä, nelle campagnc, nelle diverse provincie, ci pcrmctte di trarre condusioni sicurc 
dal confronto di serie che hanno la stesui öase x. Qiä il Benini ha sollevato dubbi sul 
valore di confronti istitulti tra Serie di censiti, se i redditi-limite x sono divers!. 

Nel 1902 ii valore dt « per la serie dei censiti soggetti all' imposta sul reddito (pag. 191) 
era 1,499; per la seconda serie: 1,32. Sottraendo la seconda serie dalla prima si ha come 
valore di questa terza serie. che rappresenterebbe i redditi di solo lavoro: « s ^76. D* >!• 
tfonde 1 pälrtiiHMii oltre 6000 mardri eiano nel 19ÜB coal dtotriboM: 

60000- 32O0O marchi 862569 100000-500000 marchi 102791 

32000-100000 . 315333 oltre 500000 « 16792 

Da eui: n as 1^1. 

Si Hanno cosi quatfro ^radazioni dei valore di «, secondo che si tratla di redditi di solo 
lavoro. redditi senza distinzione di origine, redditi .fondati", patrimoni. La maggiorc in- 
egaagllaasa sl nota neti« dlstrlbnzione dei fMtrimoni, la quaie sl pub ritenere essenzialmente 
r effelto d" una secolare evoiuzionc storico-cconomicn. Man inano che la distribuzione dei 
patrimoni e contemperata coli' aggiunia di redditi dcrivanli anchc dal lavoro o dcl lutio 
eliminala, 1« asprenc della distribuzione sono miHgate e I redditi si addeasano nelle prime 
classi della serie. Pochi censiti» sensa 1* alato d'un forte patrimonlo, possono ragglangere 
le classi piü elevate di reddilo. 
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ni. 

Riassumo ora qucsti rapidt ccnni storico-statistici. Profonde diffcrcnze sono 
apparse tra il primo periodo di sviluppo dell' ecunomia capitaJista in Prussia e ie 
Gondizioni attuali. In quello: depressione profonda ddla classe lavoratrice ridolta 
a un reddito minimo, ora elevazione continua di aicuni strati superiori di essa. 

Dapprima distruzione di classi medie nell' agricoltura e nell' industria, ora ricos- 
truzione parzi.ile di esse, invero su altra base economica. Nel primo periodo si 
manifesta chiara la tendenza a un continuo inasprimento dei contrasti sociali, ora 
a questa tendenza si contrappongono altre, pur notevoli siodii 1' insieme dei fe- 
nomeni ddla distribuzione deüa rfcclwzza si fa piA oscuro, pifi compltcato. II che 
spicRa anche come essi abbiano Offerte appiglio alle opinioni piü disparate. L' in- 
fimo Strato dei censiti, quello libero d'imposfa e clic abhraccia, oltre ad altri ele- 
inenti, tutto ii proletariato, tende a diminuirc, aimeno relativamente alia popolazione. 
Dal suo aeno si staccano ogni anno gruppi di lavoratori, che assoigono nelle dasti 
immediatamente superiori» e la classe dei censiti da 900 a 3000 marchi ingrossa 
rapidamcntc. Ma una barriera divido questa classe dalle altre.*) 11 moto ascen- 
dentc dei censiti va affievolendosi man mano dai gruppi di 1050 — 1200 marchi, 
1200—1350 marchi si sale ai superiori; la grande massa s'arresta Ii, e solo pociii, 
dotati di spedali qualitä e favoriti dalla fortuna, continuano l'ascesa. Cos! si 
sptega perch^ il terzo strato dei censiti, quello delle classi di mezzo abbia un 
aumento rclativo piü piccolo di quello dclle altre classi; essi non ricevono che un 
debole afflusso dai ceti inferiori. Ma al di lä dei 9500 marchi riprende il movi- 
mento di aumentu che t sempre piü rapido piä alta k la classe e raggiunge la 
celeritA masslma in quella che k all' apice di tutle Ie altre. Adunque la distri- 
buzione dei reddito nella Prussia odiema, per quanto piü favorevole ai redditi 
piccoli e medi che nel periodo precedente, non sembra tuttavia farsi piü egualc, 
perchc i redditi grandi aumentano piü rapidamente dei piccoli c quelli di mezzo 
piü ientamente degli uni c degli altri: sc i poveri hanno camnunato in avanti, i 
ricchi hanno oimniinato ancora piä presto e la distanza fra gli uni e gli alM s* i 
quindi accresciuta. 

La distrihii/ionc dei patrimoni si fa poi dccisamente piü ineguale. Dalla 
statistica risulttrchbe che i patrimoni medi sono diminuti relativamentc alla popo- 
lazione, ma, date le inesattezze inerenti a simili statistiche, c possibile che questo 
non conrisponda alla realtä. JMa restano due fatti innegabili: 1 * L'espansione dei 
medi patrimoni non scgue l'espansione dei redditi medi 2° Invece i grandi patri- 
moni cresoono parallelamente ai grandi redditi e piä rapidamente della popola- 

Neiie cIttA e nelle campagae il valore dl « (nel I90B; ved. pag. 199) per Ic dne serie 
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I .soiidi di rivoiuzione" (secondo l'cspressione dei Pareto) cui darcbbcro luogo qucstc 
curve di distribadone non avrebbero ptedsamente la steasa forma. Quelli corrispondenli a 

pro\ incic industriali o a cittä piü popolose risulterebbero con una base piü lafga, un COlio 
rclativamente piii ristretto e un vertice sproporzionatamente ingrossato. 
<) Ved. Loria op. dt pag. 74fi. 
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zione. In una parola: 1* aumento del reddito nazionale si diffonde, sia pure in 
misura ineguale, per te diverse classi sociati» invece 1' aumento del patrimonio si 
conrantra nei ceti superiuri. 

Queste tendenze appaiono con maggior forza nei luoghi dove r Influenza deir 
evoluzione industriale si fa sentire pieponderante. Essa dovnnque, e nello spazio 
e nei tempo, mentre aumenta i redditi piccoli e medl» lascia quasi inalterata la 
somma de! patrimoni medi, quäle si h venuta formando per V aznmc di diver- 
sissime cause stortche e invece escrcita un' influenza decisa sui grandi patrimoni 
che sotto 11 SUD assilk) vanno sempre ingrossando. Ond^ mentre sotto la pressione 
deir evoluzione economica nelle classi medie il rapporto tra reddito «fondato.* e 
non „fondato" va sempre diminuendo, esso resta costante nelle classi superiori; cioe 
il grado di dipendenza nei quäle le prime si trovano verso le seconde diventa 
maggiore. 

II reddito derivante da solo lavoro perdö acquista nella Prussia odiema 
Importanza sempre piü grande, come secondo fattore, accanto alla divisione del 
patrimonio, della distrihuzione complessiva del reddita Infatti II reddito del cen- 
siti oltre 3000 marchi era cos'r diviso: 
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La statistica prussiana distingue secondu le varie fonti solo il reddito dei 
cendtl ottri 3000 mardii. — t esclusa quln«U la grande massa dei salariati, dei 
piocoli implegati ecc Manca cori la possibilltä di valutare T estensione del 

reddito "non fondato" in Prussia, il quäle prevale appunto tra i censiti al di- 
sotto di 3CKX) marchi. In ogni modo le cifre ora riferite mostrano che fra i cen- 
siti oltre 3000 marchi la parte che nei reddito complessivo spetta al lavuro au- 
menta relativamente. 

La distribuzlone del reddito ndla Prussia odiema d si presenia dominata 
da una causa preponderante: 1' evoluzione capitalista. La sua Influenza sovcrchia 
quella della divisione dclla proprietä fondiaria. In questa e cessato ora quci 
movimento di concentrazione che era stato promosso dai grandi aumenti di 
rendita; la proprietft media non & piü assorbita (per varie ragioni che qui non i 
il luogo dl esporre) e sembra anzl accrescersi a svantaggio della grande; onde 
r evoluzione agraria per se stessa non parrebbe dovesse condurre in Prussia a un 
inasprimentü dei contrasti sociali. Ma la popolazione delle campagne e le per- 
sona occupate neil' agricoltura vanno sempre diminuendo relativamente alla popo- 
lazione totale» la base agraria della Prusda va restrlni^ndosi e II modemo .Stato 
industriale" vi si sviluppa rapidamente. L' aumento della popolazione va tutto a 
vantaggio delle cittä e accresce il numero delle persone occupate nelle Industrie 
e nei commerci. Nei 1895 il 49",, della popolazione viveva nei comuni rurali 
(al disotto di 2000 abitaiiti) nei 1900 solo il 45*%; e dal 1895 in poi la popo- 
lazione delle campagne h diminuita non solo relativamente ma anche assoluta- 
mente. Nei 1882 su 1000 persone esercenti una professione 433^8 erano occu- 
pate neir agricoltura, nei 1895 solo 361,9. Una parte sempre piü grande della 
popolazione vicne quindi attirata nell' orbita del capitalismo e ne risente le in- 
fluenze immediatc Se ne dovrebbe quindi dedurre che le tendenze le quali si 
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manifestano nclla ndierna distribuzione del reddito e che sono conseßuenza diretta 
deir economia capitalista perdureranno e con maggior forza anche in un pros> 
simo avvenire. 

Invecc secündo gli studi del Goschen') sembra che la distribuzione dellc 
ricchezze in Int^hilterra proceda ora verso iina maggiorc pereqiiazione. Perchc 
allura qucsta üiftcrenza tra Inghilterra e Prussia? Ammcitendo die ii üoschen 
non sia in errore, essa si potrebbe spiegare considerando che la Prussia sl trova 
ancora in un periodo di transazione, che l'alta marea della evoluzione capita- 
lista non vi si e ancora abbassata, che tutto ivi & trasfnrmazione, agitazione, ri- 
bollimento. Mentre in Inghilterra II periodo dell' cvohizione rapida e febbriie e 
passato e la vita economica si svolge piü calma. Inveru anche nella fase attualc 
in Prussia la disugui|[iianza nelle condizioni economlche delle slngole dassi so- 
ciali s'accresce di piü nei periodi di grande espansione industriale e commerciale 
che in quelli di depressione e ristagno degli affari. £ possibile che nei decenni 
venturi, come ora in Inghilterra, quando all' affannoso movimento che sconvolge 
la Prussia moderna sarä subentrato uno periodu di caimo sviluppo, le grandi 
ricchetze non aumentino co9^ rapldamente e i ledditi e patrimoni medi possano 
ricostituirsi su plA laiga scala. 

*) Incrcase of modente incomes. Journal of the Statistical society 1887. 
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II bilancio economico del socialismo di Stato. 



Di Acbille Loria, Professore nelia K'. UniversiU di Torino. 

I. 

Le sue influenze, teoricamente considerate. 

Frammezzo alle numcrosc cel cloqiicnti difcsc, cd ai non mcno abiii at- 
tacchi, suscitati in ogni tcmpu dall aziune econumica dcllu Stato, bcii Ui radu ci 
imbattiamo in una accurata ed obbiettiva disamina dei risultati economid, che 
possono derivarne. II che k tanto piA deplorevole, quanto che sollanto un simile 
studio pi]6 darci II bilancio economico del socialismo di stato, o valutare la 
benemerenza, ch" esso puö avere acquisita di fronte alle umane societä. 

Desiderando per parte nostra cuntribuire, sia pure in inisura assai modcsta, 
a cotale ricerca» noi moviamo dail' ipotesi che uno stato fin qui liberista inter- 
vei^a d'un tratto neli' assetto delia produzione e distribuzione sociale delle ric- 
chezze. E ci domandiamo, qiiali risultati cconomici saranno per derivarne. 

La prima rifiimia, che uno stato, ispirato ai criteri dell' intcrvcnto sociale, 
iion manchcrä d' introdurrc, c ia riduzione detia durata dei lavoru c dell' impiegu 
industriale delle donne e dei fancialli. Ora una tale riforma avrä per lisuKato 
immediato un cresciuto bencssere della popolazione operaia, una sua mag^ore 
eneigia c vitalitä: risultati tutti oltre ogni dire preziosi, ma che non si concrctano 
in cifrc. Si pttträ certamente. come fece il Ferc, niercc V irs^'oijra/o, niisiirarc la 
cresciuta quantita di iavoro ottenibile dagli opcraj grazie ai piü frequenti riposi; 
ma satä difficile determinare raumento totale, che sari per derivarne al reddito 
d^i operaj, o della societä. Poträ darsi perö — sebbene non sia neccssario 
che una tal riforma abbia invecc ad cffetto una diminuzione del prodotto, la 
qualc pu6 rivcibcrarsi, sia in ima diminuzione di salarj, sia in una riduzione di 
profitti, che a sua volta puö ripercotcrsi in una rallcntata accumulazione, quindi 
In una disoccupazione cresduta, o in una flessione delle mercedi. — A questa 
prima riforma seguiranno le legRi, volte ad istituire l'assicurazione operaja, mercfe 
contributi forniti dapli opcraj inedesimi, dai capitalisti e dallo stato. Per ciö che 
riguarda il contributo fornito dagli operaj, la assicurazione coattiva non Ii van- 
laggia 0 pregiudica, poichc si limita a toglier loro una somma che renderä poi, 
accresciuta degli interessi, dopo un certo numero d'anni. 1 prowedlmenti in dis- 
corso procacciano invece alla classc lavoratrice un guadagno, pari al contributo 
fornito dai capitalisti e dallo stato, che vien poi percepito dai componenti dj 
quella classc sotto forma di pensioni. Perö non tutto coUesto guadagno e utile 
netto, poichi, se non esistesse T assicurazione, i capitalisti sarebbero pur cmtretti 
a provvedere coli' elemosina ai poveri invalidi, od incapaci; e perciö r utile netto. 

W«KWr-FcitKliiUl. ^ 
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a questi procacciato dalla assicurazione, h pari all' eccedenza delle pensioni ope- 
raje, sulle somme, che sarebbero State altrimenti erogate in beneficenza. — E non 
i tutto; pokStk rimane a vederei se il contributo dello stato, o dei capitalisU, alla 
assicurazione non verrä parzialmente a ripercotcrsi sui lavoratorL Per quanto 
riguarda il contributo dello stato, la siia influenza e affatto diversa secondo il modo, 
con cui esso verrä sopperito. Se ad esso si provvede merce un' imposta sui 
consumi piü necessarii, sono in sostanza gli stessi operaj, che provvedono a 
costituirio. Se invece si provvede ad esso merci un' Imposta suNa rendita fon- 
diaria, h la classe dei proprietarj dt terre, clie b chiatnata a fornime i mezzi. 
Se infinc vi si provvede mercfe un' imposta sui profitti, la classe immediatamente 
coipila c quell a dei capitalisti e solo rimane a vedersi se essa poträ riva- 
lerseiK sugli operaj. Altrettanto va ddto dei contributo, die direttamente col- 
pisce la classe capitalista, e die di fatto risolvesi in una imposta sui profitti, 
rimbalzabile o meno sui salario, secondo che si awerano o meno certe condizioni 
non difficili ad enunciare. 

La questione, se un' imposta sui profitti possa o meno ripercotersi in una 
riduzione dd salarj, si risolve invero senza pena a norma delle piü generali dot- 
trine economiche. Ad un dato istante, h hm noto, si stabilisce quel salario» che 
da al capitalista il massimo retklito e che si realizza crcando o meno una popo- 
lazione eccessiva c questa in misura piü o meno considcrcvolc. Ora, sc vienc 
Stabilita un' imposta sui profitto, che accadc? Una imposta sui profitto equivalc 
perfettamente ad una dimlnuzione nella produttivit& dei lavoro, o dei prodotto 
ottenuto per ciascun operaio. Ebbene una dlminuzione ddia produttivitä dei lavoro 
pun rendcre utile al capitalista una riduzione di salarj, che invece gVi sarebbe 
stata dannosa in condizioni di produttivitä piü elevata. Cosi p. es. se KK) lire 
di salarj per 10 operaj danno un prodotto 150 e un profitto 50, e se ora si ridu- 
cono gli operaj impiegati ad 8 abiMssandone il salario a 8b36, si ha che 75 lire 
di saiarj per 8 operaj danno un prodotto 118 e un profitto 43, ossia che la ridu- 
zione dei salarj e stata nociva al capitale. Ma se invece, nelle condizioni precc- 
denti, si fosse stabilita un" imposta sui capitalista, nelia misura di 4 lire per 
opcraiu impicgato, il profitto di 50 ottenuto dal capitalista, mcrcc l'impiego dei 
10 operaj, si sarebbe ridotto di 40 e sarebbe sceso a 10; mentre invece, ridu- 
cendosi gli operaj ad 8, il profitto 43 percepito dal capitalista si sarebbe ridotto 
di 32, o sarebbe sceso ad 11. Dunque 1' imposta ha rcso utile al capitalista una 
riduzione di salario, che invece j^li sarebbe stata nociva, se 1' imposta non si fosse 
Stabilita. — Sc pertantu c indubbio che il contributo d' assicurazione gravantc il 
capitalista ne assottiglia il profitto, non k esciuso che possa parzialmente rimbal- 
zare a danno deir opcrajo, sotto forma di riduzione di salario. E giä ciö si 
awera nelle zolfatare siciliane, ove il contributo d' assicurazione, pagato immediata- 
mente dai capitalisti, ricade per gran parte sugli operaj sotto forma di riduzione 
dei salarii. AI che si aggiunga che la flcssionc stcssa dcl profitto, rallentando 
Taccumulazione, influisce pol a scemare le mercedi, o a Fallentame l'ascesa. 

Ma r assicurazione coaltiva sottrae agii operaj ed ai capitalisti una ricchezza, 
ch'essi avrebhero potuto per avventura devolverc a consumi improduttivi, e che 
invece l'istituto d' assicurazione capitalizza e rivolge in parte a richiesta di lavoro. 
Ora, mercö tale influenza, 1' assicurazione degli operaj esercita certamente un' azione 
clevatrice delle mercedi, la quäle pu6 neutralizzare, od anche sopravanzare, I' azione 
opposta testi ricordata. 

L' assicurazione coattiva, in quanto pensioni operaj tuttora abili ai lavoro, 



Digitized by Google 



— 203 — 



esercita sul saggio ddle mercedi una dupHce ed opposta influenza; poich^ per 
un lato, sopprimendo la ooncorreiua d^i operaj piO atteinpati» tende ad elevare 

il salario degli altri; mentre d'altro canto, creando una offerta di lavor(i inferiore 
sussidiato, esercita sul sagßio generale delle mercedi una infkien^ti iloprimente. 
Quest' ultuna Influenza si manifesta particularmente sensibile nei periüdl ascen- 
. denti dell' economia, nei quält la tendenza delle mercedi all' atunento si trova 
dMmprovviso troncata merc^ il richiamo in servizio attivo degti operaf pensionati. — 
Un' altra fra le manifesta^ioni del socialismo di stato e la tassazione legale 
dei salarj. Qiiesta, ove naturalmente Ii fissi ad un sangio superiorc al correnle, 
ha per effetto immcdiato, o la riduziune nei numcro degli uperaj impiegati, o la 
dilatazione del capitale-salarj. Oli antichl economistl, i quali affeimano la 
fissilä del fondo-salaij , esciudono la possibilitä di siffatta dilatazione, a meno 
che lo stato non imponga ai capitalisti il risparmio, o non provveda ad im- 
piegarc esso niedesimo gli operaj, che la elevazionc dcl sniario ha disoccupati, 
con una ricchezza che non fosse precedcntemente rivolta dai cuntribuenti a 
richiesta di lavoro. Quando perö si esciuda, come h ragionevole, la fissitä del ■ 
fondo-salarj, si scorge che il capitale-salarj puö sempre espandersi a spese del 
capitale improduttivo e che perciö la fissazione legale delle mercedi non ha per 
se stessa ad ineluttabile effetto rincremento nei numero dei disoccupati, o la 
creazione di industrie di stato. Essa non avrebbe altro effetto, che di accrescere 
la parte del lavoro rispetto al capitale e nulla plA. si dica che l'elevazione 
delle mercedi avrebbe per risultato di solledtare rincremento della popolazione; 
poich^ l'aumento dei salarj, quando sia permanente, ed in tal caso to sarebbe» 
ha invece un' influenza coibente, o restrittiva della prucreazione. 

Ma la tassazione l^aie dei salarj ha influenze anche piü complesse, che si 
connettono ad alcuni fenomeni da noi indagati in un* opera precedente.^ Infatti 
la tatsazione legale del salario puö elevarne il saggio per guisa, che il rispamio 
operaio sopravanzi il valore della unitä fondiaria; il che basterebbe a compro- 
mettere la persistenza del profitto. Ora in tal caso, ad assicurare la permanenza 
dt questo, converrä elevare II valore della terra, o spostare la rendita a danno del 
profitto. Ma non si puö spostare la rendita a danno del profitto senza creare 
un capitale eccessivo sistematico; il quäle, ove sia formato a detrazione del capi- 
tale produttivo, dA luogo ad un aumento nei numero dei disoccupati. Ma se 
cresce il numero dei disoccupati, l'alto salario fissato dalla legge non puö per- 
sislere. Dunque, se lo stato vuole che II safaufo cb'eaao ha fisaato perduri, d'uopo 
k che provveda al mantenimento dei disoccupati, che quel salario ha Indiretta- 
mcntc contribuito a creare. Ma in qual modo lo stato si procacccrä la ricchezza 
neccssaria ad impiegare i disoccupati? Se esso se la procaccia a mezzo di 
un'imposta sui salarj, finisce per paralizzare la prupria opera elcvatrice della mcr- 
cede. Se esso se la procaccia mediante un* impostä sulla rendita, scema nuova- 
mente il valor della terra e perciö rende necessario uno spostamento ulteriore 
della rendita a danno del profitto. £ dunque mestieri ch'esso se la procacci me- 
diante un' iinposta sul profitto; e cosi la tassazione legale dei salarj influisce 
doppiamente a ridurre il profitto, dapprima pel fatto stesso dell' aumento dei sa- 
larii, e dappoi per l'imposta sui profitti, necessaria a prowedere i fondi ricbiesti 
a mantenere i disoccupati, che la stessa elevazione del salarj ha creati. Perö puö 
darsi che la stessa diminuzionc del saggio del profitto, immediatamcnte derivante 
dalla tassazione legale del salario, elevi il valor delia terra, cosi da mantenerlo 

') La cosiiluzione economica odierna, Torino 1899. 
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inibitivo nonostante il cresciuto risparmio del lavoratore; e in fal caso la necessitä 
della iraposta sul profitto e perdft della riduzione ulteriore di qtiesto si trovaetiminata. 

Öftre che stabilendo per legge la durata del lavoro o il salario, lo stato pu6 
glovarc alla classc lavoratrice, favorendo le ieghe opcrajc nclla loro campagna 
volta a conseguirc patti migliori dagli industriali, o tutelando e promovendo le 
societä cooperative di consumo e di produzione. N£ meno effictce k il suo pre- 
sidio in pro dei lavoratori, ae invece esso sl adopra a Umitare ie federazioni dei 
capitalisti, o ad infrenarne gli abusi. Per veritä codesti provvedimenti non van- 
taggiano direttamente gli operaj, trnnne die in qiianto consiimatori, ma Ii van- 
taggianu perü indirettamente, attenuando il monopolio dcl capitale, che e fattore 
non trascurabile di depressione ddle meroedi. 

Come a limitare i monopol], clie si stabiliscono nelle singole imprese» cosi 
lo stato puö intcrvenire a disciplinar quelle Industrie, che sono per loro natura 
monnpolistc, quali le Banche e le Ferrovie. Lo stato puö limitare le pretese, le 
operazioni ed i lucri delle Banche, a cui consenta il privilegio deil' emissione, 
limitare le tariffe ferroviarie- ed anche stabilir ie mercedi e la durata del lavoro 
dei ferrovieri.' Ma esso puö fere anche p\ü; esso puo impadfonirsi di codeste im- 
prese monopollste, affine di assicurarne i profitti alla collettivita. II che b per- 
fettamente agevole, ogni qual volta si tratti di indiistrie, che non richieggano spe- 
ciale assiduitä e perizia, o lavoro diligente d'impresa, com' e il caso, oltre che 
nelle produsioni ora indicate, nelle Industrie delle foreste e delle minier^ ndla in» 
duslria edilizia e, in rootti catS, nella stessa Industria rurate; 

Un' altra manifestazione del socialismo di stato, che d strenuamente difesa 
dal Wagner, benche a dir vero sin qul non abbia trovate ragguardevoli appli- 
cazioni. b l'imposta, usata non piü a scopo finanziario, bensi ä scopo di politica 
sociale. Questa forma del socialismo di stato presenta due gradl ben distinti. 
Puö darsi infottl che uno stato, 11 quäle ha d' uopo di una data quantitä di ric- 
chezza, se la procacci esclusivamcnte a spcse dei ricchi; ma puö darsi ancora che 
esso faccia di pii'i, che esso dilati rammmitarc dell' imposta oHre i limiti dei fab- 
bisogno finanziario, affine di attenuare ulteriormente il dislivello nelle fortune pri- 
vate. Ora fra i due casi v* ha evidentemente un divario notevole. Nel primo 
caso infatti lo stato non toglie nulla ai poveri e t(^lie ai ricchi la massa di pro- 
clotti di ciii abbisogna; ncl secondo caso invece lo stato, oltre a far ciö, toglie ai 
ricchi Ulla massa iiltcriorc di prodotti, per dislribiiirla fra i poveri, e pcrcie l'ef- 
fetto del socialismo di stato i üi tanlo piü significante. Nel primo caso l azienda 
dei poveri non si depaupera, nel secondo essa inoltre si arricchisce. 

Anche qul perö convien badare alla classe, onde lo stato si procaccia le 
somme, che distribiiisce fra i poveri. Sc qucste sonn prcicvatc mercc un' imposta 
sulIa rendita, non si fa liioi^o ad aicuna complicazioiic. Se peni la rcndita veniva 
fin qui totalmente accumulata, convicne che quella parte di rendita, che vien sot- 
tratta ai proprietarj e distribuita fra i poveri, sia da questi accumulata del pari, 
poichc in caso diverso, l'azione detio stato influirebtie a scemare raccumulazione 
prodiittiva c i salarj, ossia ritogliercbbe alle classi povcrc ciö che loro ha dato. 
Un tale cffetto si ottienc invece in ogni caso. quando la ricchezza che si distri- 
buisce fra i poveri c prclevata dallo stato mediantc un' imposta sui profitti, poiche 
la riduzione nel sag^o del profitto, che ne deriva, rallenta l'accumulazione e la 
domanda di lavoro; onde diminuzione di salarj, od aumento della disoccupazione. 
Ma se invece quella ricchezza venisse prclevata merct un imposta sui prodofti di 
consumo dei ricchi, tale risultato non si avrebbe; poiche in tal caso scemerebbero 
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benä i profilti reali, misurati nci prodotti tasaati, ma il saggio dei profitti rimar- 
rebbe costante. E poichc la intensit.^ dell' acciimulazione iina fiinzione del sagj^io 
del profitto, cosi quella rimarrehbc inalterata. Altrettantt) dicasi, quando alla 
redistribuzione di ricchczza, di cui si ragiona, si provvcdcssc mediante un' im- 
posta sulle successioni. Se infine vi si prowedesse merc& un imposta progressiva 
sul reddito, o con un' imposta limitata ai redditi masstmi, potrebbe darsi che non 
ne dcrivasse aicuna diminuzionc nella acciimulazione prnduttiva; poichi- c noto 
che quei redditi supremi si rivolgono per gran parte agii impicghi improdiittivi, 
dai quali non deriva aicun incremento alla domanda di lavoro ed ai salarj, ma 
piuttosto risuita una riduzione di qudla e questi; e perciö in tal caso 1' imposta 
non arrccn alcun rallentamento airaccumuiazione produttiva, od anzi pu6 influire 
ad elevarla. 

Tali sono le influcnze precipue del socialismu di stato, quando si supponga 
uno stato isolato; ma quando perö s'abbiano parecchi statt fra loro comunicanli, 
i fenomeni fin qui ricordati possono avere un riverbero sul commeftio inter- 

nazionale. Se il sodalismo di stato si manifesta con egunle intensitä nei diversi 
Stati, la sua influcnza sul commcrcio internazionale b nulla. Ma suppongasi in- 
vece che l'intcnsitä sua sia diversa dall' uno all' altro paese, o, a fare il caso 
pift nitido, suppongasi die (fi parecchi paesi fra loro conunercianti uno solo in- 
troduca il sodalismo di stato. Questo, in qualunque forma si esplichi, importa, 
e lo vedemmo, un aggravio dell' industria. Ora se tale aggravio colpisce in egual 
misura tutte le Industrie paesane, I' Influenza sul commercio internazionale ^ nulla, 
Tuttavia puu darsi che 1' aggravio delle industrie, accrescendo il costo dei pro- 
dotti, rallenti la domanda nazionale delle merd estere; nel qual caso il paese, che 
ha inlrodotto il socialismd di stato, viene a migliorare la propria po^one nel 
commercio internazionale. Se invece il socialismo di stato dä luogo ad aggravj, 
i quali colpiscono soltanto alcune industrie, o aicune in misura piCi rilevante, non 
v' ha dubbio che queste si trovino danneggiate nella concorrenza internazionale, 
poichi il loro costo s'accresce, mentre quello delle industrie estere similari rimane 
inalterato. Perciö in tal caso converri elevare i dazj di importazione sui prodotti 
di quelle industrie, ossia il socialismo di stato imporrä come necessaria inte- 
grazionc il protczionismo. — Sc pero il paese, di cui si tralta, possicde una sen- 
tita preminenza produttiva nelle industrie culpite dal socialismo di stato, puo darsi 
che queste, nonostante 1' aggravio, giungano a vincere i prodotti stranieri nel mercato 
nazionale ed intern»kmale; e in tal caso la necessitH di un inasprimento pro- 
tezionista sarä pienamentc scongiurata. 

Questi fenomeni soffron perö qualche complicazione, a motivo della diversa 
proporzione, nella quäle si combinano il capitale tecnico ed il lavuro nei diversi 
prodotti. Infatti T aggravio imposto da quella esplicazione potissima del sodalismo 
di stato, che k Tassicurazione operaja, i proporzionale al numero degli operaj 
impicj^ati, dunque crea una condizione di favoro alle industrie, die impicgano 
maggior proporzione di capitale tecnico. II che lia per cffctto di sccniare il va- 
lorc internazionale dei prodotti nazionali ottenuti con prupurzione di capitale tec- 
nico maggiore di quella dd prodotto estero importato^ e di rincarire quelli ottenuti 
con proporzione di capitale tecnico minore, rendendo cosH i primi maggiormente 
esportabili e difficoltando Tesportazione dci;Ii altri. 

II socialismo di stato Consta dunque di una pluralitä di provvedimenti, i 
quali, nonostanti talune ripercussioni eventualmente nocevoli, tornano teoricamente 
vantaggiosi alla classa lavoratrioew Ma queste conclusioni, a cui la indagine teorica 
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Ci conduce, hanno esse riscontro nei fatti? Per rispondere a tale qiiesito, dob- 
biamo esaminare quali applicazioni concrete abbia finora trovata la nubva scuola 
economica. 

IL 

I suoi risnttafl concretL 

Chi ponga mente allo svolgersi della scienza e dclla politica economica ne' 
divcrsi stati civili non tarda ad avvertire in essi i piü salienti contrasti, per quanto 
concerne 1' ammissibilitä teorica e 1' effettiiazione pratica dcU' ingerenza sociale 
dello stato. — Si osservino, ad esempiu, due paesi, pure a tanti riguardi assimi- 
labili, ritalia e iMnghilterra. Un prafondo amoroso interessamento alle sorti della 
dasse lavoratrice, una invocazionc persistente di prowedimenti e decisive riforme 
intese a lenirne i dolori, c caratteristica di tutti i classic! economisti italiani del 
secolo XVIli, a qualsiasi regione, a qualunque indirizzo appartengano. Per veritä 
ä una vecchia osservazione dcl Pccchio/) dappoi ripctuta dal Marx,*) che gli eco- 
nomisti italiani, per tale riguardo, sl scindano in due massime schiere; nell' una 
delle quali starebbero gli economisti dell' Italia settcntrionale^ ispirati agli scrit- 
tori francesi e prciclivi ad un intervento deciso dello stato in pro delle classi 
puvere, mentre Taltra adunerebbe gli economisti dell' italia meridionale, alieni da 
qualsiasi censura all' assetto economico e riluttanti ad ogni ingerenza ddio stato. 
Ma in tali affermazloni si contengono parecchj errorL — Anzitutto non h ammissi- 
bile che la critica dell' assetto economico fosse suggerita agli economisti italiani 
dagli scrittori di Francia, poichö quivi la scienza economica, od i suoi classic! 
rappresentanti, rivelano in o^ni tempo un' impronta apologetica e liberista. Di 
. ceirto, nel secolo XVIll ed agli imzj del XI^ s'odono nella Francia stessa alcune 
voci ostili alP ordinamento della proprietä: e da Boi^illebert k Merder de la 
Rivifere ä Lemontey ä Blanqtii ä Droz si ripetono gli accenni vivaci cnntro 1' as- 
setto capitalista. Ma si tratta pur scmpre di poche e disperse note stridenti, le 
quali si pcrdono nella sinfunia testosa degli iperbolici osanna. La scuola fisio- 
cratica 6, come tutti sanno, essenzialmente liberista; e gli stessi scrittori che la 
precedono e che piü acerbamente denundano le asimmdrie dell* assetto sodale, 
come Vauban e Boisguillebert, le attribuiscono esciusivamente all' opera dello 
stato ed attciuion riparo dalle eliminazioni dei sopriisi governativi. Non e 
dunque pussibilc ammettere che Tindirizzu filantropicu ed intervenziunista dei 
nostri classid economisti si debba alla ispirazione d' oltr* alpe, ed i forza rico- 
nosc^re ch' esso i frutto spontaneo del nostro suolo» germogiiante dalla visione 
Serena delle cose e dai fremiti del sentimentn, piü appassionati sempre fra i po- 
poli meridionali. Ma i poi assulutamente fantastico il contrasto. che vorrebbe 
ravvisarsi fra gli economisti italiani del nord e del sud; poiche in tutti, a qua- 
lunque regione appartengano, si riscontra una stessa nota ed uno stesso lin- 
guaggio. Cosi, se la critica della societä e V invocazione dell' opera riparatrice 
dello stato echeggia nelle opere del piemontese Vasco e dei Lombardi V'crri e 
Beccaria, c del V'eneto Ortes — voci non dissimili si levano dalle paginc dei 
toscani Pauletti e Bandini, o da quelle dei meridionali Genovesi, Galiani, Broggia 
e Filangieri. £ dunque opera vana il rintracdare con sottil cura una dispariti 
regionale nelle manlfestazioni del pensiero economico d' Italia, il quale si rivela, 
nnchc in tal campo, vibrante all' unissono dai frigidi vertici alpini alle torride 
spiaggie di Sicilia. 

') Storia deW Economia Publica in Italia, Lugano 1832, p. 445. 
^ Zor Krtttk der paUtisclten Ökonomie, Beilln 1890, pag. 32. 
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Ma la voce dei nostri economisti, invocante l'opera redentrice dello stato» 

rimane, in ogni parte dMtalia, inascoltata e priva cli pratico cffctto. E per veritä, 
mcntre tjli staterelli ifalici moltiplicaiio le saiiziuni tcstrittivc dcl commercio e dell' 
industria, mentre adüensano sulia plebe giä esausta le gabeile e i tributi, non 
awlene mai ch'essi prowedano in qualche misura all' alleviamento delle dassi 
"povere, neir opera loro cosi ingombrante e molteplice ha pusto il piü tenue 
prnwedimento di politica sociale. Un provorbio italiano dell' epoca dice: i mi- 
nistri regj in Sicilia rodono, in Napoli mangiano, in Milano divorano. Nel Napo- 
letano si nioltiplicanu le angarie, e sui fundi grava la dccima, la uttava, un ca- 
none in denaro, oltre alle opere dei rustici sulle terre baronali." Voi, cosl parla 
Ugo Foscolo ai popolani d'ltalia, in terra veruna non potetc sentirc, pensare, 
parlare di pafria- Voi non intcndete la definizionc dclla giustizia, a ciaschcduno 
il suo, poiche non possedcte cosa veruna. „Che sc, allo scoppiare della rivo- 
iuzione francese, i principutti italiani si sfurzano di evitarne il contracculpu, cor- 
r^gendo alcunl dei sopnisi piu esosi, non b lecito attribuire alcuna importanza 
a cos! tardive e troppo platoniclie ritrattazioni. Di fatto, nella vegetazione lussu- 
r^iante di leggi, scese attraverso i secoli scorsi a beatificarc le varie regioni 
della penisola, rerudizione piü coscienziosa non giunge ad additare altro esem- 
plo di leggi sociali, che tre sanzioni della republica veneta, anche in ciu maestra 
alle genti di progresso civiie: la legge 10 Marzo 1396» la quäle prescrive che i 
patti stipulati dai fanciulli e dalle fanclulle» che si allogano presse i maestri, deb- 
bano essere approvati dai giustizieri sotto pena di nullitä; la legge 25 Settembre 
1402, la quäle proibisce ai notaj di rogare contratti di accordo ed imponc che il 
magistrato ne stahiisca i patti; infine la le^e 5 Agosto 1468 la quäle prescrive 
che il magistrato, il quäle trova troppo es^e le mercedt, troppo lungo il ser- 
vigio, e pregiudicata la sorte dei paigferes pueros, debba infliggere pene severe 
ai loro maestri. Ed £ qui tutto; a queslo riducesi la politica sociale dell' Italia 
dei passato. 

Lo stesso contrasto fra la dottrina e la pratica perdura nella prima meiä 
dei secolo XIX. Anche a quesf epoca infatti i m^iori eomomisti italiani, Gioja, 
Romagnosi, Fuoco, Scialoja, Cattaneo, Arrivabene, appuntano la loro critica contra 

le mostruositä sociali, c vagheggiano 1' effettuazionc di nn alto princlpio mnralc 
nei rapporti dell' economia. Ma anche ora lo stato rimane surdo all' appello; e 
mentre persistom» 1 vinooli e i privilegj restrHtivi, perdura ad un tempo l'iner^ 
zia dello stato rispetto alle sorti dei lavoratore; Le Stesse piA enormi usurpazioni 
non destano da parte dell' imbelle govemo che sanzioni inefficaci e teorichc. 
Cosi nel 1841 Ferdinando di Napoli impone per legge ai baroni di restituire ai 
comuni le terre loro usurpate e di compensare la soppressione degli usi civici 
mercft la distribuzione di terre agli agricoltori poveri. Ata la Iqgge riman lettera 
morta, poich6 niuno prowede alla sua esecuzione. Si comprende dei resto che 
staterelli mancipj dello straniero e dibattentisi fra le cospirazioni e le sette sian 
per necessitti di cose incapaci a provvedimenti riparatori; a non parlarc poi dell' 
ostacolo insuperabile, che questi debbono in ogni caso incontrare nellc classi no- 
biliari e borghesi, quelle ckmiinanü nel governo, queste giä facoltose e influenti, 
e tittte dei pari gdose de* loro puMU^ e delle loro sopraffazioni. 

II dissidio fra la scienza e la politica economica non viene a cessare, in ItaliA, sc 
non verso il 1850, quando, con Francesco Ferrara, trionfa fra noi il liberismo cstremo; 

puö negarsi che, durante la dittatura mentale di quell' economista, si stabiiisca 
un accordo relativo fra le conclusloni nihiliste della scienza ed il nihilismo ammi- 
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nistrativo deilo stato rinnovellato. Ma ii dominio incontestato dd liberismo teorico 
dura in Italia wppKia un quarto di secolo; scorso il quäle le antiche tradizioni 
itallche, bellamente fuse agii ammaestramenti dclla innovata scienza germanica, 
danno fra noi nascimento allo gfovane scuola dclla politica sociale. Se non die 
si ripete, a questu punto, in Italia il secolare cuntrasto fra la scienza e la vita; 
poichi mentre i nostri economisti invocano ad alte voci l'opera riparatrice dello 
statov questo perdura nella colpevole riluttanza ad ogni intervento sociale, o pes^io 
ancora, si adopcra ad illudere le genti con riforme e leggi meditatamente privc 
d'ogni pratico effetto, qualc ad es. la irrisoria ed ineffettiva legge del 1886, sul 
lavoro dei fanciulli, e gli altri provvedimenti cosiddetti sociali, che il Parlamento 
ha approvati. Che se non puö disconoscersi qual<Ae accenno a pifl seveil pro- 
posiU nei tempi piA cecenti, k pur sempre forza affermare che sine ad ora, nel 
fatto, la inodificazione concreta arrecata dallo stato italiano ai rapporti della 
distribuzione della ricchezza t quasi evanescente. Cosicchfe dee concludersi che, fatta 
cccezione pei breve periodo della suvranitft scientifica del Ferrara, nel curso piü 
volle secolare della nostra storia sociale compcggia un reciso contrasto fra la 
teoria e la politica economica; poich^ quella caldcggia 0 socialismo di statcN 
nicntrc questa pratica il non interv«ito piA rigido dell" autoritft collettiva nell' 
assetto dcircconomia. 

Ma se invece volgiamu la nustra attenziunc all' Inghilterra, ci troviamo 
innanzi a fenomeni assolutamente oppostl. ivi inffatti la scienza economica si 
ispira, dai suol esordj, a concetti essenzialmente Überall Che »e tatuni dei suoi 
primi teorici, come Sir James Steuart, affaccia qualche predilezione mercantilista, 
in nessuno perö si avverte il piü timido accenno alla funzione etica dello stato, 
od al criterio della politica sociale; mentre poi, col triunfu della dottrina smithiana, 
si eleva a dogma inconcusso Tawersione a qualsiasi ingerenza dello stato in 
qualsiasi zona della economia. Se non che, mentre gli economisti britannid 
combattono unanimi l'opera economica dello Stato, questo, immemore dei monili 
sapienti, inizia una vigorosa politica sociale, la quäle non trovn riscontro in alcun 
paesc civilc. Gia nci 1802, 26 anni appcna depo la pubblicazionc dciia jKicc/iczzu 
deiie Nazioni, il Parlamento inglese vota la legge sul lavoro dei fanciulli, legge 
finchi vuoisi inefficace, ma annunzio di piü severe sanzionl. E cot 1833 si inizia 
lufta una luininosa viccnda di Ic^gi sociali, questa volta veramcnfc efficaci, v6lte 
a frenare ^Mi abusi dell" induslria e Ic oltracotanze del capitalc. Nel 1848 si 
approva la legge delle 10 ore e vantaggi crcscenti si consentuno con leggi suc- 
cessive agli operaj delle Industrie e delle officine; mentre frattanto si approvano 
quelle leggi di svincolo delle terre irlandesl, le quall mirano a mediatizzare il pro- 
prletario e ad elevare le sorti del fittajnio. 

II contrasto fra 1' Italia c ringhilterra non potrebbu duiiquc csser piü signi- 
ficantc. Nella prima la scienza e intcrvcnzionista, mentre lo stato si astienc da 
qualsiasi intervento in pro dei diseredati ed oppressi; nella seconda invece la 
scienza c astensionista, mentre lo stato poderosamente interviene a tutela dei 
volghi derelitti; e in entrambi gli stati si nota, bcnche in scnso inverso, un acuta 
dissidio fra la scienza e la vita, fra i moniti della dottrina e l'indirizzo positivo 
della politica sociale. 

Ma v'hanno invece altri Stati, nei quaii siffatta dissonanza non sussiste, 
nei quali v'ha pleno acconto fra la dottrina e la realtä; e per tal riguardo i due 
stati lipici, quanto che rapprescntano i due estremi opposti, sono il Belgio c la 
Germania. — Nel Belgio i corifei della scienza economica sono generalnicnte 
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prociivi alla libertä piü assoluta ed awersi a qualsivoglia ingerenza dcllo statn; 
e noi stessi, al Congresso de! Commercio e dell' Industria tenuto ad Ostcnda nel 
1902, abbiamo assistito ai loru fervidi assalti contru il socialismo di stato e Ii 
abbiamo intesi denunciare Tassicurazione degli operai organizzata ddio stato 
siccome nna fonna di comunismo. Ma codesle conclusioni negatrici dalla scienza 
economica bel^a trovano perfelto riscontrn nella politica economica dallo stato, 
ispirata al piü rigido liberismo. Ed invcro, fatta cccezione per la legge, del resto 
irrisüha, sul lavuro votata nel 18öö sotto l'aculeo dcUa rivolta operaja, ed a qualche 
altra l^ige sul lavoro delle donne e sulle industrie pericolose, i rapporti economfci 
son tuttora nel piccolo regno assolutamente indisdpliiiati. Ed albcttanto awera- 
vasi fino a pochi anni or sono nella Francia, ove al liberismo dottrinario faceva 
perfctto nscontro il liberismo legislative, ed ove soltanto negli Ultimi templ si 
accenna ad un intervento del potere collettivo nell'assetto dell' economia.') 

E un accordo non meno spiccato, ma in senso diametfalmente oppusto, fio- 
risce sulla terra tedesca. Invero la invocazione dello stato quäle redentore sociale 
t caratterlstica di qiieila vccchia scienza camerale, che ha precedttto e preparato 
In Germania il germoglio dcllc disciplinc economiche; le qiiali, raccogliendone 
il retaggio mentale, ispirarono ad unu stessu critcrio Ic proprie concezioni. Ne 
le dottrine überall, clie pur raccoglievano altrove sl unanimi ed appassionati 
suffragi, trovarono mai sul suolo germanico piü che scarsi e poco ascoltati difen- 
snri. Ma alle dottrine decisamente intervenzionistc della scienza risponde c sempre 
rispose in Germania la politica economica dello stato, il quäle si adopr^i, o sempre 
si e adoperato con ogni sorta di provvedimenti a mutare e disciplinare i rapporti 
della produzlone^ ciroolazione e distribuzione dei beni. 

Ora se vogliamo cimentare all'esperienza dei fatti i risultati economici del 
socialismo di statn, sembra a primo tratto che dobbiamo raffrontare fra loro duc 
stati, nei quali imperi il liberismo, od il socialismo di stato nella dottrina come 
nella pratica, poichi in questi soltanto la politica astensionista o socialista dello 
stato puö giungere ad esplicazione completa; mentre invece Ih dove lo stato 
interviene, fra i biasimi della scienza libciista, come p. es. in Inghilterra, o si 
astiene dalT intervenire nonostanti gli incitamenti della scienza riformista (come 
in Italia) ivi l'opera dcllo stato, nell' uno o nell'altro senso, si trova inceppata o 
complicata dallo stesso contrasto, in cui c posta rimpetto alla scienza ed alla 
autoritft. Dunque i paesi, che d com Tobbligo dl assogsettare anzitutto a raf- 
fronto, se vogliamo giungere a qualche risultato concreto circa II problema, che cl 
interessa, sono il Belgio c la GeriTinnia 

Ora il raffronto, che noi possiamo agevoimente istituire in base a documenti 
molteplici, ci rivela a primo tratto la spiccata preminenza deir operajo tedesco 
per quanto conceme le condizioni Igieniche del lavoro. Nel Belgio, ove nessuna 
legge efficace soccorre a disciplinare il lavoro, si da libero campo la sostituzione 
deir uomo colla donna e di questa col fanciullo; i bimbi impiegati nell' agricol- 
tura non vanno alla scuola che nei 4 mesi d'inverno, il che ^ loro quasi inutile, 
i ignolo il sislema del mezzo-tempo, che consente di prowedere in qualche mt- 
sura all' Istruzione dei fandulli impiegati nelle fabbriche: e questi pol son costrelti 
ad un lavoro spasmodico, che talor raggiunge le 15 od anche 18 ore.*) II relatore 
della Societä Austro-Belga si esprime candidamente in proposito: »La scienza 



>) C(r. Bajkic, Die Jramösisciw Hawtel^olUik 1892—1902. Stuttgart 1904. p. 71 ss. 
^ CiHmtttion bHglqae da Tnvaß, Rqtoiun aa qmUomaIrt, Bruxellet 1891 e ss. 
Wagmr«PcfllMlKMt 27 
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industriale consiste nell'ottenerc da un essere umano 1a massima somma possibile 
di iavoro utile, rimunerandolo col salario piü basso." D' altro canto il riposo 
festivo 6 quad ovunquc ignorato; infieiisce nella piä dura sua foima il iavoro 
notturno; e gli operaj condudono con angoscia: Nona sommes pis que les 
b&tes, nous sommes sans repos. Nessun riparo meccanico si introduce a 
prevenire gli infortiinj industriali. Onde non c meraviglia se la vita media dell' 
operaju e inferiore ai 50 anni, se a 30 esso e giä un nonno, a 35—40 ^ incapace 
al Iavoro. — Ora tutti codesti lineamenti opaclii deireconomia belga sono evi- 
dentemente il risultato deU'inerzia legisiativa, o di quel ststema che riassume tutta 
ia politica economica nel lasciar passare la vnlontä del capitale — Ma volgiamoci 
in quella vece alla Germania e ci troveremo di fronte condizioni affatto diverse.') 
ivi infatti il Iavoro giornaliero non cccedc mai le 10 o 11 ore, e nella industria 
mineraria si riduce talora a 6. Ivi & pidi raro il Iavoro notturno, piA dilfuso il 
riposo festivo, piü assicurata Tintegritä dell'operajo per mezzo dei ripari mecca- 
nici. — In questa superioritä cosi riicvante dcH' opcrajo tedesco rispetto all' ope- 
rajo belga sta scritto a letttre d oro il bilancio attivo del socialismo di stato. 

Ma se, in luogo di por mente alle condizioni igieniche del Iavoro, osser- 
viamo la retribuzione reale, ch' esso percepisce, il risultato che ci appare h assolu- 
tamente diversa Infatti nel Betgio, a partire da! 1867, le inercedi si elevano, 
mentre il prezzo de) pane declina, cosi assicurando un' eccedenza talora rile- 
vantc ai bilanci dei lavoratori. E talvolta i risparmj dt-^'li operaj salgqno a pa- 
recchie migliaia di lire; ed '/« degli operaj son proprietär] della casa che abitano 
e molti hanno di che soddisfar con larghezza ai bisogni deire^stenza. — Ora 
volgiamoci invece alla Germania e troveremo che nulla di tutto questo s' avvera 
Si calcola che od iina famiglia di tre adiilti la spesa minima per un cibo siiffi- 
ciente sia di 800 Marchi all' anno: ora pochissime famiglie d' operaj tedeschi 
giungono ad una simile cifra. Le operaje ricevono un salario si scarso, che se 
voglion procacciarsi l*alimenlo sufficiente debbono ricorrere ad altre e meno morali 
occupazioni. I salarj in moneta sono, b ben vero, cresciuti: ma intanto essi son 
cresciuti in ragione assai minore che i profitti: onde si nota, che sebbene la 
ricchezza assoluta delle classi piü misere cresca, le proporzione della ricchezza 
degli operaj alla totale scema, nel Baden da 47 a ^^S"/»» ncll«^ Sassonia da 59.52 
a 57.87, e dö mentre la proporzione degli operaj alla popolazione contribuente 
scema soltanto da 80.6 a 804% nel Baden, da 91.45 a 90.72 in Sassonia. Ma 
comunque, mentre i salarj monetär] si elevano, il prezzo del pane h appena 
scematu, ed il prezzo della carne e cresciuto. 

Infatti il salario medio nell' industria tessUe era nel ... . 1895 678 Marchi 

1901 768 . 

il prezzo del pan di segala era nel 1896 35 » 

n 1902 24 . 

, della carne „ » 1898 113 

„ 1902 121 

E tutto ciö ha avutu un contraccolpo sinistru siii consumi del popolo. 
Infatti negli Ultimi tempi si nota in Germania una diminuzione sensibilissima nel 
consnmo della carne e ddla birra; il che attesta predsamente che II salario nor- 

') Vedi: Seemtd Ab^ract oj Foreign Labour stali&lics, London lUOI; il Libro azzurro: 
BrtfüiA aiul foreiga trade and ladus/rM eondäbmM 1903; e Die Störangen im dealsehen Wirt' 
aekqftBleben, V« voL, Leipzig im 
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male viene a cozzare contro II limite delle sussistenze, per cui ad ogni incari- 
mento di queste la massa delle sussistenze acquistate si assottiglia in correla- 

zione. Infine la disoccupazione miete nella Germania numcrosissime vittime. che 
salgono fino al 6.66" « degli opcraj impiegati; onde si nota che il ridestarsi üell' 
attivitä industriale vi c impotente ad cicvar ic mercedi e che tutto il suu effettu 
ridiicesi ad una limitazione deirarmata soprannumeraria. 

Noi siamo pertanto costretti a riconoscere che dt fronte ad una effettiva 
superiorit^ ncllc condizioni dci lavoro nclla Germania rispetto a quelle de! Bcigio, 
si nota un' effettiva inferioritä nelle condizioni del lavoratore, de! suo vitto, della 
sua mercede reale. Ora le considerazioni svolte in prccedenza et vietano di 
attribttlre codesta Inferioritil alPapplicazione in Germania del socialismo di stato, 
giacch^ noi abbiamo veduto che i prowedimenti, i quali si riassumono sotto la 
designazione sintetica di socialismo di stato, ricscnno, malgrado qualche eventuale 
anfrattuositä, definitivamcnte ad accrescere il salario reale e ad elevare le sorti 
del lavoratore. D'altro canto, qualsiasi spiegazione attinta alla diversita di terri- 
torio o di dima i assoiutamento inammissibile, poicM il Belgio puö considerarsi 
una prosecuzione ddita Germania, o, daU'aspetto fisico, fa parte di uno stesso 
territorio. — La vera spiegazione, a mio credere, c tutta nella diversita della 
politica commerciale, che distingue cosi nettamente i due stati, o nel fatto che il 
Belgio si mantiene fedele al libero scambio,') mentre la Germania i ormai dive- 
nuto un paese rigidamente protettore. Ora il protezionismo, incarendo i viveri 
degli operaj, rcseca immediatamente i loro salarj real!; se lascia questi invariati, 
accresce il costo di lavoro c con ein rallenta 1' acciimulazione e si riverbcra danno- 
saniente suU' andamentu delle mercedi; in ogni caso, riesce dannuso alla ctasse 
iavoratrice. E nella Germania si nota effettivamente che il dazio sui grani ricade 
sugli operaj, ne scema l'alimentazion^ ne peggiora le condizioni economiche ed t 
il principale colpevole dello spaventoso diffondersi della tubercolosi.') AI tempo 
stesso, danneggiando i capitalisti industriali, il protezionismo Ii rende ulterior- 
mente refrattarj alle riforme sociaii; onde ben dice il Dietzel che T inasprimento 
della tarlffa s^iflca impedimento alla riforma sodale.'O Questa k i'influenza 
del protezionismo, in*quanto rieaca proibitivo delle industrie estere, e perci6 sia 
privo di qualsiasi vantag^o all' erario. — Ma anche quando il protezionismo non 
pitinpa fino alla proibizlone, e perciö torni in parte piü n meno considerevolc a 
pruhtto del fiscu, la sua influenza sul bilanciu del puvero rimane inalterata, 
poidift in (^i caso i prezzi degli oggetti di consumo dell operajo incariscono 
in ragione esatla, quando non maggiore, del dazio. Se per6 col ricavato dei 
dazj fiscali si provvede alle leggi tutrici delle classi povere, h evidente che i dazj 
non cagionano piü effettivamente aicuna perditn agii opcraj, poiche restituiscono 
loro con una mano ciö che hanno tolto coli altra. Ma in tal casu per6 deve 
anclie dirsi, inversamente, che il socialismo di stato non arreca pid aicun van- 
tag^o positivo agli operaj, pokhb non fa che distribuire fra essi una riccbezza, 
che ha preventivamente tnlfa loro di tasca. Cosi il disegno di Chamberlain, il 
quäle vorrebbe prowedere alle pensioni dei vecchi operaj con dazj sugli oggetti 

>) t noto che il Belgio Import« In fraRcblgia tatte le demte alimentari (meno la fniita 

secchc, c Ic spezic, cnipite di un dnzin ad vahrcm di 10— 15*''i), 0 buona parte del mami» 
fatti, mentre i ritnanenti vi sun culpiti di dazj mitisüimi. 

■) Verkaaf. AgraneMz und Sozialrefom neir Arcb. fllr soziale Gesetzgebung 1903, 

p. 271, 277; Dr. P. Mombcrt, Dax Nahrum:swescn. Jena l'W 

') Dietzel, £>a:> Produzenten- Intcrcsac der Arbeiter und die Handelsfreiheit, Jena 1902, p. 1 18. 
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di prima necessitä, non fa per ultimo che dtstribuire fra gli operaj, sotto forma 
di pcnsioni, quella ricchezza, che ha loro precedentemente tolla di bocca col- 
dazio. E questi si dicono provvedimenti di alta filantropia, sapienti sanzioni 
di politica sociale! E dire che queste manipolazioni da giocoliere hanno ancur 
potenza di irretire» noncbi le turbe, i dispensier! della sapienza economica nell' 
antica sovratia dei man, e nel continente Europco! 

t II prutLzionismo tedesco, che rcndc irnpossibile od infecondo, pei nostri 
scopi, il raftronto fra la Germania ed li Belgio, quanto che parahzza gran parte 
di quelle influenze beneficlie, che deriverebbero virtualmente in Germania dal 
socialismo di stato e vi promoverebbero una dedsa ascensione deHa popolazione 
lavoratrice. Perci6, se noi vogliamo compiere con qualche successo il raffronto 
fra due paesi, nelPuno dei qua!! imperi il socialismo di Stato, mentre nell altro 
esso ignoto, non dobbianiu raffrontare al Belgio la Germania, ma bensi 1' Inghil- 
terra. Infatti, per quanto la oslilitä o tepidezza della sdenza britannica verso 
l'azione dello stato costituisca indubbiamente an* attenuante della sua intenslt^; 
per quanto dunque in tali condizioni i! socialismo dl stato non assuma la mas- 
sima potenza di cui t capace e perciö il fenomeno non presenti le condizioni di 
massimo sviluppo, che lo renderebbero specialmente adatto allo sperimento — 
pure di fronte a questi fatti sta quello rilevantissinio, che i' Inghilterra h II solo 
paese» in cui il socialismo di stato, pift o meno intensamente praticato, non sl 
trova neutrallzzato ne' suoi effetti dalle restrinzioni protettive; e basta questo a 
farct considerarc 1' Inghilterra siccome i! solo paese, nel quäle possono studiarsi 
con vantaggio gli effetti dell' ingerenza dellu stato neU'assetto economicu in pr6 
della dasae lavoratrice. 

Ora un esame anche rapido delle condizioni sodali deir Instiilterra contem- 
poranea ci permette di concludere che gli effetti di tale ingerenza sono assolu- 
tamente benefici. Ivi infatti una sapiente legislazione sociale ha abbreviata la 
durata dei lavoro, che di rado supera le 56',« ore settimanali, ha eliminato lo 
sfruttamento delle donne e dei fandulli nelle fabbriche, ha proweduto alle vittime 
dcgii infortun] industriali. Ivi i salarj monetär} presentano negll uHlmi 50 anni 
un rilevante incremento, mentre frattanto i viveri, non colpiti da dazj affamatort, 
progressivamente deprezzano. II prezzo dcl grano dail 83 al 902 c scemato in 
Inghilterra dei 50" «, mentre nclla Germania non scese che dei 14" «; il prezzo 
dei pane, dal 1877 al 1901 k sceso, a Londra, dei 58.2 mentre in Germania 
h sceso soltanto dei 14% ed anzi talvolta i cresciuto. Perciö la elevazione dei 
salarj monetär] si accompagnö in Inghilterra ad iina elevazione pii'i che proporzio- 
nale dei salarj reali; onde i risparnij dcgIi operaj si fanno considercvoli c raggiungono 
talora Ic 50 sterline per famigha. Da cio ii (atto, che 1' Inghilterra pruducc piii 
per gli operaj c la Germania piit pei ri^hi; e da ci6 queir ascensione trionfale 
della popolazione lavoratrice ii^lese, cui ii von Nostitz ha non t guari sciolto 
un peana in un' opera riboccante di dati e di raffronti singolarmente istruttivi ed 
irresistibili. 

E dunque 1° Inghilterra, il paese classico delle cspcrienzc ccoiioiniciic, quello 
ancora ove si puö cimentare al vaglio dei fatti V Influenza dei socialismo di stato, 
o si puö esaminare il bilancio di questo sistema economico. E un tale esame 

ci mostra che qiiel sistema ha un bilancio realmente cd ampiamcntc attivo, purcht* 
venga esplicato nella sua purczza, o non sia coinplicato da iiiterventi restrittivi 
della liberJä dei commercij quando ciue all intervenlu dello stato nella distnbu- 
zione della ricchezza si accompagni la piena libertä nelForbita della drcoiazione 
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dei beni. — Che se invece all* intervenzionismo distribufiw si accompagna qudlo 
eommereiale» allora — Tesempio della Gennania lo insegna — il sociallsmo dl 
stato perde gran parte delle sue influenze benefiche, o da luo^o ad una condi- 

zione di cose la quäle, se per qualche aspetto e superiorc alia libertä assoluta, 
per altru aspetto le e inferiore, e riduce da ultimo la classe .operaja ad una Sorte 
peggiore di queila che avrebbe, ove lo stato si astencsse da qualsiasi ingerenza 
neiia distribuzlone e nello scambk». 

0 riassumendo: quando Bastiat va a braccetto con Cobden, l'operajo h 
oppresso dall" enorme lavoro, ma mangia a sazietA; quando Wagner va a brac- 
cetto con Cobden, Toperajo vede ridotto a misura piü umana il suo lavoro, 
senza perciö dover ridurre la sua razion^ anzl talora accrescendola; ma quando 
W«%ner va a braccetto con List, l'operajo vede improwlsamente ridotta la sua 
pielanza e ricasca in una condizione non migliore, od anclie peggiore, di queila, 
in cui trovavasi ncl primo caso. Ecco in duc parulc Tcsscnza de! socialismo di 
stato, ecco ii riassuntu del suo bilancio economico, quäle risulta, a nostro avviso, 
dal plA obbiettivo e spasslonato esame dell'assetto sociale delle nazioni dvilL 
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Zwischen zwei Kriegen. 
Die japanische Finanzpolitik von 1895 bis 1904.') 

Von Karl Kathgen. 

Als der Verfasser im Jahre 1891 einen Versuch veröffentlichte, der die wirt- 
schaftlichen und auf deren Grundinge die finanziellen Verhältnisse Japans klar- 
legen sollte"), schien die umfangreiche Arbeit einen wesentlich theoretischen 
Charakter zu tragen, ohne praktische Aktualität- Das hat sich gründlich geändert. 
Als Ende der neunziger Jahre Japan sich nach dnem Vierteljahrhundert zuerst 
wieder kreditsuchend an den europäischen Geldmarkt wandte, mußte die Börse 
anfangen, sich um die Finanzlage Japans zu kümmern. Als dann im Jahre 1904 
die schon lange unter der Asche glimmende Ohit der japanisch-russischen Riva- 
lität in hellen Kriegsflammen aufloderte, wurde das allgemeine Interesse auch 



') Die folgende Studie beruht überwiegend auf amtlichem Material und zwar an erster 
Stelle auf dem .Report on the Post-Belium financial Administration in Japan, IS96— lüUO" 
herntseeK. 1901 von dem demafigen PinanzmlnMer Grafen Mataiikata. In Betracht kommt 
ferner der 1899 erschienene Bericht desselben Staatsmannes, .Report on the Adoption of 
the üold Standard in Japan". Hervorzuheben ist endlich) das jetzt in vier Jahrgängen vor- 
liegende .Financial and Economical Annaal of Japan', welches, vom PlnanEministerinm lieraas- 
gegcbcn, eine wertvolle Frgänzung des „Annuairc Statistlque" bildet, welches das Statistische 
Bureau jährlich veröfientlichL FOr die Zusendung dieser Publikationen und sonstigen sta- 
tisUscben Materials bin ich Sr. Exzellent dem Herrn Vizeminister der Finanzen Y.Sakatani 
und dem Direktor des Statistischen Bureaus Herrn N. Hanabusa zu besonderem Danke ver- 
pflichtet. In liebenswürdigster Weise hat mich Herr Yahagi durch Mitteilungen aus der 
poiitiachen und voikswirtacbafliichen Presse Japans mterstOtzt 

Die Finanzabschnitte in „Unser Vaterland Japan* (l^lpzig liXM) Sind In der Haapt- 
sache Auszüge aus obigem Material. 

Formell sei liemerkt, daB alleOeldsammen In Japanischen Yen angegdm sind, Papier 
bis Ende t8K^ Silber 1886-1891. Gold seit dem I. Oktober 1897. 

Goldwert des Yen nach jeweiligem Papier- und Silberkurs: 
1874 4^M. 1885 3^ M. 

1877 3,93 „ 1887 3,23 , 

1879 3,00 . 1892 2,93 . 

1881 2,22 , 1899 2.15 , 

1883 2,96 „ 1897 2,0<)2r) M. 

Die Jahreszahlen in den finanziellen Erörterungen beziehen sich auf das Finanzjahr, 
das am 1. April beginnt und am 31. Mirz des folgenden Jahres abUuft F6r die Finanzjahre 
1903 und 1904 sind die angegebenen Zahlen die des Etats. Fttr die frfiheren Jahre, aiso bis 
zum 31. März 1903, liegen die Abrechnungen vor. 

■) Karl Rathgen, Japans Volkswirtschaft und Staatshaushalt, i^pzig 1891. Be- 
sprochen von Adolf Wagner im Jahrb. f. Qesetsg. usw., 1893, S. 303. 
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an den finanziellen KrSflen des merkwOrdigen Inselstaates wach. Ober das Tages- 
interesse hinaus aber bietet das japanische Finanzwesen der Gegenwart in seiner 

Um- und Ausgestaltung vieles, was für die Wissenschaft bedeutsam ist. So mag 
es gerechtfertigt erscheinen, die frühere Untersuchung zur Gegenwart fortzuführen. 

Jene schloB mit dem Ende der achtziger Jahre, die zugleich das Ende des 
absoluten Staates waren. Im Jahre 1890 trat die japanische Verfossung ins Leben. 
Aber wenn in den meisten Ländern die Anfänge des konstitutionellen Staates mit 
wichtigen Ereignissen auf dem Gebiete der Finanzen verknüpft sind, so war das 
in Japan ganz anders. Die leitenden Staatsmänner waren materiell und formell 
auf die Mitwirkung des Reichstages gut vorbereitet» materieli durch die eneigische 
Finanzpolitik und die gesunde Finanzlage, mit der man in die neue Ära eintrat, 
formell durch die neuen Verfassiinf^sgesetze, in welchen mit kluger Sorgfalt aus 
den Verfassungen der europäisclien Staaten alle Bestimmungen zusammengetragen 
waren, welche geeignet erschienen, eine geordnete Finanzverwaltung vor den Folgen 
möglicher Konflikte mit der Volksvertretung zu schützen. Im besondem war klar 
ausgesprochen, daB die Steuern weitererhoben werden, solange nicht durch Gesetz 
eine Änderung vorgeschrieben wird, daß die auf der verfassungsmäßigen Autorität 
des Kaisers oder auf einem Recbtsgrund berubendcn Ausgaben nicht vom Reichstag 
herabgesetzt werden dürfen, daß für unvorhergesehene Bedürfnisse durch Not- 
verordnung Vorsorge getroffen werden kann, daß der Etat des al^iaufenen 
Jahres in Kraft bleibt, wenn kein neuer Etat zustande kommt (ArtL 62 ff. der Ver- 
fassung). Von der letzten Bestimmung ist schon in einer Reihe von Fällen Ge- 
brauch gemacht worden. 

So ist es erklärlich, daß angesichts der Schwierigkeiten, welche das Ein- 
leben in die neue Ordnung naturgemdfi zur Folge hatte, die ersten Jahre des 
Verfassungsstaates auf dem Gebiete des Finanzwesens fast ereignislos waren. 
Einnahmen und Ausgaben des Staates änderten sich kaum. Wenn die Grund- 
steuer von Ackerland um 3' < Millionen Yen erleichtert erscheint, so war das eine 
Maßregel, die schon in vorparlamentarischer Zeit angeordnet war.') Bei einer jahres- 
ausgabe von etwa 80 JMillionen Yen wurden von einem Jahre auf das andere 
erheblicbe Überschüsse übertragen. Die Einziehung des seit dem 1. Januar 1886 
in Silber einlöslichen Papicrt,'cldcs tjing ihren ruhigen Weg weiter, ebenso die 
im Gang behndliche Umwandlung der mit mehr als 5 Prozent verzinslichen 
Staatsschuldscheine in fünfprozentige Konsols. Die gesamte Staatsschuld ein- 
schließlich Papiergeld, die 1879 an 380 Millionen Yen betragen hatte und bis zum 
Inkrafttreten der Verfassung auf etwa 290 Millionen vermindert war, belief sich 
1893 auf 277 Millionen. 

I. 

Der Krieg mit China 1894/95 machte dieser ruhigen Entwicklung ein Ende, 

nicht so sehr durdi seine unmittelbare Einwirkung, als weil von ihm die große 
Wendung der ganzen japanischen Politik, die Vorhereilnng der gegenwärtigen 
Ereignisse datiert. Über die Deckung der Kosten des Krieges sei nur soviel ge- 
sagt, daß der Geldaufwand 235 Millionen Yen betrug. Zur Deckung diente die 
Kriegsanleihe von nominell 125 Millionen; 82 Millionen sind der chinesischen 
Kriegsentschädigung (von rund 365 Millionen) entnommen; der Rest ist aus lau- 
fenden Mitteln gedeckt Bemerkenswert ist daß die regelmäßigen Staatseinnahmen 



') Durch Neueinschätzung überlasteter Bezirke, vgl. Rath gen a. a. O. & 543. 
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durch den Krieg gar nicht beeinfluftt erscheinen. Wurde dieser doch durch eine 
nicht sehr zahlreiche Armee jenseits des Meeres ausgefochten. 

Nicht ganz unerheblich waren die neuen Anforderungen, welche die un- 
mittelbare Nachwirkung des Krieges waren. Die Zinsen der Kriegsanleihe be- 
trugen jahrlich 6*^ Millionen Yen. Die teltweilige Besetzung von Weihaiwai (bis 
1898) machte Kosten.') Vor allem forderte die neue Kolonie Formosa, der Preis 
des Sieges, erhebliche Zuschüsse, seit 1897 jährlich zwischen 4 und 8 Millionen, 
durchschnittlich 6' a Millionen.-) 

Ganz andere Bedeutung aber als diese direkten Wirkungen des Krieges 
hatten die indirekten. Durch den giacklichen Ausgang des Krieges war das 
Selbstbewußtsein der Japaner sehr gestiegen. Man fühlte sich als GroBmacht. 
Um so empfindlicher war die Kränkung über die Einmischung Rußlands, Frank- 
reichs und Deutschlands nach dem Frieden von Shimonnseki. Aus dieser Stim- 
mung heraus, waren R^ierung und Volk einig darüber, daß die für eine kraftvolle 
Expansionspolitik nötigen Opfer gebracht weiden mQBten. Methodisch, wie Neu- 
Japan ist, wurde im Jahre 1896 ein Finanzprogramm für diese neue OroBmachts- 
politik aufgestellt, das dann nachträglich noch erhebliche Erweiterungen erfuhr. 

Vor allem sollte die Kriegsrüstung zu Lande und zu Wasser stark ausgedehnt 
werden, was eine erhebliche Steigerung der ordentlichen wie der auSerordentlichen 
Ausgaben erforderte. Das Programm von 1896 sah ffir diese 138 Millionen, fttr 
jene im Beharrungszustande jährlich 21 Millionen vor. Aber schon das Budget von 
1897 brachte ein zweites Programm, so daß die außerordentlichen Ausgaben 
295 Millionen betragen sollten, wovon 213 Millionen für die Marine, 82 Millionen 
für das Landheer. Ein drittes Programm von 19ÜJ setzte eine weitere Au^abe 
für die IMarine von III Millionen fest, die bis 1914 zu verwenden waren und 
die ordentliche Ausgabe am SchluB um 6 JMillionen erhöht hätte. Tatsächlich sind die 
ausgegebenen Summen größer gewesen, wobei aber die Ausgaben wegen der 
nordchinesischen Wirren eingeschlossen sind. In den letzten sechs Jahren vor 
dem chinesischen Kriege waren zusammen im Extraordinarium fQr das Heer 12, 

') Ober 2 Millionen jährlich, wovon China 500000 Taels zu ersetzen hatte. 

*) Bis zum 31. Man 1896 stecken die Aasgatwn für Formosa in den Kriegsrecbmingeii. 

1896 bis 1905 sind rund 68 Milliuncn als Zuschüsse für Formosa nachgewiesen, worin aber 
die besonderen militärischen Aufwendungen für Befestigungen u. dgl. nicht enthalten sind. 
Von iencr Summe sind 23,7 Millionen dnrcb eine besondere Formosa-Anidhe anftebracht 
worden. Hier sei gelegentlich darauf hingewiesen, daR, ab>,'eschcn von diesen Zuschüssen, 
die Finanzen Formosas in den allgemeinen Rechnungen nicht erscheinen. Formosa liat seinen 
besonderen Etat Die inlindisdien Einnabmen Formosas haben steh unter ja|>anJscber Herr- 
scbaft foIgendermaBen entwickelt: 

1897 5316000 Yen 1901 11715000 Yen 

1899 10199000 . 1909 12739000 . 

1904 14036000 Yen. 

Der Waren»Au6enhandcl Formosas war in 1000 Yen: 

mit Japan mit dem Auslände 

Ausfuhr Hinfuhr Ausfuhr Hinfuhr 

lOOB 3216 4599 12827 16875 

1900 4402 8439 I0S71 13S7D 

1902 7 407 9 235 1HK17 10101 

1903 9729 11194 11078 10772 

Also die Ausfuhr formosanf scher Produkte ist gestiegen, aber nur in der Richtung nach 
Japan (Reis, Zucker), die Einfuhr ist ziemlich unverändert, aber sie kommt in wachsendem 
Umfange aus oder über Japan. Mit anderen Worten: die alten Beziehungen Formosas zu 
China werden ifaireh die zu Japan zurückgedrängt 

Wi«n«r^cilacMN. 28 
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für die Marille 24 Millionen ausgegeben, von 1896 bis 1903 dagegen für jenes 

138, für diese gut 203 Millionen, zusammen also 341 Millionen. Dazu 
kommen 11 Millionen im Budget für 1903 und gut 10 Millionen in dem von 1904. 
Die ordentliche Ausgabe betrug in Millionen Yen: 

vor dem Kri^e Rechnung 1902 Budget 1904 
Heer 12;5 39,2 373 

Flotte 5,5 21J0 213 

zttsammen 18 60^ 59,1 

Wesentlich militärische Gründe hatte auch die Erridltung eines großen 
Hütten- und Walzwerkes, für das bis 1903 gut 11 Millionen verwendet, noch 
weitere 8 Millionen erforderlich sind. 

Das Programm von 1896 sah neben den rein mifitarisctoi noch eine ganze 
Reihe von wirlsdiafttichen und sonstigen kulturellen Unternehmungen vor. So 
wurde eine Summe von 108 Millionen in Aussicht genommen für die Ausdeh- 
nung der Staatseisenbahnen. Tafsächlich sind für den Bau neuer Linien 
und den Ankauf einiger kleiner Privatbahnstrecken bis 1903 127 Millionen be- 
willigt, 1903 die Au^be weiterer 56 Millionen in Aussicht genommen.') Spielten 
schon hierbei OrQnde d«r Landesverteidigung mit, so war das noch mehr der 
Fall bei der Schiffahrtspolitik. Für einen zukünftigen Krieg brauchte man, 
entsprechend der Vergrößerung der Armee, eine große Transportflotte. Um sie 
bereit zu haben, mußte ihre Verwendung im Frieden gesichert werden. Daher 
Starice Vermehrung der subventionierten Dampfschiffahrtslinien in Ostasien, Aus- 
dehnufi^ dieser Linien nach Amerika, Europa und Australien (1896; nach Bombay 
war eine Linie schon seit 1893 im Gang). Von den beiden alten subventionierten 
Gesellschaften erhöhte die Nihon Yusen Kwaisha ihr Kapital von 8,8 auf 22 Mil- 
lionen, die Osaka Shosen Kwaisha von 1,9 auf 6,6 Millionen (1903). Eine dritte 
Oesellschaft die Toyo Kisen Kwaisha mit 3^ Millionen eingezahlten Kapitals 
wurde 1898 gegründet Außer den Subventionen wurden Fahrt- und Baupri- 
mien für größere eiserne und li()l7t'rrK- Scliiffe von gewisser Minimalgeschwindig- 
keit eingeführt. Die staatlichen Subventionen und Prämien haben zuletzt jährlich 
6 — 7',2 Millionen betragen.') Die Wirkung dieser an sich ja kostspieligen Poli- 
tik auf die OrOSe der japanischen Dampferflotte zeigen folgende Zahlen: 

Zahl der Dampfer Darnnter solche 

Torniencehalt von mehr als mit mefir als 

lOüü Tonnen 9000 Tonnen 

1893 176915 56 — 

1896 373588 126 1 

1899 510007 148 16 

1903 657269 197 22 



■) Die Ltagc des japanischen Eisenbahnnetzes wuchs foigendermaSen: 



Staatseisen- 


Privateisen- 
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km 


km 


km 


1893 m 


2210 


3101 


1896 1010 


3000 


4010 


18» t3Sl 


4400 


5821 


1903 2190 


5040 


7190 



*J Ganz genaue Angaben liegen nicht vor. Vgl. auch Unser Vaterland Japan, S. 714 
bis 7I& 
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Entsprechend der neuen GroBmachtspolitik brachten außerdem das Pro- 

gramm von 1896 und seine Erweiterungen von 1897 und 1899 Ausgaben auf einer 
Reihe von Gebieten mit sich. Die Errichtung einer zweiten Reichsunivcrsität (in 
Kyoto) und sonstiger höherer Schulen, einer Staatsbibliothek in lukyu sollten 
den geistigen Interessen dienen. Vor allem ab«- handelte es ^ch um wirt- 
schaftliche Unternehmui^en: FluBkorrektionen, Hafenanlagen, neue Tel^aphen- 
und Tflephonlinien, landwirtschaftliche Versuchsstationen, Förderung von Vieh- 
zucht und Fischerei, Exportmusterlager, Einrichtung japanischer Niederlassungen 
in China, Beteiligung an neuen großen Banken, Beschicken von internationalen 
Ausstellungen: alles Dinge, die Geld kosteten, aber In ihren Ansprachen doch' 
bescheiden hinter den großen militärischen Aufwendungen zurückstanden. 

Zu der gewollten Steigerung der Staatsausgaben kam aber eine unerwartete 
und unerwünschte: ein allgemeines Steigen aller Preise und Löhne trat 
ein. Es ist hier nicht der Ort, zu untersuchen, inwieweit das mit dem Sinken 
des Silberwerts, inwieweit es mit der nach dem Kri^ einsetzenden und bis zu 
wilder Spekulation sich steigernden Anspannung der wirtschaftlichen Tätigkeit, 
inwieweit es endlich mit der allgemeinen Steigerung der Lebenshaltung zusammen- 
hängt. Die Tatsache der Preissteigerung steht jedenfalls fest. Die Indexziffern 
für 40 wichtige Waren haben sich seit 1887 folgendermaßen entwickelt (nach 
einer amtlichen Zusammenstellung): 



1887 


100 


1896 


145 


1889 


110 


1897 


160 


1891 


110 


1898 


170 


1893 


120 


1»99 


175 


1895 


135 


ISMO 


185 



Gegenwärtig sind Preise und Löhne mindestens doppelt so hoch wie Ende 

der achtziger Jahre. 

Für die Finanzverwaltung bedeutete das nicht bloß eine Erhöhung aller 
sachlichen Kosten der Staatsverwaltung. Es wurde auch unabweislich, die ohne- 
hin niedrigen OehiUter namentlich der unteren Beamten heraufzusetzen. Schon 
1898 schätzte die Regierung die dadurch notwendig werdende Erhöhung auf 
6860000 Yen. Die Ausgabe für Bcamtengehälfer, soweit sie aus der Staatskasse 
fließt (das Offizierkorps ist ausgeschlossen), stieg von 17104000 Yen im Jahre 
I8d7 auf 28476000 Yen im Jahre 1902, wobei allerdings die Zahl der Beamten 
und Angestellten von 65754 auf 99992 stieg. In derselben Zeit stieg die Ausgabe 
der Bezirke und Gemeinden für Gehälter u. dgL von 6590QQ0 auf 10851000 Yen. 

Diese letztere Angabe führt schon zu etwas Weiterem: die Anforderungen 
an die Kommunaiverbände (Bezirke und Gemeinden), die ohnehin eine starke 
Tendenz zum Steigen hatten, wuchsen ganz außerordentlich. Fflr die ärmeren 
Landesteile bedeutete das eine überaus schwere Belastung. Hatte der Staat 1875 
und 1»8I mancherlei Ausgaben auf die Bezirke abgeschoben,') so mußte er jetzt 
wieder helfend eintreten. Die Staatszuschiissc zu den Hilfsfonds, die 1890 ein- 
gestellt waren, wurden 1899 wieder eingeführt.') Einzelne Steuern (z. B. auf 
Schiffe, auf Wagen) wurden bei Einführung der staatlidien allgemeinen Gewerbe- 
steuer den Bezirken überlassen. Die Staatskasse leistete Zuschüsse zu den 
Kosten des Volksschulunterrichts, zu Hafenbauten und Wasserwerken. Die Kosten 

>) Vgl. Rathgen a. a. O. S. 642 f. 

0 Ober den Hilfafond vgl. Rathgen «. a. 0. S. 562 fi. Der Zentralfond war 1897 er- 
KMph. ScH 1899 wurde er wieder mit 300000 Yen jibriich dotiert 
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für die Gefängnisse gingen von den Bezirken auf den Staat Aber. Wie sehr 
trotzdem die Ausgaben der Kommunalverbände gestiegen sind, eigeben folgende 

Zahlen: 

Ausgaben in Millionen Yen*) 

der selbständigen der sonstigen 
der Bezirke stad,k,eise (Shi) Ortsgcmcinden "sammen 

1891 2U 3.0 20^ 44,7 

1896 31,6 8,0 30^1 69^7 

1901 52,5 22,1 65,3 139,9 

Noch ein Grund ist zu nennen, der zu einer Steigerung des Staatsaufwandes 

führte: Im Jahre 1899 hatte Japan ein lange heißerselintes Ziel erreicht, die Auf- 
hebung der alten Verträge mit den europäischen Mächten. Die exterritoriale 
Rechtspflege hörte auf. Damit war man aber auch zu vermehrten Autwendungen 
fCr die Rechtspfl^e genötigt. Die Kosten der Justizverwaltung stiegen von 
3,8 Millionen im Jahre 1898 an! 7,8 Millionen im Jahre 1900, auf 10,8 Millionen 
im Jahre 1902, wobei nicht zu vergessen ist, daß in dieser Zunahme auch die 
Kosten für die bisherigen Bc7irl<sgefängnisse stecken. 

Auch die Neuordnung des Zollwesens infolge der Vertragsrcvision und die 
Öffnung immer zahlrdcherer Häfen fOr den Auslandsverkehr (seit 1899 sind es 33) 
hat erhöhte Kosten verursacht. 

Demi^egenüber ist zu beachten, daß infolge der Vertragsrevision nicht bloß 
die Zölle erheblich gesteigert, sondern auch die in Japan ansässigen Ausländer 
der einheimischen direkten Besteuerung unterstellt sind. 

Eine letzte unwillkommene Störung venusachten die Wirren in Noidchina, 
die 1900 und 1901 einen autterordentlichen Mehraufwand von mindestens 36 Mil- 
lionen nötig machten. 

Die Anforderungen an die Finanzverwaltung stiegen also nach dem chine- 
sischen Kriege ganz außerordentlich. Die ordentlichen Staatsausgaben hatten 
1890—94 durchschnittlich 64,5 Millionen betragen. Sie ü&tgiäa 

1896 auf 101 MilUonen 1901 auf 160 Millionen 

1897 „ 108 „ 1902 „ 171 

1898 „ 119 „ 1903 „ 178 „ 1 

1899 138 .. 1904 „172 „ / ™ 

1900 ,. 149 

Noch stärker wuchsen die außerurden fliehen Ausgaben. Sie hatten 1890 
bis 1896 durchschnittlich gut 17 Millionen betragen, sprangen 1886—97 pUMzlich 
auf 68 Millionen und beliefen sich in den sechs Jahren 1897—1903 auf durch- 
schnittlich 117 Millionen jährlich. Die Budgets fffir 1903 und 1904 wdsen einen 
Rückgang auf 66 und 51 Millionen auf. 

Die Gesamtausgaben des Staates, ordentliche und außerordentliche zusammen- 
genommen, die im Durchschnitt der Jahre 1890—94 81,5 Millionen Yen betragen 
hatten (gegen 240 Millionen Mark) sind bis zum Jahre 1902 auf 289 Millionen 
Yen (596 JMillionen Mark) angewachsen.*) 

■) Ohne Hokkaido und Okinawa. 

*) Zu beachten ist, daB von den wichtigeren Betriebsverwaltungen nur Post und Tele- - 

Graphic mit dem BruttOCtat im allgemeinen F.tnt erscheinen. Würden die ßctriebsaiiä^aben 
der Staatseisenbahnen (1902 03 9 Millionen), des Tabakmonopois, der Forsten usw. in den 
Etat eingesetzt, so wOrden die Ziffern noch erheblich höher sein. 
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In den leitenden japanischen Kreisen war man sich sofort nach dem Kriege 
klar darüber, daß für die Forderungen der neuen Zeit die bisherigen regelmäßigen 
Staatseinnahmen nicht ausreichten. Auch die 283 Millionen Yen, die nach Deckung 
der Kri^skosten aus der Kriegsentschädigung zur Verfügung standen, konnten die 
nach den Expansionsprogrammen von 1896 und 1897 in Aussicht stehenden 
außerordentlichen Ausgaben nicht decten. So stellte der Finanzptan von 1896 
als Leitgedanken auf: 

1) Erhöhung der Steuern, um die Zunahme der ordentlichen Staatsausgaben 

zu decken. 

2) Verwendung der Kriegsentschädigung zur Deckung der auBerordentlichen 
Erfordernisse der Landesverteidigung. 

3) Deckung 4» auBerordentlidum Ausgaben wirtschaftlicher Natur (Eisen- 
bahnen, Stahlwerk usw.) aus Anleihe mittein. 

Die großen Fonds, über weiche man durch die Kriegsentschädigung und die 
Anleihen verfügte, mußten iiber die Übergangsschwierigkeiten weghelfen, (jleich- 
zeitig dienten sie dazu, den 1897,98 erfolgenden Übergang zur Goldwährung ohne 
besondere Kosten zu ermöglichen. 

Bei der DurchfOhrui^ dieses Finanzplanes ergaben sich freilich bald groBe 
politische Schwierigkeiten. Die Neuordnung der Finanzen in den 70er und 80er 
Jahren hatte die Bureaukratic allein vorgenommen. Jetzt brauchte man die Mit- 
wirkung des Parlaments, wodurch die Aufgabe wesentlich erschwert war. Die 
positive Mitarbeit der Volksvertreter macht allerdings keinen erheblichen Eindruck. 
Ober die einschneidendsten JMaflregeln ist meist ganz summarisch verhandelt 
worden.') Die Initiative des Parlaments war gleich Null.') Aber wenn der Reichs- 
tag nicht forderte, so konnte er doch hemmen und mit seinen schwankenden 
Mehrheiten, der Unstabilität seiner Parteiverhältnisse hat er das gründlich besorgt. 
Vom März 1895 bhi zum Sommer 1901 trat nicht weniger als a<^itmal dn Wechsel 
im Finanzministerium ein. Allerdings wurde dretanal Graf Matsukata Finanz- 
minister, sodaß von 75 Monaten 44 auf die Amtsführung des Mannes kommen, 
dessen feste Hand in dt-n letzten neun Jahren tier absohiten Regierung Japans 
Finanzwesen aus den scliweren Noten der ersten Stürme herausgesteuert hatte, 
welche die Geburt des neuen Japans begleiteten. 

Die ersten SteuererhOhungen für das Budget von 1896 gmgen noch ohne 
große Schwierigkeiten durch. Fin Fnregistrement nach französischem Muster, eine 
allgemeine Gewerbesteuer (einige alte Lizenz- und Spezialgewerbesteuern wurden 
den Bezirken überlassen), Erhöhung der Sakesteuer, Ersatz der Tabakfabrikat- 
steuer durch ein Rohtabaksmonopol sollten netto 26 Millionen mehr an Steuern 
einbringen, was natflrtich nicht sofort voll einkam. 

') Die parlamentarische BchandlunR einer so überaus wichtigen MaBrctiel, wie der 
Übergang zur Goldwährung, hat sich z. B. in fol^jcnden Fristen abgespielt; l.Mürz 1897 Ein- 
bringung der Vorlage in Abgenrdnetenhause; 3. März erste Lesung; 10. März Kommillions- 
bericht: März erste Lesung im Herrenhause; 26. März Promulgation des (lesetzcs 

-) Aus der Initiative des F'arlaments ist, soweit ich sehen kann, eine einzige etwas 
wichtigere Pinanzmaftregcl liervorgegangen: zur Beseitigung gewisser Härten bei der Rent«i- 
aMösung der 70er Jahre wurde eine nachträgliche Etttscliadigung der Interessenten mit 
)U Millionen Yen in Staatspapicrcn herausgeschlagen. 
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Schon bei der Vorbereitung des Budgets von 18d6 zeigte sich aber, daB die 

Steuererhöhungen ungenügend waren. Die Vermehrung von Heer und Flotte, das 
allgemeine Steigen der Preise, die Schiffahrtssubventionen, die Zuschüsse für 
Forinosa verursachten ein Defizit von gut 20 Millionen, über dessen Deckung ein 
hefüger Konflild mit dem Reichstage entstand. Insbesondere die Absicht der 
Regierung die Grundsteuer zu erliOhen, stieß auf leidenschaftlichen Widerstand. 
Das ist ja auch begreiflich wenn man bedenkt, daß das Wahlrecht zum Abge- 
ordnetenhause an einen Census direkter Steuerleistung gebunden ist, mit anderen 
Worten, die zweite Kammer im wesentlichen von den Qrundsteuerzahlern ge- 
wählt wird. 

Der Konflikt mit dem Reichstage drohte die ganze Staatsmaschine zum 

Stocken zu bringen. Der Inhaber des Finanzministeriums wechselte im Laufe des 
Jahres 1898 dreimal, das Abgeordnetenhaus wurde zweimal aufgelöst,') Zu dem 
Dehzit kam eine wirtschaftliche Panik, die das Eingreifen des Staates nötig 
machte; Der unvermeidliche Rüdcschlag gegen die nach dem Kriege eingetretene 
Oberspelmiation trat ein. Die Reisemte von 1896 war mlBig, die von 1897 
schlecht, sodaß eine große Reiseinfuhr nötig wurde.') Auch die bevorstehenden 
Zollerhöhungen steigerten die Einfuhr.") Die Folge von dem Allen war: Geld- 
knappheit und hoher Zinsfuß. Die Kurse der Staatspapiere gingen derart her- 
unter, daS das IHnanzministerium aus den JMitteln des Kriegskostenentschädigungs- 
fonds für fast 39 Millionen Yen nominal Staatspapiere Icaiifie und der neuen 
Industriebank (Crt^dit .V^ohilier) 3'' , Millionen Yen Obligationen abnahm, damit 
diese der Industrie zu Ftilfc kommen konnte. 

Für diese Zwecke und zur einstweiligen Deckung des Defizits waren so 
zeitweise dem Kri^sentschädigungsfond Ober 70 Millionen entnommen. Es war 
ein Zustand, der nicht dauern konnte, und es ist begreiflich, daß das Ministerium 
Yamagata, welches dem haltlosen Ministerium Okuma folgte, mit aller Energie 
und drastisclien Mitteln das Gleichgewicht im Staatshaushalt wieder herstellte. 
Um die 1897 und 1898 dem Kriegskostenentschädigungsfond entnommenen Vor- 
schflsse zurückzuzahlen, wurde eine Anleihe von 10 Millionen Pfund ^eriing in 
London aufgenommen und um für die Zukunft das Defizit zu beseitigen — man 
stand vor einem Fehlbetrage von 37 Millionen, dessen Anwachsen auf 46 bis 
47 Millionen vorauszusehen war — wurde eine neue gewaltige Steuererhöhung 
durchgesetzt. Die erhöhten Einnahmen aus Grund-, Einkommen-, Sake-, Soya-, 
Banknotensteuer, aus dem Tabaksmonopol, aus Regster- und TcmnengebOhren 
sollten zusammen gut 40 Millionen liefern. Eine dem gesunkenen Geldwert ent- 
sprechende Erhriliung der Post-, Telegraphen- und Eiseiibahnpersonentarife sollte 
gegen 4 Millionen ergeben. Von dem neuen Zolltarif waren große Mehreinnahmen 



*) Den ganzen Herganfr, den wonderficlien Anlauf des Oknmaschen Ministeriums zu 

einem rein parlamentarischen Regime und die sich daraus ergebende Anarchie, worüber 
scilon der amtliche Finanzreport Matsukatas sich reclit krSftig ausspricht, schildert drastisch 
Dunolard, Le Japan puiitiquc, dconomique et social (1901^, & 36 fl. 

<) Wert der Rciaeinfulir: 



1896 5,7 mil Yen 

1897 21.5 , , 



1898 48,2 Mill. JMen 

1899 6,0 . » 



*) Wert der Wareneiniuhr: 



I89S 129 Mlll. Yen 
1806 172 . , 
1897 219 . . 



1808 218 Mill. Yen 

1809 220 . . 
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zu erwarten. Im Jahre ]90] , veranlaßt durch die iiordchiticsisclieii Wirren, kam 
dazu noch eine Erhöhung der Tabaks- und der Qctränkebestcuerung, Ncucin- 
führung einer Bier- und einer Zuckersteuer. Damit war um dieselbe Zeit, in der 
die Wirtschaftskrise von 1900—1901 überwunden war, ein gewisser Ruhepunkt 
erreicht Allerdings war die Erhöhung der Grundsteuer 1899 nur bis zum 
31. März 1904 bewilligt, und ihre Verlängerung nicht durchzusetzen. Der Ausfall 
sollte durch Ausbau des Rohtabaksmonopols zu einem vollständigen Monopol 
und durch strenge Sparsamkeit gut gemacht werden. Diese Aussichten auf eine 
Periode ruhigerer Entwickeiung sind nun durch den Ausbruch des Krieges mit 
Rußland ginzlich zerstört. 

Von der zahlenmäßigen Zunahme der gesamten Besteuerung mISge folgende 
Tabelle ein Bild geben.0 



Finanzjahr 


Staats- 


Bezirks- 


Gemeinde- 


Zusammen 


beginnend am 


steueni 


steaem 


steuern 


, 1. April 


MUl. Yen 


Mill. Yen 


Mill. Yen 


Mill. Yen 


1895 


74,5 


18,0 


20,4 


112,9 


1896 


81,5 


22,9 


23.0 


127.4 


1897 


101,2 


243 


28,2 


15f2 


1808 


108,9 


31,5 


33,8 


174,2 


1899 


145,5 


37,1 


38,9 


221,5 


1900 


153^4 


39^9 


47,5 


240,8 


1901 


162,7 


43,2 


55,2 


261,1 


1902 


177,3 


41.1 


? 


7 


1903 


184^ 


3*7 


7 


? 


1904 


I7(V4 


7 


7 


7 



HL 

• 

Die Tabelle am Schlüsse des vorigen Abschnitts zeigt, wie der Gesamtbetrag 
der japanischen Steuern in der Zeit zwischen den beiden Kriegen gewachsen ist. 
Wichtig ist aber zu untersuchen, wie die Umgestaltung im einzelnen vorwärts- 
gegangen ist. Denn die SteuererhOhung bedeutete zugleich eine voll* 
ständige Neuverteilung der Steuerlast 

Das feste Rückgrat aller Besteucrunp; war von jeher die Grundsteuer ge- 
wesen. Durch das Anwachsen der sonstiu:en Steuern aber hat sie allmählich 
ihre herrschende Stellung eingebüßt. Mitte der siebziger Jahre brachte sie sechs 
Siebentel alier Staalssteuem, Ende der achtziger Jahre etwa drei Fünftel, 1895 etwas 
über die Hälfte (fast 52*/S Dagegen waren es 1898 nur noch 40'/o, 1899 trotz 
der inzwischen eingetretenen Erhöhung der Grundsteuer 36'",,, 1901 nur mehr 
29"',,, 1902 nur 26" „. Nun ist nicht außer acht y.u lassen, daß von tlon Konimu- 
nalabgaben ein recht erheblicher Teil vom Grund und Boden aufkummt und daß 
diese Abgaben sich bedeutend vermehrt haben. Die Oesamtbesteuerung des 
Bodens entwickelte sich in den Jahren, für welche die Zahlen zur VerfQgung 
stehen, folgendermaßen (in Millionen Yen): 



>) Die amUiclie Statistiic rechnet bei den Staatssleuern die Stempel- und RegistergebiUiren 
und den Reinertrag des Tabaksmonopols bei den Steuern nicht mit In obiger Zusammen« 
Stellung sind sie eingeschlossen. Die Zahlen der Staatssteuern für 1903 und KX)4 sind die 
des Etats, die für die frfiberen Jahre etgebeii sich aus den Abrechnungen. Bei den Bezirks- 
steoem reichen die Abreclunngen bis IflH. 
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Grundsteuern 



des Staates , der Bezirke 



der 

j Gemeinden 



zusammen') 



Prozent alier 

Steuern 



1895 
189S 
1899 

I'.IOO 
1901 



38,7 
38,4 
44.9 
46,7 
46,7 



9,5 
17,5 
20,7 
21,9 
23fi 



7.4 
10,7 

11^ 
13,7 
15^ 



55,6 
66^ 
77,1 
82,3 
85.9 



49 
38 
3S 
34 
33 



Von der Steigerung der Grundsteuer kommen also fast drei Viertel auf die 
Kommunalabpaben, nur ein Viertel auf die so leidenschaftlicti umstrittene Erhöhung 
der Staatssteuern von 1899.-) Aber auch so ist der Anteil der Grundsteuer an 
der Gesamtbesteuerung erheblich, von der Hälfte auf ein Drittel, gewachsen. 

Die Regierung selbst hatte sich, sdion aus politischen GrOnden, zu der Er- 
höhung der Grundsteuer nur ungern entschlossen und infolge des heftigen Wider- 
stands der Volksvertretung damit einverstanden erklärt, dafi der Zuschlag nur für 
fünf Jahre erhoben vi/erden sollte. Auch ihre 1903 eingebrachte Vorlage, die Er- 
liöhung beizubehalten, hat sie im Landtage nicht durchgesetzt Die Berechtigung 
einer miftigen Erhöhung liegt in der totalen Veränderung aller Preise. In Behracht 
Icommt vor allem der des Reises. Der Reispreis ist in der Hauptsache immer 
noch der Maßstab aller Preise in Japan. Die Grundsteuer aber wird auf dem 
platten Lande ganz überwiegend aus dem Gelderlös der Reisernte bezahlt Der 
Preis fQr den Koku (zu 180 Liter) Reis aber hat durchschnittlich betragen: 



Die Bezahlung der Staats-Grundsteuer vom Ackerland erforderte Ende der 
achtziger Jahre 7',j— 8 Millionen Koku Reis ), vor dem chinesischen Kriege 4',i 
bis 5 Millionen, nach dem Kriege nur noch 3'/« Millionen. In den Städten aber 
war schon in den achtziger Jahren der wirldiche Bodenwert meist sehr viel höher» 
als der Gruüdsteucr entsprach. 

So konnte eine Erhöhung der Grundsteuer wohl in Betracht kommen. Vor- 
her aber erfolgte, um besondere Härten zu vermeiden, eine Revision der Ein- 
schätzung. Diese Revision erfolgte in derselben Weise, wie im Jahre 1889*), 
indem man überlastete Grundstücice und Gegenden herabsetzte, Erhöhungen im 
alliTctiK'inen nicht vornahm. Die in den siebziger Jahren am niedrigsten einge- 
schätzten Bezirke (Yamaguchi und einige Bezirke im Norden) blieben unberück- 
sichtigt Die damals besonders schlecht weggekommenen Bezirke Mitteljapans 
wurden, wie 1889, am stäilcsten erleichtert. Im ganzen ist die der Steuererhebung 
zugrunde zu legende Wertsumme des Ackeilandes um etwa ein Neuntel ermäßigt 

■) Der Gesamtbetrag erfiOht sich noch um ein Weniges durch die Beitrage zu den 
Bczirics-Hilfsfonds 

*) Auf diesen Widerspruch hat auch Marquis Ito mit scharfen Worten aufmerksam ge- 
macht Vgl. Unser Vaterland Japan, S. 19. 

') Vor der Grundsttucrreform zu Anfang der 70er Jahre betrag allein der In natura 
abgelieferte Teil der Grundsteuer 10—11 Milliunen Koku. 

«> Vgl. Rathgen» a. a. O. S. 543. 



1887/89 
1890/92 

1893 95 

1 896 98 
1899 1902 



4ßS Yen 

7,84 f, 

11,36 . 
11,23 „ 
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Von den so revidierten Steuerwerten wurden nun statt der bislierigen 2Vt Prozent 

3^ Prozent als Grundsteuer erhoben. Zu den heutigen Reispreisen erfordert die 
Steuer des Ackerlandes aber immer erst 3'/.,— 4 Millionen Koku Reis. Die Steuer 
drückt also immer erst halb so schwer, als am Ende iler achtziger Jahre. Und 
diese Last ist anders und gerechter verteilt^) in den größeren Städten (den 6ü 
selbständigen Stadticrefeen, slii, wurde die Grundsteuer von 2 '/« auf 5 Prozent 
lieraufgesetz^ was den wirküdien Wertsteigerungen noch niclitannüiemdentspracli. 

Im Jalire 1904 ist durcli Wlederiierabsetzung des SteuerfuBes auf 2'/t Prozent 
eine große neue ErmäßlRunfj eingetreten. Der Etat setzt die Grundsteuer mit 
37 Millionen, statt mit fast 47 Millionen an. Das sind nur 22 Prozent der Staats- 
steuem. Durcii die später zu besprechenden Kriegszuschläge ist das freilich alles 
anders geworden. 

Eine staatliche Gebäudesteuer besitzt Japan aucli Jetzt noch nicht. Dahin 
gehende Vorschläge sind im Parlament nicht durchgegangen. Dagegen ist nicht 
außer acht zu lassen, daß in der Kommunalbesteuerung die alten Haushaltungs- 
steuem in wettern Umfang zu eigentlichen Häusersteuem geworden sind. Von 
der groBen Zunahme der Steuern, namentlich der Ort^emeinden, fällt dn groBer 
Teil auf diese Haussteuern. Sie brachten: 



in den Bezirken in den Genicinden zusammen 



1892 


3,2 Millionen Yen 


8)0 Millionen 


Yen 


11,2 Millionen Yen 


1895 


3,5 


ff 


n 


105 


» 




14.0 


» n 


1896 


6^ 


» 


» 


17j6 


N 


• 


24^ 


m m 


1899 


7^ 


» 


m 


21,0 


H 


• 


28^ 


m » 


1900 


7.9 


M 


» 


23,7 


1» 


m 


31,7 


m • 


1901 


8,6 


n 




28,0 






36,6 


n n 



Neben der Grundsteuer bestand, wenn wir von der unbedeutenden Berg- 
wcrksstcuer absehen,*) als einzige direkte Steuer seit 1887 neben der Grundsteuer 
eine Einkommensteuer, «reiche die Einkommen von mehr als 300Yen erfassend, 
schlaff gehamUiabt vor dem Kriege IV4 AUlHonen, 1808 2'/8 Millionen Yen eintrug. 
Die Steuerhrihunc; von 1899 brachte hier nicht unwesentliche Änderungen, nament- 
lich wurde das Einkommen juristischer Personen der Einkommensteuer unter- 
worfen ) und die Progression des Stcuertußes erhöht. Die Steuer beginnt wie 
bisher mit einem Prozent Das frOhere JMaximum von 3 Prozent wird statt bei 
30000 schon bei 10000 Yen erreicht und die Progression geht weiter bis zu 
5'/« Prozent bei Einkommen über 100000 Yen. Cleichzeitig wurden durch die 

') Der Geldbetrag der Steuer von einem CI10 (fast gleich einem Helctar) KeislanU war 
dnrchscbnittlich vor und nach der Steuerindernng: 

im ganzen Staat . . . 10^00 Yen, 11^ Yen, «ISO -f 1,85 Yen, 
aber im Bezirk 



Osaka .... 




17.18 , 


. +0,98 


Kana^jawn. . , 


. 13^1« - 


14,14 , 


, + 1.06 


Niigata .... 


7,89 B 


«Ml . 


. +2,52 


Yamagacbi . . 


. 6.45 . 


8,51 . 


• +2,06 



-) Als Bcrgwerksstcuer wird seit 1873 eine Icleine Abgabe vom verliehenen Grubenfeld 
erhoben. Dazu kam 18^10 ein Prozent vom Wert der Produkte. Der Eisenbergbau ist von 
beiden Abgaben frei. Der Ertrag ist to «nserer Pertode alt der Zimalinie des Bergbaus 
gestiegen, betrug 1804 und 1895 eine Viertel Million, flbentieg 1898 die balbc, errefctate 1902 
drei Viertel Millionen. 

^) Die versteuerten Dividenden sind beim Beziclier des Elnkonmeni frei. 
WagMrf MttckrIR. 29 
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Vertragsrevision die in Japan wohnenden Ausländer einkommensteuerpflichtig. 
Auch dürfte die Einschätzung besser geworden sein. Der Ertrag der Steuer sti^ 

infolgedessen erheblich und war 

1898 2ß5 Millionen Yen 1901 6,84 Millionen Yen 

1899 „ „ 1902 7,46 

1900 W7 » . 

Auch die gr&Beren Gemeinden haben angefangen, auf die Einkommensteuer Zu- 
schläge zu legen, die rasch zunahmen, 1901 bereits 1,9 Millionen Yen betrugen. 

Trifft schon die Einkommensteuer von direkten Sfaatsstcnern früher ganz freie 
Teile der Bevölkeruns,', so sind die Gewerbe- und Handeltreibenden auch noch 
durch die neue allgemeine Gewerbesteuer erfaßt Im Jahre 1896 eingeführt, 
lehnt sie sich wesentlich an das belcannte französische Vorbild an, indem sie im 
allgemeinen der Steuer zugrunde legt den Mietswert der benutzten Räume, die 
Zahl der beschäftigten Personen und die Größe des Umsatzes (Handel) oder des 
Kapitals. Nur bei Eisenbahnunternehmungen wird seit 1902 der Ertrag direkt zu- 
grunde gelegt. Die kleinsten Betriebe sind in weitem Maße beireit, su alle ge- 
werblichen Betriebe, in denen weniger als zwei Hilfskräfte beschäftigt sind. Einige 
frühere Spezial-Qewerbesleuem sind vom Staat den Bezirken flberlassen. 

Oberhaupt ist ja nicht zu vergessen, daß Bezirke und Gemeinden schon 
früher teils ausdrücklich unter dem Namen Gewerbesteuer, teils unter dem Namen 
„Verschiedene Steuern" Gewerbesteuern in weitem Umfange erhoben.') Berück- 
sichtigen wir diese, so kommen wir zu fo^^der Entwicklung der Gewerbesteuern 
aller Art (in Millionen Yen): 

Staat Bezirke Gemeinden zusammen 



1895 




5.0 


1.6 


6^ 


1898 


5,5 


7,1 


3,4 


16,0 


1900 


6^1 


SA 


5fi 


19,5 


1901 


6,5 




5fi 


21,6 


1902 


6.8 


? 


? 


? 



Das Ergebnis der Entwickelung der direkten Staatssteuern ist also, 

daß 1902 einer Grundsteuer von 46,5 Millionen 15 Millionen aus anderen direkten 
Steuern i,'<-'.UL'n überstanden. Da die Kominunalbesteuerung fast ausschließlich aus 
direkten Steuern besteht, so ist die direkte Besteuerung im ganzen von etwa 
70 Millionen Yen vor dem Kriege auf etwa 155 Millionen im Jahre 1901 gestiegen, 
wovon auf die Grundsteuer damals etwa 56, nunmehr 86 Millionen entfielen. 
Deren Anteil ist also von 80 auf 55 Prozent gesunken.") 

Viel stärker als die direkten Steuern sind die Verbrauchssteuern gesteigert. 
Es handelt sich dabei nur um staatliche Steuern. Denn wenn auch die Gemeinden 
anfangen, Abgaben virni Verbrauch zu erheben, so handelte es sich doch bisher 



>) Vgl. Ratbgen, a. a. O. S. 649. 

») Da das Wahlrecht an einen Minimalbetrag gezahlter direkter Steuern geknüpft ist, 
hat die Verschiebung und Erhöhung der direkten Steuern auch politische Bedeutung. Da IH09 
der Centut von tS auf 10 Y«n herabgesetzt ist, läßt sich die Wirkung zahlenmäßig nicht 
klarlegen. Die Zabl der Wahlberechtigten war: 

im 4S21S6 

1807 407401 

1903 951860 
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um verhältnismäBig geringe Sumincn.') Die direkten Staatssteuern sind in dem 
betrachteten Zeiträume um etwa die Hälfte, von 40 auf gut 60 Millionen gestiegen, 
die Verbrauchssteuern 1892 bis 1902, ohne Zölle von gut 20 auf 84 Millionen, 
mit den Zöllen von gut 25 auf fast 100 Millionen. 

Wie die Grandsleuer das Rilclcgrat der direicten, so ist die OetrSnlce» 
besteuerung das der Verbrauchssteuern. Seit 1899 hat Ihr Ertrag den der Grund- 
steuer überholt. Sie allein erpibt drei Viertel der inneren Verbrauchssteuern. Die 
Hauptmasse liefert der gewöhnliche klare Sake (Reiswein), dessen Besteuerung 
als Beispiel für das Anwachsen dienen möge. Nach mancherlei anfänglichen 
Experimenten wurde 1878 eine Steuer vom fertigen Fabrikat eingefiUirt Diese 
Steuer betrug vom Koku (180 I): 

1878 1 Yen 1896 7 Yen 

1880 2 1898 12 . 

1882 4 . 1901 15 n 

Der selbstbereilete Haustrunk war ursprünglich frei; 1882 wurde die L6sung 
einer Lizenz von 80 Sen erforderlich; 1896 wurde er steuerpflichtig; 1898 der 
Rest der Privilegien beseitigt, die mehr und mehr den Wohlhabenden zugute kamen. 

Die Erhöhung der Steuer zusammen mit dem Steigen der Reispreise (für 
einen Koku Sake braucht man etwa vier Fünftel Koku Reis) führte in den neun- 
ziger Jahren dazu, daB die Sakebrauer die Steuer abzuwälzen suchten durch Ver^ 
mischung des Sake mit Wasser und Spiritus. Denn dessen Steuer war wenig 
höher als die des Sake und der Zoll minimal. Die inländische Spiritusproduktion 
stieg, noch stärker die Einfuhr und erst nachdem man durch die Vertragsrevision 
1899 die Verfügung über den Zolltarif erhielt, konnte man die Sakesteuer schützen. 
Der Zoll auf Spirihis, bisher 5 Prozent des Wertes» wurde auf 40 Prozent schon 
am 15. August 1899 auf 250 Prozent erhöht. Der inländische Spiritus wurde mit 
einer mit dem Alkoholgehalt steigenden Steuer belegt. Schon 1901 trat eine noch- 
malige Änderung ein. Ausländischer Spiritus wurde mit 40 Sen Zoll für den 
Liter, iniindischer Spiritus mit 75 Sen für den Koku und für jedes Prozent Alkohol 
belegt, sodaB für 96prozentigen Alkohol Steuer und Zoll mit 72 Yen fOr den Koku 
gleich sind (= 82 Pf. für das Liter).') 

Sehr merkwürdig ist, daß trotz der enormen Steuererhöhungen seit 1896 
der Sakeverbrauch kaum zurückgegangen ist. Die Produktion beträgt jährlich 
4—4^ JMillionen Koku.*) Der viel geringeren Steuererhöhung von 1882 war in 
der darauffo^nden Währungskrisis ein scharfer Rückgang des Verbrauchs gefolgt, 
der erst gegen 1890 einigermaßen wieder eingeholt war. Das ist ein deutliches 
Zeichen für die gestiegene Konsumkraft der japanischen Bevölkerung. Dabei sind 

>) In der ObersicM der Gemeindesteueni im Rianni Statistfqne Qtlhrg. 1S04, S. 192) 

sind als Zuschläge zu indirekten Steuern und sonstige Abgaben, worin namentlicli auch Um- 
satzstcuern vom Grundbesitz u. dgl. stecken, angegeben: 

1896: 0,7 Millionen Yen 

1899: 1,6 „ 

1901: 4,8 ,. 

*) Spiritusprodttktion: 

Campagne 1892 93 52000 Koku 

„ 1897;98 G6UO0 „ 
„ . lSOO/01 150000 „ 

1901 '02 131000 ,. 

-) Wenn in der Campagne 1902>03 nur 3,3 .N\illionen Koku produziert üind, so tiat das 
seinen Onmd in der ungenOgenden. Reisernte von 1902. 
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die Sakepreise noch stärker gestiegen, als die höheren Reispreisc und Steuern 
allein rechtfertigen würden, was eben wieder mit dem wirtschaftlichen Aufschwung, 

den gestiegenen Löhnen usw. zusammenhangt. 

Bier war bis vor kurzem ganz steuerfrei. Der frühere minimale Zoll war 
seit dem 1. Januar 1809 nidit unerheblich, ca. 9 Pfennige per Flasche von nidit 
mehr als 1 Liter Inhalt Erst 1901 wurde die verhältnismäßig hohe Steuer von 

7 Yen pro Koku (= 8,2 Pf. pro Liter) bei gleichzeitiger starker Erhöhung des Zolls 
(fast 22 Pf. das Liter) eingeführt. Es entspricht dem Charakter des Bieres als 
Luxusgetränk, daß es dem Alkoholgehalt nach etwa doppelt so hoch wie gewöhn- 
licher Sake besteuert ist*) 

Die finanzielle Wirkung der OehrlnkesteuererhOhui^en seit 1896 zeigen fol- 
gende Zahlen: 

1895 17,7 Millionen Yen 1900 50,3 Millionen Yen 

1897 31,1 . » 1901 50,0 » , 

1899 48,9 « . 1902 63,7 *) 

Getränke allein tragen also über ein Drittel der ganzen Steuerlast 

Nächst den Getränken kommt der Tabak. Auch mit ihm war viel experi- 
mentiert. Schlieölich war man zu einer K()ml)ination von Lizenzen der Händler 
und Fabrikanten mit einer Banderolensteuer gekommen, die seit 1888 ein Fünflei 
des Verkaufspreises betaiig. Der Ertrag der Steuer war mit 2—2*/« JMillionen Yen 

recht unbedeutend, wenn man bedenkt, daß die Sitte des Tabakrauchens bei 
Mann und Weib allgemein ist. Anscheinend ist man der Dcfraude nie Herr ge- 
worden, wie die Geringfügigkeit des Ertrages in den entlegeneren Landesteilen 
zeigte. So beschloß man 1896 zu einer wirksameren Steuerform Überzugehen, 
zum Monopol, jedoch der lichteren Durchführbarkeit halber in der Form des 
Rohtabakmonopols, wobei also die landesübliche Form der Bearbeitung — der 
Tabak wird feingeschnitten aus kleinen Pfeifen, neuerdings auch viel in Zigarretten- 
form geraucht — unberührt blieb. Trotzdem waren die Schwierigkeiten der Ein- 
ffihrung nicht gering. Das Monopol trat am 1. Januar 1899 in Kraft Aber erst 
vom 1. Januar 1899 hatte man Verfügung über den Zoll, der im neuen Tarif 
für Fabrikate auf 40 Prozent des Wertes festgesetzt, alsbald auf 100 Prozent, 
l'.K)l auf 1.50 Prcizent erhölit wurde, was dem Preisaufschlag der Mniiopnlver- 
waltung auf den Ruhtabak entsprechen sollte. Waren anfangs große Mengen 
ausländischen Tabaks noch zum alten niedrigen Zoll eingeführt, hatten die 
Fabrikanten große Tabakmengen aufstapelt die durch die Nachsteuer (Ertrag 
4,850,(X)0 Yen) wohl nur unvollkommen erfaßt sind, so waren auch die Bauern 
voll Mißtrauen und schränkten den Anbau stark ein. So ist es kein Wunder, daß 



■) Bierproduktion: 1892^93 b400 Koku 
1899/96 21779 . 

1898 99 81331 , 

19UU UI 120371 . (groDc Ausfuhr nach Nordchina!) 
1991,02 91 m , 
190203 93252 , 

*) Die Zölle auf Alkohol und alkoholische Getränke brachten im Kaleaderjabr 

1902 824000 Yen, 

1903 1393000 , 
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die eiatsmaRii^cn Erwartungen erst nach mehreren Jahren erfüllt sind. Die Rein> 
einnähme') betrug 

1898 5,15 Millionen Yen 1901 10,87 Millionen Yen 

1899 7,56 „ . 19Q2 12^7 . . 

1900 7,24 

Man kcinnte erwarten, daß auch das Rohtabakmonopol nicht die endgültige 
Stcuerfurni bleiben würde. Das vollständige Monopol wurde bald uis Auge ge- 
UAt und als feststand, daß die OrundsteuererhOhung von 1899 im Jahre 1904 ab- 
laufen wQrde, war die Regierung entschlossen, es einzuführen. Der dagegen zu 
erwartende Widersfaiid des F\'ir!aments ist durch die finanziellen Notwendigiceiten 
des Kriegs we.uyeräunit. Mit den vorübergehend bewilligten Kriegssteuerzuschlägen 
ist auch das volle Tabaksmonopol bewilligt worden. Als Entschädigung für die 
Fabrikanten sind 9 100000 Yen bestimmt, die nach Maßgabe des dutthschnitt- 
liehen Absatzes der Jahre 1902—1903 verteilt werden sollen. 

Vom 1. Juli 1904 soll das neue Monopol teilweise, vom 1. April 1905 an 
voll in Kraft stehen. Zum Tabaksmonopol ist 1903 ein zweites hinzugekommen, 
dasjenige für Rohkampfer und Kampferöl. Durch die Erwerbung von Formosa 
war das wichtigste Produictionsgebiet von Kampfer auBerfaalb SOdjapans unter 
japanische Hoheit gekommen. Für Formosa wurde alsbald das Monopol einge- 
führt. Seit dem 1. Oktober 1903 ist es auf Altjapan ausgedehnt. Aller Roh- 
kampfer, ebenso wie Kampferöl darf nur mit Genehmigung produziert und nur an 
den Staat abgeliefert werden, der die Produkte zu festem Preis oder durch Ver- 
steigerung verSufiert*) Wie systematisch man den ganzen Kampfermarkt unter 
japanische Kontrolle zu bringen sucht, ergibt sich daraus, daß man selbst die 
geringe Kampferproduktion der chinesischen Provinz Fokien durch private Liefe- 
rungsverträge sich gesichert hat. Über die Einnahme aus dem Kampfcrmonopol 
vermag ich Angaben nicht zu machen. Vermutlich steckt sie in der Samrael- 
rubrik «sonstige Einnahmen aus öffentlichen Unternehmungen und vom Staats- 
eigentum*. 

An sonstigen Verbrauchsabgaben ist die 1885 eingeführte Soyasteuer zu 
nennen.'') Auch sie ist in unserer Periode umgestaltet worden. Bei Einführung 
der Gewerbesteuer 1896 wurden die Lizenzen der Brauer ausgehoben. Dann wurde 
1899 der Steuersatz von 1 Yen für den Koku Maische verdoppelt, 1900 die Haus- 
brauerei beschränkt und steuerpflichtig gemacht. Der Ertrag, bis 1898 rund 1 '/i 
Millionen Yen, ist dadurch bis 1902 auf 3' _. .Millionen gesteigert. 

Finanziell wichtiger ist die neue Zuckersteuer. Es ist merkwürdig, daß 
man den Zucker nicht schon früher angefaftt hatte. Die 1885 eingefOhrte, 1896 
bei EinfQhrung der Gewerbesteuer wieder aufgehobene Kuchensteuer mit Ihren 
geringen Erträgen (rund 600000 Yen) war nur ein teilweiser Ersatz dafür. Aller- 
dings wurde der größere Teil des verbrauchten Zuckers durch den niedrigen 
Zuckerzüll erfaßt. Das fiel aber auch weg, seit ein so wichtiger Zuckerlieferant 
wie Formosa, dem Zollgebiet einverleibt war.*) Trotzdem wurde erst 1901 eine 



■> Davon mOBte mao eigentlich noch Zins und Amortisation des ffir die EinfUining 

geliehenen Kapitals von gut 12 Millionen, also 7— 800000 Yen absetzen. 

') Vgl. D. Handelsarchiv 1903. I, S. 1295. 

-) Soya (stioyu) die allgemein als Wflrze verwendete vergohrene Bohnensauce. 
*) Die Zuckerproduktion in Altfapan ist im Rückgang. 
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at^emeine Verbrauchssteuer auf Zucker gelegt mit folgenden Sitzen fQr den 
Pikul (60 kg) 

Klasse I Zucker unter Nr. 8 (holländ. Standard) 1 Yen 

»II » Nr. 8 bis Nr. 15 1,60 „ 

„ III „ Nr. 15 bis Nr. 20 2,20 „ 

„ IV n von Nr. 20 und darüber . . . 2,80 „ 
Letzterer Satz ist gleich 7^ M. fDr 100 kg, also vergleichsweise sehr niedrig. 
Infolge des sehr hohen Vor-Imports war der Ertrag der Steuer zunächst mäßig, 
1902/3 nur 4 145000 Yen statt der veranschlagten 6 Millionen. Dazu der Zoll 
mit 1066000 Yen im Kalenderjahr 1902, dagegen 1903 schon 1 556000. 

Den Abstand des alten Japan der Zeit der Eröffnung für den fremden Ver- 
kehr von dem neuen Japan, das gleichberechtigt unter die Kulturstaaten des okzi- 
dentalischen Völkerrechts eintritt, kann nichts so deutlich zeigen, wie die Um- 
gestaltung des Zolltarifs. Der Gegensatz erscheint hier besonders drastisch, 
weil der alte Zustand auf völkerrechtlichen Verträgen beruhend fortbestand, als 
alle anderen alten Finanzeinrichtungen schon verschwunden waren. 

Der bisher geltende Tarif, durch die Konvention von Yedo (25. Juni 1866) 
dem Shogunat in seiner Notlage at^ezwungen, besteuerte allgemein Ein- und 
Ausfuhr auf der Orundlaqe von 5 Prozent des Wertes. Für die wichtigsten Waren 
wurden an Stelle der Wertzölle spezifische Zölle festgesetzt, die sich vielfach all- 
mählich von der beabsichtigten Basis der 5 Prozent erheblich entfernt hatten. 
Es war ein echter Tarif eines asiatischen Halbkulturstaates, wie der türkische, der 
chinesische. Dem entsprach auch das (schon 1873 beseitigte) Ausfuhrverbot für 
Getreide. Dieser Tarif wurde in der Folge nur insoweit geändert, als ein Teil 
der Ausfuhrzölle nach und nach aufgehoben wurde. 

Der neue Zolltarif vom 29. März 1897 ist autonom als japanisches Gesetz 
in die Welt getreten und in Kraft seit dem I. Januar 1899, nachdem die entgegen- 
stehenden völkerrechtlichen Hindernisse auf dem Vertragswege beseitigt sind. 
Vertragsmäßig gebunden sind auf 12 Jahre eine Anzahl von Positionen, 125 von 
497 Nummern.') Die Ausfuhrzölle waren schon am 17. August 1898 ganz auf- 
gehoben. Die finanzielle Bedeutung des neuen Zolltarifs ist erlieUlch. Vor allem 
ist damit das Hemmnis jeder Entwickelung der inländischen Verbrauchsbesteue- 
rung beseitigt Die Einnahmen sind erheblich gesteigert Sic haben betragen: 

1892 5,0 Millionen Yen 1900 17,0 Millionen Yen 

1895 6,8 „ „ 1901 13,6 „ , 

1898 9,1 , „ 1902 15,5 „ 

1899 15,9 , 

Da aber die neuen Zölle nur auf der Einfuhr liegen, kann man sie nfeht 

ohne weiteres mit den alten im ganzen vergleichen. Stellen wir nach der 
Handelsstatistik nach Kalenderjahren die Einfuhrzölle allein zusammen mit den 
Einfuhrwerten, so erhalten wir folgendes Bild (in Millionen Yen): 



') Tarifverträge haben Deutschland, üroBbritannicn, Krankreich und Osterreich mit 
Japan. Der Veriragstarif ist nicht allgemein eingeführt, weshalb Ursprungszeugnisse bei der 
F.infuhr nötig sind. Von amerikanischen Staaten werden nach dem Vertragstarif nur belian- 
dclt die Vereinigten Staaten, Brasilien, Mexiko, Peru; von asiatischen Staaten nurSiam, also 
nicht China, Korea, Uritisch-lndicn , ebensowenig fast alle autonomen Kolonien Englands. 
Portugal hat nur Recht auf einen Teil des Vcrtragstarifes usw. 

-} Wirkung der Vor-Importc vor Inkrafttreten des neuen Tarifs. 
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Einfuhrzrtlle Wert der Einfuhr') 



1892 
1895 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 



2,75 71,3 

4,24 129,3 

6^ 277^ 

13,25 220,4 

16,76 287,3 

14,46 2553 

14,73 271,7 

16^ 317,1 



Um die wirkliche Belastung der Einfuhr festzustellen, darf man natariich 

nur ihren zollpflichtigen Teil mit den Zöllen vergleichen. Zollfrei war früher alles 
Getreide, jetzt nur noch Reis. Auch S<il/ und gewisse Materialien zur Schiffs- 
ausrüstung sind nicht mehr frei. An sonstigen Hilfsstoffen der inländischen Pro- 
dulction waren früher nur frei Ölkuchen und einige für die Thee-Industrie nötige 
Dinge (Blei, Pfannen, Packmatten). Die Liste ist im neuen Tarif erheblich grOfter 
und ist seit dessen Publikation noch erweitert. Frei sind jetzt eine Reihe von 
Düngemitteln, alle Spinnstoffe, Jutesäcke, Hilfsstoffe tier Ziindhdlziiidustrie, Eisen- 
erz, Kopra. Noch besteht nicht grundsätzliche Zoilfreiheit aller Rohstoffe, aber 
man wird vermutlich dazu kommen. Ende der achtziger Jahre waren noch nicht 
4 Prozent 1894-95 durchschnittlich 10 Prozent der Einfuhr zollfrei. Unter dem 
neuen Tarif waren es 30 Prozent (1900) bis 46 Prozent (1903). Die durch- 
schnittliche Belastung der zollpflichtigen Einfuhr, Ende der 80er Jahre 4' '. bis 
4';, Prozent, hat sich unter dem neuen Tarif zwischen 8,4 Prozent (1900) und 
10 Prozent (1899) bewegt. Auch heute noch wird eine ziemliche Zahl von Zöllen 
nach dem Wert erhoben, wobei aber nicht mehr der Ursprungswert, wie frOher, 
sondern der wirkliche Einfuhrwert (d. h. der Ursprungswert plus Kosten der Ver- 
packung, Verfrachtung, Versicherung und Kommission) zugrunde gelegt wird, 
wodurch die Werte sich um etwa 10 Prozent erhöht haben. 

Es wflrde zu weit ftthren auf das Einzelne der Zollsätze einzugehen. Der 
Tarif Ist nicht ganz frei von protektionistischer Tendenz, aber als Ganzes ist er 
doch viel mehr ein Finanz- als ein Schutztarif. Bei den Zöllen auf Fabrikate darf 
man auch niclit vereiessen, daß viele Roh- und Halbstoffe znllpflichtig sind. Wenn 
man von Tabak und Spirituosen absieht, bewegen sich die Zolle zwischen 5 und 
35 Prozent des Wertes. Ausgangspunkt war, daB Fabrikate im allgemeinen mit 
20 Prozent, Rohstoffe und Halbfabrikate mit 5 bis 10 Prozent belastet werden 
sollten. Aber mich von jenen sind Maschinen und Instrumente, sowie alle Gegen- 
stände jiewöhnlichen Verbr.iiichs mit \venii;;er als 2() Prozent belegt. Über 
20 Prozent gehen nur Luxusgegenständc hinaus. Eine merkliche Hemmung der 
Einfuhr ist nirgends erfolgt, im al^emeinen also ein Tarif mit veigleichsvireise 
mäßigen Sätzen, in erster Linie zu Finanzzwecken, aber unter Berücksichtigung 
der Produktionsinteressen, etwa dem preuftischen Tarif von 1818 nicht unähnlich.'^ 

') Bis 1898 Ursprungswert, seit 1890 wirklicher Einfuhrwert. 

*) Einige beliebig ihrer leichten Vergleichbariceit wegen herausgegriffene Sitze (Mark 
fOr 100 kg) für den Bedarf der Ausländer und der Schiffahrt: 

|«panisclier Deutscher Vertrags- 



Weizenmehl . 



Kaffee 
Butter 
Kise. 



Tarif 

1,83 
24,4 
28,7 
1^0 



tarif von 1892 



10,50 
40 
■ 16 



15 nnd 2a 
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Der Ertrag beruht auf der Verzollung einer großen Menge von Gegenständen. 
FinanzieO hervomgende Positionen gibt es nur wenige. 

I9Q2 1903 

lOOO Yen KVX) Yen 



Zülleinnahmen überhaupt 14728 16372 

von Petroleum 2234 1 665 

von Zudcer 1066 1556 

von Alkohol 714 1269 

von Eisen und Eisenwaren .... 1389 1 725 

von BaumwuUwaren 1459 985 

von Weizenmehl 335 956 



Diese sechs Gruppen liefern also etwa die Hälfte der Zolleinnahiiien. 
Nur kurz soll darauf hingewiesen werden, daB mit Inkrafttreten des neuen 

Tarifs auch die Zollverwaltung vielfach neugeordnet ist. Die Zahl der für den 
Auslandsverkehr geöffneten Häfen ist sehr vermehrt. Der Niederlagsverkehr und 
die Durchfuhr ist erleichtert. Das Verfahren bei Beschwerden ist neu gestaltet. 
Zollfreie Einfuhr zum Zwecke der Veredelung ist seit 1900 gestattet 

Eine letzte Art von Abgaben, die Verkehrssteuern und Gebühren, Ist 
nncli 711 erwähnen. Auch hier hat sich vieles f^eändert in den letzten 10 Jahren. 
Die 1873 zuerst eingeführten, seit 1884 unveränderten Stempelsteuern brachten 
bis 1896 keine Million Yen ein. Dazu waren 1886 Registergebühren gekommen 
auf den Umsatz in Orundstficken, Schiffen usw. Diese wurden nun 1896 weiter 
ausgedehnt/ 1899 ein neues Stempelgesetz erlassen, das auch zahlreiche Ver- 
waltungsgebühren, Oerichtskosten u. dgl. regelt Auch die Stempel von Patent- 
niedizineu wurden jetzt unter diese bunte Gesellschaft gerechnet. Diese Stempel- 
einnahnicn erbrachten zusammen: 

1896 6^5 Millionen Yen 1900 12^ Millionen Yen 

1898 7,6 . „ 1901 123 

1899 11,9 , „ 1902 13,8 

Während die Börsenstcuer keine Änderung erfahren hat, ist die Bank- 
notensteuer 1899 wesentlich erweitert worden. Schon seit 1888 war eine 
Steuer auf den metallisch nicht gedeckten Teil der Banknoten der Nihon Qinko 
eingeführt, soweit dieser ein bestimmtes Kontingent flberschriti*) Seit 1899 wird 
auch von der innerhalb des Kontingents verbleibenden metallisch nicht gedeckten 
Noteiimenge eine Steuer von 12,5 vom Tausend erhoben. Von der steuerpflichtigen 
Ndtenmeni^e wird aber der Betrag abgezogen, welcher dem Staat zinslos oder zu 
weniger als 1 Prozent vorgestreckt ist. Gemeint sind damit in erster Linie die 
22 Millionen, welche die Bank dem Staate zum Zwecke der Tilgung des Papier- 
geldes vorgestreckt hat. Die Bedeutung der Steuer ist wesentlich die, daB da- 
durch der Staat an dem Gewinn der Nihon Ginko, die ja wesentlich auf dem 



für japanischco Bedarf: 

Sohlleder .... 2fi,2 36 
Robeisen .... 0,29 I 
Drahtstifte ... 2 6 and 10 

Druckpapier ... 2,6 und 4,07 6 

*) Das steuerfreie Kontingent metallisch nicht gedeckter Noten wurde festgesetzt 

1888 auf 70 Millionen, 

1890 , 85 „ 

1899 „ 120 
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Staadich verliehenen Notcnprivileg beruht, beteiligt wird. Da die Bank von 1890 
bis 1903 jährhch regelmäßig 12 "o Dividende verteilt, in dem Jahrzehnt 1894 bis 
1903 zusammen rund 56 Millionen Yen Reingewinn gemacht hat, so erscheint es 
nicht unbillig, wenn sie dem Staat Beträge an Notensteuer zahlt, die sich zwischen 
847000 Yen (1899) und 1694000 Yen (1901) bewogen. 

Endlich mag hier noch die EinfUining von Tonnengeldern Erwähnung 
finden, die aus dem Ausland einlaufende Schiffe im Betrage von 5 Sen pro Tonne 
(ev. 15 Scn im Jahresabonnement) seit 1899 zu zahlen haben. Der Ertrag ist 
rund ein Drittel Million.') 

In diesem Zusammenhang sei endlich kurz darauf hingewiesen, wie die 
Einnahmen der staatlichen großen Verkehrsanstaiten sich entwickelt haben. Das 

ist die Folge teils der Ausdehnung des Betriebes, namentlich durch Bau weiterer 
Staatseisenbahnen, teils des wirtschaftlichen Aufechwunges» teils aber auch der 
oben erwähnten Tariferhöhungen. 





Post lind 
Telegraph 
l»rutto 


Staatscisen- 
tMlmcii 
netto 


Ordentliche 

Ausgabe des 

Verkehrs- 
ministeriums 


Davon 
Betrielw- 
nuignbcn 




lOOO Yen 


1000 Yen 


1000 Yen 


1000 Yen 


1892 


5519 


2085 


4899 


4491 


1895 


9554 


3603 


7043 


6647 


1896 


13G03 


4278 


14515 


11174 


1900 


20899 


8090 


17962 


16961 


1901 


20935 


7706 


19090 


18231 


1902 


22576 


9185*) 


19550 


18668 



Die letzte Spalte enthalt im wesentlichen die Betriebsausgaben von Post 
und Telegraph, woraus sich eigibt, daB deren ObeischQsse nicht sehr erheblich, 
aber doch £jestiegen sind. 

Wullen wir die im Vorigen geschilderte Entwickelung der Besteuerung 
in Japan von 1896-— 1902 wflrdigen, so müssen wir vor allem uns wieder der 
Preisrevoltttion, der enormen Steigerung aller Geld-Preise und Löhne erinnern, 
von der oben schon die Rede war. Legen wir den Maflstab nochmals an, den 



') Der VollständiRkcit lialbcr sei noch erwälinf, dnl^ die Abgaben von der Fischerei im 
tiukkaidu (etwa eine Drittclmillion) seit 1901 nicht mehr erhoben werden. 

*) Das Anlagekapital der im Betriebe tieRndlichen Linien wird mit 125,7 Miiilonen Yen 

vielleicht etwas zu nicdrii; nni;ct;cheti Dies Knpital hätte also ciiu> Rente von 7, 2S Prozent 
erbracht. Das günstige Ergebnis ist aber allein der Tokaido- Linie zu danken. Denn es 
war 1902 

Anlagekapital Reineinnahme 
bei der Tokatdo-Linie .... 54511000 8351000 
iMi den anderen Staalsbahnen . 71204000 834000 

Dies imjjiinstijje \'erhiilfnis wird sich durch Vollendung der im Bau befindlichen Strecken 
gewiss bessern. Im ganzen wird aber der schwere Fehler, dafi man die besten Strecken der 
Privatvnternebnnmg Bberlasseo hat, deutlich dadurch illustriert. Die Privateisenbahnen hatten 
im ganzen im gleichen Jahre \'XI2 auf ein Anlagekapital von 213 J Millionen Yen in'Ti^OOO Yen 
Reineinnahme, gleich fast ti Prozent. Und darin stecken eine Anzahl kleiner Gesellschaften, 
die Iceinen Gewinn oder gar Verluste hatten. Auf die flinf grölen Oeseiischaften (Nihon. 
Sanyo, Kansai, Kyushu und llokkaido Tanko) kam allein ein Kapital von 141' Mitlinnin und 
eine Rcineinoabme von I4525Ü0U Yen, auf die 39 kleinen üesellschaften aber 64 A\illionen 
iCapttal und nur 2430000 Yen Reineinnahme. 

WapwM'ctiKiirift. ^ 
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wir schon bei der Grundsteuer anwendeten, den durclisclinittlichen Preis des 
Reises. Es war 

der Geldbetrag der durchschnitUicbe Die Steuer also 

der Staatssteuern Reispreis etwa gleich einer 

Finanzjahr Kalenderjahr Reismenge von 

1887 89 67,3 Millionen Yen 4^88 Yen 13800000 Kolcu 

1890 93 65,7 „ „ 7,21 „ 9000000 

1900,03 164,5 „ „ 11,62 „ (1900/2) 14150000 „ 

Wir kommen zu dem Qberrasclienden Ergebnis, daß in Reis berechnet, die 
Steuerlast jetzt kaum hOlier ist, als Ende der achtz^r Jahre bei einer Zunahme 

der mittleren Bevölkerung von etwa 39,5 auf 45 Millionen (Formosa bleibt dabei 
außer Ansatz). Dagegen ist die Besteuerung gegen die guten Jahre vor dem 
chinesischen Kriege allerdings nicht unerheblich gestiegen. Aber damals hatten 
die sonstigen Preise und die Löhne sich dem gestiegenen Reispreise noch nicht 
in dem MaSe angepaftt, wie das in den letzten Jahren der Fall war.') Da das 
auch bis 1902 noch nicht voll eingetreten war, erscheint die Umrechnung auf 
Reis immerhin etwas zu günstig. Die Indexziffern für 40 wichtige Waren stiegen 
1887 bis 1900 von 100 auf 180, die Steuern im gleichen Zeitraum von 100 
auf 232. Das ist aber in Anbetraft der Art und Bedeutung der betreff endeo- 
Waren wieder zu ungitnstig. Auch bei Einrechnung der Kommunalsteuern eigibt 
sich dn ähnliches BiM, wie folgende summarische Aufstellung zeigt: 

Alle Steuern hatten einen Reiswert 

um 1889 von 20 Millionen Koku 

um 1895 » 14 M » 

um 1901 „ 22fi ^ 
Also auch in diesem Falle eine Steigerung der Belastung nicht stSrker als 

die Zunahme der Bevölkerung. 

Die Steigerung der Steuern ist also wohl nicht ganz, aber in der Hauptsache 
nur der Ausdruck der ganzen großen Preisrevolution. Und dat>ei ist nun zweierlei 
zu beachten: 

1) In dieser Zeit ist der Volkswnlilstand und die Kaufkraft im ganzen un- 
zweifelhaft gewachsen, wie sich namentlich auch an der gesteigerten Trag- 
fähigkeit der Verbrauchssteuern ergibt, wahrend in den achtziger Jahren 
der Erhöhung der Sake- und der Tabaksteuer sofort ein Rflckgang des 
Verbrauchs folgte. 

2) Die Steuern sind nicht einfach prozentual gleichmäßig erhöht, sondern die 
Steigerung des GeUihetrages der Steuern bedeutet gleicli/eitig eine v<)Ilige 
Verschiebung in der Autbrmgung der Steuern. Bis zum Jahre 1896 lag 
die ganze Masse der Besteuerung direkt auf den ländlichen Grundbesitzern. 
Das entsprach schon damals nicht mehr ganz den Wohlstands- und Besitz- 
verhältnissen. Seitdem sind die direkten Steuern neben den Grundsteuern 
etwas mehr entwickelt und vor allem sind die Verbrauchssteuern außer- 
ordentlicii gesteigert, so daß sie die direkten Steuern überflügelt haben. 
Damit sind ganz andere Kreise der Bevölkerung, sind vor allem die Städter, 
sind die hiandels- und Gewerbtreibenden, sind die Lohnarbeiter am Tragen 
der Steuerlast beteiligt. Das entspricht der Zunalime der Städte, des 
Handels und der Industrie, des beweglichen Vermögens, des Lohnarbeiter- 

") Der oben nnuefOhrte Reispreis sticp von Anfang 1887 bis Fnde 1893 im Verhältnis von 
lUO auf 149. Die Inacx^iffern für 4U wichtige Waren (inkl. Hciü) stiegen nur von 100 auf 123. 
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Standes. Die Steuerentwickelung hat sich also vollzogen im Sinne einer 
gr()ßerLii Gerechtigkeit, einer besseren Verteilung auf die tragfähigen 

Schultern. 

Daß pulitisch die Umgestaltung der Steuern in dieser Richtung leichter durch- 
zusetzen war in einer aus Zensuswahlen, d. h. vor allem aus den Wahlen der 
Grundbesitzer hervoigehenden Volksvertretung, darf natOrlich nicht veiigessen 
werden. 

Jedenfalls aber darf man den leitenden Staatsmännern seine Actitung nicht 
versagen vor der Energie, mit der die Umgestaltung der Steuern erfolgt ist. Und 
diese Achtung wird nicht dadurch vennindert, dafl die SteuererhOhung unumgänglich 
nötig war, um der wirtschaftlichen Entwicklung zu folgen und um geordnete 
Finanzzustände zu erlialten oder wiederherzustellen. 

Wie ernst es den leitenden Staatsmannern Japans war mit der Sicherung ge- 
sunder Finanzzustände zeigt ein Vergleich der ordentlichen Einnahmen mit 
den ordentlichen Ausgaben. Seit dem Anfang der achtziger Jahre war man 
stets bestrebt gewesen, das Verhältnis zwischen beiden so zu gestalten, daß die 
ordentlichen tinnahmen wesentlich höher waren und die außerordentlichen Aus- 
gaben zu einem erheblichen Teile mit decken konnten. Nach dem chinesischen 
Kriege Icamen sich beide sehr nahe. Bd den Bestrebungen, die ordentlichen 
Staatseinnahmen zu steigern, hat man sidi nicht begnOgt, fQr die Deckung der 
ordentlichen Staatsausgaben zu sorgen. Man war eifrig bemüht, auch einen er- 
heblichen Teil der großen außerordentlichen Ausgabe aus den ordentlichen Ein- 
nahmen zu bestreiten und zwar in einem Maße, wie es in europäischen Staaten 
kaum vorkommt Im Jahre 1902 stand einer ordentlichen Ausgabe von 171 Mil- 
lionen eine ordentiiche Einnahme von 221 Millionen gegenüber, stidaB von ihr 
nicht weniger als 50 Millionen für das Extraordinarium übrig blieben. Hängt 
das auch mit der Schwierigkeit des Kredits zusammen, so ist es doch ein Zeichen 
der Solidität und man darf hinzufügen, des Strebens, die besten Lehren der Theorie 
zu beherzigen. 

Die UnglQcksraben aber, die seit den siebziger Jahren nicht mflde geworden 

sind, den kommenden Bankerott Japans vorauszusagen und die von 1896 — 1899 
wieder besonders laut krächzten, haben damals keinesfalls Recht gehabt. 

IV. 

Das Bild der japanischen Rnanzwirlschaft nach dem diinestschen Kriege 
wird erst vollständig, wenn wir noch einen kurzen Blick auf die Verwendung 
der Kriegsentschädigung und auf die Staatsschuld werfen. 

Als Kriegsentschädigung sollte China 200 Millionen Kuping-Taels be- 
zahlen. Dazu kamen noch 30 Millionen Taels als Ersatz fOr die Rückgabe von 
Liaotung*X Zusammen waren also zu 2ahlen 230 Millionen Taels =: 356 Mil- 
lionen Yen, wozu noch 9' Millionen Yen kommen, als Gewinn, der mit dem 
Fond gemacht ist. Es war eine große Summe für Japan. 

Interessant ist die Form der Bezahlung. China mußte das Geld in Europa, 
d. h. in Gold borgen. Japan brauchte Gold für grofte Zahlungen in Europa, die 
Einführung der Goldwährung wurde erwogen, eine Oberschwemmung des Inlandes 

0 Bekanntlich halte China im Frieden von Shimonoseld Liaotung an Japan abgetreten. 
Dieses aber wurde durch Rulilaiui, itnlcrstiitzt von Frnnkreicli und aus nie erklärten, gänzlich 
rätselhaften QrBnden auch von Deutschland, vcraniattt darauf zu verzichten. Dafür zahlte 
Cliina 30 MUllonea Taelt, nur damit Rumand sich in den Besitz jenes Ocbicles setzte. 
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mit Silber sdiien fcelnesfalts wünsclienswert. So veranlaBte Japan in einer Nach- 
tragskonvention seinen Schuldner dazu, die ganze Summe in eine Goldschuld (zu 
einem Silberpreis von 30.4429 d) umzuwandeln. China .zahlte die ganze Schuld 
bis zum 7. Mai 1898 und sparte so an Zinsen. Japan erhielt 37836000 Jt', 
wlhtend es nacii dem jeweiligen Silberpreis nur 36128000 erhalten bitte. 
Dazu kamen für Besatzungskosten von Weihaiwei 247000 ^.*) 

Die Entschädigung ist in der Hauptsache wie folpt verwendet: gut 82 Mil- 
lionen Yen für Kriegskosten, gut 196 Millionen für Landesverteidigung, 12 Mil- 
lionen zur Deckung des Defizits 1898;99, 20 Millionen erhielt das Kaiserl. Haus- 
vermögen, 50 MUllionen wurden zur Begründung von Foncte verwendet, nimlich 
30 MUNonen zu einem .Kri^[S8diiffiB-Ersatz-Fond*, 10 Millionen fOr einen Not- 
standsfond, 10 Millionen für einen Fond für Unterrichtszwecke. •) 

Mit diesen Fonds hatte es seine ei^^ne Bewandtnis. Sie sollten für Notfälle, 
namentlich für Kriegsausgaben zur Verfügung stehen''). Dazu hätten sie nun 
eigentlich bar oder in leicht realisiertiaren hitemationalen Werten bestehen mfissen 
und das war wohl auch ursprünglich die Absicht.^ Aber nur der Marinefond 
bestand zur Hälfte in Gold, wurde aber bei der Nihon Ginko hinterlegt, diente 
also dort schon als Notendeckung. Die andere Hälfte aber bildeten Obligationen 
der 1899er japanischen Gotdanlcihc In neuerer Zeit scheinen aber an deren 
Stelle internationale (k>ldwerte, namentlich englische Consols, getreten zu sein. 
Die beiden anderen Fonds sind ganz in 5-prozentigen Japanern angelegt Diese 
Fonds waren als(» sämtlich illiquide. Ihr erster Zweck ist gewesen, die neuen 
Staatsanleihen unterzubringen, deren Erlös also mit anderen Worten der Kriegs- 
entschädigung entstammte.'^) Von der Londoner Anleihe von 1899 befand sich 
190O fast ein Viertel in staatlichen Fonds. Von den inneren seit dem Kriege 
emittierten Anleihen ist so gut wie nichts auf den Markt gekommen, da sie von 
den staatlichen Fonds, der Depositenkasse") usw. aufgenommen wurden. 

Von der alten Scheu vor ausländischen Anleihen war man inzwischen 
zurückgekommen. Schon von der konsolidierten Anleihe war ein mir nicht be- 
kannter Teil der 1892, 1803 und 1895 emittierten Serien (im Qesamtbetarage von 

Millionen Yen) auf den Londoner Markt gebracht Von den 12S i\ilIilionen 

') Die Goldfonds, über welche Japan in London verfügt hat, waren noch erheblich 
grOBer. E» itamen hinzu der Erlös von 43 Millionen Yen Kriegsanleihe, der Erlös der An« 
leihe von 1809 mit 8600000 t, für verkauftes Silt>er gut 2 Millionen e usw., zusammen waren 
das 53,3 Millionen ä. — Ende 1902 kam nochmals dazu der Erlös von 50 Millionen Yen 
5-prozentiger Konsols. 

-) Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, dafl es außerdem einen Pontfoml gibt, in 
den der Erlös von verkauften Forst- und DomänengrundstBcken fliefit und der znrVergrfifle- 
rung und Verbesserung der Staatsforsten usw. dient. 

*) Wenn nicht die ganze Fondsbegründdng eine nachträgliche Idee ist. 

*) Tatsächlich hat der Marinefond dazu gedient, die ersten erheblichen Kosten, die 
durch die nordchinesischen Wirren 1900 veranlaßt wurden, vorübergehend zu decken. 
20*/! Millionen. Außerdem sind 15,5 Millionen von der Nihon Qinko entlichen. Diese Gelder 
Sind wieder beschafft durch Veräußerung der chinesischen Entschädigungsbonds an die De- 
positenkassc. 

'') Von der Anleihe für Öffentliche Arbeiten waren bis Anfang 1900 ausgegeben: 
42540000 Yen. Dagegen hatten erworben an Staalspapieren: der Notstandstond und der 
Schutfond znsamnien 21S90000 Yen, das kaiserliche HausvermOgen vermutlich den gleichen 
Betrag. 

*) Diese hatte 1902 eine Zinseinnahme von 2,75 Millionen Yen. Zu 5*;« entspricht das 
einem Bestand von 5S Millionen. 
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der Kriegsanleihe sind 43 Millionen zu garantiertem Sterlingskurs in London 
plaziert. Die Haiiptopcratiim erfolgte 1899. Wie oben ausgeführt, waren 1898 
große Summen aus der Kriegsentschädigung vorübergehend verwendet und mubten 
eraetzt werden. Der Gedanke, im Auslande zu leihen, war gewiß richtig. Aber 
man hatte den Ehrgeiz, eine vierprozentige Anleihe aufzunehmen. Sie wurde 
emittiert zu 90. Da die emittierenden vier Banken aber 4 Prozent Provision er- 
hielten, bekam der japanische Staat nur 86. Auch wenn die Operation geglückt 
wäre, war der niedrige Zinsfuß eine Selbsttäuschung. Tatsächlich aber miß- 
glflckte die Emission. Das Publikum soll nur ein FOnftel gezeichnet haben (nach 
Dumolard sogar nur 12 Prozent). Ein Fünfte! hatte die Nihon Ginko für die 
staatlichen Fonds gezeichnet. Den Rest nuifiten die Banken selbst übernehmen 
und allmählich abstoßen.') Endlich ist es im Oktober 19Ü2 gelungen, 50 Millio- 
nen Yen Fünfprozentige in London unterzubringen, die al pari aufgelegt sind. 
Danach sind vor dem russischen Kri^ auBer dem ersten mir nicht bekannten 
Betrage rund 190 Millionen Yen nominal an ausländischen Anleihen geschaffen. 

Die Gesamtschuld des japanischen Staats nahm in dieser Zeit in folgender 
Weise zu (ohne Kücksicht auf das Papiergeld -); 

31. März 1893 261,1 Millionen Yen 
299,4 „ „ 

3833 M n 

413,3 
514,8 

545,0 
559,6 

In dieser Zeit nahm also die japanische Staatsschuld um etwas mehr als 
300 Millionen Yen zu*). Davon kommen mehr als 190 Millionen auf auswärtige 



1895 
1897 

1899 
1901 
1902 
1903 
1904 



') D:imit hängt wohl zusammen, daß der Kurs in London recht schlecht, lange Zeit 
unter äU stand und erst im Februar 1902 nach AbscbluB des englisch-japanischen BQndniSMS 
er h^llcfi fibcr 80 stieg. 

*) Der Rest des alten Papicr^;cldes ist in unserer Zeit vollständifj beseitig;!. Oer fol- 
genden Übersicht des Umlaufs sind der Vollständigkeit halber auch die alten Nationalbank- 
■otcn beigefügt. Beide Arten von Papier sind Ende 1809 aiiBer Kars geseist. Von den Ende 
1902 noch ausstehendea Rest dQiftc das meiste nnteigegangcn «ein. 



Ende des 

Jahres 


Papiergeld 
Mill. Yen 


Nationalbank- 

noten 

Mill. Yen 


Ende des 
Jahres 


Papiergeld 
1 Mill. Yen 


Nationalbank- 

noten 

Mill. Yen 


1888 


40.9 


26,7 


1899 


4.1 


1,0 


1802 




23,9 


1900 


1*8 


0,5 


1889 


11.1 


20y8 


1902 




0^ 



Wenn wir von einigen kurzfristigen, bald wieder getilgten Anleihen atMchen, stellen 
sich die Hauptverändeningen folgendermafien: 

Von den am 31. März 1893 bestehenden Anleihen (aufier den Konsols) sind getilgt 61,6 MIIL 

Die Konsols sind bis 1888 gestiegen um 2S^4 Mill. 

seitdem sind getilgt 6,7 . 

Ihr Oesamtbetrag stieg also um 18.7 , 

Die alten Schulden sind also vermindert um 42/) . 

AuBerdem ist, was hier nicht eingerechnet ist, der am 31. Marz 1^94 noch 1&4 Millionen 

Yen betragende Rest des Papiergeldes eingezogen. 
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Anleihen, 50—60 Millionen haben zur Dotierung staatlicher Fonds und des Kaiser- 
lichen Hausvermögens gedient. Die japanische Bank hat ihren Besitz an Staats- 
papieren vermehrt. Mit anderen Worten: durch die Vermehrung der Staatsschuld 
in dieser Zeit ist der offene Geldmarict nur in ganz geringem Umfange, wenn 
fibeiiiaupt» in Anspruch genommen, wenn nicht, was mir nicht (»ekannt aber nicht 
sehr v^ahrscheinlich ist, die staatiichen Fonds größere Beträge an Staatspapteren 
abgestoßen haben. Private Kapitalisten können nicht viel mehr aufgenommen 
haben, als die jährlich getilgten Beträge älterer Staats-Schuldscheine. 

Erst dadurch erklärt sidi die auffällige Ersdieinung, daB es mOgiidi war, 
die ganze Staatsschuld (mit Ausnahme der 4-prozeni Anleihe von 1899) auf einen 
gleichmäßigen 5-prozentigen Typus zu bringen und zu halten,') obgleich der 
landesübliche Zinsfuß wesentlich höher ist. Der niedrigste im Jahre vorkommende 
Zinsfuß ist der Regel nach der Diskont, den die japanische Bank für in Tokio 
zahlt»are Wechsel nimmt Dieser hat sich In folgenden Grenzen bew^: 





Höchste 


Niedrigste 


1896 


7,30 


6^ 


1897 


8,03 


7;jo 


1898 


8,76 


. 7,30 


1899 


7,30 


5,84 


1900 


8.76 


6,40 


1901 


8^76 


8,76 


1902 


8,76 


6,21 


1903 


6,21 


5,84 



Der Zinsfuß im Lande aber ist wesentlich höher, er bewegt sich zwischen 
9 und 15 Prozent. Die Vereinigung der Bankiers in Tokio vergütete auf feste 
Depositen (für wenigstens ein Jahr) in dieser Zeit 5 ',«—7 Prozent, Dieser 
hohe SnsfuS ist nur der Ausdruck für die verhältnismaBige Kapitalarmut des 
Landes. Denn wenn unzweifelhaft heute nicht unerheblich kapitalisiert wird, so 
ist der Bedarf außerordentlich gewachsen, vor allem durch die großen Emissionen 
von Aktien. Nach der amtlichen Statistik ist das eingezahlte Kapital der Handels- 
gesellschaften von 1895 bis 1902 von 397,5 auf 878,8 Millionen Yen gestiegen. 
Und die bequeme Form des festverzinslichen Inhaberpapieres benutzt nidit mehr 



Seit dem chinesischen Kriege sind Icontrabiert: 

Kriegsanleihe 125 MOl. 

Elsenbahnanlcihen . . 60,4 „ 
ffir OfieotUcbe Arbeiten . 145,2 . 
FonKwa^Aaleflic. ... 27,1 , 



357,7 MUl. 

Von der Kriegsanleihe war bis IW4 getilgt 9,4 Mill., von den anderen nictits. 

Die Bezeichnung „Anleihe für uftcntliche Arbeiten" ist irretuhrend. über die Hälfte 
des Betrages ist fflr Zwecke der Landesverteidigung ausgegelien, etwa ein Fünftel für Eisen- 
bahnbau u. dgl., 12;2 IMUL fQr die Einrichtui« des Tabalnnonopois, 12;9 iMill. ffir Telephon- 

aniagcn. 

') Der Kurs der S-prozentigen Konsots bewegte sicli an der Börse von Toicio In fol- 
genden Greoxen: 

ilüchste Niedrigste Höchste Niedrigste 

1896 1€2,39 9T,flO 1900 95^ 90,00 

1897 101,65 91.90 1901 90,70 86,20 

1898 96,00 88,20 1902 92^50 86.75 

1899 100^46 9^12 1903 96^ 90^ 
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nur der Staat, tmi Geld zu bekommen. Es bcliefen sich Ende 1903 die Schulden 
der KommunalvcrbSnde auf 67^1 Millionen, die Obligationen der halbstaatlichen 

Hypotheken- und Industriebanken auf 27,6 Millionen. Es ist auch nicht aufter 
acht zu lassen, daß mit dem Aufhören der Nationalbanken 1896—98 die von 
diesen hinterlegten großen Beträge von Staatspapieren zu einem erheblichen Teile 
auf den Markt kommen muHten.') 

Der im Verhältnis zum landesüblichen Zinsfuß so gQnstige Kurs der Staats- 
papiere war nun freilich, so parodox es klingt, nicht günstig für den Staatskredit. 
Denn es war so gut wie unmöglich, 5-prozentigc Papiere unterzubringen. Erst 
das Sinken des Zinsfußes im Jalirc 1903 veranlaßte die Banken, den Staats- 
papieren größeres Interesse zuzuwenden. Dadurch erklärt sich denn auch, daß 
man steh immer wieder an das Ausland wendete, trotz der in Japan stets regen 
Bedenken gegen eine Verschuldung an das Ausland. 

An sich konnte bisher keine Rede davon sein, daß die Belastung der 
Finanzen durch die Staatsschuld eine übermäßige sei. Infolge der Ermäßigung 
des Zinsfußes — der vorwiegende Typus war in den achtziger Jahren der 7-pro- 
zenlige, jetzt ist er der S-prozentige — Ist der jShriiche Zinsaufwand nicht in 
dem Maße, wie die Schuld und die Einnahmen gewachsen. Er betavg 

1871 gut 15 Millionen Yen 

1890 14 
1904 rund 26 

Das ist noch nicht ein Achtel der ordentlichen Staatseinnahmen, während es 

1881 ein Viertel, 1890 ein Sechstel war. Japan kann den Vergleich mit anderen 
Staaten wohl aushalten. Nach den Zusammenstellungen der deutschen Flotten- 
denkschrift gaben 1897 alle Großmächte außer Deutschland die Hälfte bis drei 
Viertel der ordentiichen Staatseinnahmen für Schuldzinsen und Landesverteidigung 
aus, in Japan waren es, wenn wir die ordentlichen Ausgaben zugrunde legen, 
gut 40 Prozent, um 1890 ebenso wie in den letzten Jahren.*) Etwa zwei Drittel 
der Schuldzinsen wurden vor dem jetzigen Kriege bestritten aus den Überschüssen 
der staatlichen Verkehrsanstalten und dem Erlrage der Forsten und sonstigen 
Staatseigentums. 



■) Ob damit die ol)eii S. 222 erwähnten Ankltife von Papieren durch die Staatskasse 

zasammentiänKen? Ober die Nationalbanken vergleiche im übrigen Rat Ii Rcn a. a. O. S. 177 ff. 

*) Das Bild würde natürlich anders, wenn wir die auflerordenUichen Ausgaben für 
Heer und Flotte mit alnrechneten. Das kann man tbtr nicht ohne weiteres. Wie oben er- 
Wihnt, sind vom I, April 1896 bis 31. Mär/ 1903 im Extraordinarium 341 Millionen ausge- 
geben. Davon gdwa zunächst die Ausgaben ab, die durch die nordchinesiscbcn Wirren 1900 
und 1901 entstanden sind mit etwa 30 Millionen. Von den verbleibenden 309 Millionen sind 
196 Millionen aus der chinesischen Kriegsenfschädij^un^; heslrilten, einer einmalii^en unpe- 
wöhnlicben Einnahme, wie die Ausgabe für die plötzliche Vermehrung von Heer und FloUc 
eine einmalige ganz, ungewöhnliche war. Dann verbleiben tOO Millionen für 7 Finanzjahre, 
also durchsciinittlich 15< ; Millionen jährlich. Tatsächlich waren im Extraordinarium des Etats 
von 1903 und 1904 je 10—11 Millionen eingesetzt. Nehmen wir aber jene 15'/t Millionen als 
regelmUiges Extraordlnarhrm an, so würden Sehuldilnsen (28 Millionen) und Ljndesverteidigung 
(60 Millionen ordentliche und außerordentliche 1.' . Millionen) mit lOlVt Millionen 4(i Pro- 
zent der ordentlichen Einnahme von 221 Millionen (1902) sein. 

Selbstverständlich hat das alles heute nur retrospektiven Wert, soll nur zeigen, 
wie vorsichtig doch trotz allem die japatiisctic Finan/vcrwaltung gewesen ist und mit wie 
mUlgen Mitteln die große militärische Leistungsfähigkeit Japans erreicht worden ist. 
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V. 

In dem Maße, wie die Zaliiungsverpflichtungcn Japans an das Ausland zu- 
nehmen — die jährliche Zinsverpflichtung war rund 10 Millionen Yen vor dem 
jetzigen Kriege, ist rund 23 Millionen seit den 6-prozentigen Anleihen vom FriUi« 
jähr und Herbst 1904 — wächst die Bedeutung der japanischen Währungsver- 
hältnisse für seinen Kredit- Die ganze Fond- und Schuldenwirtschaft der letzten 
acht Jahre wird erst durch die Rücksicht auf sie ganz verständlich. 

Es ist hier nicht der Ort auf das Einzelne der Wihrung^schichte Japans 
einzugehen.') Es genügt hier der Hinweis, daß am 1. Januar 1886 die Papier- 
wirtschaft zu Ende gekommen war durch Atifnalime der Barzahlungen auf der 
Basis der Silberwährung. Allerdings bestand der wirkliche Umlauf außer der 
Scheidemünze nur in den gegen Silber jederzeit einlöslichen Noten der Japanischen 
Banic (Nihon OinkoX FQr die japanische Währung war also nun maßgebend die 
Preisbewegung des Silbers. Es ist bekannt, daß dessen andauernd sinkender Gold- 
wert im Juni 1893 aufs heftigste erschüttert wurde, als in Indien die freie Silber- 
prägung, in den Vereinigten Staaten die amtlichen Barrenkäufe eingestellt wurden. 
Der Goldwert des Silberyen sank plötzlich von fast 3 Mark auf 2—2,2 Mark, 
wahrend man bis dahin die Wirkungen der Silberentwertung als Oberwi^nd 
günstig ffir Japan angesehen hatte, wurde man angesichts der heftigen Wert- 
schvvankungen, der Störungen des Handels und der Preise usw. doch ängstlich. 
Nach langen eingehenden Erwägungen wurden die Entschlüsse der Regierung 
wohl besonders beeinflußt durch die Tatsache, daft man die chinesische Kriegs- 
entschädigung zur Verfflgung eiliielt, wie ja auch Deutschland die entsprechende 
Gelegenheit zum Währungswechsel benutzt hatte. 

Das Wertverhältnis von Gold und Silber stand gerade so, daß man den 
alten Goldyen genau halbieren konnte, um einen neuen Goldyen zu erhalten, der 
dem augenblicididien Wale des ^Iberyen gerade entsprach. So wurde im Mirz 

1897 der Obeigang zur Goldwährung beschlossen und mit Schnelligkeit und Ge- 
schick durchgeführt. Am 1. Oktober 1897 t>egann die Umwechslung, am 1. April 

1898 wurde der Umlauf der silbernen Ein-Yen-Stücke verboten, am 31. Juli 1898 
die Einwechslung eingestellt Erreicht war damit der Vorteil der Stetigkeit der 
Wechselkurse im Verkehr mit Ländern der Goldwährung oder Goldrechnung» Es 
war jetzt mfiglich, Goldanleihen im Auslande zu kontrahieren, ohne allzugroAes 
Risika Fremdes Kapita! konnte jetzt eher ins Land hereingezogen werden. 

Wie aber ist der tatsächliche Geldumlauf? Nach wie vor ist der ganze 
Verkehr mit den jetzt in Gold einlöslichcn Noten der Nihon Ginko ausgefüllt 
Im Verkehr befindet sich Gold in nennenswerter Menge nicht Die Goldwährung 
beruht ganz ausschiieBlich auf dem Barschatz der Nihon Ginko. Und dieser ist 
dauernd das Sorgenkind der japanischen Bank- und Finanzpolitik. Die verschie- 
denen ausländischen Anleihen haben mindestens ebensosehr dem Bestreben ge- 
dient, der Bank Gold zuzuführen, als den Bedürfnissen des Staatskredits. 

Die eigentliche Schwierigkeit liegt darin, daß die Bank Gold aus dem offenen 
Markt nicht in nennenswertem Umfange an sich ziehen kann, denn dort ist fast 
kein Gold. Der inländische Verkehr, ganz mit Noten angefüllt, braucht kein Gold 
und hält keins fest Das vorhandene Gold ist also dauernd in Gefahr, ins Aus- 



•) Vergleiche ffir die Zeit bis 1890 Rath gen a. a. O. S.57ff., fDr die neuere Zeit den 

oben ;)ni;'.''iilirli'n Report über die rinführunf; der (loldwätinin^ , der den verschiedenen In 
europäischen Sprachen erscbienencii Darstellungen zugrunde liegt. 
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iand abzufließen. Und wenn die Spekulation den Import steigert wenn schlechte 

Ernten große Lebensmittel/tifuhren nötig machen, wird jedesmal der Goldvorrat 
angegriffen, der dann durch P^inanzopcr3ti(Mien, erst mit der Kriegsentscliädigung, 
dann mit auswärtigen Anleihen wieder aufgefüllt werden muß. Tatsächlich sind 
die Ein- und Ausfuhren von Gold unverhaitnismäfiig umfangreich. 
Der Zusammenhang wird aus folgender Obersiebt Mar: 
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Eine der Lehren der modernen Pinanzwissenschaft, die vor allem Adolf 

Wagner zu betonen nie müde geworden ist, lautet: 

Das Steuersystem eines Landes muß so elastisch sein, daß in Fälich plötz- 
lichen Notbedarfes, wie ihn namentlich der Ausbruch eines Krieges darstellt, die 
Steuern sofort erhöht werden können. Die Erhöhung der Steuern soll in einem 
solchen Falle sofort eintreten, damit nicht alle Kosten des Krieges auf den Kredit 
auf die Zukunft abgewälzt werden, damit der Ernst eines Volkes die Kriegslast 
wirklich auf sich zu nehmen deutlich erkennbar werde, zur Beruhigung vor allem 
auch der Staatsgläubiger, damit endlich die für die Deckung des Kriegsbedarfs 
vermehrte Notenmenge rasch wieder in die öffentlichen Kassen zurtlcltgcfilhrt 
werde. Diesem letzteren Zwecke sollen auch inUndische Anleihen dienen, die 
zunächst nur als kurzfristige aufzunehmen sind. Von europäischen Staaten hat 
eigentlich nur Großbritannien zu Beginn des Krimkrieges und wieder im Jahre 
1900 nach diesen Vorschriften gehandelt. Die Leiter der japanischen Finanzen 
ftaben atebald nadi Ausbruch des Krieges ein Programm aufgestellt, und der 
Reichstag hat es in der Hauptsache genehmigt, welches jener Forderung der 
Wissenschaft möglichst zu entsprechen sucht. 

Infolge der Auflösung des Abgeordnetenhauses-) am 11. Dezember 1903 war 
ein neuer £tat nicht zustande gekommen, was auch im Vorjahre der Fall gewesen 
war. Den Bestimmungen der Verfassung gemäß galt also das Budget von 1902/03 

•) Davon Silber nur 1897 1,3 Mill. Yen I9ÜI 2,5 Mill. Yen 

1898 - . . 1902 1,0 , , 

1899 7,0 , , 1903 — , , 

1900 2,0 . 

*) Das auf den 10. Dezemiwr eintierafene Abgeordnetenhaus nahm als Antwort auf die 

kaiserliche Thronrede eine Adrfssu an, in welcher dem Ministerium .hwachlichc Hallung 
vorgeworfen wurde. Darauf folgte sofort die Auflösung und die Anberaumung von Neu- 
wahlen auf den t. Mira 1904. 

WMMr-FcHMhrifl. 31 
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weiter, mit solchen Änderungen, wie sie sich namentlich aus gesetzlichen Vor- 
schriften und aus der Ausführung von Bauprogrammen u. dg!., die für mehrere 
Jahre festgelegt sind, ergaben. Aus den gesetzlichen Bestimmungen folgte vor 
allem eine erhebliche Verminderung der Steuereinnahmen da die Grundsteuer^ 
erhöhung des Jahres 1899 am 21. März 1904 ablief. Das tiedeutete eine Minder- 
einnahme von fast 10 A^illionen Yen. Im übrigen waren die Einnahmen im 
wesentlichen nach den wirklichen Einnahmen von 19Ü2 angesetzt. Der vermin- 
derten Einnahme entsprach eine Herabsetzung bei den meisten Ausgabepusten. 

Aber ehe das neue Finanzjahr begann, waren die Ereignisse hereingebrochen, 
die, einerlei wie die Dinge endgiltig verlaufen werden, den Ausgangspunlct einer 
neuen Periode japanischer Flnaniwirtschaft bilden werden. 

Als die Friedensaussichten anfingen sich zu verdüstern, wurde am 28. De- 
zember 1903 eine kaiserliche Notverordnung erlassen, welche die Ermaclitigung 
enthielt, zur Deckung militärischer Ausgaben die vorhandenen Spezialfonds 
(Marinefonds, Notstandsfonds, Sdiulfonds) zu verwenden, Schatzscheine auszu- 
geben und IcurzMstige Darlehen (bei der Japanischen Banlc) zu Icontrahieren. 

Auf Grund dieser Verordnung wurden bis zum 31. März 1904 etwa 156 
Millionen Yen Ausgaben') genehmigt und folgendermaßen gedeckt: 100 Millionen 
mit 5 Prozent verzinslicher Schatzscheine sind im März zur öffentlichen Zeichnung 
(zum Kurse von 95) aufgelegt worden; 25 Millionen sind den Spezialfonds ent- 
nommen, der Rest ist durch Darlehen bei der Banlc gedeckt*) Nachdem der 
Krieg ausgebrochen war, wurde im März der neue Reichstag einberufen. (Die 
Wahlen hatten am 1. März stattgefunden.) Die von der Regierung vorgelegten 
Entwürfe zur Deckung der Kriegsausgaben sind mit einigen nicht unwesentlichen 
Änderungen genehmigt worden. 

Danach wird angenommen, dal) au5er jenen 156 Millionen die Kriegsaus- 
gaben bis zum SchluB des Finanzjahres, also bis zum 31. Mfirz 1905, noch 
380 .\lillioncn betragen. Für -diplomatisclu- und sonstige mit dem Kriege zu- 
sammenhcängende Ausgaben" ist eine Pauschsummc von 40 Millionen angesetzt. 
Zusammen ist also bis zum Schlüsse des laufenden Finanzjahres eine Ausgabe 
von 576 Millionen vorgesehen.*) Die in das laufende Finanzjahr fallenden 
420 JMillionen sollen in folgender Weise gedecict werden: 

Ersparnisse gegenüber dem Etat fOr das laufende Finanzjahr 48 AUIlionen 

Erhöhung der Steuern 62 , 

Aus den Spezialfonds 30 „ 

Auf dem Wege des Kredits 280 « 



') Davon 108 Millionen fflr das Heer und 48 Millionen fSr die Flotte. 

*) Das stimmt auch mit dem wöchenflith vi ri^ffcntlichtcn Status der Japanischen Rank, 
welche ausweist an „Vorschüssen an den Staat ' (aulier den festen 22 Millionen) 31. Dezem- 
ber 19a3 21 Millionen (schon ungcwühnlich hoch), 26. MSrz 1904 51 MÜlioiieil. 

") Selbstverständlich sind das vorläufige Schrit7i!i!(;cn , von denen die Wirklichkeit er- 
heblich abweichen kann. Eines aber ist zu beachten. Man kann schwerlich als vergleichen- 
den Maßstab die von anderen Staaten aufgewendeten KrteRSkosten ansehen, am allerwenig- 
sten aber die Kußlands. Wie der Japaner im allgemeinen Kcnügsam ist. so ist die japanische 
Verwaltung vergleichsweise wenig kostspielig. Gegenüber russischen Kosten aber ist zu 
bedenken, daß der Kriegsschauplatz viel naher an Japan gelegen und auf dem Wasserwege 
leichter und billiger zu erreichen ist. Noch wichtitjer aber dürfte sein, daß in Japan Aus- 
gaben für die Zwecke, für welche sie verrechnet werden, auch wirklich gemacht sind, daß 
Vorrate, die auf dem Papiere stehen, avcb wlrUich vorhanden sind. 
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Mit den früheren Summen ergeben also die beiden letzteren Posten zu- 
sammen aus Spezialfonds 55 Millionen, auf dem W^e des Kredits 411 Millionen. 
Der Ref^icrtingsvorschlai^' sah nur eine Entnalime von 50 Millionen aus Spezial- 
fonds, dagegen 68 Millionen aus Steuern vor.') 

Zu der ersten Anleihe vom März kam im Juni eine zweite innere Anleihe 
von 100 Millionen (zu 92) und schon im Mai in der Form 5-prozentiger Schatz- 
scheine eine äußere Anleihe von 10 Millionen Pfund Sterling zu 6 Prozent zum 
Kurse von 93' .., die halb in London, halb in New York aufgelegt ist. Daß man 
dafür die Zölle als besonderes Pfand bestellte, hat das japanische Selbstbewußt- 
sein unzweifelhaft gekränkt, war aber gewiß vemfinfttg, wenn man so Kredit 
erhielt 

Billig war er allerdings nicht. Die 6-prozentigen Schatzscheinc wurden 
zu 93' aufgelegt, wovon die vermittelnden Bankhäuser noch 2 Prozent Provision 
erhielten. Die Rückzaliiung erfolgt spätestens 1911, kann aber bereits 1907 ein- 
fanden. Diese Bedingungen erklären es aber, datt die Anleihe enorm aberzdchnet 
und scrip sofort zu 96 gehandelt wurde. Im Herbst sind weitere 60 Millionen 
5-prQzentiger Schatzscheine zu 92 im Inlande, 12 Millionen £ 6-prozentiger 
Schatzscheine in London und New York aufgelegt worden. 

Von den weiter zu beschattenden Mitteln könnten 48 Millionen Ersparnisse 
am laufenden Normal-Etat ungewöhnlich hoch erscheinen. Doch kann das nicht 
allzuschwer durchgeführt werden, da der ordentlichen Ausgabe von 171,7 Million, 
eine ordentliche Einnahme von 217,6 Millionen gegenübersteht. In der Haupt- 
sache kann die Ersparnis durch Einstellen der außerordentlichen Ausgaben für 
Eisenbahnbauten usw. erzielt werden. 

Besondere Beachtung verdienen die Kriegssteuern. Das ordentliche Budget 
für 1904/5 sah eine Bnnahme an Staatssteuern von 170^4 Millionen Yen vor. 
Die SteuererhiUuingen sind mit 62.2 Millionen angesetzt. Auf einen Schlag also 
eine Erhöhung um mehr als ein Drittel. Die wirkliche Erhöhung ist allerdings 
geringer, denn man muß sich erinnern, daß im normalen Budget für 1904 die 
Grundsteuer um 10 Millionen niedriger erschien. Diese wichtigste direkte Steuer 
brachte bisher rund 47 Millionen, sollte 1904 auf 37 Millionen ermäßigt werden. 
Die tatsächliche Erhöhung der Steuern gegenüber dem bisherigen Stand, 52 auf 
180 Millionen, betragt also etwa 29 Prozent, immer noch ein bedeutendes Opfer. 
Den Hauptanteil daran müssen die direkten Steuern tragen, deren Last sich von 
52,4 (bisher 62) Millionen auf 86,8 Millionen erhöhte. Die Grundsteuer alleht 
soll 61 Millionen, 23,9 Millionen mehr als nach dem Normalbudgef, liefern. Die 
Erhöhung erfolgt aber nicht für all»' Teile der Orundsteuer gleichmäßig. Der 
land- und forstwirtschaftlich benutzte Boden zahlte in den letzten Jahren 3,3 Pro- 
zent des ürundsicuerwertes, er sollte jetzt auf 2,5 Prozent wieder sinken und 
zahlt 13 Prozent Kriegszuschlag, zusammen also 43 Prozent Das ist eine 
Erhöhung nominell um 72 Prozent, in Wahrheit doch nur um 30 Prozent. Stär- 
icer wird das mit Häusern aberl>aute Land erfaßt, wie das auch den tatsäch- 



■) t^igcntiimlich ist die Art der Etatisierung, die früherer japanischer Praxis entspricht. 
Auch die AbrechiuinKeti über den Satsuma-Avfsland und über den chinesischen Krieg er» 
scheinen nicht in den allgemeinen Abrechnungen. Der Etat für 1904 05 ist, wie sich aus 
dem früher Gesagten (S. 242) ergibt, ohne Rücksicht auf den Krieg als Normalbudgct, für 
den Krieg dagegen ein Spezialbudget aufgestellt. Die neuen Steuern werden jedoch mit 
132 Millionen dem allgemeinen Etat hinzugefügt, der demnach als Ausgabe an den Kriegs- 
etat (110 Millionen (62 -f- 4Ö) zu leisten hat. 
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liehen Bodenwerten entspricht Hier wird der Stettersata von den in Aussicht 

genommenen 2,5 Prozent auf 8 Prozent (statt bisheriger 5 Prozent) in den Städten, 
auf 6 Prozent in den Landgemeinden erhöht'). Entsprechend der nominellen Höhe 
der Zuschläge zur Grundsteuer auf Ackerland sind die Kriegszuschläge zur Ein- 
icommens» und zur Gewerbesteuer auf 70 Prozent bemessen. Doch bleibt der 
Teil der Einicommensleuer, der als Couponsteuer erhoben «rird, vom Kriegs- 
zuschlage frei, offenbar im Interesse des öffentlichen Kredits. Demgemäß soll 
die Einkommensteuer zu den veranschlagten 8,1 Millionen noch 5,3 Millionen, 
die Gewerbesteuer zu 7,2 Millionen noch 5,0 Millionen erbringen. Die Erhöhung 
der Einkommensteuer bedeute^ daB der SteuerfuB, der bisher von 1 auf 5S« Pro- 
zent anstieg, jetzt von 1,7 auf nicht weniger als 9,35 Prozent für die größten Ein- 
kommen über lOOOOtt Yen ansteigt. Auf den Eingang der 34 (in Wahrheit gut 
24) Millionen Kricgsziischläge zu den direkten Steuern wird man mit großer 
Sicherheit rechnen können. Unsicherer ist der Eingang der 28 Millionen indirekter 
Steuern. Der unsicherste Faictor sind wohl die 8V« JMillionen iMehreinnahmen 
aus dem Tabakmonopol. Es handelt sich hier nicht eigentlich um eine Kriegs- 
steuer. Es ist vielmehr bei dieser Gelegenheit der schon vorher gehegte Plan 
der Umwandlung des Rohtabakmonopols in ein vollständiges Monopol ausj^eführt 
worden. Dies wird seine vollen Erträge erst nach vollendeter Durchführung- 
liefem, ein wichtiger Faktor fth^ die Beurteilung der künftigen KreditwOrdigkeit 
Japans. Der nächstwichtigste Posten ergibt sich mit 8,2 Millionen aus der Zucker- 
steuer, deren bisher sehr niedrit^c Sätze im uosi-ntlichen verdoppelt sind. Der 
Ertrag wird zunächst etwas hinter den Erwartungen zurückbleiben, da vor Erlaß 
des Steuergesetzes spekulativ große Mengen Zucker importiert und in freien Ver- 
kehr gebracht sind. Die Zuschlage zu den sonstigen Verbrauchssteuern sind ge- 
ring, 50 Sen fOr den Koku (ISO 1) sowohl bei der Soya-, wie bei der Getränke- 
steuer, was zusammen nur auf 1' Millionen geschätzt wird. Den schon hoch 
belasteten Getränken hat man sich offenbar gescheut noch mehr aufzupacken 
in einer Zelt, in der ohnehin ein RQckgang des Verbrauchs (trotz der enormen 
Reisemte von 1903) wahrscheinlich ist Die ZuschIXge zu den Verkehrssteuem, 
Stempeln und Gebühren sollen 4,15 Millionen liefern; von mäßigen Zollerhöhungen 
auf Getränke, Eßwaren, Zucker, Tabak, Kleidung^tacke, Seidenstoffe, Petroleum USW. 
wurden 2',a Millionen erwartet 

Heftigere Differenzen sind im Pariament Ober die Einführung ganz neuer 
Steuern entstanden. Die Regierung beantragte die Einführung von vier neuen 
Verbrauchssteuern: auf Petroleum, auf Wollstoffe, auf Seidenstoffe und auf Salz. 
Auf die beiden letztgenannten Steuern, die 4,2 und 2,8 Millionen brinpcn sollten, 
wollte das Abgeordnetenhaus durchaus nicht eingehen. Dem Europäer mag über- 
raschend erscheinen, daB man eher den Verbrauch von Wollstoffen, als den von 
Seidenstoffen besteuern lassen wollte. Nach japanischen Vorstellungen ist es 
ganz natürlich. Wollstoffe sind ein Gegenstand des Luxus und werden fast ganz 
importiert. Seidenstoffe werden allgemein getragen und sind ein Erzeugnis des 
heimischen Gewerbefleißes. So ist nur bewilligt eine Wollstoffsteuer im Betrage 
von 15 Prozent des Verkaufspreises, die 2,14 Millionen bringen soll, und eine 
Verbrauchssteuer auf Petroleum von 3,2 Sen per Gallone (nicht ganz 2 Pfennige 
per LiterX von der 1,24 Millionen erwartet werden. 

■) im Hokkaido sind die (jrunJ^tcucräätzc nicdri^HT (2 Prozent für Baulmd, 1 Prozent 
iür anderen Grundbesitz), die Kriegszusctiläge aber gleich hoch. 
*) Etwas abweichend t>ei der Zuckersteuer. 



Digltized by Google 



— 245 — 



Die eigentlichen Kriegsstcuern sind bewilligt vom I. April 1904 an bis zum 
Ende des Jahres, das dem Friedensschlüsse folgt. 

Die Frage könnte aufgeworfen werden, ob nicht durch den Krieg der Ein- 
gang der Staatseinnahmen Oberhaupt beeinträchtigt wird. Etwas wäre das aller- 
dings denicbar bei den Verbrauclinteuem, namentlich auf Getitnke und Tabak. 
Im ganzen aber ist das wen^ wahrscheinlich. Das japanische Wirtschaftsleben 
wird direkt durch den Kriep; nicht sehr berührt, solange der Kriegsschauplatz 
weit entfernt und die See offen ist. Und das zu ändern ist Rußland allein völlig 
unfähig. Die Ausfuhr hat bisher, begünstigt durch den stark gestiegenen Absatz 
von Seide und Seidenstoffen, die Aufwflrtsbewegung der letzten Jahre ruh^ fort- 
gesetzt. Man darf auch nicht vergessen, daß die moderne Geld- und Ver- 
kehrswirtschaft immer erst Teile des japanischen Wirtschaftslebens durchdrungen 
hat, die naturale Hauswirtschaft der kleinen Leute also nicht stark direkt be- 
rührt wird. 

Von der kriegerischen Energie des japanischen Volkes legt die Bewilligung 

der erheblichen Kriegssteuern ein beredtes Zeugnis ab. Und es ist beachtens- 
wert, daß eine von den größeren Zahlern direkter Steuern gewählte Volksvertre- 
tung der Erhöhung vor allem direkter Steuern zugestimmt, der Belastung der 
Massenverbrauchsartikel wfolerstrebt hai Die r&cksichtslose Hingabe des Lebens 
fOr Kaiser und Vaterland hat das Staunen der Europäer hervoigemfen, welche die 
Japaner nicht wahrhaft kannten. Die minder erhabene Opferwilligkeit beim 
Steuerzahlen ist nicht weniger beachtenswert. 

Die patriotische Erregung spielt beim Erfolg der inländischen Anleihen gleich- 
folls eine Rolle. Doch war auch die Lage des Geldmarkts für ihre Unterbringung 
gflnst^. Die Ende der neunziger Jahre Obertaieben heft^ Spekulation hatte 
nach Oberwindung der Krisis 1900/1901 einem sehr ruhigen Gange des Ge- 
schäftslebens Platz gemacht. Neue Aktienemissionen fanden nicht in großem 
Umfange statt Und da die Nachfrage nach Leihkapital gering war, sank der 
ZinsfuB auf einen niedrigeren Stand als zu irgend einer Zeit seit 1896 und dem- 
entsprechend stiren die Kurse festverzinslicher Papiere. Da bei dem Heran- 
nahen der Kriegsgefahr niemand mehr sich auf weitaussehende Unternehmungen 
einließ, war das Leihkapital für die Übernahme patriotischer Anleihen eher bereit') 

Die Aufgabe der Finanzverwaltung, die neuen Anleihen unterzubringen, ist 
wahrscheinlich durch einen besonderen Umstand erschwert. Die oben bespro- 
chenen Spezialfonds bestanden früher und wahrscheinlich noch zum Teil aus 
japanischen Staatspapieren. Fs wäre denkbar, daß beim Herannahen des Krieges 
diese Mittel zum Teil schon liquid gemacht sind. Jedenfalls bedeutet die Ver- 
wendung der Fonds für die Kriegskosten, daö diese Papiere gleichfalls verwertet 
werden müssen. 

Die nächste Möglichkeit für die japanische Finanzverwaltung in besonderen 
Fällen rasch Geld zu erhalten, sind immer Darlehen bei der Japanischen Hank, 
die dann mit dem Erl()S der Anleihen, Stcuereingängen usw. zurückgezahlt werden. 
Die Bank hat dem Staat einen dauernden Vorschuß von 22 Millionen Yen ge- 
macht, der zur Einlösung von Papiergeld gedient hat Infolge des Krieges mit 

') Anlage der Japanischen Bank in einiieimischen Wechseln: 
31. Deiember 1903 . . 32157000 Yen, 
16. Januar 1904 . . . . 173<'><'iOOO „ 
13. Februar 1904 . . . 33407U90 . 
26. «Un 1904 ... . 11943000 . 
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China stieg dieser VoradiuB bis Ende 1895 auf 63,5, Ende 1896 auf 72 Millionen. 
Ende 1898 und waren es wieder die normalen 22 Millionen. Infolge der 

nordchinesischen Wirren war der Betrag Ende 1901 auf 62 Millionen gestiegen. 
Am 30. Juni 1903 waren es nur mehr 10 Millionen mehr als der Normalstand, 
am 31. Dezember 1903 schon 21 Millionen, am 6. Februar (Abbruch der fried- 
liciien Beziehungen zu Ruftland) 34 Millionen, am IQ. Dezember 66 Millionen. 

Je grOBer der Bedarf der Finanzverwaltung, um so stärker der Notenumlauf, 
wenn ihm nicht andere Momente entgegenwirken. In einer großen Notenausgabe 
liegt aber die einzige Gefahr tür den Goldschatz der Japanischen Bank. Die bei 
ihr hinterlegten Depositengelder sind nicht betrachtlich genug, als daß durch ihre 
Zurückziehung die Bank gefährdet werden könnte.') Nur durch Präsentierung von 
Noten oder direkt von der Finanzverwaltung können der Bank groBe Summen 
von Ooid entzogen, kann die Elnlösbarkeit der Noten gefährdet werden. 

Der Notenumlauf ist bisher durch den großen Staatsbedarf nicht wesentlich 
erhöht (10. Dezember 241 Millionen) oder mit andern Worten den Entnahmen des 
Staats entsprechen die Eingänge aus Steuern und die Einzahlungen auf Anleihen. 

Mit der Beschleunigung der Wiedereingänge au^c^ebener Umlaufsmittel ist 
auch aüitlicli eine besondere Maßregel begründet worden: der halbstaatlichen 
Hypothekenbank ist die Ausgabe einer Prämienanleihe gestattet worden. Es er- 
scheint autfallend, daß man in dem Augenblicke, in welchem der Staat sich mit 
großen Anforderungen an den Geldmarkt wendet, einem halbstaatlichen Institut 
gestattet, durch Ausgabe besonders verlockender P.ipierc K' nkurrenz zu machen. 
Der nicht anstresprncheiie Zweck ist nffenhnr der, der Hypothekenbank Mittel zu- 
zuführen. Ob sie damit in erster Linie dem stockenden privaten Kredit zu Hilfe 
kommen (Analogie der Ausgabe von Darlehenskassenscheinen in Preußen 1866 
und 1870), oder ob sie befähigt werden sollte Staatspapiere der Spezialfonds 
zu Obernehmen, vermag ich nicht zu sagen. Jedenfalls gilt die erste Sorge der 
japanischen Finanzverwaltung d>:m Schutze des Barschatzes der Bank. Die in 
London und Newyork kontrahierten Anleihen ii.stten auch in erster Linie den Zweck 
die Valuta zu schützen. Darüber, daß vor allem die Barzahlungen aufrecht er- 
halten werden mOssen, dürfte man sich in den maßgebenden Kreisen Tokios ganz 
klar sein. Und dazu muß in erster Linie der auswärtige Kredit dienen. Daß 
dessen weitere F^rnntzung ilem Lande erhebliche Opfer auflegen wird, ist nicht 
zweifelhaft. Gegenüber den offenkundigen Bedenken einer zunehmenden Ver- 
schuldung des japanischen Staates an das Ausland ist aber zu beachten, daß die 
bisherige Verschuldung Japans an das Ausland im Vergleich mit anderen Staaten 
ähnlicher wirtschaftlicher Entwicklung minimal ist, vor allem auch, weil bisher 
eben nur die Staatsanleihen in Betracht kommen, während eine Vtrscluildung an 
das Ausland durch fremde Kapitalsanlagen im Inland kaum in den ersten An- 
fängen vorhanden ist. Und damit vergleiche man z. B. die enorm ~ Verschuldung 
Rußlands g^enQber dem Auslande. 

Denkbar ist natürlich, daß bei längerer Dauer des Krieges der Augenblick 
komm^ wo die Aufrechterhaltung der Barzahlungen unmöglich wird weil auswär- 

•) Private Depositen: 

31. Oczumhcr 190.5 . 3917900 Yen, 

9. Januar l'.K)4 .... 13412Ü00 „ 
6. Februar 1904. . . . 7214000 „ 
23. April 1904 .... 123:i'JÜ(X) „ 

10. Dezember 1904 . . 11280000 „ 
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tiger Kredit zu scfiwcr zu crlani:en sein würde. Diejenigen aber, die glauben, 
daß dadurch Japan zum Kriedenssciiluti j^czwungen werden würde, würden dann 
eine neue Enttäusciiung erleben. Der eiserne Entschluß, die Fehde mit Rußland 
durchzukämpfen bis tu einem annehmbaren Frieden, wird von der Aussicht auf 
etliche Jahre die Barzahlungen einstellen zu mOssen, ganz gewiß nicht gebeugt 
werden. 

So furchtl)ar dieser blutige Krieg in Ostasien erscheint, so schwere Wunden 
er der autbluhcnden Volkswirtschatt Japans schlägt, erhebend ist doch dieses 
Schauspiel der Hingabe eines ganzen Volkes an seine nationalen Ideale. 

Auf der Mendel, am 2. Oktober 1904.*) 

') Nachschrift. Für das Finanzjahr läü3 Uü hat der japanische Reichstag rund 
72 Millionen Yen Kriegssteuern bewilligt. Die Gnindsteuer wird betregen: auf Ackerland 
5,5 Prozent, auf Baularul in den Siüdten 20 Prozcnl, auf dem Lande 10 Prozent. Der Kriegs- 
zusclilag zur Einkommensteuer steigt mit der Grüße des Einkommens von 100 auf 400 Pro- 
zent. An neuen Steuern sind bemerkenswert: eine Erbeckaftsstener, eine Pahrkartensleuer, 
dns Snl/inonopol, eine Stempelsteuer von 10 Prozent auf alle Ocwctic (Wollenpewebc 15 Pro- 
zent, wie schon jetzt). Bei den Zöllen ist wichtig die Einführung eines Zolles auf Reis. Im 
librigen scbeineo die Kriegszuschiage ühnlick den fSr das laufende Jahr eingefübrten zu sein. 
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Die Quantitätstheorie 



insbesondere in ihrer Verwertbariceit als Haussetheorie. 

Von Arthur Spiethoff. 

Von ebenso groBer Verbreitui^ wie praktischer Bedeutung für die Krisen- 

frajj;t' ist eine Theorie gewesen, die bei der Ursaciierklärunß von den Preis- 
erscheinungen ausging und das Steigen der F'reise mit daraus folgendem allge- 
meinen Aufschwung aus den Qeldverhältnissen herleitete. Es handelt sich um die 
namentlich von Ricardo*) zu al^emeineier Geltung gebrachte QuantititsUieorie, die 
in der Fassung des Currency-Principle zur Krisentheorie «runte. 

Die Quantitätstheorie läßt den Wert des Geldes unter sonst gleichen Um- 
ständen von seiner umlaufenden Menge abhängen. Steigt diese, so fällt sein Wert, 
vermindert sie sich, so erhöht sich dieser und zwar so, daß Menge- und Wcrt- 
verSnderung in demselben Verhältnis vor sich gehen, und der Stand der Preise 
deshalb von der jeweils umlaufenden Geldmenge abhängt Nimmt die Cetdmei^ 
unter sonst gleichen Umständen um 10 'Vo zu. sinkt ihr Wert gerade so stark, 
und die Preise sämtlicher Waren erhöhen sich um denselben Prozentsatz. In Be- 
zug auf diesen letzteren Punkt herrscht allerdings Meinungsverschiedenheit; Mill ') 
behauptet die genau verhältnismüBige Veränderung, während Hume") und sehr 
nachdrucklich Hcrtzka^) sie als nicht notwendig hinstellen- Ebenso herrscht eine 
verschiedene Auffassung dariihcr, ob alle Preise gleichzeitig mit dem Schwanken 
der Geldmenge und untereinander gleichmäfiig sich verändern, oder ob die Wir- 
kung zunächst nur bei einem oder einigen Gütern eintritt und allmählich auf die 
anderen von hier aus übertragen wird, und des weiteren, ob diese schlieMiche 
Veränderung bei den verschiedenen Gütern ungleich ist. Ricardo vertritt die An- 
sicht, daß alle Preise unter dem reinen Einfluß der Quantitätsänderung des Oeldes 
gleichmäßig wechseln, und er hält diese Wirkung wohl auch für eine ziemlich so- 
fortige. Hume'^) und Mill") erörtern dagegen nachdrücklich den erst in geraumer 
Zeit vor sich gehenden Obeigaiq; der Prelsveranderung von einer Ware auf die 
andere, at>er das endliche Steigen oder Fallen aller Preise erldirt auch Mill fflr 

>) D. Ricardo, Qnindgcsctze der Volkswlrtscliaft and BesteuenmK. Aus dem Eng- 
lischen Dr. F.. Bnunistark, I fipzig 1877. Hauptstück I und nnnu nflich 7. 15 und 27 

') J. St. Mill, ürundsaUe der politischen Ökonomie, aus dem ^n^lischen von A. Soct- 
beer, Hamborg 1892, S. 524, 

*) Ü. Humes Vermischte Schriften über die Handiunfi, die Manufaktur und die anderen 
Quellen des Reichtums und der Macht eines Staates. Aus dem Englischen übersetzt, Ham- 
burg 1754, S. 64 Ii. und 73. 

<) Th. Hcrtzka, Wechaelicurs und Agio, Wien 1894. S. la 

») Clr. a. a. O. S. 63. 

•) Cfr. a. a. O. S. fD3, 524. 
WauMf^MtocMR. 32 
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untereinander gleichmäßig, und Hume scheint derselben Ansicht gewesen zu sein. 

Dem Einwände, daß die gleichmäßige Veränderung aller Preise nicht der Beob- 
achtung entspreche, da manche beträchtlich mehr als andere stiegen oder fielen, 
entgegnet Ricardo,') „daß in einem Lande, wo es keine Besteuerung gibt, die Ver- 
Snderung im Tauschwerte des Geldes, insofern sie an Mangel oder OberfluB da« 
ran herrflhrt, in gleichem Verhältnisse auf die Preise aller Güter «rirken wird, . . . 
allein in einem l.antle, wo die Preise künstlich zufolge der Besteuerung gesteigert 
sind, wird Geldiiherfluß zufolge des Geldeinstromens, oder dessen Ausfuhr und 
daraus entstandener Mangel zufolge ausländischer Naclifragc danach nicht in 
gleichem Verhiltnisse auf die Preise aller Güter wirken. . . . Wire ein Land nicht 
besteuert, und sollte das Geld im Tauschwert fallen, so würde sein Oberfluß auf 
jedem Markte gleiche Wirkung hervorrufen. Allein dies ist nicht mehr richtig, 
wenn irgend eines von diesen Gütern liesteuert ist; würden sie in diesem Falle 
sämtlich im Verhältnisse zu dem Sinken des Tauschwertes des Geldes steigen, so 
wOrden die Gewinnste ungleich gemacht; in dem Falle, wenn Qflter besteuert 
wären, würden die Gewinnste über den allgemeinen Gleichstand hinaus erhöhet 
und Kapital von einer UnternehnnuiL; ir; die andere überfragen werden, bis ein 
Gleichgewicht der Gewinnste wieder hergestellt wäre, das nur stattfinden korüite, 
wenn die verhältnismäßigen Preise verändert wären." Eine Regulierung der Geld- 
menge läßt die Quantitfltstheorie durch den auswärtigen Handel stattfinden. Tritt 
eine Geld Vermehrung ein, so steigen die Preise des Inlandes, und es verringert 
sich die Warenausfuhr: die Einfuhr muß infolgedessen teilweise mit Edelmetall be- 
zahlt werden, und dieses Abströmen des Geldes erhöht wieder seinen Wert und 
senkt die Warenpreise; umgekehrt bei einer Verminderung der Geldmenge. 

Ricardo entwickelte seine Theorie zur Zeit der ethischen Bankrestriktion 
zunächst für die Verhältnisse des uneinlöslichen Papiergeldes, um mittelst der^ 
selben das Goldagio, die ungünstigen Wechselkurse und gewisse Preissteigerungen, 
deren jedwede zeitweilig auftraten, zu erklären, und sie wird deshalb auch vor- 
nehmlich in Verbindung mit diesen Ereignissen erörtert. Die Lehre war aber vor 
Ricardo schon von anderen angestellt und benutzt worden, z. B. von Hume zur 
Erklärung der Preisrevotution des 16. Jahr! ntuierts sowie zur Bekämpfung der 
mcrkantilistischen Lehre von der Handelsbilanz und der Anschauungen derselben 
Schule über Geld-Ein- und Ausfuhr; die Quantitätstheorie soll ganz allgemein für 
Geld giltig sein, wie sie auch von Ricardo später in seinen Princlples und vor 
und nach ihm von vielen anderen in diesem Sinne vertreten ist Zu ihrer Wider- 
legung genügt deshalb nicht der Nachweis, daß die genannten englischen Er- 
scheinungen der Bankrestriktionsperiode aus anderen Ursachen folgten. 

Was den zunächst zu betrachtenden Ursach-Mechanismus betrifft, mittelst 
dessen die Geldmenge auf die Warenpreise wirken soll, so wird er verschieden 
dargestellt. Hume läßt sich folgendermaßen darüber aus: „Betrachtet*) man eine 
Nation an sich selbst, so kann der größere Überfluß des Geldes, weil alsdann 
eine größere Summe eben dieselbe Menge von Gütern vorstellt, weder gute noch 
schlimme Folgen haben; ebensowenig, als es eine Veränderung in den Büchern 
der Kaufleute machen wQrde, wenn man anstatt der arabischen Art zu zählen, die 
wenige Charaktere erfordert, sich der römischen bedienoi würde, die deren mehr 
erfordert. Ja es ist die größere Menge des Geldes gleich den römischen Zahlen 
vielmehr unbequem und beschwerlich und erfordert mehr Mflhe, es fortzubringen 

•) CIr. a. a. O. S. 179. 
*) Cfr. a. «. O. 5. Sl ff. 
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und zu bewahren. Aber ungeachtet dieses Schlusses, dessen Richtigkeit man nicht 
leugnen kann, ist es gewiß, daß seit der Entdeckung der amerikanischen Berg- 
werke der Fleiß sich bei allen europäischen Nationen, nur nicht bei den Besitzern 
dieser Beigwerke vermehrt hat; und dies Icann man* nSchst anderen Ursachen, der 
Vermehrung des Goldes und Silbers zusdireibra. Wir finden auch, diesem zu- 
folge, daß in einem Reiche, worin das Geld in größerer Menge zu fließen anfängt, 
alle Dinge eine neue Gestalt bekommen; die Arbeit und der Fleiß erhalten ein 
neues Leben; der Kaufmann unternimmt mehr; der Manufakturier wird fleißiger 
und geschtclcler; und selbst der Bauer folgt seinem Pfluge mit größerer Munter- 
keit und Aufmerksamkeit Die Ursache dieser Verinderung ist nicht teicht anzu- 
geben, wenn wir den Einfluß, den eine größere Menge des Geldes in einem Reiche 
hat, nur insofern betrachten, als dasselbe den Preis der Ware erhöhet, und einen 
jeden Einwohner zwingt, eine größere Anzahl dieser gelben oder weißen Stücke . 
fOr das, was er einkauft, auszugeben. Und was die auswärtige Handlung anbe- 
trifft, so ist diese groBe JMenge des Oeldes vielmehr nachteilig; indem dadurch die 
Preise von allen Arbeiten gesteigert werden. Um also die Ursache dieser Ver- 
änderung zu bestimmen, müssen wir bedenken, daß, obgleich der hohe Preis der 
Ware eine natürliche Folge von der Vermehrung des Goldes und Silbers ist, diese 
Verteuerung dennoch nicht unmittelbar auf die Vermehrung des Geldes folget; 
sondern es wird einige Zeit erfordert, ehe das Geld durch den gan»n Staat zirku- 
lieren, und seine Wirkungen allen Klassen des Volkes zu fühlen gelien kann. 
Gleich anfänglich wird keine Veränderung gespürt; nach und nach steigen die 
Preise, erst von der einen, hernach von der anderen Ware; bis endlich das Ganze 
mit der neuen JMenge des Geldes, so in dem Staat ist, ein richtiges Verhältnis 
bekommt iMeiner JMelnung nach ist bloß in dieser Zwischenzeit, zwischen der 
Erwerbung der neuen Reichtümer und der ErhiUuing der Preise die Vermehrung 
des Goldes und Silbers dem Fleiße beförderlich und zuträglich. Wenn eine Menge 
von Geld unter eine Nation kommt, so wird es anfänglich nicht in viele Hände 
zerstreut, sondern in die Kisten einiger weniger Personen eingeschlossen, die es 
sogleich auf das beste zu gebrauchen suchen. Man nehme an, da6 einige Manu- 
fakturiers oder Kaufleute für ihre Güter, so sie nach Cadix gesandt haben, Gold 
und Silber erhalten haben. Dadurch werden sie in den Stand gesetzt, mehr Ar- 
beitsleute als vorher in den Dienst zu nehmen, denen es nie einfällt, höheren 
Arbeitslohn zu fordern, sondern die froh sind, daA sie fDr so gute Bezahler'etwas 
zu arbeiten haben. Werden die Arbeiisleute selten, so gibt der Manufakturier 
mehr Arbeitslohn; aber anfänglich fordert er auch, daß sie mehr dafür arbeiten 
Süllen; und dies läßt sich der Künstler gern gefallen, der nun für seine mehrere 
Arbeit auch besser essen und trinken kann. Er bringt sein Geld zu Markt, wo 
er die Dinge noch alle in den vorigen Preisen findet; er nimmt nun aber mehr 
und von besserer Art Waren zum Gebrauch seiner Familie nach Hause. Wenn 
die Pachter und die Gärtner finden, daß alle ihre Waren gekauft werden, so 
legen sie sich unverdrossen darauf, mehr lierbeizuschaffeii; und zu gleicher Zeit 
können sie so viel erübrigen, daß sie besser und mehr Tuch von ihrem Kauf- 
mann nehmen können, der es ihnen noch zu den vorigen Preisen läflt und also 
wird ihr Fleiß durch den neuen Gewinn nur noch mehr aufgemuntert Es ist 
sehr leicht, den Lauf des Geldes durch den ganzen Staat zu bezeichnen; und wir 
weiden alsdann finden, daß es erst den Fleiß einer jeden einzelnen Person l>e- 
leben muß, bevor es die Preise der Arbeit erhöhet Es') geht immer eine 

') Humc, a. «. O. S. 67. 
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Zwischenzeit hin, ehe die Sachen nach ihrem neuen Zustande einf^erichtct werden; 
und diese Zwischenzeit ist dem Fleiße ebenso schädlich, wenn das Gold und 
Silber abnimmt, als sie demselben zuträglich ist, wenn sich diese Metalle ver- 
mehren. Der Arbeitsmann hat alsdann nicht mehr so viel fflr den Kaufmann und 
den Manufakturier zu tun; ob er gleich auf dem Markt noch immer gleichviel fflr 
die Waren, die er einkauft, bezahlen muß Der Pachter kann sein Korn und sein 
Vieh nicht unterbringen, ob er gleich seinem Herrn noch ebensoviel Pacht als 
vorher geben muß. Man sieht leicht ein, was für Armut, Bettelei und Trägheit 
daraus erfolgen mOsse Es*) ist gleichfalls olfenbar, da6 die Preise nicht so- 
wohl von der Menge des Geldes und der Waren überhaupt genommen, abhängen, 
sondern vielmehr von den Waren, die zu Markt gebracht werden, und von dem 
üelde, welches in einem Staat zirkuliert. Wird das Geld in Kisten eingeschlossen, 
so ist es, in Absicht auf die Waren, ebenso, als wenn es gar nicht da wäre; 
werden die Waren in Magazinen aufgespart, so sind sie auch gleichsam ver- 
nichtet. Weil das Geld und die Waren in diesem Falle nie ausammenkommen, 
so können sie keinen Einfluß aufeinander haben." 

Ricardo erörtert in seinen Principles die Quanlitätstheorie nicht zusammen- 
hängend und begründet sie namentlich nicht durch Aufweisung des Ursachmecha- 
nismus, er schefait aber der Ansicht zu sein, daB eine Vermehrung oder Verminde- 
rung des Oeldes unmittelbar, gleichmäßig durch die ganze Volkswirtschaft hin- 
durch seinen Tauschwert *) verändert, etwa so, daß er sich die Geldmenge losge- 
löst von ihren individuellen Besitzern als eine unter einheitlichen Bedingungen 
stehende, zusammenhängende Masse drak^ die vergrößert oder verkleinert unter 
der Notwendigkeit sich befindet, gegen eine gleichbleibend^ Warenmenge ausge- 
tauscht zu werden und deshalb mit jeder Quantitätsveränderung eine entsprechende 
Wertveränderung erfährt. Man wird sich kaum des Eindrucks erwehren können, 
daß Marx*) in bezug auf Ricardo Recht hat, wenn er von den Begründern der 
Quantitfttslheorie sagt: „Die Illusion, daß ... . die Warenpreise durch die Masse 
der Zirkulationsmittel und letztere durch die JMasse des im Lande befindlichen 
Geldmaterials bestimmt werden, wurzelt bei ihren ursprünglichen Vertretern in der 
abgeschmackten Hypothese, daß Waren ohne Preis und Geld ohne Wert in den 
ZirkulationsprozcÜ eingehen, wo sich dann ein aliquoter Teil des Warenbreies 
mit eiium aliquoten Teil des Metallberges austausche." Daß diese Charakteri- 
sierung fOr Hume nicht zufalfft, geht aus der oben gemachten AnfQhrung hervor. 
Auch Tooke scheint die Quantitätstheorie, wobei ihm in erster Reihe und haupt- 
sächlich Ricardos Auslassungen vorschweben dürften, in der anijegebcnen oder in 
ähnlicher Weise zu verstehen; er polemisiert ^ dagegen, die nach den australischen und 
kalifornischen Ooldenidedoragen in den fOnfziger Jahren erfdgten Preiserhöhungen 
aus der vermehrten Menge des Metallgeldes zu erklären, indem er dieser at^elehnlen 
Deutung seine eigene entgegenstellt, wonach die Preissteigerung aus vermehrter 
Nachfrage nach Gütern und erhöhtem Einkommen folE;t, welch' letztere „ihren Ur- 
sprung in der stärkeren Frage nach Ausfuhrgegen&tänden für die Goldländer " 
haben. DaB die vermehrte Goldproduktion und Eddm^llmenge durch das Me- 
dium einer Warennachfrage für die Goldländer auf die Preise wirkte, diese Ver- 

•) Humc, a. a. O. S. 70. 

•) Die Interpretation von R. Hildebrand, Die Theorie des Geldes, S. III, dfirfle auf 

dasselbe himiislniifcn. 

) Capital I, S. 87. 

*) Oeschiclite und Bestimmung der Preise, deutsch von Asher, II. S. 432 und 440. 
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hindung, in der Hume den Mechanismus seiner Quantitätsthenrie sah, liegt Tooke 
fern. Dieser scheidet vielmehr zwischen Gcidvermehrung und gesteigerter Waren- 
nachfrage und steht beides als untereinander bcziehungslus an; er leugnet jede 
Wirkiii^ der Geldvermehning auf die Preise und zieht zur Ursaclierldäniiig der 
Preissteiii^ng allein die vermehrte Nachfrage heran. QegenQber diesem Stand- 
punkt ruft Nasse') mit Recht vorwurfsvoll aus: „Als ob eine andere Art der Ein- 
wirkung von Seiten erleichterter und vergrößerter Edelmetallproduktion (als durch 
gesteigerte Warennachfrage) überhaupt möglich sei!" Touke bewegte sich eben, 
wenn er quantilitstheoretische Verursachungen abwog, im GedanlcenkFeis der 
Ricardoschen Auffossung, der die Preisveränderungen nicht Ober das Medium in- 
dividueller Warennachfrage gehen ließ. 

Sefir ähnlich dem Ricardoschen Standpunkt ist der von John Stuart Mill; 
nicht nur, daß er die Preissteigerung im genauen Verhältnis zur Geldvermehrung 
eintreten 1861; und er jene bei allen Waren unter dem reinen Einfluft der Oeld- 
zunahme als gleichmäßig ansieht, auch in bezug auf den Mechanismus und den 
sonstigen Einfluß der Geldvcrmehrung auf den Zustand der ganzen Wirtschaft be- 
besteht weitgehende Übereinstimmung^. Den Mechanismus schildert er folgender- 
maßen-): „Nehmen wir an, daß, während alles übrige in derselben L^e bleibt, eine 
Vermehrung der Geldmenge stattfinde, etwa durch die Ankunft eines AusUnders 
an einem Orte mit einem Schatz von Gold und Silber. Wenn er anfängt, davon 
auszugeben (für den vorliegenden Zweck bleibt es sich gleich , oh dies auf pro- 
duktive oder auf unproduktive Weise geschieht), so vergr<>ßert er das Angebot des 
Geldes, und eben dadurch auch die Nachfrage nach Gütern. Ohne Zweifel ver- 
grOBert er anfangs nur die Nachfrage nach gewissen Arten von Artikeln, nSmIich 
solchen, die zu kaufen er sich entschließt; er wird unmittelbar den Preis derselben 
in die Hr»he treiben, und so weit es ihn persönlich angeht, diesen allein. Wenn 
er seine Fonds für Bewirtungen ausgibt, so wird er die Preise der Lebensmittel 
und des Weines in die Höhe treiben; wenn er sie hingegen zur Errichtung einer 
Fabrik verausgabt, so wird er den Preis der Arbeit und der betreffenden Rohstoffe 
steigern. Durch die höheren Preise wird nun mehr Geld in die Hände der Ver- 
käufer dieser Artikel kommen, und diese, seien es Arbeiter oder Händler, werden, 
indem sie mehr Geld auszugeben haben, eine vermehrte Nachfrage nach allen den 
Dingen, welche zu kauten sie gewohnt sind, herbeiführen; auch diese werden 

demzufolge im I^ise steigen, bis dies Steigen sich auf alles ershieckt hat 

.... Vorausgesetzt, daß sich das Geld in den Hinden der Individuen vermehre, 
während die Bedürfnisse des Gemeinwesens, zusammengenommen, genau die- 
selben bleiben, so würde die Vermehrung der Nachfrage alle Artikel gleichmäßig 
treffen, und ein allgemeines Steigen fände statt. Man könnte mit Hume an- 
nehmen, daß eines JMorgens jeder einzelne in einer Nation bei seinem Erwachen 
eine GoldmDnze in seiner Tasche finde; allein dies Beispiel würde eine Ab- 
weichung in der Proportion der Nachfrage nach den verschiedenen Waren in 
sich schließen; die Luxusgegenstände für arme L^ute würden in weit höherem 
Grade als andere Dinge im Preise steigen. Wir wollen deshalb lieber an- 
nehmen, daß jedem Taler oder Groschen, den jemand besitzt, ein anderer Taler 
oder Groschen auf einmal hinzugelegt würde. Es würde dann abseifen des 
Geldes eine vermehrte Nachfrage nach Dingen aller Art eintreten und infolge da- 



') Cfr. Schüiibergs iiaiiübuch. 4. Aufl., 1, S. 358. 

*) Cfr. Grundsätze der polit. Ökonomie, deutsch von SoettMer, 1852; I, S. 523. 
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von auch ein höherer Geldwert oder Preis dieser Dinge Hin solclict höherer Wert 
würde niemandem zugute kommen, würde keinen anderen Unterschied machen, 
als daß man Taler und Groschen in höheren Zahlen zu rechnen hätte. Es wäre 
nur eine Erhöhung; der Werte hinsichtlich der Schitzung in Qeld, in einer Sache, 
die man allein dazu nötig hat, um andere Dinge zu kaufen; niemand würde da- 
durch in den Stand gesetzt, mehr zu kaufen als vordem Die Preise wären in 
einem gewissen Verhältnis gestiegen, und der Wert des Geldes in dem nämlichen 
Verhältnis gefallen." 

Der erste Teil der Auseinandersetzung Icönnte ganz gut aus Hume ent* 
nommen sein, aber der zweite steht im völligen Gegensatz hierzu. Bei Hume 
folgte der Geldvermehrung zunächst eine Veränderung der relativen Preise, ein 
allgemeiner Aufschwung, eine Mehrproduktion, eine Mehrkonsumtion; bei Mill') 
handelt es sich nach dem letzten Teil der wiedergegebenen Ausführung nur um 
eine Veränderung des absoluten aligemeinen Preisstandes, eine andere Art der 
Berechnung, denn „niemand würde dadurch in den Stand gesetzt, mehr zu kaufen 
als vordem," ein Zustand, den Hume erst als einen endlichen, als Resultat der 
Preisausgleichung ins Auge faßt. Mit der Millschen Auffassung des sofortigen 
Eintretens dieses Ausgleichszustandes steht aber in Widerspruch „es würde ab- 
selten des Oeldes eine vermehrte Nachfrage nach Dingen aller Art dnfreten," wie 
auch im ersten Teil an mehreren Stellen von vergrößerter Nachfrage gesprochen 
wird. Die Beweisführung dürfte also nicht einmal in sich schlüssig sein. Aber 
auch die Voraussetzungen sind unrealistisch. Mill geht davon aus, „daß sich das 
Geld in den Händen der Individuen vermehre, während die Bedürfnisse des Ge- 
meinwesens, zusammen genommen, genau dieselben bleiben.* Blieben die Be- 
dDrfnisse wirklich dieselben, so ISge zur Verausgabung des neuen Geldes gar 
keine Veranlassung vor, es träte ein, wovon Mill immer betont,*) daß es nicht 
eintreten darf, wenn die Geldmenge wirksam sein soll, es würde nämlich folgen, 
dafl „die zusfltzliche Quantitiit In den Koffern der Banic oder den Privatbank- 
häusem aufbewahrt würde und nicht auf die Preise einwirken konnte." Wenn 
Mill weiter annimmt, „daß jedem Taler oder Groschen, den jemand besitzt, ein 
anderer Taler oder Groschen auf einmal hinzugelegt würde," so ist es wirklich 
schwer sich vorzustellen, w'e diese Art der Verteilung ohne ein Wunder zustande 
kommen soll. Die Voraussetzung ist notwendig, um die gleichmäßige Wirkung 
der Quantitfltsver9ndening auf alle Preise deduzieren zu kOnnen, aber damit ist 
ihre Begründung auch erschöpft. Das Gleichbleiben der Bedürfnisse und das vo» 
Erzeugung und Verbrauch kann unmöglich zum „ceteris paribus" gehören, denn 
die Veränderung dieser Faktoren ist teils die nutwendige Voraussetzung, wenn 
sich eine Wirkung vermehrter Geldmenge einstellen soll, teils ist sie die untrenn« 
bare Begleiterscheinung der zunächst partiellen Preissteigerui^. Ohne Wandlungs- 
fähigkeit dieser Erscheinungen ist ein Mechanismus, mittels dessen die Vermehmng 
der Geldmenge auf die Preise wirkt, so gut wie nicht vnrstellbar, und werden die 
„sonst gleichen Umstände" dennoch hierauf ausgedehnt, so wird das Ganze eine 
wesenlose unrealistische Abstraktion. 

Von neueren Anhängern der Quantitätstheorie hat Hertzka, sowdt ersicht- 
lich, den näheren JMechanismus nicht angegeben. Wicksell^ leitet die Wirkungen 

') Mill ist sich dieses Gegensatzes bewuBt und bekämpft die Auffassung von Hume 
cfr. a. a. O I. S. 593. 

-) Cir. a. a. O. 1, S. 529. 

•) Cfr. Geldzins und Oaterprelse, ISOB, S. 35. 
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in der Hauptsache Ober die Kassenbestinde und einen aus ilirer Veränderung sicli 

ergebenden vorzeitigen oder abwartenden Waren-Ein- und -Vericauf. „Steigen bei 
gleichbleibendem Geldvorrat aus irgend welcher Veranlassung die Warenpreise, 
oder vermindert sich, bei vorläufig gleichbleibenden Preisen, jener, so werden die 
Kassenbestinde, obwohl sie ersterenfalls im Durchschnitt keine wirtdiche Verin- 
derui« erfahren haben, gegenüber der jetzigen Höhe der Warenpreise allmShlich 
7.U klein erscheinen. Wenn ich auch in jenem Falle später auf erhöhte Einnahmen 
rechnen kann, so laufe ich doch vorläufig Gefahr, meinen Verbindlichkeiten nicht 
rechtzeitig nachkommen zu können und würde auch bestenfalls auf diesen und 
jenen sonst vorteilhaften Einkauf aus IMangel an Barmitteln leicht verzichten 
mfissen. Ich suche deshalb meine Kasse zu verstärken, was (unter vorläufiger 
Nichtbeachtung des Auswegs der Geldanleihe usw.) nur durch verminderte Nach- 
frage nach Waren und Leistungen oder durch vermehrtes (vorzeitiges oder unter 
dem Preise geschehenes) Angebot meiner eigenen Ware, oder durch beides zu- 
gleich erzielt werden kann. Dasselbe gilt von allen anderen Warenbesitzem oder 
-Konsumenten. Allerdings wird hierbei das von jedem Individuum erstrebte Ziel, 
seinen Vorrat an Barmitteln zu vergrößern, im großen ganzen tatsächlich nicht er- 
füllt, dünn die Summe der individuellen Kassenbestände ist ja durch die Größe 
des vorhandenen Geldvorrats begrenzt, oder vielmehr mit diesem identisch. Da- 
gegen wird die Dberall verminderte Nachfrage und das gesteigerte Angebot von 
Waten notwendig ein sukzessives Sinken aller Preise bewirken, welches nur auf- 
hören kann, wenn letztere das Niveau erreicht haben, bei welchem die Kassen- 
bestände eben hinreichend erscheinen — somit im erstgenannten Falle, wenn die 
Preise zu ihrem früheren Niveau zurückgekehrt sind." „Das Umgekehrte von 
diesem allen wird eintreten, wenn die Preise bei unveiändertem Geldvorrat eine 
zufällige Erniedrigung erfahren haben, sowie wenn eine bleibende Vergritterung 
der vorhandenen Geldmenge eingetreten ist. Zwar macht es im letzterwähnten 
Falle (wie analog bei vermindertem Geldvorrat) einen gewissen Unterschied, ob 
das zuschüssige Geld auf dem einen oder anderen Wege der Volkswirtschaft zu- 
geflossen ist, immerhin aber wird es zuletzt — oder jedenfells kann man dies 
voraussetzungsweise annehmen — sich in „die Kanäle der Zirkulation" verteilt 
haben, und falls nicht dabei schon eine Erhöhung der Warenpreise zustande ge- 
kommen ist, wird sie jetzt eintreten müssen. Nicht als ob derjenige, welcher zu- 
fälligerweise die doppelte Zahl von Zehnmarkstücken in seiner Kasse hat, als 
sonst unter entsprechenden Verhältnissen üblich, nun auch fQr alle Waten die 
doppelten Preise zu bieten anfangen würde; wahrscheinlich aber wird er irgend 
einen Einkauf, den er sonst auf später aufgeschoben hätte, schon jetzt bewerk- 
stelligen wollen oder mit irgend einer Warenveräußerung, die er sonst notge- 
drungen hätte vornehmen müssen, jetzt mehr zurückhaltend sein, kurz: es wird 
infolge der Oeldvermehrung die Nachfrage nach Waren zunehmen, das Angebot 
dagegen abnehmen, was eine sukzessive Erhöhung aller Warenpreise zur Folge 
haben nuiß — bis die Kassenbestände relativ zu den Warenpreisen wiederum 
ihre normale Höhe erreicht haben." 

Wie Wickseil den Mechanismus schildert, ist eine längere Zeit erforderlich, 
bis er sich durchsetzt, und in dieser Spanne konnten sidi alle Begleiterscheinungen 
allgemeinerer Hausse geltend machen, die eine endlich allgemeinere Preissteige- 
rung mit sich bringt. Bis die angedeutete Ausgleichung aller Preise erfolgt, und 
zwar derart, daß die Preisänderung gar keine Nebenwirkungen mehr hat, müssten 
regelmäßig Jahre vergehen. WIcksell hebt zwar hervor, daß es einen Unterschied 
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mache» auf welchem W^e das Geld der Volkswirtschaft zufließt, aber er ver- 
meidet geflissentlich, mit vermehrten und zusätzlichen Warenankäufen zu argumen- 
tieren. Dadurch, daß er nur mit einer aus reichlichen Kassenbeständen folgenden 
Zurfickhaltung der Verkäufer und frühzeitigem Nachfragen der Begehrer nach so 
wie so gekauften Waren redinet, beschränkt er den Ursadimechanismus der Oeld- 
vermehrung in eigentümlicher Weise und nähert sich damit Mill. 

Die Quantitätstheoretiker') glauben sich dadurch zu decken, daß sie für den 
auf die Preise geübten Einfluß des Geldes lediglich die in Umlauf befindliche 
Menge henuizielien. Damit dfirflen sie ifirem Grundgedanken aber kaum dienen, 
denn gerade der Geldumlauf ist immer bedingt durch die getätigten Käufe und 
Verkäufe oder sonstwie eingegangenen Verpflichtungen, die Zahlungen nach sich 
ziehen. Das Geld kann erst zirkulieren, wenn etwas derartiges erfolgt ist, und 
Stellt dann nur das Mittel und Werkzeug dar, mit dessen Hilfe die Ausführung 
vor sich geht Also gerade unter gleichen Umständen kann gerade das um> 
laufende Geld nie die Ursache vermehrter Nacfaffrage sein, aus der eine steigende 
Preisrichtung folgen könnte, es kann höchstens Bedingung sein, ohne welche 
die beabsichtigte oder mögliche Nachfrage etwa verhindert werden kann, sich 
in eine tatsächliche umzusetzen. Das Geld fällt nicht vom Himmel herab in 
die Zilkttlation, sondern es befindet sich in bestimmter Verteilung im Besitz 
bestimmter Eigentümer, die ihm ebenso wie den etwa begehrten Waren einen 
bestimmten Wert beigelegt haben, bevor sie es in die Zirkulation eintreten lassen. 
Durch diese Bewertung seitens der Waren- und Geldeigentümer werden in letzter 
Linie die Preise bestimmt, und die Geldmenge, welche wirklich in Umlauf kommt, 
hängt davon ab^ inwieweit die Wertschätzungen der Geld- und Warenbesitzer so 
übereinstimmen, daB es zu Käufen und Verkäufen kommt Die Preise, d. h. das 
Wertverhältnis, in dem Geld und Waren gegeneinander ausgetauscht werden 
sollen, stehen bereits fest, bevor das Geld in Umlauf tritt. Die Frape spitzt sich 
nunmehr dahin zu, ob die Bewertung des Geldes dadurch beeinflußt wird, daß die 
einzelnen Besitzer unter sonst gleichen Umständen Ober veränderte, und was hier 
bei Besprechung der Hausse vornehmlich interessiert, Ober vergrößerte Mengen 
davon verfügen. Dies ist, als panz allgemeine Frage gestellt und ohne zunächst 
auf Einzelfälle einzuiiL'licn, unbedingt zu tjejalit'n,-') da es sich hierbei um ein ele- 
mentares Grundgesetz aller Wertbildung handelt, und zwar wird der subjektive 
Tauschwert zuerst verändert, während der Gebrauchswert und objektive Tausch- 
wert, die beim Gcidc zusammenfallen, da sein Gebrauchswert in dem Wert des 
einzutauschenden Gutes besteht, zunächst unberührt bleiben und erst durch Ver- 
tinderung des subjektiven Tauschwertes bei den einzelnen Besitzern allmählich 
beeinflußt werden. Was diesen letzteren betrifft, so durfte er sich, wenigstens in 
Zeiten nomulen, ruhigen, panikfreien Verkehrs, nicht allein nach der konkreten 
Geldquantität richten, über die ein Individuum in handgreiflichen Stücken im 
Augenblick verfügt, sondern vielmehr nach der ;iltt;enieinen Vermögensmacht oder 
Kaufkraft, und zwar diese auch nicht bezogen allein auf die Bedürfnisse des 



') Kritische Erörterungen illjer die QuantltMslheorie cfr. namentlich A. Wagner In 

Bluntschlis St.natswürterbuch Vil, ü65, Geld und Krcdittlicorio der Pcclschcn Bankakte, Rus- 
sische Papierwährung; Marx, Zur KriUk der politischen Ukonomic; Derselbe, Kapital 1,87; 
Hlidcbrand, a. a. O. S. 102 ff.; Nasse, Schönbergs HandlMich 1, 396; v. Philippovicb, 
Orundrin der politischen Ökonomie I, 232. 

-) Cfr. die gegenteilige Ansicht bei R. Hiidebrand, a. a. O. S. 11. Er hält seine 
Auffassung eigenartigerweise fOr so selbstverstandllcli, daB er ihr keine BegrOndnng gttrt. 
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gegenwIrtiRen Augenblicks, sondern vielmehr auf die des ganzen Zeitabschnittes, 

dessen Bedürfnisse durch die derselben Periode entsprechende Vermögensmacht 
befriedigt werden sollen. Bei wirtschaftlichen Menschen wird die Bewerfung des 
Geldes sogar nicht allein unter Berücksichtigung der Geldeinnahmen und Bedürf- 
nisse des vorliegenden oder nächstfolgenden Zeitabschnittet stattfinden, sondern 
es werden auch ungünstige Möglichkeiten der Folgezeit das Werturteil beeinflussen. 
Deshalb wird man sagen müssen, daß eine Oeldvermehrung den subjektiven 
Tauschwert berührt nicht in dem Grade, wie die zusätzliche Geldmenge den 
baren Geldvorrat einer Person steigert, sondern nur soweit,') als sie eine Er- 
höhung der auf kttrzere oder längere Perioden entfallenden at^^dnen Ver* 
mOgensmacht bewirkt Hierin liegt einerseits eine Einschränkung; andererseits 
aber auch eine Steigerung der Wirkung der Gcldvermehrung, denn dieselbe zu- 
sätzliche Summe ist in der Lat,fc, das Einkommen sehr vieler Privatwirtschaften 
zu erhöhen, und dies umsumeiu, je schneller sie umläuft. Wenn der Umlauf an 
iigend einer Stelle Überhaupt unterbrochen wird, z. B. dadurch, daB das Geld 
thesauriert wird, so hört auch seine Wirkung auf. Um die Einkommen auf der 
durch die erste Vermehrung hervorgebrachten Erhöhung zu halten, ist ein wirk- 
liches Umlaufen des Geldes nötig, d. h. die Einkommeiisvergrößerung muh ciurch 
periodisches Wiedererscheinen der größeren Geldmenge dauernd werden. Der 
Qrad der Veränderung des subjektiven Tauschweites ist auBerdero verschieden je 
nach der Verteilung, in der die Geldvermehrung auf die Individuen erfolgt, er 
wird um so größer sein, je mehr sie den kleinen, um so geringer, je mehr sie 
den großen Einkommen zufließt, denn gerade so, wie eine gegebene Geldeinheit') 
höheren subjektiven Wert hat als Teil einer kleinen Vermögensmacht denn als 
solcher einer groSen, so beeinfluBt sie auch ein kleines Vermögen stärker als ein 
grofieSb DQrfte ein Einfluß einer zusätzlichen Geldmenge auf den subjektiven 
Tauschwert unbestreitbar sein, so bedarf der Einfluß auf den objektiven 
Tauschwert sowie die Richtung und spezifische Wirkung auf die verscliiedenen 
Wirtschaftssphären einer besonderen Untersuchung, wobei an dieser Stelle in 
erster Reihe das Interesse an der Erklärung der Hausse zu berücksichtigen ist 

Als Vorfrage*) ist das Verhältnis zwischen dem Wert des Oeldes und dem 
Wert seines Materiales zu betrachten. Solange die Geldfunktion von Gebrauchs- 
und Konsumtivgütern ausgeübt wird, ohne daß eine von der Staatsgewalt geordnete 
Währung besteht, befindet sich der Geldwert in innigster Fühlung mit dem des 
Celdgutes, wenn der Wert des letzteren auch dadurch eine Steigerung erßUurt» 
daB zu seinen bisherigen Nutzungsaiten eine weitere, nämlich die als Oeld zu 
dienen, hinzutritt. Dies wird anders, wenn der Staat das Geldwesen zu regeln 
beginnt und eine bestimmte Währung schafft; alsdann wird der Wert des Geldes 
zwar nicht dauernd unter den seines Materials sinken können, denn sobald eine 
diesbezOgliche Tendenz entstehen würde, machte sich auch gleichzeitig die Ten- 
denz bemerkbar, daß der in Betracht kommende Stoff aus der Geldform in die 
des Konsumtivgutes übertreten würde, wohl aber kann umgekehrt der Geldwert 
über den Wert seines Materials steigen. Dies geschieht namentlich, wenn der 
Staat die freie Umwandlung des Gebrauchsgutes in die Oeldform beschränkt, 
z. B. die freie Prägung aufhebt; er ist dann in der Lage, den Geldwert zu er- 

■) Hiermit ist natürlich keine matlicmatische Proportion gemeint. 
•) Cfr. Böfim-Bawerk, Conrads Jahrbücher, N. F. 13, 1886, S. 520, 528 ff. 
•) Cfr hierzu namentlich Mill, a.a.O. I, S.532ff.; A.Wagner, Lehre von den Banken, 
S. 37; Marx, Zur Kritik der politischen Ökonomie (Ausgabe von Kautsky, 1897), S. 99 (f. 
WagMf^ffrtKfefiM. ^ 
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halten, wenn auch der Stoffwert fällt, und er vcrmntj dasselbe sogar, wenn er an 
Stelle eines stofflich wertvollen Geldes ein stoffwertloses setzt, z. B. Papier an 
Stelle edler Metalle. Ein Surrogat oder ein stofflich im Werte gesunkenes Geld- 
stQck ist insoweit in der Lage, ein innerlicli vollwertiges in der Geldfunlction 
wirlclicli zu vertreten und an seiner Statt in Hfihe seines vollen Wertes umzu- 
laufen, als es lediglich seine Stelle einnimmt und die Men|];e des bisher vor- 
handenen Geldes nicht vergrößert; was ihm an innerem Wert abgeht, ersetzt es 
alsdann durch Seltenheitswert, oder mit anderen Worten, sein Wert ist an seine 
Menge gebunden. Der Wert des stofflidi wertvollen Oeldes bestimmt sich nach 
dem Bedürfnis nach ihm in der Geldfunktion und dem Wert seines Stoffes, der 
hier wie bei jedem anderen Gute durch seinen Vorrat verglichen mit dem Bedarfe 
gegeben ist. Indem die natürliche Seltenheit des Geldstoffes ersetzt wird durch 
eine seitens der Staatsgewalt in gleichen Grenzen gehaltene Knappheit eines 
minderwertigen oder an sich stoffwertlosen Surrogates, werden beide Geldarten 
in bezug auf diesen Punkt gleichgestellt Der Wert des Wahrungsgekles ist 
also insofern unabhängig von dem Wert seines Stoffes, als dieser durch Maß- 
nahmen des Staates mittelst künstlich herbeigeführter Seltenheit ersetzt') werden 
kann. Bleiben diese Mafinahmen jedncti aus, und kommuniziert das üeldgut frei 
zwischen der Gcldform und Geldfunktion und der des Konsumtivgutes, so ist der 
Geldwert an des letzteren Wert gebunden. Vermehrt sich der an sich wertvolle 
frei umwandelbare, z. B. frei prSgbare Geldstoff, und ^kt infolgedessen sein 
Wert, so wird er so lange der wertvolleren Geldform zuströmen, bis beide Werte 
gleich sind. Durch die so gesteigerte Menge des Geldes wird dessen Wert in 
gleicher Weise beeinflußt wie der eines stoffwcrtlosen nicht frei prägbaren Geldes, 
das der Staat Cll>er den Betrag des bisher vorhandenen und l>enötigten ausgibt 
Droht der Wert eines stofflich wertvollen Geldes (z. B. durch seine Vermehruni^ 
zu sinken, so kann das Material aus der Geldform in die des Konsumtivgutes 
übertreten, an dessen Wert das Sinken des Geldwertes s'tmit eine untere Grenze 
findet. Allerdings wird durch diese Vermehrung des Konsumtivgutes unter sonst 
gleichen Umständen auch dessen Wert vermindert, und es wird somit also auch 
die untere Grenze für den Geldwert herabgesetzt Dem stoffwertlosen Gelde fehlt 
die Gelegenheit dieser Flucht aus der Geldform und damit eine solche Unter- 
grenze, imd seine Wertvermindening bei wachsender Menge ist daher unbe- 
schränkt. Über den Mechanismus der Geldwertveränderung bei steigender Menge 
wird nunmehr zu handeln sein. 

Das zusätzlich in eine Volkswirtschaft einfretende Geldquanhim, sei es durch 
eigenen Minenbetrieb, durch Papiergeldausgabe des Staates, ab G^fenwert fUr dem 
Auslande gelieferte Waren, oder als Kapitaldarlehen des Auslandes, befindet sich 
in den Händen bestimmter Eigentümer und stellt hier allgemeinen Vermögensbesitz 
und Kaufkraft dar. Es kommt nun zuncächst darauf an, in den Besitz welcher 
Klassen die neuen Geldmengen gelangen, und wie diese dariiber verfügen, letzteres 

>) Der Slnmelschen Aflscbauung (Philosophie des Geldes, S.88ff.), wonach der Wert- 
messer Geld überliaupf keinen Wert zu haben brauche, vermag ich nicht ZU folgen. Es ist 
prinzipiell zuzugeben, daß für die Messung eines Objektes durch ein anderes nicht erforder- 
lich Ist, daB zwischen beiden Wesensgleichheit besteht Es muB aber irgend eine Beziebang 
vorliarultn sein, wie dies auch bei dem von Simmcl vorgeführten Beispiel materielle Be- 
wegungen und BewuUtscinserscheinungen — vorliegt, wenn eine Messung möglich sein soll. 
Eine Beziehung zwischen einem werthabenden Objekte und einem wertioaen vermag ich mir 
aber nicht voizustelien, und deshalb halte Ich ein schlechlhin wertloses Geld für unmöglich. 
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hingt, abgehen von der Verteilung, wesentlich mit von der wirtschaftslichen 
Wechseliage ab (Depression oder Hausse), in die der Geldzuwachs fällt. 

Wird das zusätzliche Geldquantum in Kisten eingeschlossen, wie Hume sagt, 
also thesauriert, so bleibt es wirkungslos. Diese Verwendungsart tritt jedoch nur 
auf primitiven Stufen wirtschaftlicher Entwicklung auf, da es bei vorgeschrittenen 
Wirtschaftsformen dem Kapitalmarkt zugefQhrt %vird, falls es nicht vom EigentOmer 
zum Warenankauf benutzt wird. Welche dieser beiden letzteren Möglichkeiten 
eintritt, wird zunächst dadurch beeinflußt, auf welche Weise die neue Geldmenge 
in den Wirtschaftskörper gelangte. Handelt es sich um den Gegenwert für ge- 
lieferte in- oder ausländische Effekten oder ähnliche Kapitalgüter, die nur Privat- 
kapital darstellen, deren Auswanderung auf den volkswirtschaftlichen Produktions- 
und Reproduktionsprozeß insofern ohne EinfluS bleibt, als sie hier keine LQcke 
hervorruft und nicht zur Herstellung von Ersafzgiitern unmittelbar drängt, also 
keine zusätzliche Produktion bedingt, so ist es sehr wahrscheinlich, daß der Erfolg 
in einer verstärkten Zufuhr zum Kapitalmarkt bestehen wird. Dasselbe würde 
geschehen, wenn Qolf^lier mit ihren Funden heimkehren, diese ausmttnzen und 
das Geld als Kapital zinsbar anlegen wollen. Anders wenn die hinzukommende 
Geldmenge den Gegenwert von Gütern darstellt, die ersetzt werden müssen, oder 
welche die inländische Produktion zusätzlich hervorbringen muß, um sie gegen 
einströmendes Geld verkaufen zu können. Alsdann muß auch der erste Empfänger 
zum Erwerb anderer Waren und Dienstleistungen schreiten, und die Wirkung 
zeigt sich dann nicht, wenigstens nicht direkt, auf dem Kapital-, sondern auf dem 
Waren- und Arbeitsmarkt. Aber auch die auf diese Weise verwendete Geldmenge 
teilt sich wieder, indem auf ihrem weiteren Wege ein Teil auch fernerhin zu 
Warenankäufeü, seien es Produktiv- oder Luxus- oder elementare Konsumtivgüter 
vemendct, ein anderer als nicht zu konsumierende, sondern zu kapitalisierende 
Ersparnis von Arbeits^, Renten- oder Gewinn-Einkommen dem Kapitalmarkt zugeführt 
wird. Dieser letztere Teil wird um so kleiner sein, einerseits je weniger von dem 
ursprünglichen Betrag nach der spezifischen Art seiner Benutzung und Verteilung 
an Kapitalbesitzer und Unternehmer und je mehr davon an Arbeiter gelangt ist, 
und andererseits je mehr von dei seitens dieser Klassen ersparten Summen direkt 
dem reproduktiven Konsum zugeführt wurde, ohne den Kapitalmarict berUhrt zu 
haben. Letzteres wird namentlich von der allgemeinen Konjunkhir abhängen; in 
angeregten Perioden wird der Kapitalmarkt gar keine oder nur eine geringe, in 
Depressionszeiten aber eine sehr erhebliche Stärkung dadurch erfahren. A. Wag- 
ner') betont in seinen SchriUen über Papiergeld immer wieder, wie die in Kriegs- 
zeiten erfolgende Ausgabe von Papiergeld gewöhnlich in der Hauptsache den 
Banken als mfiBiges Kapital zufliefle und den an den Kriegslieferungen uninter- 
essierten Teil des Warenmarktes gar nicht beeinflusse, und daß erst nach Be- 
endigung des Krieges, wenn die vielen notwendig gewordenen wirtschaftlichen 
lirgänzungen und Wiederherstellungen die Grundlage für eine Hausse bieten, das 
angesammelte Papiergeld als privatwirtschaftliches Geldkapital den Aufschwung 
und den Warenmarkt zu alimentieren beginne. Der letzte Grund, warum die zu- 
sätzliche Geldmenge, soweit sie in Arbeits-, Renten- usw. Einkommen Qbeigeht, 
teils dem Kapital-, teils den verschiedenen Zweigen des Warenmarktes zustrebt, 
ist aus den Lehren der neueren Werttheorie unschwer abzuleiten. Das Geldgut 
wendet sich den dringendsten zu befriedigenden Bedürfnissen zu, und diese sind 

') Z. B. Rasstscbe Papierwährung, S. 9& 
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je nach der Entwicklung und Befriedigung bei den einzelnen Klassen und Indi- 
viduen verschieden und bedingen deshalb eine abweichende Verwendung, sei es 
für die elementaren oder feineren Bedürfnisse der Gegenwart, oder, indem Um- 
wandlung in Kapital erfolgt, für die der ferneren Zukunft. Schon hier, wo zu- 
nXchst nur die Scheidung des Zuflusses der vermehrten Oeldmeng« zum Kapital- 
und Warenmarlct betont werden sollte, zeigt sich der EinfluB der Verteilung und 
die Bedeutung der Konjunktur, wätirend welcher die Vermehrung stattfindet. 

Die Wirkung steigender Massen verfügbarer Kapitalien isti als besondere 
Hausseursachc einer eigenen Erörterung bedürftig. Die Wirkung läuft in der 
Hauptsache darauf hinaus, daß verfügbare Kapitalvorräte, und namentlich ihre Zu- 
nahme, zunichst die Depression verschflrfen, liei Hinzutritt weiterer Umst&nde 
aber dne steigende Kapitalbeschäftigung unterstiUzen, die den wesenilidien Inhalt 
der Hausse ausmacht.') — Für den hier Interesslerenden Zusammenhang*) sei nur 
kurz eingefügt, daß der dem Kapitalmarkt zufließende Teil der vermehrten Geld- 
menge, gerade so wie in der Depression der regelmäßige Zufluß aus der Zirkulation, 
zunächst und isoliert von anderen etwa hinzutretenden Ursachen nur auf einen 
Teil der wlrtschaftiichen Gitter preissteigemd wirkt und zwar auf dicjen^ien, die 
ein reines Renteneinkommen abwerfen, und deren Eruerh unabhängig von einer 
mitwirkenden Tätigkeit des Besitzers eine nutzbringende Anlage des privatwirt- 
schaftlichen Kapitalbesitzes (Privatkapital) darstellen. Es sind dies in erster Reihe 
alle Arten von Effekten, aber auch Grundstücke usw., und diese Wirkung wird 
sich selbst auf den Preis der Produictionsanlagen erstrecken, soweit dieser ab- 
gesehen von anderen Faktoren durch die Konkurrenz des Anlage suchenden 
Kapitals beeinflußt wird. Entsprechend dieser Tendenz wird umgekehrt der Leih- 
preis des Kapitals durch steigende verfügbare Ansammlungen desselben erniedrigt, 
und daraus folgt die weitere Tendenz, andere Güter insoweit preisdrückend zu 
beeinflussen, als ein Sinken des Kapitalzinses eine Verminderung der Produkttons- 
kosten herbeifllhrt Dieser hier in Frage stehende Faktor wirkt auf die Preise 
der großen Masse der reproduziblen Güter nach den allgemeinen R^ln, die für 
eine Verringerung der Produktionskosten gelten. 

Dem Zufluß zum Kapitalmarkt gegenüber ') steht der andere Teil, der zu 
Warenankäufen verwendet wird und in die Zirkulation übergeht, und zwar ist es 
gleichgiltig, ob die hierzu verwendete zusätzliche JMenge überhaupt neu in die 
Volkswirtschaft eintritt, sei es vom Auslande, durch Papiergeldausgabe des Staates, 
durch eigenen Minenbetrieb oder, wenn dies möglich ist, durch Surrogatausgabe 
von Banken oder Privaten, oder ob sie, wie das rcKelniäliig in der Hausse ge- 
schieht, aus dem Geldkapitalvorrat stammt und zu dessen Lasten und unter seiner 
Schwächung erfolgt Die zusätzliche Geldmenge befindet sich nun in den Händen 
bestimmter Individuen. Zunächst angenommen, es seien dies Unternehmer, die 
vom Staate neu ausgegebenes Papiergeld, von irgend einem Kapitalisten, der eine 
Produktionsanlage errichtet, aus dem Ocldkapifalvorrat entnommenes, oder von 
einem Ausländer neu eingeführtes Metallgeld erhielten für Waren, die sie zusätz- 
lich wieder hervorbringen mfissen, so kommen sie dadurch in folgende Lage. Sie 
erscheinen auf dem Warenmarkt als Käufer neuer, fiber ihren bisherigen Bedarf 

>) Cfr. hierzu meinen Aufsatz in Schmollers Jahrbuch XXVI, 2; 1902: Voriwnerkungen 
zu einer Theorie der Oberproduktion, S. 276 Ii. und Schriften de« Vereins f. Soz^ Bd. lt% 



*) Cfr. hierzu namentlich Mill, a. a. 0. 1,529; Hayn, Irrtümer des Geldwesens, S.67fr. 
*) Vom Kapltalmarltt kann er dem Warenmarkt zuHIeBcn. 



S. 214 ff. 
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hinau^ehender Mengen und steigern also die Anzahl der B^etirungen die auf 
die angebotenen Waren gerichtet sind. Schon allein dadurch, daA unsere Unter- 
nehmer mit einer vermehrten Zahl von Begehrungen, selbst nur mit der alten 
Wertschätzuiiii sowohl für das begehrte Gut wie für das hinzuziehende üeld, auf 
den Markt kummen, kann der Preis der Waren steigen, d. h. der objektive Tausch- 
wert des Oeldes sinken, indem durch diesen Hinzutritt weniger tauschfähige 
Käufer, die fiHher noch zum Tausch gelangten, nunmehr davon ausgeschlossen 
werden, und sich jetzt andere Schätzungsziffern der Grenzpaare ergeben. Also 
auch schon ohne Änderung des subjektiven Tauschwertes des Geldes, kann durch 
seine Vermehrung sein objektiver Tauschwert sinken, und der Warenpreis steigen. 
In der Regel werden unsere Unternehmer aber auch mit veränderten Wert- 
schätzungen und gesteigerter Tauschfähigiceit den Marlct betreten, denn der durch 
ilire vergrößerte Produktion vermehrte Gewinn läßt sie das Geldgut niedriger, die 
Rohstoffe, Arbeitsleistungen usw. usw. aber, deren sie zur Erziehing gesteigerter 
GewiniK' boiliirfcn, höher bewerten, und daraus ergeben sich für sie gröfiere 
Schätzungsziüern, durch die sie eventuell befähigt werden, Tauschkonkurrenten 
vom Geschäft auszuschlieflen, die früher tauschfähiger waren als sie selbst; der 
objektive Tauschwert des Geldes erhält hierdurch eine weitere und in der Regel 
wohl die gröfiere Verringerung, die Warenpreise eine entsprechende Steigerung. 
Wer auch die Empfänger der vermehrten Geldquantität und die Warenkäufer, 
und welches auch immer die begehrten Güter seien, ganz allgemein wird die 
mOglidie Wirkung auf den objektiven Tauschvrert des Geldes durch diese 
doppetten Faktoren, und zwar getrennt von einander oder in Gemeinschaft, erfolgen 
können, sowohl durch die Vermehrung der Begehrungen wie auch durch die Ver- 
minderung des subjektiven Tauscliwcrtes des Geldes. Dieser Gang ist aber kein 
notwendiger, vielmehr könnte selbst bei gesunkenem objektivem Tauschwert dts 
Geldes auf Seiten unserer Unternehmer ihr vermehrter Begehr nach Waren ohne 
Einfluft auf den objektiven Tauschwert des Geldes und die Warenpreise sein, 
wenn nämlich die Konstellation auf dem Markt so ist, daß sich durch die ver- 
änderten Scliätzungsziffern und Begehrungen doch für die Grenzpaare keine 
anderen Schätzimgsziffcrn ergeben, sondern diese die alten bleiben. Diese Mög- 
lichkeit wird namentlich dann eintreten können, wenn der Maikt sehr groß ist, und 
die Veränderungen bei unseren Käufern (Unternehmern) sowohl effektiv wie auch 
im Verhältnis zum Markt aber klein sind, und zum alten bestehenden Preise noch 
Waren, die aber zu diesem Preise verkäuflich sind, vorher unabgesetzt geblieben 
waren (cfr. z. B. wenn der Kursnotiz das B. beigefügt ist). Die Aussicht auf eine 
Wirkung ist um so größer, je stärker die Quantitätsänderung des Geldes die 
Schätzungsziflem und die Zahl der Begeiuungen im Verhältnis zur Gröfie des 
Marktes beeinflufit; für eine irgendwie proportionale Wirkung 11^ aber keinerlei 
Gewähr vor. Wie man jeden Tag an der Börse bei Festsetzung des Einheits- 
kurses sehen kann, üben oft kleine Quanten mit bestimmten Schätzungsziffem 
erheblichen Einfluß auf den Preis aus, während in einem anderen Falle sehr viel 
Größeres ganz ohne Wirkung bleibt Ganz allgemein war vorn schon bezüglich 
des durch die Quanfitätsveränderung hervoigerufenen Einflusses auf den sub- 
jektiven Tauschwert des Geldes hervorgehoben, daß er sehr verschieden ist, je 
nach der Verteilung, in der die Geldvermehrung auf die Individuen erfolgt, es 
tritt jetzt weiter hinzu, daß auch die durch die vermehrten Warenbegehrungen 

■) Cfr. hierzu Böhm-Bawerk, Kapital und Kapitalzfos, II. S. 229ff. 
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und den gesunkenen subjektiven Tauschwert des QeMes auf seinen objektiven 

Tauschwert und die Warenpreise ausgeübten Veränderungen je nach der Markt- 
lage nicht nur dem Grade nach sehr verschieden sein können, sondern daß es 
überhaupt fraglich ist, ob immer ein Einfluß ausgeübt wird, ob also die mögliche 
Wirkung der Quantitätsvermehrung und ihre an sich gewiß vorhandenen Wirkungs- 
tendenzen tatsichllch die Preise erreichen. Nichts destoweniger wird sich bei 
grollen Ereignissen, wie z. B. staatlichen Papiergeldausgaben weit über den Vorrat 
des früheren Metallgeldes hinaus, bedeutenden schnelleren Edelmetallvermehrungen 
usw. usw., die Tendenz durchsetzen, wie überhaupt die Wirkung wesentlich von 
der Größe der Vermehrung abhängt, weiter wird vorausgesetzt, daß nicht andere 
Ursachen, die in entgegengesetzter Richtung wirken, hinzutreten, und daft das 
zusätzliche Qeldquantum dem Warenmarkt zuströmt Um sich eine mOgKdist 
IttMikrete Vorstellung von der Wirkung zu machen, darf man nicht, wie einige 
der vorn angeführten Autoren, davon ausgehen, daß von heute auf morgen alle 
Kanäle der Zirkulaticm um einen mehr oder weniger beträchtlichen Prozentsatz 
voller werden; es handelt sich vielmehr stets um einen allmählichen Prozeß der 
Alimentierung, der die Wirkung langsam von einer Stelle zur anderen Oberträgt, 
nicht aber um ein Hineinregnen vom Himmel in alle Kanäle. Auch wenn die 
Geldvermehrung eine sehr große und ganz plötzliclie sein sollte, so geht sie über 
den Umweg des Kapitalmarktes doch nur allmählicfi /.um Warenmarkt über. 

Verfolgt man nun die zusätzliche Geldmenge auf ihrem weiteren Wege, 
nachdem sie unsere Unternehmer verlassen hat, so steht sie flberall, soweit sie 
von den neuen und den weiteren Empfängern zu neuen Warenankäufen ver- 
wendet wird, unter denselben Bedingungen und kann überall die nämlichen Folgen 
haben, sie erniedrigt den subjektiven Tauschwert des Geldes und erhöht die Zahl 
der Warenbegehrungen, aber ub und in welchem Grade hierdurch der objektive 
Tauschwert beeinflußt wird, hängt von der eigentflmlidiai Lage auf den elnzdnoi 
Märkten der verschiedenen Waren ab. Hieraus folgt schon, da6 von einer gleich- 
mäßigen allgemeinen Wirkung entfernt nicht die Rede sein kann. Verschärfend 
tritt hinzu, daß nach der Ai1, wie die Geldverteilung unter die Individuen erfolgt, 
auch den einzelnen Warenkategorien verschiedene Mengen zufließen werden, je 
nachdem der Begehr nach ihnen den von der Vermehrung vorzugsweise betrof- 
fenen Erwerbs- und sozialen Klassen eigentilmlich ist. Es ist nicht unmöglich, 
daß sich die Wirkung auf einen verhältnismäßig kleinen Gfiterkreis beschränkt, 
von wo aus nur Ausstrahlungen vor sich gehen, es kann aber auch eine allge- 
meiner verbreitete Preissteigerung folgen, wenn sie wohl auch schwerlich gleich- 
mäßig sein wird. Eine gleichmäßige Wirkung auf alle Preise wäre nur dann 
denkbar, wenn, wie Mill das annahm, die Verteilung des vorhandenen Oeldes abso- 
lut proportional zum bisherigen Besitz vor sich ginge, und flberall dieselbe Ver- 
änderung des subjektiven Tauschwertes einträte, wenn die Vermehrung der Be- 
gehrungen auf alle Waren durchaus proportional erfolgte, wenn auf allen Märkten 
gleiche Konstellationen herrschten usw. usw. Man braucht dies nur etwas zu ver- 
folgen, und das Abstruse der Theorie von der gleichmäßigen Wirkung auf alle 
Preise wird augenfällig. 

Sind diese Voraussetzungen wenigstens nicht absolut undenkbar, wenn ihre 
Annahme als Regel auch unglnuMich unrealistisch ist. so beruht es geradezu auf 
einem Gedankenfehler, anzunehmen, die totale Preissteigerung könne überhaupt 
sich zur gesamten Geldvermelirung proportional verhalten id. h. z. B. 10";« Geld- 
vermebrung entsprechen 10 Vo Preissteigerung). Der allmähliche Prozeß der Ver- 
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mehning der Begehningen und der Preissteigerungen hat bis zum Ausgleich aller 
Preise auf erhöhter Stufe notwendig eine Produktionserweiteiung zur Folge, und 

gerade unter Annahme sonst gleicher Umstände, namentlich sonst gleicher Um- 
iaufsgeschwindigkeit, wird ein Teil der Geldvermehrung durch die vergrößerte 
Warenmenge absorbiert, so daß, wieder gerade aus dem Gedanicengang der strikten 
Quantitatstheorethiker heraus, eine proportionale Preiserhdhui^ nidit nur nicht 
unwahrscheinlich, sondern durchaus unmöglich ist. Die hier bekämpfte These ist 
nur verständlich, wenn die aus der Geldvermehrung folgende Preissteigerung (wie 
bei Ricardo und vielleicht auch bei J. St. Mill, obwohl er an anderen Stellen 
das Gegenteil austuhn) uhne Angabe des geheimnisvollen Mechanismus als eine 
sofortige allgemein^ von heute auf morgen zustandekommende voigestellt wird, 
aus der ohne alle Nebenwirkungen und Begleiterscheinungen lediglich ein anderer 
Rechenmodus, eine Veränderung des allgemeinen Preisstandes, folgt. 

Es zeigt sich so, daß die Quantitätslheorie mancher Modifikation bedarf, und 
datt die Wirkung einer Geldvermehrung auch unter sonst absolut gleichen Um- 
ständen sehr verschieden sein kann. Zunächst kommt die verschiedene Änderung 
des subjektiven Tauschwertes in Betracht und unter dem EuifluB der Wirtschafts- 
phase, in die die Vermehrung fällt (Aufschwung oder Stockung), und unter dem 
Einfluß der Verteilung, in der sie auf die einzelnen Klassen vor sich geht, der Zufluß 
zum Kapital- oder Warenmarkt. Das Hiustrimien zum Kapitalmarkt hat die Tendenz, 
den Preis der feste Rentenerträge liefernden Güter zu steigern, den der reproduziblen 
aber vermöge der durch den sinkenden Leihzins auf die Produktionskosten geübten 
Erniedrigung zu senken, der Zufluß zum Warenmarkt hat im allgemeinen die 
Tendenz, die Preise zu treiben Absehend von diesen allgemeinen Tendenzen 
hängt die tatsächliche Wirkung auf den Preis jeder einzelnen Ware aber ab von 
der jeweiligen Konstellation auf ihrem Markt, und die Verbreitung auf alle oder 
einen mehr oder weniger großen Teil der Warenpreise ist wewntllch bedingt 
durch die Art der Verteilung; eine, wenn auch nur schlieflliche, gleichmSBige 
Wirkung auf alle Preise ist hi hohem Grade unwahrscheinlich, eine im Verhältnis 
zur Geldvermehrung proportionale Preisveränderung ist unmöglich. 

Trotz aller Beschränkungen bleibt Wesentliches an der Quantitätstheorie be- 
stehen, wenn man von der Voraussetzung „sonst gleicher Umstände" ausgeht 
Aber gerade diese Voraussetzung dürfte in Wirklichkeit noch nie zutreffend ge- 
wesen sein, ebensoweuig wie sie in Zukunft zutreffen wird. Dadurch verliert die 
Theorie einen großen, um nicht zu sagen den größten Teil wenigstens ihrer prak- 
tischen Bedeutung, denn der Wechsel aller anderen Umstände ist kaum je fest- 
stell- und wenigstens retrospektiv konkret eleminierbar, und die Einwirkungen der 
reinen Geldmenge auf die Preise werden durch so viele andere Faktoren durch- 
brochen, daß es sich um ein konkret so gut wie unfaßbares Verhältnis handelt 

Diese Schwierigkeiten tun schließlich der theoretischen Bedeutung und Rich- 
tigkeit der Quantitätstheorie keinen Abbruch, weit wichtiger ist vielmehr, daß die 
heutige Organisation des Geld-, Zahlungs- und Kreditwesens die Tendenz hat, Ver- 
änderuiqren in den Quantitätsverhältnissen des Oeldes auszugleichen und nicht 
zur Wirkung kommen zu lassen, und die Preise nach Möglichkeit vom Geldvor- 
rat unabhängig zu machen. Indem es dann tatsächlich in der R^l ganz andere 
Ursachen als die Geldmenge sind, die die Preisveränderungen verursachen, wird 
der von der Quantitätstheorie in den Vordergrund gestellte und behandelte Ur- 
sachmechanismus an Wichtigkeit durch andere erheblich in den Schatten gestellt 
Um dies noch etwas auszufahren und die Voraussetzung »sonst gleicher Um- 
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stände" zu illustrieren, so sind nicht nur alle sonstigen Wirtschaftsfaktoren in 
stetem Fluß und fortwährender Veränderung begriffen (namentlich die Tendenz 
der Konjunktur, Ausdehnung oder Kontraktion des Warenumsatzes und Verkehrs, 
Preisänderungen aus anderen Ursachen), auch auf ihrem eigensten Gebiete, dem 
des Geldwesens, trifft die Voraussetzung der Quantitätstheorie »sonst gleicher 
Umstände" nicht zu. Die wechselnde »Umlaufagescliivindiglieit* des Geldes und 
die durch das Kreditwesen und die immmer sich verfeinernde Bank-Organisation 
und -Technik erreichte Elastizität des Zahlungswesens, d. h. seine leichte An- 
passung an erweiterten oder eingeengten Verkehr, lassen die Bedeutung der Geld- 
quantitat stark zurüclctreten. Und weit gefeiilt, hierin einen Faktor der Unsicher- 
heit fOr den Geldwert zu erblicken, ist diese Entwicklung ganz im Gegenteil eine 
wesentliche Sicherung für ihn, indem sie dem Geldwert erhöhte Unabhängigkeit 
schnfff von dem wechselnden Umfang des Verkehrs und dem Vorrat des Geld- 
stuiies, welch' letzterer in seinen Produktionsverhältnissen ganz wesentlich von zu- 
fälligen und unbeeinfluBbaren Faktoren abhängig ist. Freilich setzt das System 
ruhige, panikfreie Zeiten voraus, ohne die es fOrmliche Preisrevolutionen herbei- 
ffihren kann. 

Aber das eigentlich Prekäre für die im engeren Sinne aufgefaßte Quantitäts- 
theorie ist nicht die Verlängerunp; der Arme des Währungsgeldes durch die Kre- 
ditorganisation, sondern das Fehlen einer festen, starren Abhängigkeit dieser Kre- 
ditsurrogate von dem Währungsgeldfundament Wenn ein immanentes Gesetz der 
Kreditumlaufsmittel bestimmte, daß jedes Qeldsurrogat mit 50*/« Wihrangsgeld 
fredeckt sein müßte, so wäre zwar auch hiermit schon eine nicht unwichtige Elasti- 
zität des Zahlungswesens geschaffen, aber die Abhängigkeit vom Vorrat an Wäh- 
rungsgcld wäre doch eine enge und dies selbst noch, wenn der Prozentsatz der 
Deckung erheblich niedriger wäre. Statt eines ftofen Quantitätsverhältnisses 
zwischen Geld und seihen Ersatzmitteln, d. h. also zwisdien Geldvorrat und 
Tausch- und Zahlungsakten, ist aber durch die Organisation der Bankeinrichtungen 
und des Kreditwesens der Verkehr im allerweitesten Maße unabhängig gemacht 
von der Geldmenge. Und zu dieser in normalen Zeiten fast unbegrenzten Elasti- 
zität tritt hinzu, daß auch für spezifische Zwecke keine absolute Gebundenheit an 
das Geld im engeren Sinne besteht Die internationalen Ausgleichungen können 
in weitem Umfange durch Effekten verschiedenster Art bewerkstellii;t werden, und 
auch der Kleinverkelir hat schon gezeigt, daß er sich durch kleine Wechsel, Kaiif- 
manasbuns, Bankeinrichtungen usw. bis zu einem gewissen Grade vom Währungs- 
gelde unabhängig machen kann. 

So tut die auf Kredit beruhende Zahlungsorganisation der Bedeutung der 
Geldmenge ffir die Preisbildung und der Bedeutung der Quantitätstheorie fQr die 
Erklärung Jes Preisstandes den stärksten Abbruch. Es trifft diese Einengung der 
Quantitätstheorie aber nur dann zu, wenn man die Theorie lediglich auf das 
Währungsgeld bezieht, eine Beschränkung, zu der kein absoluter Zwang vorliegt 
iVlan kann sie auf alles Gekl sdilechtiiin ausdehnen, sowohl auf jedes han<4[reif- 
liche, umlaufsfähige Geldsurrogat als auch auf jede Handlung des Bankwesens oder 
AbmachUf^ swischen zwei Kontrahenten, die eine Geldhingabe ersetzen. Unter 
der Voraussetzung gleicher „Umlaufsgeschvvindigkeit" dürfte damit die theoretische 
Allgemeingiltigkeit gerettet sein, aber die tatsächliche Erfaßbarkeit ist ins Unendliche 
hinausgeschoben, und an die Stelle der beseitigten Schwierigkeit ist eine andere 
getreten. Die JModifikation der engeren Quantitätstheorie durch Krediteinrichhingen 
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ist kein Problem mehr, aber diese letzteren selbst sind es jetzt geworden. Unter 
wddien Bedingungen, unter weldi«i Opffem tritt der Kredit in Kraft^ und wie 
wird durch diese Faictoren die Wert- und Preisbildung beeinfluftt? Der geistvolle 

Versuch von Wickseil*) bewegt sich in dieser Richtung; ob er eine Lösung dar- 
stellt, wird noch weiterer Untersuchungen bedürfen. Es scheint, als ob wichtige 
und umfangreiche Teile des Problems geklärt werden, wenn auch große Lücken 
nicht vermieden sind. 

Nach allem ist es möglich, daft eine Vermehrung des Geldes zu einer Preis- 
steigerung führt Im weiteren Verlauf kann sie zu einer Haussekonjunktur den An- 
stoß geben. Die alleinige oder auch nur hauptsächliche Ursaclie für die Hausse- 
konjunktur kann die Geldvermehrung nicht sein, da das Wesentliche hierfür das 
müßige Erwerbs- und Erzeugungskapital ist, ohne dessen Vortiandensein sie lediglich 
eine Preisrevolution hervorruft*), ohne eine Vermehrung der Erzeugung und des 
Verbrauchs nach sich zu ziehen, wohl aber vermag sie einen Anstoß dafür zu 
bilden, daß das Kapital für die Inaugurierung der Hausse verwertet wird. Es 
bleibt deshalb für jede Hausse konkret zu untersuchen, ob und inwieweit eine 
Geldvermehrung einen Anstoß geboten hat, ohne daß sich allgemein etwas für 
jede Hausse Giltiges sagen üeBe. 

Entgegen dieser Auffassung ist neuerdings von Werner Sombart*) der Ver- 
such unternommen, die Geldvermehrung zu einem wesentlichen Faktor einer all- 
gemeinen Haussetheoric zu machen, indem er die Haussekonjunkturcn an die 
Perioden der verstärkten üoldpruduktion gebunden sein läßt Ein Eingehen hierauf 
erttbrigt sich, bis eine Ausführung und Begründung der Theorie vorii^ Es kann 
nicht zugegeben werden, daft bisher mehr als eine Bebauptamg voigetragen ist. Es 
fehlt sow ohl an jedem historischen Nachweis dafür, daß, wie behauptet, jede 
Hausse durch eine vermehrte Ooldproduktion bedingt war, wie auch an der 
Nachweisung der Notwendigkeit einer solchen für das Zustandekommen einer 
Haussekonjunlctur. 

Die ältere an die Quantitätstheorie sich anschließende Haussethorie, das 

Currency-Principle, geht nicht von der Vermehrung des Edelmetallgeldes oder 
gar allein der Ooldproduktion aus, sondern von der übermäßigen Ausgabe eines 
dem Oelde besonders nahestehenden Ersatzmittels, der Banknote. Das Mittelglied, 
durch das die Notenvermehrung den Aulscliwung lierbeiführen soll, ist die Ein- 
wirkung auf die Preise. Die Lehre gründet sich nur insofern auf die Geldver- 
mebrung, als sie folgewidrig die Banknoten von den anderen Geldersatzmitteln 
grundsätzlich trennt und als Geld ansieht. Tatsächlich besteht ihre Grundlage in 
der wirklichkeitswidrigen Behauptung, daß die regelmäßig sich wiederholende, 
zeitweilige Ausdehnung der Notenbankkredite etwas Ursprüngliches sei und eine 
beherrschende ursächliche Bedeutung habe. Aus der Steigerung der Notenbank- 
kredite und dem, übrigens nicht einmal regelmäßigen, Anwachsen des Notenumlaufs 
in der Hausse wird dann die Preissteigerung abgeleitet. Seitist vrenn die Lehre 
und ihre Grundlagen richtig wären, leistete sie nichts, denn sie würde nur die 

') Cfr. K. Wicksell, Geldzins und Güterpreise. Jena 1898. 

*) Cfr. hierzu meine Ausführungen in der Hamburger Krisendebatte des Vereins fOr 
Sozialpolitik 1903, Schriften d. Ver. f. Soz., Bd. 113, S. 209 ff. 

■) Cfr. Der moderne Kapitalismus, 1902, II, S. 8, wo bereits eine flüchtige Andeuttinf; 
gcitcbcn ist. Ausführlicher und schärfer, namentlich unter Hinwcgiassung der Surro^'atc in 
seinem Krisenreferat auf der Hamburger Generalversammlung des Vereins fllr Sozialpolitik, 
1893, a. a. O. S. 122 ff., meine Bemerkungen dagegen ebenda S. 210 ff. 

WiCMr-FcttocMd. 34 
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aufsteigende Preisbewegung erklären, niciit aber den Auiscliwung selbst. Denn 
die Preissteigerung ist weder die Hausseursaciie, noch der wesentliche Hausse» 
Inhalt, sondMti eines neben vielen anderen Aufschwungszeichen, wie deren auch 

die Kreditausdehnung eines ist. Beide sind in der Gesamt-Ursachverknüpfung 
des weiteren Aufschwungs wichtige Glieder, aber Preissteigerung wie Kreditaus- 
dehnung werden zuletzt durch dieselben Ursachen bestimmt, die den Aufschwung 
Überhaupt bervomifen und kOnnen somit nie den Ausgangspunkt einer allgemeinen 
Haussetheorie bilden. 

Der von Sombart angegebene Mechanismus, mittelst dessen die Geldver- 
mehrung auf das Wirtschaftsleben wirkt, bietet nichts Neues. Gleich dem Currency- 
Principle stellt er die Preishausse in den Mittelpunkt, und im Sinne der Quantitäts- 
theorie, aber sie an Streng^läubigkeit und AusschlieSlichkcit noch fiberbietend, 
sagt er*): „Soviel ich sehe, gibt es nur ein einziges Mittel in unserer Wirtschafts- 
ordnung, eine dauernde Preishausse herlieizufQhren; das ist die starke und an- 
haltende Vermehrung der Goldproduktion resp. desjenigen Metalls, welches die 
Stelle des Geldes vertritt." Neben dieser direkten Wirkung der (ieldverniehrung 
auf die Preise nennt Sombart weitere indirekte, die er für viel bedeutsamer hält 
und als »Produktionsvermögen bildend" und „kreditbitdend* kennzeichnet^ Hinter 
diesen neuen Ausdrücken stehen aber nur die allbekannten Tatsachen, daß im 
Anfang jeden Aufschwungs eine große Geldfliissigkeit beobachtet wird, daR die 
Aufnahme von Anleihen, die Vornahme von Konversionen, die Krediterlangung, 
Uder mit einem Wort und worauf es ankommt, die Kapitalbeschaffung in den 
Kapitalverhaltnissen einen gfinstigen Boden findet Es kann dies, wie schon vom 
angedeutet,') durch eine Geldvermehrung unterstützt werden, aber diese ist durch- 
aus nicht nötig, vielmehr folgen alle diese Umstände aus der Eigenart der De- 
pression, und sie sind nach deren mehrjähriger Dauer in reichlichstem Ausmaß 
ganz regelmäßig vorhanden, ohne daß die wesentlich zufälligen Verhältnisse der 
Goldproduktion mitzuwirken brauchten. Wenn Sombart die jiZusammenbaUung"') 
der vorhandenen Geldmasse an einen Punkt* oder die .Zusammenballung*) von 
Privatvermögen oder Anhäufung privater, nach Anlage suchender Vermögen in 
den Händen von einzelnen Personen" an vermehrte Goldproduktion gebunden 
sein läßt, so wird das keinen Kenner der Wirtschaftsstockung abhalten, unter 
diesen Namen alte Bekannte wiederzuerkennen, die ihm regelmäßig in jeder 
Depression begegnet sind. 

Es ist nicht anzunehmen, daß die Form des Vortrages Sombart bestimmt 
hat, starke Gründe für die ursächliche Bedeutung der Geldvermchrung bei der 
Hausseentstehung unter den Tisch fallen zu lassen, und so wird man sagen dürfen, 
daß die im Umkreis der Quantitätstheorie liegenden Gedanken naeli wie vor un- 
geeignet sind, den wesentlichen Inhalt oder auch nur einen Grundpfeiler einer 
allgemeinen Haussetheorie zu bilden. Jedes Anknüpfen an die Gedankengänge 
der Quantitätstheorie ist gleichbedeutend mit einer zu starken Betonung der ur- 
sächlichen Bedeutung der F^reishewegung für den Aufschwung, und damit ist einer 
allgemeinen Autschwungserklärung und wirklichen Haussetheorie der Weg verbaut. 
Die Preishausse ist, um einen Ausdruck von Sombart zu gebrauchen, nur eine 
'»cxoterischc" Form des Aufschwungs, seine »esoterische" Form bildet die Ent- 
faltung des Kapitals im weitesten Sinne des Wortes. 

•) «. a. O. S. 122. •) a.a.O. S. 123, 124. >) S. 2ea 0 »-» O, S. 126. >)a.a.O.S. 124. 
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Zur Preistheorie. 

Von K. Oldcnberg. 

I. 

Der Verkaufspreis. 

Eine preistheoretische Erörterung ist schon aus terminologischen Gründen 
nicht ratsam ohne den vorausgegangenen Versuch einer Verständigung mit der 
modernen subjektivistiscli gefärbten Preislehre. Mir scheint der Gewinn, den diese 
der bisherigen preistheoretischen Einsicht hinzugefügt hat, überwogen zu werden 
durch den Nachteil einer Fornmherung, die mit dem Scheine umwälzender Neu- 
heit eine Einbuße an sachlicher Prägnanz verbindet 

Die neue Preislehre, als deren Hauptvertreter v. Böhm^Bawerk ') bezeichnet 
werden kann, pflegt in enger Verschlingung mit der Orenznutzenlehre aufzutreten; 
mit Unrecht, denn sie ist ungeachtet gewisser Ähnlichkeiten in den wesentlichen 
t^unkten von ihr unabhängig. Die ürenznuizenlelire hat zweüellus ihre grundlegende 
Bedeutung, aber nicht ffir die nationalökonomische Theorie, sondern fOr die 
privatOkonomische. Sie ist eine Philosophie der individuellen Ausgabenwirt- 
schaft'), ein Vademekum für theorctisierende Hauswirte und Hausfrauen, ähnlich 
wie die Technologie oder die kaufmännische Buchführungslehre eine Theorie der 
privaten Erwerbswirtschaft, jede von ihnen ein Stück Privatökonomik. Aber die 
Nationalökonomie hat es nUM mit der privaten Einzelvrirtsdiaf^ sondern mit Ihren 
volkswirtschaftlichen Zusammenhängen zu tun. Die Privatökonomik ist ihre Nach- 
bar- und Hilfswissenschaft und ragt nur mit einzelnen Zacken in das volkswirt- 
schaftliche Gebiet hinüber. So die Technologie mit ihrem Prinzip der Arbeits- 
zerlegung, die Ausgabenlehre der Privatwirtschaft mit dem wirtschaftlichen Prinzip 
und vielleicht mit gewissen Anwendungen des Grenznutzenprinzips; insbesondere 
kann die Orenznutzenlehre einmal Bedeutung gewinnen ffir eine kttnltige National- 
ökonomie des Sozialismus; wir beschränken die folgende preistheoretische Erörte- 
rung auf die Nationalökonomie der Verkehrswirtschaft. 

Das alte Preisgesetz reproduzieren wir, im wesentlichen nach J. St. Mill und 
Senior, aber mit kleinen Änderungen und einem an die neue Werttheorie an- 

■) Qrundzüge der Theorie des wirtschaftlichen Giiterwerts. Conrads Jahrbücher, N. F. 
XIII (1886). Kapital utd Kapltahfa», 2. Bd. I8B9. Wert, Kosten und OrenximlMs. ConnMls 
Jahrbficher. 3. Folge III (1802). Vgl. auch den Artikel .Wert" Im HandwOrterbucIi der Staats- 
wissenschaften. 

*) Ahnlich Lexis (m WSrterbucli der Volkswirtacbaft, II, 885. Vgl. auch den SctiluB 
seines Artikels ,Orenznutzen* im 1. Sitpplementbande des HandwOrlerbucha der Staata- 
wlssenschaften. 
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klingenden Zusatz, in folgender Fassung. Zwischen einer Ober- und Untergrenze, 
die durch die Höchstgebote der Käufer und die Mindestforderungen der Verkäufer 
gezogen werden, bewegt sich der Preis zielbewußt zu demjenigen Punkte hin, auf 
welchem er die nachgefragten und angebotenen Warenmengen ins Gleichgewicht 
bringt Zur Erläuterung sei hinzugefügt, dafi die Mindestforderungen der Geld- 
ausdruck für die Dringlichkeit des Angebots, die H()chstgebote der Geldausdruck 
für die Dringlichkeit der Nachfrage sind. Die Höchstgebote hängen ab vom Ge- 
brauchswert der Ware für den Käufer, eventuell von ihren anderweitigen Be- 
schaffungskosten (d. h. der MOhe ihrer Selbstfabrilcation); die Mindestfofdeningen 
hängen ab von dem anderweitigen Gebrauchswert der Ware für den Verkäufer. 
Insofern kann man in letzter Linie den Gebrauchswert bezw. anderweitigen Ge- 
brauchswert der Ware für Käufer und Verkäufer, oder vielmehr deren Geldaus- 
druck, als über- und Untergrenze des Preises bezeichnen. Die Verkäufer würden 
nicht unter dem anderweitigen Gebrauchswert vericaufen» die Käufer nicht fiber 
dem Gebrauchswert oder Selbsticostenwert kaufen. 

Der Mengenausgleich von Ani^ehot und Nachfrage geschieht in folgender 
Wechselwirkung mit dem Preise. Erstens: Übernachfragc hebt den Preis, Über- 
angebot drückt ihn herab, mit der schon dem Adam Smith bekannten psycho- 
logischen Vermittlung. Zweitens: steigender Preis vermehrt das Angebot, 
mindert die Nachfrage; sinkender Preis mindert das Angebot, vermehrt die Nach- 
frage. Drittens: so werden Obernachfrage und Überangebot und wird mit ihnen 
die Ursaclie der Preisschwankung beseitigt, und der Preis bleibt auf der Höhe 
stehen, bei der die Mengen von Angebot und Nachfrage gleich geworden sind. 

In einer Volkswirtschaft, die zum Verkaufszwecke produziert, gewinnt der 
Begriff des Angebots eine neue Bedeutung. Das Angebot liegt hier in der Hand 
des produzierenden Unternehmers (oder des bei ihm bestellenden Kaufmanns), und 
was er anbietet, ist auf die Dauer nicht sowohl das fertige Produkt, als die Pro- 
duktionsbereitschaft, also das Frodiiktir'nsknpital. Daraus fuli;! zweierlei: erstens, 
der anderweitige Gebrauchswert, den die angebotene Ware für den Verkäufer hat 
und der die Untergrenze des Preises festigt, findet hier seinen Geldausdruck in 
dem Belaufe des aufzuwendenden Produktionskapitals selbst, also in den Pro- 
duktionskosten der Ware; und zweitens, das Angebot reproduzibler Waren kann 
sich prompt jeder Nachfrage anpassen, Sddaß der Preis nicht erst über jene 
Untergrenze sich zu erheben braucht, um die Mengen von Angebot und Nactifrage 
zum Gleichgewicht zu bringen. Der Preis reproduzibler Waren gravitiert daher 
zur Höhe der Produktionskosten, die ffir seinen Durchschnitt zugleich Unter- und 
Obergrenze sind'); ein Gesetz, dessen mächtiger Einfluß aus der Praxis zu be- 
kannt ist, als daß es nicht einen Ehrenplatz in der Preistheorie beanspruchen 
dürfte. 

Bei nicht rcproduziblen Waren führt Übernachfrage zu einem möglicherweise 
die Produktionskosten abersteigenden Seitenheitspreise; bei nicht verminderbaren 

Waren, also bei Waren daueriiafter Natur, fi li : l lierangebot zu einem möglicher- 
weise die Produktionskosten nicht erreichenden Ubcrfliihpreise. Bei Waren, die 
nur mit erhöiiten Kosten reprodu/ihel sind, wird derjenige lu)chste Kostenbetrag 
Preis, der bei Ausgleich von Angebot und Nachfrage noch aufgewendet werden 
muft; hier stehen Kosten und Nachfrage in Wechselwirkung und bestimmen den 

') Schon A. Smith Buch 1 , Kap. 7, Absatz 27 stellt den Kostenpreis als den niedrig- 
sten für den Verkäufer nuf die Dauer möglichen gegenObcr dem Monopolpreise als dem 
höchsten für den Käufer möglichen. 
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Preis ebenso gemeinsam, wie Angebot und Nachfrage den Preis nicht reprodu- 
zibler Güter. Die subjektiven Werturteile, welche die Nachfrage zusammensetzen, 
sind also auch nach der alten Theorie von der Preisbildung reproduzibler Güter 
nicht ausgeschlossen')» und es ist quaestio facti, ob sie mehr oder weniger Ein- 
fluB flben, je nachdem die festen oder die verSnderlichen Bestandteile unter den 
Produictionskosten der Ware überwiegen. 

Die alte Schule selbst hat Gewicht darauf K^^'t'gt, daß diese Theorie den 
Preis reproduzibler und nicht reproduzibler Waren einheitlich und nicht zwie- 
spältig erkläre; es ist nicht überflüssig, daran heute zu erinnern. Nicht nur daß 
der Preis aller Waren reguliert wird durch das einheitliche, eventuell auf den 
Kostenbetrag führende Gesetz des Ausgleichs von Angebot und Nachfrage'), son- 
dern den Preis iK'Sfimnit auch in allen Fällen das Maß der für den Käufer be- 
stehenden Schwierigkeit, eine Ware zu erwerben (difficiilty of attainment). Im 
Begriff der Ware ist die Voraussetzung enthalten, dab sie verkehrswirtschaftlich 
erworben werde. Die Schwierigiceit ihrer verkehrswirtschaftlichen Erwerbung 
liegt im Wesen des JMarktvericehrs, welcher zwingt, durch erhöhtes Preisgebot die 
Mitkäufer zu einem so hohen Preise zu nötigen, daß Nachfrage und Angebot 
gleich werden. Bei reproduziblen Waren gelingt das nur mit Hilfe des Produk- 
tionskostenpreises, so daß die Schwierigkeit der Erlangung, ausgedrückt im Kauf- 
preis, mit der Schwierigkeit der Produktion gleich wird; in diesem Falle ist mit- 
hin das Maß der Eriangungsschwierigkeit und des Preises in letzter Linie nicht 
mehr beim Käufer, sondern beim Verkäufer zu suchen. 

Die neue Schule meint diese Preistheorie zu verbessern, indem sie ihr eine 
rein subjektivistische, den objektiven Faktor in Angebot und Nachfrage verhül- 
lende Formulierung gibt. „Der Preis ist von Anfang bis zu Ende das Produkt 
subjektiver Wertschätzungen.*') Der Preis liege zwischen den »Schätzungsziffem* 
der beiden „Grenzpaare". Obergrenze des Preises seien das niedrigste unter den 
HTictistgeboten der verschiedenen Käufer, und die niedrigste iinfer den Mindest- 
forderungen der unbefriedigt bleibenden Verkaufslustigen; Untergrenze die höchste 
unt^ den Mindestforderungen der Verkäufer und das höchste unter den Höchst- 
geboten der unbefriedigt bleibenden Kauflustigen. 

Diese Formulierung erscheint auf den ersten Blick vollkommen inhaltsleer; 
denn es ist logisch sc!l-»stverständlic!i. (inf5 irgend einem Preise zwei Preishöchst- \ 
geböte und zwei Preismindestforderungen am nächsten liegen. Der Preis ist 
durch diese Nachbarschaft noch nicht kausal bestimmt. Auch dem Kostenpreise 
liegen vier solche Geldzahlen zunächst; auch dem behördlichen Taxpreise liegen 
vier solche Geldzahlen zunächst; und wenn man den Preis halbiert oder ver- 
doppelt, so liegen ihm noch immer vier solche Grenzzahlen zunächst. 

') VkI. Hermann, Staatswirtschaftliche Untersiicliungcn, 2. Aufl., S. 429. 

-') Eine nur scheinbare Ausnahme bildet der Preis nicht reproduzibler Produktions- 
mittel: eines renommierten Weinbergs, einer monopolistischen Fabrik. Er ist ihrem kapitali- 
sierten Reinertrage gleich. Die Unter- und Obergrenze des Preises liegen hier so dicht bei- 
einander, daB für das Spiel des Preises mit Angebot und Nachfrage wenig Raum bleibt 
Ebensowenig kann als Ausnahme der F'reis sclicncr Oiiter gelten, sofern er durch ersparte 
Kosten reguliert wird. Wenn von zwei Pclrolcumquclkn eine dem Konsumlionsort nahe liegt, 
die andere entfernt, so ist der Preis der erstcrcn um den Betrag der ersparten Röhrenleitung 
höher. Der ersparte Kostenbetrai; hilft hier nur die Obergrenzc (anderweitige Beschaffungs- 
kosten) regulieren, gegen die der Seltenhcitsprcis hindrängt, um die Nachfrage dem Angebot 
gleicll zu machen. 

•) V. Böbm, KapiUlzins. Ii, 219. 
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Einen Sinn gewinnt die neue Formulierang erst, wenn hinzugefügt wird, 
daß der Begriff der Grenzpaarc das alte Preisgesetz voraussetzt. Grenzpaarc 
sind nämlich die Träger derjenigen Schätzungsziffern, die einem Preise zunächst 
stehen, welcher die Mengen von Angebot und Nachfrage zum Au^leich bringL 
Die neue Formulierung ist also nur ein Zusatz zu der alten; ein recht umstlnd* 
licher, aber ein richtiger. Wir erproben seinen Wert an einem Beispiel. 

Eine Festung wird ausgehunRert; die Zivilbevölkerung ist verhungert bis auf 
1000 Menschen, die ihren letzten Bissen verzehrt haben und nur noch Geld be- 
sitzen; 100 besitzen je 1000 Mark, 100 je 900, 100 je 800 usw. bis herab zu 
100 Marie Nun entschließt sich der Kommandant, 500 Tagesrationen durch eine 
Anzahl zur Garnison gehöriger Händler möglichst teuer verkaufen zu lassen; Teil- 
rationen werden, da der Kommandant sich für die Preistheorie interessiert, niclit 
abgegeben. Weil jeder Käufer unter diesen Unistaiulen sein ganzes Vermögen 
bieten wird, so muh sich der Preis der Tagesration auf mehr als 5G0 bis zu 
600 Marie stellen. SSnke der Preis auf 500. so würden mehr als die vorhan- 
denen 500 Rationen, stiege er Ober 600, so würden weniger als die 500 Rationen 
nachgefragt werden. Die Schatzungsziffern des Grenzpaares der Käufergruppe 
sind hier in der Tat Ober- und Untergrenze, die sehr niedrige Schätzungsziffer 
des letzten Verkäufers (der die Ware nicht selbst behalten darf), ist eine zweite 
Untergrenze, und wenn der Kommandant bereit wäre, fflr 700 Mark noch eine 
501. Ration abzugeben, so wQrde diese Schätzungsziffer als zweite Obeigrenze 
wirken. Hätte ein Käufer statt 600 nur 560 Mark zu bieten, und wollte ein 
Händler aus irgend einem Grunde nicht unter 540 Mark verkaufen, so würde der 
Preis zwischen 540 und 560 Mark liegen. 

Es wird also durch die neue Formel klar gemacht, was die alte nicht aus- 
drOckÜch sagt, daB der Ausgleich von Angebot und Nachfrage sich, statt auf 
einem Punkte, unter Umständen auf einer Linie (500 bis 600 Mark) vollziehen 
kann.') Die große Dringlichkeit der Nachfrage wird freilich in unserem Beispiel 
den Ausi^leich vermutlich auf den obersten Punkt der Linie (600 Mark) schieben. 
Statt der Ober- und Untergrenze, von der unsere erste Formel spricht, hebt 
v. Böhm nur deren Schnittpunkt oder Schnittlinie als preisbestimmend hervor. 
Mit dieser lobenswerten Accentuierang der Schnittstelle verbindet aber seine For- 
mel einen Nachteil, indem sie entweder sehr umständlich ausfällt, oder in ihrer 
abgekürzten Gestalt die Aufmerksamkeit von der kausalen Struktur der F'reishildung, 
nämlich von der Art des Ausgleichs zwischen Angei)ot und Nachfrage ablenkt.-) 

>) Vielleicht beansprucht v. Böhm noch das weitere Verdienst, ein arithmetisches 
Hilfsmittel an die Hand zu geben, um den Ausgleichungspunkt von Angebot und Nachfrage 
aus den Schätzungsziffern zu berechnen. Er lehrt nämlich, daß die Kauflustigen nach der 
Rf iliciif'>lL;e ihrer Höchstgebote, die Verkaufslustigen nach der Reihenfolge ihrer Mindest- 
forderungen zum Kauf und Verkauf zu gelangen Anwartschaft liaben; man braucht hiernach 
nur di« Höchstgebote von oben, die iMindestfordeningen von unten her paarweise al»«^ 
zählen , um schieRlich zu dem Grenzpaarc zu gelanjicn, das gerade noch zum Kaufe kommt, 
und dem nächsten Paare, das schon nicht mehr zum Kaute kommen kann. Dieses abzählende 
Verfahren spiegelt aber keineswegs den wirklichen Vorgang auf dem Markte wider. Der 
Markt geht vielmehr von irgend einem hergebrachten oder geschätzten Anfangspreise aus, 
der dann das oben geschilderte Wcchsclpiel von Angebot, Nachfrage und Preis in Gang 
bringt, in unserem Beispiel wfirde der Anfangspreis 700 zu einer Preissenkung infoige 
überwiegenden Angebots führen: erst beim Preise (iX) wSre it.is Gleichgewicht von Angebot 
und Nachfrage erreicht, beim Preise 5Ü0 überschritten. Man kann also auch nach dieser 
alten, dem wirklichen Marktvorgange folgenden Regel den Preis berechnen. 

■) Vgl. auch Marshall, Prindples of ecooomics, 4. AuÜ., S.5S2: Marginal uses do not 
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V. Bühni sucht freilich die abgekürzte Formel von den Grenzpaaren noch 
weiter zu vereinfachen, indem er für die Mehnaiii der heutigen Waren die lieiden 
SchfltzungsziRem auf Seiten der Verkaufeiustigen als unwirlcaani ausschaltet; und 
erst in dieser zum zweitenmale verkürzten Gestalt hat die Formel ihre große Ver- 
breitung; izcfiinden. Er lenkt nämlich die Aufmerksamkeit des Lesers auf den ge- 
ringen Scibstgebrauchswert , den eine Ware regelmäßig für den berufsmäßigen 
Händler habe; die Schätzungsziffern der Verkaufslustigen ständen in diesem ge- 
wöhnlichsten Falle des täglichen Qeschäflslebens dem Nullpunkt nahe und könnten 
deswegen als Untergrenze des Preises nur in Ausnahmefällen praktische Bedeu- 
tung gewinnen.') Verwundert frni^t man sich: hat v. Br)hm pliUzlich vergessen, 
was er selbst uns gelehrt, daß in den Schätzungsziftern der Verkaufslustigen nicht 
nur eine Unter-, sondern auch eine Obergrenze des Preises gegeben sei? Daß 
der Preis nicht wesentlich fiber Null sich erheben könne, wenn die Schätzungs- 
ziffer auch des ersten unbefriedigt bleibenden Verkaufslustigen (nach v. Böhms 
Voraussetzung) fast gk-ich Null ist? Und ist es nicht vollkommen richtig, daß 
der Preis nicht über ! F'fcntii;^' steigen könne, so lange nocli L*in Stück unver- 
kaufter Ware für 1 Pfennig feil ist? Wir werden darum jene Vereinfachung der 
Formel ablehnen und die Schätzungsziffer jenes Verkaufsiustigen in Ehren halten, 
der in Gemeinschaft mit dem letzten Käufer die Obergrenze des Preises marldert 

V. Böhms eigenes Lehrbeispiel m()!;e den Sachverhalt anschaulich machen. 
Wenn auf seinem Pferdemarkt den 10 Pferdekäufern mit Höchstgeboten zwischen 
300 und 150 Gulden 12 berufsmäßige Verkäufer (Verkaufslustige) gegenüberstehen, 
die fast um jeden Preis zu verkaufen bereit sind, wie stellt sich der Preis? Nach 
der Theorie des Au^Ieichs von Angebot und Nachfrage und nach v. Böhms 
Formel von den zwei Grenzpaaren auf fast Null, denn die Schätzungsziffer des 
11. Verkaufslustigen ist Obergrenze; nach der verstümmelten Formel, die die 
Schätzungsziffern der Verkaufslustigen ausschaltet, auf bis zu 150 Gulden. 

Vielleicht wendet v. Böhm ein, daß die Pferdekäufer ein zweites, drittes, 
viertes Pferd höchstens unter ISO Gulden bis herab zu einem sehr niedrigen 
Höchstgebote zu kaufen bereit wären, daß also die Nachfrage immer bis zu einem 
dem Nullpunkt nahekommenden Höchstgebot hinabgehe. Allein wir wollen der 
theoretischen Klärung halber einen Fall wählen, in dem der Käufer nur das erste 
Exemplar schätzt. Eine Staatsregierung erlaubt ihren 10 Universitäten, je 100 Ehren- 
doktordiplome zu verkaufen. 800 Bewerber reflektieren, jeder mit dem Höchstgebot 
I0() Dollars, vielleicht auf Gnmd einer und derselben Rentabilitätsrechnung. Die 
Unkosten des Diploms sind annähernd gleich Null, die Mindestforderung daher 
überall 10 Dollars. Wie stellt sich der Preis? v. Böhms verstümmelte Formel 
sagt falsch 10 bis 100, seine ausführliche Formel richtig 10 Dollars. ") 

Jene Argumentation v. Böhms bietet aber noch einen zweiten AnstoB, der 
sorgfältige Beachtung verdient. Ist es denn wahr, dafl die Schälzui^sziffem be- 

govern value, but are governcd togetiier with value by the general relations of demand and 

supply. 

■) Kapitalzins. II, 231 f. 

'-) Ähnlich bei lieliebig reproduziblcn Waren mit Koslenprcis, die nur in je einem 
Exemplar begehrt werden. Die Leistung des Examen-Einpaukers, oder ein nach Mali zu 
arbeitendes, praktisch unverwüstliches künstliches Bein möKcn von allen K.iukTn mit dem 
doppelten Kostenpreis geschätzt werden. Auch hier ist bei starkem Übcransebot das niedrig- 
ste Höchstgebot weit entfernt, den Preis zu markieren. Über weitere Falle begrenzter Nach- 
frage Vgl. J. St. Mill, Prindples, Buch 3, Kap. 3» § 2. 
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rufsniäßiger Händler fast gleich Null sind, daß diese Händler sich einen fast be- 
liebig niedrigen Preis gefallen taswii und daher praktisch nur die Obergrenze des 
Preises festl^n» nicht auch die Unte^enze? v. B^ihm gibt selbst zu')> daB in 

einem „Ausnahmefair nicht der Gebrauchswert der Ware, sondern der ihrer Pro- 
duktionsmittel die Schätzungsziffer des Verkäufers bestimme, wenn nämlich die 
Ware auf Bestellung geliefert werde; in diesem Falle seien die Kosten Untergrenze 
des Preises, „aber wohlgemerkt nicht deshalb, weil die Kosten prinzipiell einen 
Bestimmungsgrund des Preises abgeben» sondern nur, weil vermöge der ganz 
konkreten Umstände des Falles die Kostengüter hier das eigentliche Objekt der 
Entäußerung bilden". Man wird darüber verschiedener Meinung sein, oh wirklich 
heute die Produktion von Waren auf Bestellung nur einen Ausnahmefall bilde. 
Daß aber auch bei der Vorratsproduktion zum Verkaufszwecke auf die Dauer und 
prinzipiell die Produicttonsbereitschaft und nicht nur das Produkt Q^enstand des 
Angebots sei, und daß infolgedessen die Produktionskosten als durchschlagender 
Faktor der Preisbildung von der PreisthL-oriu nicht verschleiert werden dürfen, 
wurde schon oben ausgeführt. Nur indem v. Biihni mit der Kostenschätzung des 
Verkäufers das wichtigste objektive Moment aus der Preisbildung ausschaltet, er- 
reicht er sein Ziel einer in der Tat umwälzenden, «von Anfang bis zu Ende* 
subjektivistischen Preisldire. Und wenn man von diesem Zielpunkte zurückblickt, 
wird es auch psychologisch verständlich, warum v. Böhm, wenn auch optima fide, 
mit den Schätzungsziffern der Verkaufslustigen in so inkonsequenter Weise um- 
springen mußte. 

Es bleibt noch die Frage zurficl^ wie v. Böhm sich mit dem handgreiflichen 
Zusammenhange von Produktionskosten und Produktpreis abfinde. Er erkennt 

den Zusammenhang an. dreht aber ii:o Kausalität um, indem er lehrt: der Produkt- 
preis sei Ursache der Produktionskosten, nämlich des Preises der Produktions- 
mittel. Der Preis des Produktionsmittels Eisen z. B. richte sich nach der Nach- 
frage, nach dem Preise der Eisenfabrikate, in letzter Linie des werflosesten Eisen- 
fabrikats, dessen Herstellung noch lohnt. Wenn z. & der Schienenpreis infolge 
vermehrter Nachfrage steige, so folge auch der Eisenpreis nach. 

So schrieb v. Wnhm 188(1 in Conrads Jahrbiichorn. In dem drei Jahre später 
erschienenen zweiten Banilc seines Buches -') wendet er sich im Anschluß an diese 
Austulirungen gegen den nahe liegenden Einwand, daß eine Preisveränderung 
doch auch vom Produktionsmittel Eisen ausgehen und sich auf die Fabrikate fort- 
pflanzen könne, z. B. als Verbilligung, wenn das Angebot von Eisen vermehrt 
werde. Wir mTichten hinzutüt^en: die Verbilligung des Eisens und der Schienen 
kann auch auf eine vereinfachte (jewiiuuing des Eisens zurückgehen und wird 
dann dauernd sein, während die Preissteigerung infolge vermehrter Schienen- 
nachfrage nur vorübergehend zu sein braucht, wenn es ihr gelingt, vermehrtes 
Angebot hervorzurufen. Es ist also nicht nur willkttriich, den Preis des Produk<> 
tionsmittels nur aus der Nachfrage abzuleiten, sondern das Angebot, wenn es 
von den Produktionskosten der Produktionsmittel abhängt, ist auch der stärkere 
Preisfaktor. 

V. Böhm antwortet auf diesen Einwand, daß die Produktionskosten des 
Eisens auf ein Produktionsmittel letzter Ordnung zurOckfCIhren, dessen Preis nich 
wieder in Produktionskosten auflösbar sei, nämlich auf die menschliche Arbelts- 

0 Conrads JaJirbficher, N. F. Bd. 13, S. 532 Anm. 
«) II, 242. 
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kraft, und deren Wert sei vom Preise ilires letzten Produlds abhängig, statt diesen 

ihrerseits zu bestimmen. 

Diese Antwort ist beciint^t richtig, wenn man sich eines quiproquo be- 
wußt ist, das dem flüchtigen Leser nahe liegen mag. Wie vorhin') ausgeführt 
wurde, hängt der Preis jedes nicht reproduziblen Produlctionsmittels von seinem 
Reinertrags also vom Preise seines Produicts nach Abzug der Kosten ab. Nehmen 
wir die Arbeitskraft als begrenzt gegeben und nicht nach dem ehernen Lohn- 
gesetze reproduzibel an. und nehmen wir alle Arbeit als gleich an, so ist der 
Geldwert der Arbeitsstunde durch den Preis ihres Produkts bestimmt und diesem 
gleich. Aber notabene, mir der Geldwert der Produktionsmittel ein hei t, der Ar- 
beitsshinde, ist durch ihren Produktpreis bestimmt, nicht die Zahl der Art>eits- 
stunden, die air Herstellung eines Produicts aufgewendet werden mOssen. Hier 
ist vielmehr der kausale Zusammenhang der umgekehrte, und nur über diesen 
Zusammenhang sagt das Kostengesetz aus. Es besagt — soweit das F*roduktions- 
mittel Arbeitskraft in Frage kommt — daß die Zahl der autzuwendenden Arbeits- 
stunden den Preis des Produicts t)estimme; in dem Sinne, dafl die Preise zweier 
Waren, die verschiedene Artieitsmengen Icosten, sich zueinander wie die Kosten 
verhalten. Über den Preis der Arbeitseinheit, z. B. der Arbeitsstunde, sagt da- 
gegen das Kostengesetz mit gutem Grunde nichts aus, denn er ist ziemlich gleich- 
gültig und zufallig; er hängt ab von dem Verhältnis der in einer Volkswirtschaft 
verfügbaren Arbeitsmenge zur Geldmenge, und ist für die Preisbildung nur inso- 
fern bedeutsam, als er die Umrechnung der Arbeitskosten und Kapitalnutzungs> 
kosten auf einen gemeinsamen Nenner vermittelt. Dagegen ist der Geldwert der 
Arbeitsstunde kein absolutes Wertmaß, jeder Rikardianer weiß, daß der Preis 
einer Ware nur eine Verhältniszahl, kein absoluter Wertausdruck sei. Wohl ist 
für die konkrete Einzelwirtschaft in einem konkreten Augenblick ein Preis auch 
ein absoluter Wert, und der Geldwert der Arbeitsstunde hat somit für sie den 
Sinn einer Nutzenmenge; aber dieser absolute Wert wechselt von einer Einzel- 
wirtschaft zur andern und ist darum für die Volkswirtschaftslehre ohne praktische 
Bedeutunt,' Es ist zwciteliiaft, ob der absolute Wert eines Guts auch nur für ein 
Individuum meßbar sei; j es ist ziemlich klar, daß er, selbst wenn für ein Individuum 
meflbar. doch von einem zum andern Individuum inkommensurabel") und darum 
zum geaellschaftiichen WertmaSstab untauglich sei; und selbst wenn man den 
absoluten gesellschaftlichen Wert einer Arbeitsstunde wüßte oder auch nur sich 
vorstellen könnte, so könnte man doch noch nicht den einer komplexen Mehrheit 
von Arbeitsstunden aus ihm berechnen. Eben wegen dieser Incommensurabili- 
täten begnügt sich die volkswirtschafHiche Werlsprache mit dem relativ«! Wert- 
ausdruck Preis, und jedem Individuum bleibt es flberlassen, diesen unendlich 
vieldeutigen Preis in seine individuelle Wertsprache als absoluten Wert' zu 
fibersetzen. 

Das objektive Kostengesetz behält also auch angesichts dieses mit untaug- 
I) Seite 269, Anmerkung 2. 

*) V. Böhm in Conrads Jahrbüchern, N. F. Xill, 4(jlf., will die Me6barlceit der subjek- 
tiven Werte mit dem Hinweis auf einen Apfel beweisen, den ein Knabe gegen gerade 8 Pflau- 
men amzntaiischen tierelt ist; wenn er dabei scIilieBt (S. 49), der Apfel sei dem Knaben 
achtmal mehr wert als eine Pflaume, so vergifit er seinen eigenen Nachweis (S. 34 ff.), dafi 
der Wert von 8 gleicliartigen Exemplaren dem achtfachen Werte eines Exemplars nicht 
gleich sei. 

*) Anderer Meinung ist L. Flck in Conrads JahrbOchem, 3w Folge XIII, 753 H. 
WciMT-FettscbflfL 35 
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liehen Mitteln ausgeführten subjektivistischen Umklaminerongsversuchs seine volle 
Bedeutung. Die Notwendigkeit des Kostenaufwands fOr die Erlangung eines ent- 
sprechend nützlichen Prddukts ist Ursache und Maß des Preises') und mit der 
Verringerung dieses Aufwands, etwa infolge eines technischen Fortschritts, sinkt 

der Preis. 

II. 

Der Ldhprels. 

Diese Preistheorie gilt zunächst für den Verkaufepreis. Sie wird in der 
Regel höchstens bruchstückweise in den Lehrt>Ochern angewendet auf den Leih- 
preis. Immerhin verdient auch dieser eine systematische Behanditinsf. 

Gc^'cnstand des Leihverkehrs sind Oeldsiimmcn. andere Sachgiiter und die 
mcnsctiUche Arbeitsl(raft. Oer Leihpreis heißt in diesen drei Fallen Zinsen, Miete 
(Pacht) und Arbeitslohn. Strittig ist hauptsichlich die Erklärung von Zinsen und 
Arbdtsldin. Wir versuchen zunlchst eine allgemeine Leihpreistheorie 

Analog dem Verkaufspreise wird der Leihpreis einer Ware begrenzt durch 
ihren Gebrauchswert für den Entleiher als Oberj^renzc und ihren anderweitigen 
Gebrauchswert für den Darleiher als Untergrenze, und strebt innerhalb dieses 
Spielraums zum iUtsglelch von Angebot und Nachfrage; die B^prOndung ergibt 
sich von selbst Soll ein Klavier veriiehen werden, so wird der Entleiher nie 
mehr als den Gebrauchswert (oder bei gewissen Waren die Kosten der Selbst- 
fabrikation) zahlen wollen, der Darleiher aber nicht vvenii^er nehmen, als er ent- 
weder durch Selbstverbrauch oder durch Verkauf des Klaviers genießen oder ge- 
winnen könnte. Wert des Selbstverbrauchs und Verkaufsgewinn bilden die 
Untergrenze des Leihpreise& Bei allen mark^ängigen, in gro6en Mengen zum 
Verkauf gelangenden Waren wird der Verkaufsgewinn nicht nur die Untergrenze, 
sondern auf die Dauer auch die wirkliche Höhe des Leihpreises festlegen. Denn 
stände der Leihpreis imher als dem Verkaufsgewinn entspricht, so würde ein an- 
haltendes Angebot von Verkaufsware auf den Leihmarkt hinübenlulen, ausreichend, 
um den Leihpreis auf die Höhe des Verkaufsgewinnes herabzudrücken. Indem Leih- 
und Verkaufsmarkt einander ergänzen, haben sie einen gemeinsamen Punkt des 
Ausgleichs von Angebot und Naclifrage. Ebenso würde der Zufluß von Verkaufs- 
ware in die Sphäre des Sclhstverbrauchs den Grenznutzen des Selhstverbrauchs 
so tiel herabnivellieren, daß der Leihpreis auch von dieser Seite keinen Einfluß 
zu gewärtigen hat Wir werden nachher den Leihpreis nicht marktgängiger 
Güter erOriem; indem wir uns hier auf die marktgSngigen besdirinken, können 
wir ihren Leihpreis ohne weiteres konstruieren, sobald wir die Höhe des üblichen 
Verkaufsgewinns kennen. 

Bei denjenigen marktgängigen Waren, die im Lcihzustande eine Wertvermin- 
derung erfahren, geht die Analogie zwischen Verkaufe- und Leihpreis noch weiter. 
Das Darieihen einer solchen Ware ist einem Teilverfcaufe ähnlich. Ein Klavier, 
das zehn j il.ie vorhält, wird durch zehn aufeinander folgende einjährige Leih- 
vertragc i;kichsam in zehn Stücken verkauft. Der Vermieter des Klaviers wird 
mindestens dasscllie als Leihpreis fordern, wie ein Verkäufer, der das Klavier auf 
Abzahlung in zehn Jahresraten verkauft, also den Kostenpreis (bei einer nicht re- 
produziblen Ware den Seltenheitspreis) mit EinschluB des üblichen Gewinns. Er 
wird aber noch einen Zuschlag fordern. Hat er die Wahl zwischen Verkauf und 

•) Vgl. Dietzels Polemik gegen die Grensnatzentheorie in Conrads JahrbBchem 1800L 



Digitized by Google 



— 275 - 



Ausleihen, so wird er den Verkauf vorziehen, es sei denn, daß er im Ijeihpreise 
noch entschädigt wird erstens fDr die Mflhe, zehn Kontrahenten statt eines zu 
suchen, mit ihnen zu verhandeln, ihre Zahiungsfähigkeit zu prüfen und die ein- 
zelnen Zahhingen einzukassieren, und zweitens für das Risiko einer ertraglosen 
Pause zwischen je zwei Lcihperiodcii , das im Durchschnitt größer sein wird als 
das Kisiko, einen einzigen Käufer niciu zu finden, sowie für das Risiko der rich- 
ten Rflckliefening, unter Umständen auch der Entwertung durch die Konjunktur. 
iMit andern Worten: auch der Leihpreis ist (Isei reproduziblen Waren) ein Kosten- 
preis, aber zu den Kosten der Produktion treten hier hinzu die Kosten und das 
größere Risiko der Verleihung. 

Zu diesen kustenartigen Elementen gehören endlich auch die Nebenausiagen, 
zu denen das Leihverhältnis AnlaB gibt und die im Leihpreise Ersatz verlangen: 
die Unterhaltskosten und Dienstleistungen, die ein Pferdeverleiher aufwendet, die 
Qebäudesteuer, die der Hausvermieter zahlt; auch passive Dienstleistungen, wie 
das Opfer, das ein Hausvermieter auf sich nimmt, wenn er einem Mieter das 
Musizieren und Lärmen erlaubt, oder wie die Verschwiegenheit eines Geldgebers. 

Also: Leihpreis und Verkaufspreis enthalten beide ein Kdstenelement und 
eine Risikoprämie, aber Kosten und Risiko der Leihe sind etwas größer. Das 
En^pelt ffir Kosten und Risiko wird sich im Leihpreis auf dieselbe Weise durch- 
setzen wie im Verkaufspreise. Auch die Modifikation des natürlichen Preises durch 
Knappiieit oder Überfluß — vorübergehende oder dauernde Modifikation — 
können wir vom Verkaufspreise ohne weiteres per analogiam auf den Leihpreis 
Qbertragen. 

Wird das Klavier nicht auf Abzahlung, sondern gegen bares Geld verkauft, 
so tritt die Eigenart des Leihpreises schärfer heraus, und zw.ir diircli das Zeit- 
moment. Auch der Verkauf einer Ware fordert Zeit, hei Ladenhütern sogar viel 
Zeit, aber beim Leihpreise tritt noch die Dauer der Lciiie hinzu. Daraus ergibt 
sich erstens ein größeres Zahlungsrisiko bei der Leihe (es sei denn, daß der 
ganze Leihpreis pränumerando gezahlt wQrdeX und also eine größere Risikoprämie 
im Leihpreis,') und zweitens mit dem f^rößeren Zeitverlust für die Kapitalnutzung 
die Notwendigkeit eines größeren Kapitalgewinns. In dem Klavier steckt das Ka- 
pital des Verkaufers wie des Vennieters. Wir nahmen an, das Klavier werde in 
zehnjähriger Leihe al^enutz^ sei also bis dahin voll bezahlt In zehn Jahren kann 
der Verkäufer das Klavier vielleicht hundolmal verkaufen, indem er den Erlös 
jedesmal in einem neuen Exemplare anlegt, um dieses wieder zu verkaufen. Als 
Vermieter wird er daher eilten hundertmal höheren Kapitalgewinn an einem Exem- 
plar verdienen müssen, und wird diesen Gewinn auf die zehn Jahre gleichmäßig 
verteilen. 

Wir sind damit auf den eigentlichen Leihgewinn gestoßen, der aus der alter- 
nativen Möglichkeit erhellt, mit der Ware einen Verkaufsgewinn zu erzielen. Er 
ist natürlich proportional der Höhe des Einkaufspreises') und der Dauer der 
Leihe, wie der Verkaufsgewinn proportional der Höhe des Einkaufspreises und 
dem Zeitablauf zwischen Ein- und Verkauf oder vielmehr zwischen den zuge- 
hör^n Zahlungen. Sonst wQrde jeder Kapitalist nur mit billigen und schnell 

■) Die Höhe dieser Kisikopramie stuit sich natürlicli nach den Leihprciäc ab; die vor- 
hin cfwihnte Risikoprämie für richtige Rüclclieferung und Wertbeständigkeit nacb dem Ein- 
kaufspreise der Ware oder vielmehr ihres ziiriickzulicfernden Wertteils, und die für die l'ii- 
gewiUheit, rechtzeitig einen EnUeihcr zu tindcn, nach dem gleicll zu erürtcrndcn Leihgewinn. 

*) ^fach AlMug des etwa sclion verbrauchten Wertteils. 
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verkäuflichen Waren handeln oder sie nur auf kür/cstc I rist verleihen Wullen, um 
bei begrenzten Geldmitteln seinen Gewinn zu vervielfältigen. Der noch zu be- 
stimmende dritte Faictor neben dem Einkaufspreis und der Dauer des Gescliäfts 
ist die Gewinnquote, die sowohl im Verkaufs- wie Im Leihgewinn vom Einkaufs- 
preise pro Jahr und 100 Marie berectinet wird; wir werden sie nachtier zu be- 
stimmen suchen. 

Doch sei sciion hier gegenüber der modernisierenden Konstruktion v. Böhms 
betont, daß wir den Leilipreis selbst vom Standpunkt des Entleihers aus der 
Schwierigkeit erklären, die überwunden werden muB, um die Darleiher zur Be- 

friedij^unfT der Nachfrage zu bewegen, während der Nutzen des Entleihers nur als 
Obergrenze wirksam wird. Auch der Fall der Klavierleihe, auf den v. Böhm (Ii, 
370 ff.) besonders pocht, scheint uns so richtiger erklärt zu sein. Der Leihpreis 
des Klaviers hat wenig damit zu tun, daß die Aussicht auf kOnftige Benutzung 
des Klaviers während der Leihfrist ehie Wertschweitung erfährt, sondern tr wtlrde 
ein ganz anderer sein, wenn nicht die Möglichkeit bestanden hätte, das im Klavier 
steckende Kapital während der Leihfrist anderweitig zu verwerten, und andrerseits 
anderweitiges gewinnbringendes Kapital im Ankauf zu verleihender Klaviere anzulegen. 

Wir sprachen bisher nur von Gütern, die in ausgeliehenem Zustande eine 
Wertverminderung erleiden. Bei dauerhaften, unverwüstlichen Gtttem fällt der 
Ersatz für die Abnutzung weg. Ihr Leihpreis enthält neben dem En^elt der Leih- 
tätigkeit, den Risikoprämien und etwaigen Auslagen nur den Leihgewinn. So der 
Leihpreis von Diamanten. 

Auch der Gebrauchszweck eines Gutes, ob Froduktions- oder üenußzweck, 
bedingt keinen grundsätzlichen Unterschied im Leihpreise. Bei Produktionsmitteln 
ist natürlich nicht ihr Qenuftwert für den Entleiher, sondern die Hoffnung auf 
ihren Rohertrag Obergrenze, aber annähernd zugleich auch Untergrenze, für ihren 
Leihpreis; die Hoffnung auf ihren Remcrtrag ebenso für iliren Leihgewinn. Der 
Kuhertrag aber bereciinet sich mit geringen Abweichungen nach der Analogie des 
Klavierleihpreises. Der Leihpreis und annähernd auch der Rohertrag einer Nähmaschine 
z. B. bis zum Zeitpunkt der völligen Abnutzung ist gleich ihren Produkttons^ 
kosten plus den l.cihpreissummanden unverwüstlicher Güter. Nur bei den nicht 
repmduzibleii Froduktionsgütern ist eine Besonderheit zu beachten. Da ihr Ver- 
kaufspreis, wie schon vorhin bemerkt wurde, von ihrem Reinerträge abhängt, so 
wäre es ein Umweg, den Leihgewinn hier aus dem Preise des Produktionsmitteis 
d. h. aus seinem kapitalisierten Reinertrage zu t)erechnen, statt ihn dem Rein- 
erträge selbst gleichzusetzen. Wenn eine Fabrik ein Monopol ausübt, so wird 
ihre Verpachttinv; einen I.eihgewinn erzielen, der ihrem Reinertrage gleich ist. 
Stände der Leihgewinn niedriger, so würde ein Wettbewerb von Fachtlustigen 
sich entwickeln und ihn in die Höhe treiben. Der Pachtgewinn eine^ landwirt- 
schaftlichen Grundstocks wird aus demselben Grunde gleich dem Rdnertrage sein 
der aus seinen individuellen VorzQgen (Fruchtbarkeit und Lage) entspringt. Leih- 
und Verkaiifs^ewinn hängen hier nur indirekt zusammen. Bei irreproduziblen 
DaiitTi^ütiTti. die nicht der I'roduktioii. sondern dem üenuh dienen, wie Haus- 
grundstucken oder alten Gemälden, kann man im Zweifel sein, ob der dem Leih- 
gewinn gleiclie Reinertrag den Verkaufspreis bestimmt oder der Verkaufspreis den 
Leihgewinn. Für die ersterc Möglichkeit spricht die weitgehende Analogie zwischen 
den Preiswirkungen produktiver und GenuBzwecken dienender Grundstücke.') 

•) tili unfruchlb.nrt's ( iriuulstück , scluui Relc';in und zum Villenbaiiplatze ficciKnct, 
wird einen Leihgewinn erzielen, dessen kapitalisierter Betrag dem Verkaufspreise desürund- 
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III. 

Der Kapitalgewinn. 

Wir kommen zu dem noch unbestimmt gebliebenen Bestandteil im Leihpreise, 
der Gewinnquote, d. h. dem Prozentsatze, der vom Einkaufspreise der Leihware 
für die Zeiteinheit als Leihgewinn zu berechnen ist. Dieser Prozentsatz ist unser 
X. Wir sahen, daß dasselbe x im Vericaufspreise, nämlich als normaler Handels- 
gewinn steckt Wir kOnnen ohne weiteres hinzufiigen, daß es ebenso im Ge- 
winne des Produktions- oder des Transportkapitals steckt; es ist die Rate des 
Kapitalgewinns schlechthin. So weit die verschiedenen Verwendungsarten des 
Kapitals vertauschbar sind, so daß z. B. Leih- in Produktionskapital umgewandelt 
werden kann, sind notwendig ihre Gewinnraten identisch, weil, wenn z. B. Pro- 
duktions- höher als Leihkapital rentierte» das bisherige Leibkapital in Produk- 
tionsuntemehmungen angelegt werden würde, bis der Leihgewinn entsprechend 
gestiegen wäre. Die Rentabilität ei ner Verwendungsform, wenn sie entsprechijnder 
Ausdehnung fähig ist, genügt, um den andern Formen dieselbe F^entaiiilität als 
iWunmum zu sichern. Haben mehrere beliebig ausdehnbare Verwendungsformen 
je ihren eignen, selbständigen Rentabilitätsgrund, so wird die höchste Rentabilität 
fOr alle maflgebend sein. Gelingt es aber, irgend einen Rentabilitätsgrad fOr die 
große Mehrheit der möglichen Kapitalverwendungen nachzuweisen, so wird dieser 
tür die übrige Minderheit (z. B. für den Leihgewinn) ohne weiteres mit gelten. 

Zur Erklärung des Kapitaigewmnes sind eine Reihe widersprechender Theo- 
rien ersonnen worden, die In v. Böhm-Bawerk einen gewandten Dogmenhistoriker 
gefunden haben. Wäre irgend eine dieser Theorien richtig, die Produktivitäts- 
theorie, die Ausbeutungstheorie usw., so würde sie auch für die Höhe des Kapital- 
gewinns einen einheitlichen Maßstab bieten, und der Kapitalgewinn würde sich 
somit in seiner Struktur grundsätzlich unterscheiden vom Verkaufspreise, der, wie 
wir sahen, nicht aus einer einheitlichen Ursache entspringt, sondern ein Kompromiß- 
produkt, die Resultante des Ausgleichs von Angebot und Nachfrage ist. Meines 
Erachlens besteht dieser Unterschied nicht, sondern auch der Kapitalgewinn ist 
mit Rocht als ein Koii^piomißprodukt von einer dem Verkaufspreise äußerst ähn- 
lichen Struktur gedeutet worden. 

Da ich auf diese Kapitalgewinntheorien noch zurückkomme, ist es nicht er- 
forderlich, sie hier einzeln durchzusprechen. Nur die ProdukUvitätstheorie soll 
uns schon jetzt kurz beschäftigen, v. Böhms Verdienst war der erneute nach- 
drückliche Hinweis, daß die unbestrittene technische Produktivität des Kapitals 
noch keine Wertproduktivität (besser: Preisproduktivität) sei. Wenn früher im 
Handwerksprodukt lOÜ Arbeitseinheiten steckten, jetzt aber in demselben kapi- 
talistisch erzeugten Produkt nur 60 Arbeitseinheiten (mit Einrechnung der Arbeit 
zur Erzeugung des verbrauchten Kapitals) enthalten sind und die Arbeitseinheit 
eine Mark kostet, so würde die Konkurrenz den Preis auf 60 Mark herabbringen, 
wenn die Mitwirkung des Kapitals kostenlos wäre, und auf t^O x Mark, 
wenn, wie in unserer privatkapitalistischen Ordnung, ein Entgelt für den Kapita- 
listen erzwingbar ist Dieses x kann offenbar höchstens 40 Mark betragen und 
würde in diesem Falle der (technischen) Produktivität des Kapitals entsprechen. 

Stacks gleiclikommt. Ist das Grundstock schon melforfert, z. B. geebnet, so hingt ein Teil 

des Lcihgcwinns von dorn .Meliorationsl<apital nh. Sind zwei solche Grundstücke ^leicti 
schün gelegen, aber das eine ist schon von Natur eben, so wird auch dieses einen um den 
Leihgewinn von den ersparten Planiemngskosten höheren Leihpreis, also eine Grundrente 
im Sinne Ricardos erzielen. 
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Tatsachlich wird aber das x, der Kapitalgewinn, durch die Konkurrenz der kapi- 
talistischen Produzenten tief unter 40 Mark herabgedrückt, denn die kapitalistische 

Produktion hat bekannth"ch die Waren verbilligt, und für den Endpunkt dieses 
Drucks ist also jedenfalls eine andere Ursache als die Produictivität des Kapitals 
maßgebend. 

Für gewisse Fälle jedoch scheint die Natur selbst den Preis an die tech- 
nische Produktivität des Kapitals gebunden zu haben. Die natürliche Rentabilität 

des Saatguts, das sich auf unentgeltlichem gleichartigem Boden im Jahre verzehn- 
facht, des Zuchtviefis. des lagernden Weins scheint mit einer natürlichen Ver- 
duppiungsperiode des Kapitals auch dessen Gewinnsatz festgelegt zu haben, und 
man ist zu der Hypothese versucht, daß zu der Zeit, als Tuigot seine Fruktifi- 
kationstheorie aufstellte, im Qberwi^enden i^arstaat mit Kleinbetrieb in Industrie * 
und Transportwesen in der Tat noch diese natürliche Rentabilität die allgemeine 
Gewinnquote des Kapitals bestimmt haben möge. 

Einer Prüfung hält aber diese Impression nicht stand. Es ist richtig, das 
Korn der Ernte kann keinen anderen Wert haben als das Saatkorn; wenn 10 JVlark 
Saatkorn mit 50 Mark Arbeit sich verzehnfachen, so ist die Ernte 100 JMark wert 
und enthält 40 Mark Gewinn. Aber nichts hindert, dafi nutt die Konkurrenz den 
Kornwert durch Mehrproduktion hcrahdrücke, und wenn nicht aus anderen Ur- 
sachen als der natürlichen Produktivität ein Kapitalgewinn folgte, so würde das 
Saatkorn nach einem Wertsturze von 10 auf etwa 5',s Mark den Preisstand er- 
reicht haben, bei dem es mit 50 Mark Arbeitskosten sich verzehnfachen kann, 
ohne Kapitalgewinn einzubringen. Ein Kapitalgut aber, das ohne Arbeitskosten 
sich zu vervieltäitigcn vermöchte, würde durch die Konkurrenz bis auf Null entwertet 
werden und in diesem Werlzustandc auch keinen Kapitalgewinn bringen; als 
Beispiel kann vielleiciit die Hauskatze angeführt werden. Beim Weine, der durch 
Lagern an Wert gewinnt, kann zwar die Wertsteigerung auch ohne Arbeitsaufwand 
eintreten, aber es handelt sich hier im Unterschiede vom Saatgut und Zuchtvieh 
nicht um Multiplikation des Kapitals, sondern um eine Qualitätsveränderung, und 
da diese nicht objektiv zaiilenmäßig bestimmbar ist, so gibt sie für sich aliein 
auch keinen MaUstab für die Verdoppiungsperiode und für den Gewinnsatz. 

Noch weiter vom Wege ab führt ein Gedankengang, mit dem v. Wieser') den 
Kapitalgewinn einfach aus dem technischen Erfolge des Kapitals zu begründen 
scheint. Allerdings, sagt er, erzeugt das Kapitalgut beispielsweise des Fischers, 
das Netz, nicht Netze; aber, indem es den Ertrag der Arlieit steigert, setzt es 
Arbeitskraft frei, um Netze zu stricken; das Kapitalgut Netz multipliziert so sich 
selbst, indem es die Bedingungen seiner Reproduktion erieichtert Kann diese 
Arbeitserspamis wirklich Ursache des Kapitalgewinns sein und also sein Malt 
bestimmen? Dann müßte auch jede Erfindung, die einen Arbeitsprozeß vereinfacht, 
ohne ihn kapitalistisch zu gestalten, weil sie Arbeitskraft frei setzt, mit einem 
dauernden Gewinn für die Produzenten inul Freisnufschlag für die Konsumenten 
verbunden sein, auch nachdem sie allgemein eingebürgert wurden ist 

IV. 

Der Kapitalgewinn (Schlufl). 

Nachdem es nunmehr nicht gelungen ist, für den Kapitalgewinn eine ein- 
heitliche maßgebende Ursache zu finden, versuchen wir es auf dem anderen Wq^e 

•) Der natürliche Wert, § 37. 
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der Analogie mit der Preisbildung. Es bedarf nach unserer obigen AusfQhrung 
keiner weiteren Begründung, wenn wir den Gewinn von produictiver Kapital- 
verwendiinp; (Produktions-, Transport-, Handelskapital) als den verbreitetsfen und 
darum maßgebenden Gewinntypus unserer Erörterung ausschließlich zugrunde 
legen. Der Leihgewinn von produktiver Kapitalverwendung ist dabei einbegriffen. 

Dieser Kapitalgewinn ist Icein Preis, aber er ist ein ideell abgegrenzter Preis- 
bestandteil, und die Anwendung der Preistheorie auf ihn, wie sie in einzelnen 
Lehrbüchern gemacht ist,') liegt daher nahe genug. 

Solange Vermögen im PrivateigLiilum steht, bedarf seine Verwertung zu 
Nutzen eines anderen als des Eigentümers eines Entgelts. Der Gewinn von pro- 
duktivem Kapital ist das Entgelt fOr die kapitalistische Nutzung eines Vermögens- 
teils zugunsten der Konsumenten des Kapitalprodukts, und es leuchtet ein, daß 
Obergrenze dieses Entgelts der Gebrauchswert des Produkts oder seine ander- 
weitigen Beschaffungskosten, Untergrenze der anderweitige Gebrauchswert des 
Vermögensteils sei. Überträfe das Entgelt den Gebrauchswert des Produkts oder 
seine anderweit^;en Beschaffungskosten, so wäre die Produktion unwirtschaftlich; 
überträfe der anderweitige Gebrauchswert das Entgelt, so wfirde der Eigentums 
den anderweitigen Gebrauch vorziehen und den Vermögensteil nicht zum Kapital 
bestimmen. 

Obergrenze, Gebrauchswert des Produkts, z. B. einer Photographie, ist der 
Preis, den ihr Käufer höch^ens zahlen will, nach Abzug der Arbeilskoslen. Ist 
das Produkt, z. K Garn, auch ohne Kapital wirtschaftlich herstellbar, so bilden 
schon die anderweitigen Beschaffungskosten, also die Mehrkosten der handwerks- 
mäßigen HerstclliiMg. die Obergrenze. Die Obergrenze entspricht, mit anderen 
Worten, der technischen Produktion des Kapitals. 

Die Untergrenze des Kapitalgewinns kann nicht leicht auf Null herabsinken. 
Nicht etwa, weil, vrie A. Smith meinte, der Kapitalist sonst kein Interesse hätt^ 
sein Kapital zu verwenden; das Interesse ist vielmehr schon durch die Sicherung 
einer Gelegenheit zu selbständiger Betätigung der Arbeitskraft des Kapitalisten 
gegeben, nachdem einmal die Konkurrenz zu kapitalistischer Produktion gezwungen 
hat. Sondern die Untergrenze wird erst über den Nullpunkt emporgehoben durch 
die IMi^lichkeit, den zum Kapital ausersehenen Vennögoisteil auch anderweitig 
zu verwerten. Nicht für alles Kapital steht diese zweite Verwendung offen. Pro- 
duktionsmittel in ihrer Naturalform: Maschinen, Rohstoffe, Halbfabrikate, Hilfs- 
stoffe erlauben nur zu kleinem Teile, z. B. Kohlen, eine andere als produktive 
Verwendung. Aber periodisch nimmt alles Kapital die Geldfurm an, zu einem 
nicht unerheblichen Teile best^t es dauernd aus Geld, und vor allem das jährlich 
neuersparte Kapital hat gröStenteils zuerst Geldform. In der Geldform ist es aber 
auch zu Konsumzwecken verwertbar. Der sofortige oder spätere Selbstgenuß der 
in Konsumgüter umtauschbaren Geldsumme konkurriert mit der Aussicht auf den 
kflnftigen Genußwert der um einen Kapitalgewinn vermehrten Geldsumme. Je 
stärker der nahe Genußreiz und je schwächer Zukunftsbedarf und Zukunftssinn 
wirken, je kleiner Einkommen, Vermögen und Kredit, je gleichmäßiger in der Volks- 
wirtschaft das Einkommen verteilt ist, desto höher muß der Kapitalgewinn sein, 
um die Willigkeit zum Sparen eines Einkommensteils, zur produktiven Verwendung 
eines ersparten Vermögensteils zu schaffen. Einen mäßigen Vermögensteil würde 

<) So von Mitlioff (allerdings nur für den Leihzins) in Schönbergs Handbuch, 4. Aufl. 
I, 740ff. Marshall, Principles of economics, 4. Aufl., S. 606. 
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jeder gute Hauswirt zwar auch ohne Gewinn für den Bedarf der Zukunft zurück* 
legen; allein die Gesamtfieit dieser Beträge reicht crfahrungsmäßig bei weitem 
nicht aus, und eine größere oder geringere Gewinnaussicht muß hinzutreten, um 
das Ganze des volkswirtschaftlichen Kapitalbedarfs zu befriedigen, und ich kann 
V. Böhm-Bawerk nicht beistimmen, wenn er in seiner Theorie des Kapitalgewinns*) 
das Beschäftigung suchende Kapital als feste, von der Höhe des Gewinns un- 
abhängige Größe in Rechnung zu stellen scheint ') 

Steigender Kapitalgevvinn verteuert und schmälert die V'erwendimysgelegen- 
heit für das Kapital, wahrend er die zu Kapitalzwecken verfügbare Quote des 
Einkommens oder Vermfigens vergrößert Sinkender Kapitalgewinn wirid umge- 
kehrt Die durch ein Miflverhältnis von An^bot und Verwendungagelegenheit des 
Kapitals hervorgerufene Stetgerung oder Senkung des Kapitalgewinns führt daher 
ähnlich wie beim Verkaufspreise zu einem Ausgleich von Angebot und Bedarf, 
angesichts dessen die Beweglichkeit des ICapitalgewinns zu einem Ruhepunkt 
kommt, bis entweder verflnderte R«itat>llitit8verhftltnisse die Verwendungsgelegen- 
heiten oder veränderte Gnkonunens-, Bedarfs- oder SchätzungsveriiUtnisse das 
Kapitalangebot modifizieren und einen neuen Ausgleich durch veränderten Gewinn- 
satz erforderlich machen. 

Die Analogie der Begründung des Kapitalgewinns mit der des Verkaufs- 
preises ist eine vollkommene bis auf einen Punkt, der noch unsere Aufmerksam- 
keit verdient Steift der Verkaufspreis eines Hutes sich auf 10 Mark, so erhalten 
alle Käufer, die für den Hut 11, 12, 13 bis 20 Mark zu zahlen bereit gewesen 
wären, einen Gebrauchswert von 1, 2, 3 bis 10 Mark gratis- Stellt der Kapital- 
gewinn sich auf 10'",,, so erhalten alle Unternehmer, die für das Kapital eine 
Verwendungsgelegenheit mit 11, 12, 13 bis 20" „ Gewinn okkupiert haben, 1, 2, 3 
bis 10 7o Untemehmergeivinn gratis. Der Unterschied liegt darin, dafi in dem 
einen Falle Gebrauchswert, im anderen Tauschwert gratis empfangen wird. Allein 
zu dieser Ungleichmäßigkeit kommt es tatsächlich nicht. Die Konkurrenz duldet 
wolii eine unentgeltliche Zuteilung der Gebrauchswerte, al>er nicht der Tausch- 
werte. Vielmehr wird die Konkurrenz der Unternehmer durch Übertragung der 
Kapitalien an die rentableren Stellen diese Ungleicbmäß^keiten im Gewinnsatze 
nivellieren, mit der Nebenwirkung, daB der endgiltige Audeich zwischen An- 
gebot und Vcrwcndungsgelegenheit nun bei einem etwas höheren Kapitalgewinn- 
satze, vielleicht I2",„ endigt. Daraus fnigen weitere Konsequenzen. Zu 12",, wird 
das Kapitalangebot und darum die Kapitalverwendung natürlich umfangreicher 
sefai als zu 10" u- Zugleich ist die ursprünglich mit 13 bis 20% rentierende Ware 
durch Oberproduktion auf einen dem Gewinnsatze 12% entsprechenden Preis 
verbilligt und also der unentgeltliche Tauschwert des Unternehmers in unentgelt- 
lichen Gebrauchswert des Konsumenten verwandelt worden. Daß die beiden Akte, 
in denen sich der Ausgleich vollzieht, nicht nach- sondern nebeneinander zu 
denken sind, versteht sich. 

An dem durch die Gewinnquote flQssig zu machenden Kapital zehrt auBer 
dem produktiven Bedarf, der angesichts seiner weit überwiegenden Menge den 

') II, 353. 4Uy, 451. 

*) V. Böhm bezeichnet zwar nicht das Kapital, sondern den Subsistenzmittelfonds einer 

Nation als feste Orölie, wälirciul er das Kapital als Vorrat von Zwischenprodukten mit aus- 
drücklichem Ausschiuli der Lebensmittel definiert. Allein S. 337 ff., z. B. 350, setzt er doch 
den gewinnbringend angei^en Vermögensstock der Nation dem nationalen Subsistenzmittel- 
fonds gleich. Ich kann dem sonst so scharfsinnigen Oedankengang des Autors hier nicht folgen. 
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Gewinnsatz annähernd festlegt, auch der Uihbedarf zu Konsumtionszwecken, ins- 
besondere fttr den unproduktiven Teil öffentlicher Anleihen. Ein erheblicher Teil 
des produktiv oder konsumtiv verwendeten Kapitals, soweit es für Seltenheits- 
werte wie Bauplätze und Aj^iut^ütcr verausgabt wird, stellt aber bis zu gewissem 
Grade nur einen durchlauicndcn Pusten dar. Wenn z.B. ein vurstädtischer Grund- 
besitzer den Konjunictuigewinn seines Grundstacks für 100000 Mark versilbert, 
so wird er vermutlich dem Kapitalmärkte den größten Teil dessen, was er mit 
der rechten Hand ihm entzogen hat, mit der linken wieder zuführen. 

Wie stellt sich die neue Schule und insbesondere ihr Wortführer v. Böhm 
zur Theorie des Kapitalgewinns? Es ist nicht leicht, aus den sehr scharfsinnigen 
Ausführungen v. Böhms eine einfache Antwort herauszulesen. Aber wenn ich Ihn 
recht verstehe, kommt er auf efaie der obigen Ähnliche Konstruktion hinaus, nur 
daS er der guten Formel Ausgleich von Angebot und Verwendung wohl wieder 
die minder zweckmäfiige von den Grenzpaaren vorzieht, und daß er, wie schon 
bemerkt, das Angebot irrtümlich als feste, vom Gewinnsatz unabhängige Größe 
vorauszusetzen scheint; wie er ja auch in der Preistheorie gern mit der Annahme 
eines festen Angebots operiert.^ 

So wenig wie die neue Schule sind aber auch die älteren Theoretiker im- 
stande, uns eine befriedigendere Deutung des Kapitalgewinns zu vermitteln. Es 
wurde schon erwähnt, daß v. Böhm als Dogmenhistoriker eine verblüffende Menge 
disparater Theorien unterscheide, deren jede das angebliche Rätsel zu lösen glaubt, 
warum der Kapitalist Gewinn beziehe. Wirklich bleiben nach Abzug der »farb- 
losen*, andeutenden, vieldeutigen Theorien, zu denen ich auch dieNutzungstheorie*) 

') Die irrtümliche Annahme eines festen Kapitalfonds führt ihn auch zu einer neuen 
Lobnfondstheorie, die sich von der alten dadurch vorteilhaft unterscheidet. daS sie die ratio- 
nellste Teilung des Kapitals in Lohnfonds und Sncliknpital arithmetisch festzulegen vcfsucht, 
allerdings aut ürund einer fragwürdigen und einseitigen Voraussetzung, auf die v. Böhm viel 
Gewicht legt. Er nimmt nimlich an, daB eine Technik mit längerer Produkttonsperiode (and 
darum gröBcrem Kapital) produktiver sei, und begründet mit dieser Annahme sogar zum Teil 
den Kapitalgewinn, wogegen Marshall (Principles of cconomics, 4. Aufl., S. 667— öö8 Anm. 
und S91 Anm.) mit Recht einwendet, daB der Zusammenhang zwischen Produktionsperlode 
und Produktivität an sich ein zufälliger sei und erst die Fxistonz des Kapitalgewinns und 
seiner Ursachen die längeren Produktionsperioden ohne entsprechende Produktivität als un- 
wirtschaftlich ausschalte. Die Scheidelinie zwischen Lohnfonds und anderem Kapital sucht 
er nun mit Hilfe der weiteren Annahme zu berechnen, dafi die Produktivität langsamer als 
die Produktionsperiode zunehme. Er übersieht dabei, dafi auch die synchronistische Mehr- 
verwendung von Kapital im Wege der Kooperation usw. die Produktivltlt steigert und damit 
jene Scheidelinie wieder verschieben muß, indem sie den durch den Kapitalgewinn ver- 
mittelten Parallelismus zwischen Produktionsdaucr und Produktivität wieder über den ^ 
Haufen wirft 

Von jenem fälschlich behaupteten Parallelismus macht v. Rühm noch eine zweite, fast 
unverständliche Anwendung auf den Arbeitslohn. Er meint, daB ein Meister, der einen Oe- 
sellen beschäftigt, diesem darum weniger Lohn zahle, well die Kooperation zwischen den 
beiden weniger produktiv sei, als die Alleinarbeit des Meisters in einer entsprechend län- 
geren Produktionsperiode; kann der Meister den Gesellen einen Monat beschäftigen, bis das 
Produkt verkaufsfertig wird, so hätte er sich selbst mit diesem Lohnfonds in einer um einen 
Monat längeren und darum produktiveren Produktionsperlode emlhren kdnnen! Die Pro- 
duktivität der Kooperation wird auch hier übersehen. 

*) Die Nutzungsthcoric ist nur unbestimmt, nicht (wie v. Böhm will) sinnlos, v. BShms 
flberscharfsinnige Kritik fußt auf der meines Erachtens irrtümlichen These, daß es keine wirt- 
schaftliche Nutzung eines Gutes neben seiner natürlichen Nutzleistung, dem Verbrauche, 
gebe; insbesondere keine abgesonderte Nutzung seines Wertes. Dies trifft schon darum 
nicht zu, weil das Out l»elidien werden kann. — Auch die Arbeitstheorie in ihrer beachtens- 
Wagnw-PMtMMft 3b 
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zählen mochte, nicht weniger als drei ernst zu nehmende Erklirungsversuche zurück, 

die nach v. Böhm ausschlieftende Geltung beanspruchen;') nach der ersten be- 
zieht das Kapital Gewinn, weil es ihn erzeugt, nacli der zweiten ist der Gewinn 
Sparlohn, nach der dritten Abzug vom Arbeitsertrage: Produktivitätstheorie, Absti- 
nenztheorie, Ausbeutungstheurie. 

Von der Ausbeutungstheorie sprechen wir nachher. Man sieht sof(Ht, daft 
sie die Geltung der beiden anderen Theorien wirklich ausachtieSL Sie sieht als 
Schöpferin des im Kapitalgewinn erscheinenden Werts die Arbeit an, jene beiden 
das Kapital. Denn offenbar setzt auch die Abstinenztheorie gleich der Produk- 
tivitätstheurie eine Produktivität, Nützlichkeit des Kapitals voraus, verfolgt aber 
den kausalen Zusammenhang um ein Glied weiter zurück, sofern sie den Ur- 
sprung des fragUdien Werts bei dem Manne sucht, der das produktive Kapital 
geschaffen hat, indem er durch Sparsamkeit Geld 711 Kapital machte, v. Böhm 
gibt selbst zu, daß gerade diese beiden, angeblich einander ausschließenden 
Theorien besonders oft bei einem und demselben Theoretiker friedlich neben- 
einander stehen.-) Unsere Erklärung des Kapitalgewinns fügt beide zu einer ein- 
heitlichen Losung des Problems zusammen, indem als Obei^nze und Nachfrage 
die Produktivität des Kapitals, als Untergrenze und Angebot die Spartätigkeit 
wirkt, die ihrerseits von dem nielir oder weniger ausgebildeten Zukunftssintie der 
Bevölkerung und von jenen übiigcn Momenten abhängt, die wir an ihrem Orte 
aufgezählt haben.') 

V. 

Die Zinsen. 

Aus dem Kapitalgewinn ergibt sich mit Hülfe der Leihpreistheorie der Geld- 
zins leicht. Unsere Leihpreistlieorie galt für marktgängige Waren. Geld ist zwar 
nicht eine marktgängige Ware in dem Sinne, daß der Sprachgebrauch von seinem 
Verkaufspreise und Verkaufsgewinne zu sprechen erlaubt. Aber es kauft alle 
mark^äRgigen Waren, die mit dem Üblichen Kapitalgewinn verkauft und ver- 
liehen werden, und darum ist sein Leihpreis, die Zinsen, gleich dem entsprechen- 
den Kapitalgewinn plus dem Hntgelt für die Leihtätigkeit und dem früher er- 
örterten Mehrbetrage der Kisik!»prämicn, ähnlich wie der Leihpreis eines Dia- 
manten und sonstiger dauerhafter Waren. 

Hiemach sind die Zinsen nicht ein Anteil am Kapitalgewinn, sondern der 
Kapitalgewinn ist ein Teil der Zinsen. Der gegenteilige Anschein entsteht nur, 
wenn man den Kapitalgewinn nicht völlig vom Unternchmergcwinn, vom Untcr- 
nehinerlohn und vim der Kisikoprämie des Unternehmers säubert. Dabei ist zu 
beachten, daß der Unternehmergewinn insofern auch von der Kapitalkräftigkcit 
des Unternehmers abhängt, als der Kredit des Unternehmers auf seinen Unter- 
wertesten Form bleibt unbestimmt, wenn sie sagt, dali die Tätigkeit des Kapitalisten, der 
einen Teil seines Einitommens kapitalisiert, einem volicswirlschaftiiclien Bedarfe cntgegen- 
koriinic. Sofern vmi ihren Vertretern nicht eine ethisctie Rechtfertigiinp:, sondern kausnie 
Erklärung des Kapitalgc Winnes beabsichtigt wird, deutet sie nur an, daß der Kapitalist Ka- 
piialanKetK>t und Kapitall>edarf ausgleiciien helfe. Wie das Kesclielie, welche kauaale Rolle 
der Kapitalgcwinn dabei spiele, lileibt imt^csntjt. 

') V. bühm, binigc strittige Fragen der Kapitalstheorie, Wien I90U, S. 99. 

*) 1. 561. 

) KinL- selir ähnlictie Auffassung finde icli hei Marsliall vertreten: Kapitnlant^eliot und 
Kapitalnachfragc charakterisiert durch die Schlagwurtc prospectiveness und pruductiveness. 
A. a. O. S. 141-142. 
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nehmereigenschaften beruht. Der Seltenheitsgewinn, den große Kapitalien in 
einer Hand ats solche erzielen, ist also dem Untemehmeigewinn, nicht dem Kapital" 
gewinn anzureclinen. 

Es ergibt sich, daß ein Geschäftsbetrieb durch enlliehenes Geld verteuert 
wird um das Entgelt der beiderseitigen Leihtatigkeit und um die Risik^prämie 
des Entleihers. Der Darleiher ist zu entschädigen sowohl für das objektive Risiko 
des Unternehmens» dem das Darlehen dient, gemindert durch die Haftung des 
Unternehmers, wie fOr das subjelctive Risiko, das von den mehr oder weniger 
unbekannten Unternehmereigenschaften des Entleihers abhängt. Der Unternehmer 
selbst hat dann nach Zahlung der Zinsen beide Risikoprämien sicli noch einmal 
zu berechnen. Von dieser Doppelzählung abgesehen ist das Risiko des mit Kredit 
betriebenen Unternehmens auch an sich grOfler, weil der Unternehmer nicht sein 
eigenes Kapital riskiert*) 

VI. 

Der Arbcitslohii. 

Die vorhin entwicicelte Leihpreistheorie gilt für die marktgängigen, verkäuf- 
lichen Waren, die den Leihgewinn bestimmende Kapitalgewinntheorie für die- 
jenigen Waren, für deren Angehotsregiilierung das Kapital freien Zutritt und Abzug 
hat. Auf die Ware Arbeitskraft hnden daher beide Theorien keine Anwendung. 
Sie ist erstens nur Leihware, nicht marktgängige Verkaulsware; wir können daher 
ihren Leihgewinn nicht aus ihrem Veckauf%ewinn ableiten. Zu diesem metho- 
dischen Hindernis tritt aber zweitens der reale Unterschied, daS sie nicht durch 
Kapitalanlage reproduzibel ist, ihr Qewinnbctrag daher mit dem Stande des all- 
gemeinen Kapitalgewinns nicht kommuniziert, sondern den Charakter des Selten- 
heits- oder Überflußpreises hat. Die Reproduktion der menschlichen Arbeitskraft 
ist bekanntlidi von nicht wirtschaftlichen Motiven und Umständoi wesentlidi mit- 
bedingt, und beruht nur in verschwindend kleinem Umfang auf kapitalistischer 
Rentabilitatsspekulation. Wir mQssen daher für die Arbeitskraft eine Leihpreis- 
theorie von vorn entwickeln. 

Der Leihpreis der Arbeitskraft (Arb« iisluiin) wird begrenzt durch ihren Ge- 
brauchswert für den Arbeitgeber als Obergrenze und ihren anderweitigen Ge- 
brauchswert fUr den Arbeitnehmer als Unteigrenze, und strebt innerhalb dieses 
Spielraums zum Ausgleich von Angebot und Nachfrage. Ihr Gebrauchswert fflr 
den Arbeitgeber hängt ab von der Leistung des Arbeitnehmers und von seiner 
Verwendimg. Bei konsumtiver Wrwfiidimg, als I^ienstbote, ist dei (jrad des für 
den Arbeitgeber zu befriedigenden Bedürfnisses, oder eventuell die Mühseligkeit 
seiner Selbstbefriedigung maßgebend; bei produktiver Verwendung der BedOrfnis- 
grad des Konsumenten oder die Mehrkosten der Produktion durch gehilfenlose 
Kieinuntemehmer. — Ihr anderweitiger Gebrauchswert für den Arbeitnehmer ist 
entweder Müssiggang (besonders für Familienangehörige und Vagabonden) oder 
eigenwirtschaftiiche Verwendung (besonders für Familienangehörige und Kolo- 
nisten) oder Verwendung in einem eigenen Unternehmen. Bei rein kapitalistischer 
Volkswirtschaft mit konzentriertem Kapitalbesitz verschwindet die dritte, bei rein 
verkehrswirtschaftlicher die zweite Möglichkeit. 

Der Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage wird auch hier durch den 

') Ähnlich, aber nicht ^anz iiluri. instiiiiruetHl, .Marshall, a. a. O. S. 074. Meine Aus- 
führungen berühren sich auch sonst mit Marshall mehrfach, ohne daß ich glaube, von ihm 
wetenHicii tweinHuBt worden zu sein. 
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steigenden oder sinkenden Leilipreis vermittelt. Steigender Lohn vermehrt zwar 

das Anj^cbot nicht stark; immerhin zieht er Müssiggänger aus dem Kreise der 
Familienangehörigen und Vagabonden, Eigenwirtschaftler aus dem Kreise der Fa- 
milienangehörigen und Kolonisten oder solcher, die Kolonisten werden wollen, 
endlicli Ideine Unternehmer an sich» und kann auch die AMtszeit verlängern und 
die Intensität der Arbeit steigern; während sinicender Lohn die Zahl der Wtg^' 
lx>nden, nicht erwerbstätigen Familienglieder, Kolonisten, kleinen Händler und 
Handwerker vermehrt und schließlich die Arbeitsfähigkeit beeinträchtigt. Dieser 
Erfolg ist aber großenteils nur vorübergehend, weil Einschränkung der eigenwirt- 
schaftlichen und Kleinuntemehmertätigkeit den Bedarf an Aibeftnehmem wieder 
entsprechend vermehrt In schnellerem Tempo vermindert steigender Lohn die 
Nachfrage der Arbeitgeber, vermehrt sinkender Lolm ihre Nachfrage; aber auch 
hier ist eine enge Schranke gezogen; die Nachfrage nach Arbeitnehmern ist be- 
grenzt durch die Kaufkraft der Konsumenten, diese aber ist begrenzt durch die 
Zahl der erwerbsfähigen Bevölkerung. Angebot') und Nachfrage auf dem Arbeits- 
markte sind also viel weniger elastisch, als Angebot und Verwendungsspielraum 
des Kapitals, und der Arbeitslohn würde viel stärkeren Schwankungen ausgesetzt 
sein, als der Kapitalt^ewinn, wenn nicht Angebot und Nachfrage auf dem Arbeits- 
markte auch ohne Vermittlung des Lohnsatzes zusammenhingen; denn vermehrte 
Arbeiterzahl bedeutet vermehrte Kaufkraft der ganzen produktiven Bevölkerung 
und darum vermehrten Bedarf an Arbeitsprodukten. 

Durch diesen direkten Zusammenhang von Angebot und Nachfrage ist auch 
die regelmäßige Höhe des Arbeitslohns beeinfiufit Bei der sehr niedrigen Unter- 
grenze des Lohns in einer fortgeschrittenen Volkswirtschaft kann im ungünstigen 
Falle der Arbeitnehmer bis auf den Hungerlohn herabgedrückt werden, bei dem 
das Angebot durch zunehmende Sterblichkeit und Kraftlosigkeit eine genügende 
Verminderung erfährt Da aber infolge der Sterblichkeit und Arbeitslosigkeit 
auch die Kaufkraft der Bevölkerung und also die Nachfrage nach Arbeitskraft 
abnimmt, so könnte nur eine Massenverwüstung von Arbeitskraft einen merklich 
hebenden Einfluß auf den Lohn üben. Zum Glück bildet ein solcher Zustand 
jetzt noch nicht die Regel, sondern der Arbeitslohn ist zweifellos bisher noch 
ein Seltenheitspreis, nicht ein OberfluBpreis- Im Normalzustande einer stationären 
und nach außen abgeschlossenen Volkswirtschaft sind Angebot und Nachfrage 
auf dem Arbeitsmarkte gleich, weil die Kaufkraft dem Werte der Produktion 
genau entspricht. Allein bei zunehmendem Kredit, wachsender Geldmenge oder 
Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes, günstiger Zahlungsbilanz wird mit der natio- 
nalen Kauflaraft die Nachfrage nach Produkten und damit auch nach Arbeit» 
nehmem Ober das Angebot hinaus gesteigert und die Arbeitnehmer könnten von 
dieser normalen Marktlage noch größeren Nutzen ziehen, wenn nicht ihre Ver- 
mögenslosigkeit, Vielkr)pfigkoit und Orgnnisationslosigkeit ihre Position wieder 
verschlechterte. Dagegen in Zeiten rückgängigen Kredits (z. B. bei Überschuldung 
der Staaten und GemeindenX ungünstiger Zahlungsbilanz usw., wie sie in neuerer 
Zeit höchstens vorQbeigehend da waren, kann allerdings einmal die Arbeiter- 
schaft gegen die Schranke des Hungerlohnes geworfen werden, wenn sie nicht 
durch eine übermächtige und geschickt geleitete Organisation gestützt wird. 

) Das Ani,'cl)ot ist um so weniger eiastiscti, je mehr innerhalb der „industriellen Re- 
servearmee" die physische oder moralische Arbeitsunfähigkeit verbreitet ist. Degeneration 
der ontersten Arbeiterschlcht, wie sie vielfach In QroBstfldten auftritt, Ist also der Höhe des 
Arbeitslohnes gflnstlg. 
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Ein Vergleich des Arbeiisioimes mit anderen Leitipreisen knüpft am besten 
an den Leihpreis tierischer oder sklavischer Arbeitskraft an. Der Leihpreis des 
Pferdes oder Sklaven wird auBer den Risikoprimien erstens einen Ersatz fOr die 
Abnutzung der Arbeitskraft, also eine Quote der Aufziehungskosten, zweitens 
einen Ersatz der Nebenauslagen : Beköstigung enthalten müssen. Beim Arbeits- 
lohn finden wir beides vereinigt im physischen Existenzminimum der Arbeiter- 
familie, dessen Unterschreltiiiig eine Vermindening der angebotenen Arbeitskraft 
zur Folge haben würde. Dieses Existenzminimum enthllt notwend^ auch ein 
Entgelt für die Verleihungstätigkeit (Lebensunterhalt während der Arbeitsuche) 
und deckt das Risiko der zeitweiligen Arbeitsunfähigkeit und sonstigen Arbeits- 
losigkeit, nicht aber, wie Neumann ') und Andere meinen, auch der dauernden In- 
validität; deckt endlich das Risiko eines Lohnausfalls infolge von Zahlungs- 
unfähigkeit des Arbeitgebers. Fehlte einer (fieser Summanden im Lohne, so wäre 
eine Verminderung der angebotenen Arbeitskraft die Folge. Nun steckt aber im 
Leihpreise des Pferdes und Sklaven noch" der Leihgewinn (Kapitalgewinn) von 
ihren Aufziehungskosten und den anderen Auslagen des Verleihers für den Zeit- 
raum zwischen ihrem Aufwände und der Zahlung des Leihpreises; fehlte dieser, 
SO wQrde der Pferdebesitzer und Sklavenhalter es vorziehen, Pferd und Sklaven 
zu verkaufen, um den Verkaufsgewinn zu erzielen; fehlte auch der Verkaufs- 
gewinn, so würde das Kapital aus den unrentablen Branchen Pferdezucht und 
Sklavenzucht herausgezogen werden. Im Arbeitslohn fehlt dieser Leihgewinn -), 
weil die Produktion der Arbeitskraft, die Aufzucht von Kindern, zwar vielfach 
von wirtschaftlichen Rflcksichten und Spekulationen der Eltern mi^edingt is^ 
aber kaum irgendwo auf kapitalistischer Rentabilititsspekulation beruht Nur 
sofern die Eltern abwägen, ob sie ihren Sohn rentabler mit 1000 Mark Kapital 
ausstatten oder für 1000 Mark in einer besseren Arbeitnehmerbranche ausbilden 
lassen sollen, wird von diesem Teile des Wertes der Arbeitskraft ein Leihgewinn 
als Bestandteil des Artteitslohnes erwartet werden dürfen. 

Dieses Pehlen des Leihgewinnes ist das flieoretische Charakteristikum, das 
die Zusammensetzung des Arbeitslohnes von der anderer Leihpreise unterscheidet 
Es ist ein meines Wissens bisher nicht beachteter Fehler in Marx' Mehrwertlehre, 
daß er diese Eigentümlichkeit im Leihpreisc der Arbeitskraft übersieht, während 
er fortgesetzt betont, daß die „Ware Arbeitskraft" nach seiner Voraussetzung zu 
ihrem normalen Kostenwerte wie jede andere reproduzible Ware verkauft werde. 
Abgesehen von der formell und sachlich inkorrekten Verwechslung von Kauf und 
Leihe, deren sich Marx schuldig macht, wird tatsächlich die Ware Arbeitskraft 
normaler Weise unter ihrem normalen Warenwerte veräußert. Die Arbeitskraft 
des Sklaven und des Arbeitstieres wird zu einem prinzipiell höheren Preise ver- 
kauft (vermietet) als die menschliche; Marx als Sozialist hat sich hier zu seinem 
Schaden verrechnet. 

Eine ähnliche Überlegung würde zeigen, daß auch der Unternehmerlohn im 
Kostenpreise der Arbeitskraft fehlt. Indessen, da die Produktion der Arbeitskraft 
eben ohne einen Unternehmer erfolgt, so laßt sich darüber streiten, ob in diesem 
Stücke eine Abweichung von anderen Leihpreisen vorliegt 

Die Gewinnlosigkeit des Normalpreises der Art>eitskraft hat selbstverstind- 
lich keinerlei ursächlichen Zusammenhang mit den anderen Momenten, die zu 

■) Schönbergs Handbucli, 4. Aun., 1, 312, Anm. 136. 

^ Vgl. die Theoriea von Weilt, Dargtui, Ofner bei v. Böhm 11, 55. Vgl. auch Lexis 
in Conrads Jahrbüchern, N. P. XI, 493 und 469. 



Digitized by Google 



— 286 — 



Ungunsten der Arbeitnehmer in die Wagschalc fallen, weder mit ihrer Vermögens- 
losigkeit und o^anisationslosen Vielköpfigkeit noch mit dem Umstände, daß die 

Person des Arbeitnehmers von seiner Ware untrennbar ist, sondern sie geht aus- 
schließlich darauf zurück, daß die Produktion der Arbeitskraft aus anderen als 
privatkapitalistischen Motiven c'rfol|ft. Wohl aber ist die Vermögenslosigkeit, Viel- 
köpfigkeit und Organisationslusigkeit der Arbeiterschaft imstande, ihren Lohn unter 
die Normalhohe hinabzudrUcken. 

Auf der anderen Seite kann die Arbeitskraft vorQbergehend oder dancmd*) 
einen Seltenheitspreis über ihrem Normnlwerte erzielen, sei es in einzelnen 
Branchen , sei es innerhalb der einzelnen Branche auf Grund von Qualitäts- 
leistungen, während quantitative Mehrleistung dem einzelnen Arbeiter einen genau 
berechenbaren rentenartigen ZuschuB zum Normal- oder Seltenheilslofane liefert 
Unter günstigen Umstlnden kann' der Arbeiter auch gegenüber unangenehmer Arbeit 
als solcher sein Angebot selten machen und für sie einen Lohnzuschlag erzielen. 

Eine Verbesserung des Lohnes ist aber auch durch Emporhebung seiner 
Untergrenze möglich, durch Erweiterung der Chancen für anderweitigen Gebrauch 
oder Nichtgebrauch der Arbeitskraft. Jede Lohnsteigerung und jede soziale Steuer- 
reform ermöglicht einer grOBeren Zahl von Familienangehörigen den MfllUggang, 
sei es auf Kosten des Angebots auf dem Arbeitsmarkte oder auf Kosten der 
Eigenwirtschaft und darum zu gunstcn der Nachfrapje nach Arbeitskraft. Jeder 
wirtschaftliche Fortschritt und jede Ermäßigung' der l.clxiisansprüche wirkt ebenso 
a;if der einen Seite, aber andererseits vermindern sie in demselben Maße den 
Arbeitsbedarf und wQrden darum im SchluBergebnis die Lohnhöhe unberflhrt 
lassen, wenn nicht schon die unter solchen Umständen erleichterte Möglichkeit» 
auf einen Unterschlupf in der Familienwirtschaft zu rekurrieren, den Lohn steigerte. 
Ebenso: nicht sowohl die tats«ichlichc Ausdehnung der inneren oder äußeren 
Kolonisation durch Unbemittelte, als vielmehr die leichtere Möglichkeit, sich eigen- 
wirtschaftlich zu verselbständigen, stärkt die Position der Arbeitnehmer. Die 
Gründung von Arbeiterkolonien mit gegenseitiger Bedarfdeckung wirkt fOr die 
unterste Arbeiterschicht ebenso. Alle Mittelstandspolitik, jede Begünstigung kleiner 
selbständiger Existenzen, auch wenn sie das Verhältnis von Angebot und Nach- 
frage auf dem Arbeitsmarkte nicht merklich verschiebt, alle Pflege des Geschmacks 
an wirtschaftlicher Selbständigkeit, alle Pflege der Produktivgenossenschaften wirkt 
steigernd auf den Lohn» indem sie dem gedrückten Arbeitnehmer einen Ausw^ 
öffiw^ der in einzelnen Fällen, wie bei streikenden Kassenärzten, noch heute von 
ebenso maßgebender Bedeutung sein mag, wie früher beim nordamerikanischen 
Arbeitslohn die alternative Verwendung der Arbeitskraft im selbständigen Land* 
wi rtschaf tsbetriebe. 

VII. 

Die AttsbeiituiigsUieorie. 

Von den drei Kapitalgewinntheorien bleibt noch die als Ausbeutungstheorie 
bezeichnete, von Rodhertus und anderen, mit schärfster Betonung aber von Marx 
vertretene zu erörtern. An die Marxschc Theorie werden die folgenden Zeilen 
anknüpfen. 

v. Böhm bezieht diese Theorie auf den Kapitalgewinn, obgleich sie min- 



>) Dietzel. Theoretische Sozialökoaomik, S. 255, scheint mit Unrectit solche Selten- 
tieitswerte regelmäBig fOr eine vorObergebende Ersdieinung zu halten. 
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destens ebeaso wohl eine Theorie des Unternehmeif[ewinns, der Bodenrente und 

andererseits des Arbeitslohnes vorstellt.') Sie ist eine Theorie über die Ursache 
des wirtschaftlichen Wertes, mit Folgerungen, die die Einkommenszweigc betreffen. 

Nach der Ausbeutungstheorie schafft die menschliche Arbeit allein die »Sub- 
stanz* ^ allen wirtschafüichen Wert, d. h. allen Tauschwertes und des von ihr 
repräsentierten Gebrauchswertes, aber der Arbeitnehmer wird in der heutigen 
Volkswirtschaft normaler Weise mit einem Quantum Gebrauchswert (seinem her- 
kömmlichen Existenzminimum) abgefunden, das bei wirtschaftlichem Fortschritt 
eine immer kleinere Quote des Arbeitsproduictes ausmacht, in den Rest („Mehr- 
wert") teilen sich Kapitalist, Grundbesitzer und Unternehmer. 

Anders au^edrfickt: Aller Kapitalgewinn, Bodenrente und Untemehmer- 
gewinn sind Mehrwert. Aller Mehrwert stammt, wie aller Wert, aus geleisteter 
Arbeit. Der Arbeitgeber verwendet einen Teil seines Kapitals als Lolinfonds, 
während er den Rest, das Sachk.jpital, in nicht menschlichen Produktionsmitteln 
anlegt. Lohnfunds (menschliche Arbeit) und Sachkapital erzeugen gemeinsam das 
Produlct, aus dessen Erlös sein Gewinn fließt Aber nur der Lohnfonds, indem 
er in Arbeit umgesetzt wird, ist die Quelle seines Gewinns; er erzeugt genug 
Mehrwert, um auch dem Sachkapital einen Gewinnanteil zuweisen zu können. 

Der einzige Grundgedanke ist die Schaltung des Wertes nur durch Arbeit, 
nicht auch durch das Kapital und andere an der Produktion beteiligte Seltenheits- 
träger. Man weiß, daß dieses Dogma vom ausschließlichen Arbeitswerte an Rede- 
wendungen des Adam Smith und Ricardo anknüpft Während aber Adam Smith 
pointierte: nicht Geld, sondern Arbeit tet Wertquelle, machten die Sozialisten 
unversehens daraus: nicht Kapital, sondern nur Arbeit schafft Wert. Zunächst 
die älteren Sozialisten, die vielfach das Interesse des Mittelstandes, des kleinen 
selbständigen Artwiters gegen die kapitalistische Konkurrenz vertraten. Der 
Gegensatz lautete: Arbeitsverdienst oder Kapitalgewinn? Belm späteren Sozialis- 
mus, der das Interesse des Arbeitnehmers vertritt, lautet die Frage vielmehr: 
Arbeitslohn oder Unternehmergewinn ? welch letzterer freilich im Sinne der 
älteren englischen Nationalökonomie den Kapitalgewinn einschloß. Alle drei: 
Smith-Ricardo, älterer und neuerer Sozialismus, kommen aber dann überein, daß 
^e nur von einem Arbeltswerte etwas wissen wollen. 

Während jedoch Smith und Ricardo weit entfernt sind, die These vom aus- 
schließlichen Arbeitswerte ernstlich zu meinen, nehmen die Sozialisten ihre Rede- 
wendungen heim Wort, und es läßt sich nicht leugnen, daß ein gewisser Schein 
zu ihren Gunsten spricht. Dieser Schein entspringt aus dem theoretischen Vcr- 
teilungsproblem, und zwar selbst fUr denjenigen, der geneigt ist. auch dem Sach- 
kapital neben der Arbeit eine Wertproduklivität zuzusprechen, die im Kapital- 

') Oer unmittelbare Interessengegensatz besteht, auch nach der Ausbeutungstheoric, 
nicht zwischen Kapital und Arbeit, zwisclien dem Kapitalisten und Artieitnelimer, sondern 

zwischen dem Unternehmer und Arbcitnclimcr. Da die Gröllc des Kapitalgcwintics ander- 
weitig festgelegt ist, fällt jeder Abzug vom Arbeitslöhne dem Unternehmergewinn zu; der 
Untemelimer ist der Aosbeuter; selt>st9ndiire Art)eit l>evtet die unselbständige aus. Dagegen 
hingt das Maß des KapitnlRewinns nur insofern, indirekt, vom Tiefstande d(;s Arbeitslohnes 
ab, als niedriger Arbeitslohn, hohes Unternelimereinkommen die Nachfrage nach Kapital 
vennelirt. 

•) Marx, Kapital. Bd. 3, Teil 2, S. 357. Selbstverständlich Ist auch für Marx der Ge- 
braucliswert Obergrenze des Tauschwertes. Vgl. z. B. Marx, Das Elend der Philosophie, 
Stattgab 1885, S. 16: .Die Nfltzlichkeit einmal voraasgesetzt, ist die Arbeit die Quelle des 
Wertes.« 
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ge\Kuv^ entgolten wird. Wir erläutern das Verteilungsproblem an einem Zahlen- 

beispicl. 

Gesetzt, in einer stationären Bevöiicerung werde der Arbeitsluiin durch das 
hergebrachte Existenzminimum reguliert und der technische Forlschrit vollziehe 
sich ohne erweiterte Verwendungsgelegenheit für Kapital*); dann stellt das Volles- 
einkotnmen eine unveränderte Menge Tauschwert in einer vergrößerten Menge 
Gebrauchswert dar. Darin liegt noch kein Widerspruch; der Gebrauchswert des 
Tauschwertes ist gestiegen, die Kaufkraft des Geldes ist größer geworden. An- 
genommen, der Gebrauchswert sei im Verhältnis von 10 auf 15 gestiegen, und 
von den 10 Bnheiten bdcam froher, vor dem technischen Fortschritt die Arbeit 5, 
Kapital und Boden je 2\', Einheiten. Von dem Gebrauchswert 15 betcommt dann 
die Arbeit wieder nur 5 Einheiten, da ihr Existenzminimum ceteris paribus unver- 
ändert geblieben ist, der Boden 3' 4, vorausgesetzt, daß der bessere Boden ein 
entsprechend größeres Mehrerträgnis liefert als früher. Der dritte Partizipant, das 
Kapifalf wird aber nicht einmal seine bisherigen 2*/« Einheiten bekommen; denn 
während nach unserer Voraussetzung der Kapitalbedarf unverändert bleibt, nimmt 
bei dem vergrößerten Einkommen die Spartätigkeit zu, und ein niedrigerer Zins- 
fuß genügt, um den Kapitalbedarf zu decken. V/em fällt der Rest von mehr als 
S'V* Einheiten zu ? dem Unternehmer, auch wenn dieser die Volkswirtschaft nur 
in den ausgefahrenen Geleisen fortleitet, als Entgelt für nichts, als uneamed 
increment über sehien Usher^en Untemehowdohn und Untemehmergewinn hin- 
aus? Sieht es nicht aus, als habe ein anderer diesen Mehrwert produziert, der 
dem Unternehmer in den Schoß fällt? Wenn ein Fischer jähriich 4CC0 Fische 
fängt, von 20Ü0 lebt und 2000 an den Bootbesitzer abgibt, ist dann nicht seine 
Arbeit die Schöpferin des JMehrwertes, der dem Bootbesitier zufiilt? Ist nicht 
also der menschlichen Arbeit die spezifische Kraft eigen, mehr Wert zu erzeugen, 
als sie zu ihrem Unterhalte und zu ihrer Wiedererzeugung verbraucht und nach 
dem ehernen Lohngesefze auch als Entgelt empfangen würde? Man wird ein- 
wenden, die Konkurrenz werde die Warenpreise so tief herabbringen, daß nur 
der übliche als Arbeitsentgelt zu betrachtende Unternehmergewinn zurückbleibe; 
aber wem fällt dann der Oberschltssige Gebrauchswert zu? Wird nicht vielmehr 
bd fortschreitender Verbilligung der Waren der durch den Gebrauchswert be- 
grenzte Arbeitslohn und Kapitalgewinn nebst der Bodenrente als Tauschwert ent- 
sprechend zurückschrumpfen, so daß der Überschuß, wenn auch in Gestalt eines 
geringeren Tauschwertes, doch im vollen Betrage des zugewachsenen Gebrauchs- 
wertes beim Unternehmer hängen bleibt? Man wird weiter einwenden, wenn der 
Kapitalgewinn ab-, der Untemehmergewinn zunehme, so werde ein Teil der Leih- 
kapifatisten Unternehmer werden und durch die Konkurrenz einen Ausgleich 
beider Gewinne herbeiführen. Aber der zum Unternehmer gewordene Kapifalist, 
dessen Kapital schon vorher als Leihkapital produktiv arbeitete, macht keines- 
wegs dem Unternehmer neue Konkurrenz. 

Die Schwierigkeit löst sich freilich, wenn wir annehmen, da0 der steigende 
Unternehmergewinn einen Anreiz zu neuen Unternehmungen gebe. Die vergrößerte 
Unternehmerznhl wird zwar die Produktion nicht wesentlich vergrößern, da Kauf- 
kraft, Arbeitskräfte und Kapitalien nur beschränkt vorhanden sind, aber die 
Wirkung wird doch sein, erstens den Arbeitslohn und Kapitalgewinn auf Kosten 
des Unternehmergewinns schnell in die Höhe zu treiben, und zweitens infolge 



0 A:so tum Teil durch Ersparung von .Produktionsumwegen'. 
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der vergFftBerlen Zahl den durchschnittlichen Umfang einer Unternehmung und 

damit den durchschnittlichen Gewinn eines Unternehmers zu verkleinern.') 

Aber wie dem auch sei, der Anschein des Problematischen im Verteilungs- 
problem besteht und verleitet einen voreingenommenen Kopf leicht zu einer 
Theorie des vom Unternehmer unverdienten, vom Arbeiter erzeugten Mehrwertes. 
Der Anschein mag noch dadurch verstärkt werden, daft wenigstens fOr den 
arbeitenden Teil der Menschheit die Arbelt der alieinige Wertmaßstab auch fDr 
arbeitslose Werte zu sein pflep;!, sofern man den Wert von der Kostenseite an- 
sieht. Die Eijj;enart einer Theorie wie der Marxschen liegt nun darin, daß sie 
mit logischer Schärfe die menschliche Arbeit als den einzig möglichen Tausch- 
wertbildner ansieht und auch z. B. dem Sachkapital jede wertbildende Fähigkeit 
schroff abspricht 

Dieser auf den ersten Blick unbegreifliche Radikalismus bedarf einer psycho- 
logischen Erklärung. Daß das Sachkapital Gebrauchswerte erzeugen hilft, kann 
Marx, so sollte man meinen, nicht bezweifeln wollen; daß es Tauschwert erzeugt, 
ist in unserer privatkapitalistischen Volkswirtschaft eine der sichersten alltäglichen 
Tatsachen. Daß es keinen Tauschwert fflr den Kapitalisten erzeugen solle, ist 
nicht der Inhalt der Marxschen Lehre, die nur eine kausale Analyse der privat- 
kapitalistischen Volkswirtschaft, und weder ein Rezept für einen sozialistischen 
Zukunftsstaat ')> noch bloß eine ethische Zensur der heutigen Einkommensvertei- 
lung sein will. Es würde über die Grenze dieser theoretischen Abhandlung hin- 
ansehen und Gegenstand einer Mancmonographie sein, die eigenlOmlichen hege- 
lianischen Denkformen bei Marx zu verfolgen, die ihn eine von der natOrlichen 
Kausalität abweichende metaphysische Kausalität in der Volkswirtschaft suchen, 
in der Theorie vom Arbeitswerte und einem unfaBlichen metaphysischen Wert- 
begriffe diesen gthemien, hinter den Kulissen wirksamen, für das Parkett unsicht- 
baren Regulator der Volkswirfschaft finden und mit einem credo quia absurdum 
est über alle Begründung emporheben lieBen. 

Denn das ist das Merkwürdigste an dieser Marxschen Theorie, daß ihr Ur- 
heber sie wie ein Dogma nicht begründet '), sondern nur die Konsequenzen aus 
einer willkürlichen Prämisse ableitet. Was man als den Versuch einer Begrün- 
dung angesehen und sorgfältig widerlegt hat, ist dieser Bezeichnung nicht wert.^> 



') Hiernach muß nlk rtlinj^s die Wirkung des technischen Fortschritts eine Tendenz zur 
Verringerung des durchschnittlichen Bctriebsumfanges sein; und wenn eine solche Tendenz 
heute nicht erkennbar ist, so mag es dahingestellt bleiben, ob wirklich statt dessen der 
ganze Fortschritt realiter den Arbeitern zugute gekommen ist, oder ob nicht der Frfot^^ des 
vielgepriesenen Fortschritts groBenteils wieder wettgemacht wird durch die verteuerten ge- 
sellschaftlichen und physiologischen Lebensansprüche, insbesondere auch durch die not- 
wendig teurere ErnährunK der städtisch gewordenen Bevölkerung. 

*) Dieser irrtflmlichcn Meinung war z. B. Schäffie in seiner Quintessenz des SoziaJis- 
mus, und noch in der TQbinger Zeitschrift, 1890, S. 211. 

*) Die Marxisten scheinen sich dieses Mangels zum Teil bewußt zu sein; so Lieb- 
knecht: „Für alle ökonomischen Werte gibt es nur eine Quelle: die Arbeit. Ohne Arbeit 
kein Ökonomischer Wert. Das ist kein Dogma unserer Partei, es ist ein wissenschaftlicher 
Satz, an dem nur Charlatane und Soldschreiber rütteln." (Der HochverratsprozeB wider 
Liebknecht. Bebel, Hepner 1872, Berlin 1894, Verlag des Vorwärts, S. 259.) 

') Meines Erachtens ist der vermeintliche Beweisversuch bei Marx alsein didaktisches 
Hilfsmittel zu verstehen, el>enso wie jener scheinbare Widerspruch, der zwischen dem l.und 
3. Bande herausgefunden worden ist (beim „Problem der Dnrchschnittsprofitrate"). Das 
.Kapital" will offenbar ein «Lehrbuch' ex cathedra sein mit dem Rechte, den Schüler erst 
schrittweise In die wahre Melniäig des Meisters einzufahren, v. B&hm, der im ersten Bande seines 
Wagwr^ctlwMft 37 
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Ober eine unbewiesene These, die dem gesunden Menschenverstände ins Gesicht 
schlägt, dürfte die Nationalökonomie hinweggehen, ohne der persönlichen Be- 
deutung von Marx im übrigen nahe treten zu wollen- Sie dürfte wenigstens so- 
lange sich abwartend verhalten, bis etwa in Zukunft jemand versuchen sollte die 
These zu beweisen. Allein nachdem die These soviel Staub au^ewirbelt hat, 
lohnt es sich doch, eine niisdrückliche Widerlegung schon jetzt zu versuchen. 

Wenn Marx' Wertbegriff nicht ein metaphysisches Gespinst aus der vierten 
Dimension wäre, sondern einen Sinn hätte, su würde schon die Tatsache der 
Seltenheilswerte, der Durchschnittsprofitrate, und wflrde schon die Möglichkeit von 
Bodenrente, Kapital- und Unternehmefgewiim in einer aus gehilfenlosen Klein- 
unternehmern zusammengesetzten Volkswirtschaft') ihn widerlegen. Der metaphy- 
sische Werttheoretiker Marx wird aber dabei bleiben, daß nur der Arbeiter die 
Substanz des Wertes schaffe, die Konkurrenz sie jedoch verschiebe, in Atome 
zersprenge und diese neu gruppiere in kausalen Erscheinungsformen, die den ge- 
wöhnlichen platten Menschenverstand, das Parkettpublikum zum Narren halten. 
Nach Marx gilt für die Wertlehre das Ht't;clsche Wort, „daß was der gemeine 
Menschenverstand irrationell findet, das F^ationelle, und sein Rationelles die Ir- 
rationalität selbst ist" ■)• Immerhin spricht Marx seinem metaphysischen Wertbildner 
Arbeit soviel Fleisch und Blut zu, daß er das Ganze der Wertsumme, wie es in 
der Summe der Durchschnittspreise einer Volkswirtschaft zur ErscheÜung komm^ 
von dem Quantum der in dieser Volkswirtschaft geleisteten Arbeit begrenzt sein 
läßt. Je mehr Arbeit, um so größer die Summe der Durchschnittspreise, unver- 
änderten Geldwert vorausgesetzt; Mehr\'crwendung von Kapital labt dagegen die 
Preissumme unberührt.^) „Der Arbeitstag von gegebener Größe stellt sich stets in 
demselben Wertprodukt dar, wie auch die Produktivitiit der Arbeit wechsele.**) 
„Wert ist Arbeit*.") Und so buchstäblich will er dieses Dogma wahr haben, 
daß er die ani^ehlich sinkende Tendenz der Profitrate") ohne weiteres aus einer 
Zunahme des Kapitals herleitet, die die Zunahme der Arbeit überflügle.") Wir 
sind somit zu der Frage berechtigt, ob wirklich in der Volkswirtschaft die Zu- 
nahme der Preissumme der Zunahme der Arbeit parallel gehe. 

Nur die menschliche ArtMit soll Mehrwert schaffen, wahrend die JHaschine 
als Sachkapital nur die auf ihre Herstellung gewendete, in ihr verkörperte Men- 
schenarbeit in dem Maße auf ihr Produkt überträgt, als sie sich abnützt Die 

„Kapitalzins* und in den „Festgaben fflr Karl Knies" gegen Marx' Werttheorie scliweres Oe- 
SCbfitz auffährt, hat in bemerkenswerter Weise selbst bezweifelt, daß Marx in dem angefoch- 
tenen Gedankengange einen ernstlichen Beweis habe versuchen wollen: Festgaben S. 164. 

') Lexis im hlandwörterbuch der Staatswissenschaften: 2. Aufl., Vtl, 465. 

«) Kapital, Bd. 3. Teil 2. S. 312. 

Es ist .ilso keineswegs eine Tautologie, wie v. Biihm I, 537 meint, dafi der Tausch- 
wert des Natiunalprodukts von dem Arbeitsaufwande abhänge. 

*) Kapital, Bd. 1. 4. Aufl., S. 4;«. 

») Kapitnl, Bd. 3, Teil 2, S. :m). 

") Prntitrate ist das Verhältnis des gesamten Mehrwerts zum Kapital. 

■) Marx triumphiert mit dieser Entdeckung: „So einfach das Oesetz nach den bis- 
herigen Hntwicklungen erscheint, so wenig ist es aller bisherigen Ökonomie gelungen, wie 
man aus einem spateren Abschnitt sehen wird, es zu entdecken. Sie sah das Phänomen und 
quiite sich in widersprechenden Versuchen ab, es zu deuten. Bei der groSen WtcMHskeit 
aber, die dies Oesetz für die kapitalistische Produktion hat, kann man sagen, daß es das 
Mysterium bildet, um dessen Lösung sich die ganze politische Ökonomie seit Adam Smith 
dreht, und daB der Unterschied zwischen den verschiedenen Schulen seit A. Smith In den 
verschiedenen Versuchen zu seiner Losung besteht." Kapital, Bd. 3, Teil I, S. 193. 
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menschliche Arbeit Imucht nicht notwendig Lohnarbeit zu sein; auch SIcJaven- 
arbeit, wenn sie auf Warenproduiction gerichtet ist, erzeugt in IMarx' Sinne Mehr- 
wert fflr den Slclavenhalter.') Dagegen die Arbeit des Arbeitstieres ist in Marx* 
Sinne ebenso unfrnclithar, wie die der Mascliine. jMarx sac;t das zwar nicht aus- 
drücklich, aber es ist nicht denl<bar, daß er dem Arbeitstier eine wertbildende Kraft 
zuschreibe, die der arbeitenden Maschine abgehe. Wenn das Getreide vuni Pferde 
gedroschen wird, entsteht Icein Mehrwert; wenn vom Arbeiter, entsteht Mehrwert. 
Der vom Ochsen gezogene Pflug schafft so wenig Mehrwert über den Kosten- 
ersatz hinaus, wie eine Dampfmaschine vor dem Pfluge. Wenn der Bauer, wie 
es vorkommt, sein Weib und seinen Ochsen zusammen vor den Pflug spannt, so 
erzeugt das Weib Mehrwert, der Ochse nicht, und die Summe der Durchschnitts- 
preise muft sich danach richten. AU dieses ist fflr den platten JMenschenverstand 
nicht leicht faßlich. Um aber den Wideränn auf die Spitze zu treiben, setzen 
wir den Fall, im dunklen Innern Afrikas würde eine Horde von Wesen entdecict, 
deren Menschtum zunächst zweifelhaft sei. Es gelänge sie zu zähmen und zum 
Plantagenbau abzurichten,-) und die Produkte der Plantagen würden auf euro- 
päischen JMSrkten verlauft. Wird dann ihr Preis oder der Preis Irgend welcher 
anderer Waren auf- und abschwanken je nach dem Fortschreiten der anthropo- 
logischen Untersuchungen, die die Menschenqualität jener halbtierischen Arbelts- 
kräfte wahrscheinlich oder unwahrscheinlich machen und diese Wesen zu aus- 
beutbaren Mehrwerthildnern oder zu unproduktiven Trägern fremden Werts stem- 
peln? Der Anthropologe dürfte dann bei seinen Schädelmessungen die Über- 
zeugung haben, wenn jene Wesen sich als Menschen herausstellen, so haben sie 
Mehrwert geschaffen und die Preise ste^n; wenn es aber Affen waren, so faillen 
die Preise. 

Die Marxsche Wcrllehre ist ein leidlich getreues Gegenstück zu der physio- 
kratischen. Die Physiokraten lehrten die alleinige Produktivität nicht der Arbeit, 
sondern der Landwirtschaft 0 und (wenn auch mit einer fiskalischen Umbiegung 
der Pointe) die Ausbeutung der landwirtschaftlichen Bevölkerung durch die classe 
sterile. Sie stimmen aber auch in der Beweismethode mit Marx insofern über- 
ein, als sie nicht in der heute wissenschaftlich üblichen Art beweisen, sondern 
mehr bestrebt sind, ihre doktrinär feststehende These dem Leser ins Blut zu 
impfen, indem sie lehrhaft ausmalen, wie sich die Volkswirtschaft vom Stand- 
punkte jener doktrinären Voraussetzung ausnimmt die Voraussetzung selbst aber 
überhaupt nicht zur Diskussion bringen. Der Marxkenner wird zugeben, daß 
Marx auch zur Begründung seiner sogenannten materialistischen Geschichtslehre 
ein ähnliches, hier allerdings durch einleuchtende Erklärung geschichtlicher Tat- 
sachen besser unterstütztes Verfahren angewendet hat Dieses dogmatische Ver- 
fahren hat jedenfalls seine Uberzeugende Kraft praktisch bewiesen, auch wenn 
wir ihm erkenntnistheoretisch zunächst mit Skepsis gegenQbertrcten. Der literari- 
sche Mitteleuropäer ist seit dem Niedergange der metaphysischen Philosophie ge- 
wohnt, mit den Kegeln der Logik und der empirischen Kausalität zu beweisen 
und zu überzeugen, weil er an der Hand dieser Regeln in seinem Erfahrungs- 
bereiche bisher gut gefahren ist und eine andere anerkannte Oberzeugungs- 
methode nicht kennt. Der Orientale, z. B. der Inder, glaubt eine These bewiesen 



') Kapital, Bd. 3, Teil I, S. 3m. 

-') Affen sollen in größerer Anzahl z. B. in China zum Teesanimeln verwendet werden. 
■) Vgl. Lcxls im Quartcriy Joomal of Economlcs, Oktober 1890^ S. 26. 
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zu haben und wirkt tatsäthlich überzeugend, wenn er sie durch eine Erzählung 

veranschaulicht und der Phantasie einprägt. 

Warum soll nicht auch eine dritte Methode, jene dogmatische, den Verstand 
hypnotisierende ihr Recht haben? Sie hat sich in die nationalökonomische Lite- 
ratur bei niheiem ^laehen vleUddit schon weit eii^^eschlidmi und Bargerrecht 
erworben. Trotz aller erfolgreichen Werbelcraft hat sie natürlich Icdn Recht, sich 
der Gegenkontrolle durch die landläufige logische Methpde zu entziehen. Ob 
freilich auch der einwandfreieste logische Gegenbeweis g^enfiber dem Jünger der 
dogmatischen Methode mehr erreichen wird, als die Unni(^lichkeit einer Ver- 
ständigung zur Evidenz zu bringen, muft nach friUieren Erfahrungen dahingestellt 
bleiben. Es scheint ein psychologisches Gesetz zu sein, daft ein Irrtum nur mit 
derselben erkenntnistheurt. tischen Methode beseitigt werden kann, durch die er 
entstanden ist, und wir glauhen, daß dieses methodische Hindernis einer Über- 
windung des Marxschen Irrtums mehr im Wege steht, als sozialistische Partei- 
befangentieit. Denn es ist nicht schwer, einzusehen, dab die beiden Hauptstücke 
der Umwälzungslehre des groften Sozialisten, seine Entwicklungslehre und seine 
wirtschaftliche Geschichtsauffassung, von seiner Wertlehre unabhängig sind. 
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Die Eotstehunf des Kapitalzinses. 



Von Dr. Mlckael Hainisch. 

Oer Kapitalzins setzt begrifflich zwei Personen voraus: den Empfänger 
und den Entrfchter des Zinses. Damit trägt er von vornherein den Cliaralcter 
eioer sozialen Erscheinung. Solange verzinsliche Darlehen relativ selten g^ieben 

wurden und der Darlehensverkehr sich zwischen wirtschaftlich annähernd gleich- 
G^estelltcn Nachbarn bewegte, wurde sich die Gesellschaft der sozialen Bedeutung 
des Kapitalzinses allerdings nicht bewußt. Als aber nicht nur die Darlehen 
häufiger wurden, sondern auch die Differenzierung der Gesellschaft zunahm, so 
daB sich der G«^nsatz zwischen Darlehensgeber und Dariehensnehmer mit dem 
Gegensatze von Besitz und Nichtbesitz deckte, trat hierin Wandel ein. Die Frage 
nach der H()he der Darlehenszinsen, und die Frage nach der Berechtigung des 
Zinsnehmens überhaupt, bewegte die Gemüter in hohem Maße und bot den Anlaß, 
dafi die Gesetzgebung mit eiserner Hand in den Darlehensverkehr eingriff und 
die Höhe der Zinsen festsetzte, Ja sogar das Zinsnehmen überhaupt verbot 

Viel später als dem Zinse begann sich die öffentliche Aufmerksamkeit dem 
Kapitalgewinn zuzuwenden. So sehr dies vom Standpunkte der Gegenwart, die 
den nahen Zusammenhang zwischen Kapitalgewinn und Kapitalzins erfaßt hat, 
befremdend erscheinen mag, so natürlich ist es vom historischen Standpunkte. 
Die soziale Kategorie des Kapitalgewinns ist jQnger wie die des Snses» sie kcmnte, 
soweit der Kapita^;ewinn aus dem Produktionsprozesse und nicht blott aus 
dem Handel floß, erst entstehen, als sich in den Betrieben die Stellung des 
kapitalbesitzenden Unternehmers von der des kapitallosen Arbeiters abzuheben be- 
gann. Solange der Betriebsleiter nicht nur Kapital besaß, sondern auch einen 
Hauptteil der Arbeit leistete, und solange andererseits der kapitallose Arbeiter die 
Zeit, die er in seiner Stellung zubrachte, nur als eine Durchgangsperiode auffaßte, 
konnte die Vorstellung des Kapitalgewinnes nicht aufkommen. Was dem Klein- 
meister über seine Geschäftsauslagen übrig blieb, bildete sein einheitliclies, un- 
geteiltes Einkommen. F.ine Trennung dieses Einkommens nach vcischiedencn 
Quellen wurde nicht versucht, ja häutig genug mögen bei dem Kleinmeister die 
Ausgaben ffir den Betrieb und Haushalt ineinander geflossen sein, so daß nicht 
einmal die Kat^orien der Produktion und Konsumtion in seinem Bewußtsein 
scharf herausgearbeitet erschienen. 

Die Tatsache, daß sich die iUfentliche Aufmerksamkeit viel früher dem Zinse 
als dem Kapitalgewinne zuwandte, hat nicht wenig dazu beigetragen, die ganze 
Angelegenheit zu verwickeln. Denn das Zinsprobiem ist ein reines Verteilungs- 
problem und Zins stets ein abgeleitetes Einkommen. Es war daher nicht möglich, 
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zti einem abschließenden Urteile über die Berechtigung des Zinses zu gelangen, 
solange man nicht Klarheit über die Quellen besaft, au8 denen der Schuldner die 
Mittel zur Zinszahlung erlangte. 

Für die kathoHschen Theologen ist allerdings nach wie vor die Frage der 
Berechtigung des Kapitalzinses im Vordeigninde des Interesses geblieben. Indes 
eridirt sich diese Haltung einfach aus dem praktischen Bedürfnisse. Die Theo- 
logen sind keine Wirtschaftstheoretiker. Wenn sie sich trotzdem mit dem Zins- 
problem beschäftigen, so hängt dies damit /usamtnen, daß die Kirche ganz all- 
gemein das Zinsnehmen verboten hat, und daß es sich für sie darum handelt, 
um diens Idrdilidie Verbot herununilrammen. Nicht theoretisches Intucsse» 
sondern die Notwendiglceit, den BeichtvAtern Normen für ihr Verhalten gegenütter 
dem Zinsnehmen zu geben, hat die Theologen zu dem Studium der Zinsfrage 
geführt. Man versteht sie falsch, wenn man sich nicht gegenv^rärtig hält, daß die 
Frage nach der Zulässigkeit von Zinsen für sie eine Gewissensfrage ist. Die 
Berechtigung des Kapitalgewinns Icommt für sie trotz des nahen Zusammenhanges 
zwischen Kapitatgewinn und Zins nicht in Betracht, weil ihn die Kirche niemals 
verworfen hat, wie den Zins, der Kapitalist also, der sein Kapital im ebenen 
Betriebe verwendet, gegen ein Kirchenvcrhot nicht verstößt. 

Angesichts der großen sozialen Bedeutung von Kapitalprofit und Kapitalzins 
darf es nicht Wunder nehmen, daß sich ihnen das theoretische Interesse der 
Menschen in lebhaftem MaAe zugewandt hat Zahlreich sind die Theorien, die 
über das Wesen von Profit und Zins aufgestellt wurden. Indeß handelt es sich 
vielfach nur um andere Fnrmulierungen der einen oder der anderen bereits be- 
stehenden Theorie. Denn in Wirklichkeit lassen sich alle die Theorien, wie 
Bühm-Baweri< nachgewiesen hat, auf einige wenige Typen zurückführen. Ja es 
will mir scheinen, daB BOhm-Baweric in diesem Reduktionsverfahrai noch nicht 
radikal genug vorgegangen ist So halte idi die Seiiior'sche Abstinenztheorle fQr 
nichts anderes als eine Produktivitätstheorie, so sehr auch die originelle Ein- 
kleidung dies auszuschließen scheint. Auch die Theorie von Böhm-Bawerk selbst 
scheint sich mir unter die wenigen Typen einreihen zu lassen. Sie ist nicht reine 
Produktivltitstheorie, wie wiederholt und zwar jüngst erst von Gebauer, behauptet 
wurde, sondern ein Gemisch von Produktivitits- und Austwutungstheorie. 

Bei einer kritischen Betrachtung der verschiedenen Theorien wirft sich 
unschwer die Frage nach der historischen Entwicklung des sozialen Phänomens 
auf. Können wir nicht das Wesen dieses Phänomens besser begreifen lernen, 
wenn wir uns Klarheit darüber verschaffen, wie es sich im Laufe der historischen 
Entwicklung langsam herausgebildet hat? Es versteht sich von selbst, daB bei 
einer historischen Untersuchung, die auf frühe Epochen zurückgreift, nur der Zins 
und nicht der Kapifalgewinn oder Profit, der eine jüngere Erscheinung ist, in 
Frage kommen kann. Aber auch das Wesen des Zinses muß uns durch die 
Kenntnis seiner Geschichte weit verständlicher werden. Mag der Zins im Laufe 
der Zeit allerlei Wandel unterworfen gewesen sein, so muB uns doch sein erstes 
Auftreten einen Einblick in seine Struktur gewähren, der uns heute bei der Kom- 
pliziertheit aller Verhältnisse nicht mehr in dem Maße möglich ist. Es ist daher 
vollauf begreiflich und verrät gesunden Sinn, wenn die Anhänger der Produk- 
tivitätstheorie des Kapitals, also Lauderdale, Thünen und ihre Nachfolger, uns mit 
Vorliebe in die Uneit zurückfahren. In dieser soll der Zins aus dem Verleihen 
von Werkzeugen entstanden sein, wobei die Differenz in dem Arbeitsertrage des 
Arbeiters mit dem Werkzeuge und eines solchen ohne Werkzeug die Qr50e ergab. 
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bis zu der der Mietzins für das Werkzeug ansteigen konnte. Das Werkzeug ist 
das typische Kapital der ProduktivitStstheoretiker; der Zins ist nach ihnen ein 

Differenfialertrap. 

Die Zurückversetzung in die Urzeit geschieht ausschliefilich zu dem Zwecke 
wissenschaftlicher Spekulation. Keiner der Autoren, die sich mit dem Urfischer 
oder Urjlger beschÜRigten, hat den Versuch gemacht zu erforschen, ob der Zins 

in der Urzeit tatsächlich so entstanden ist, wie es ihrer Theorie entspricht. Ja 
Thünen hat sogar mit vollem Bewußtsein den Boden der Empirie verlassen. Bei 
einem Volke, das nicht bloß arm an Kapital, sundern auch arm an Kenntnissen 
und unbekannt mit den Erfindungen und Entdeckungen sei, könne die Kapital- 
bildung nur sehr langsam vor sich gehen, da sie nicht blofi von der Arbeit, 
sondern auch von dem Fortschritte der Intelligenz abhänge und somit das Werk 
zweier verschiedener Potenzen sei. Diese Entwicklung:, die zu verfolgen Sache 
der Kulturgeschichte sei, interessiert Thünen nicht weiter. Er nimmt vielmehr an, 
daß sich an der Grenze des isolierten Staates eine Gruppe von Leuten nieder- 
gelassen habe, die zwar kein Kapital besitzen, aber mit allen Anschauungen und 
Kenntnissen der Angehörigen eines Kulturvolkes auagerflstet sind, und will unter- 
suchen, wie sich unter diesen Voraussetzungen das Verhältnis zwischen Kapital 
und Arbeit gestalten werde. 

Wie steht es denn nun tatsächlich mit der Entstehung des Zinses in der 
Undt? Spielt die Werkzeugvermiehing wirklich die Rolle, daß aus ihr der erste 
Kapitaldns hervorgii^? So sehr sich die Anhänger der Produktivilätstheorie bei 
der Ableitung des Zinses aus der Werkzeugvermiehing t)eruhigt hal)en, desto un- 
wahrscheinlicher wird sie für den, der sich nur einigermaßen mit der Urgeschichte 
oder den sozialen Zuständen primitiver Völker beschäftigt hat. Wie Thünen den 
Ansiedler an der Grenze des isolierten Staates bewufit. so haben andere Schrift- 
steller den Urjäger und Urfischer unbewußt mit allen geistigen Eigenschaften eines 
Kulturmenschen ausgestattet. Sie haben also den Zins bei Leuten entstehen 
lassen, die sich schon längst im Besitze der Zinsvorstellung befanden, während 
es sich vielmehr darum handelte, der Entstehung dieser Vorstellung nachzugehen, 
i^ätten sie sich aber in die Hsyclie der Urvülker versetzt, su hätten ihnen über 
die Richtigkeit ihrer Zinstheorie Bedenken aufsteigen mOssen. Denn die Ableihmg 
des Zinses aus der Werkzeugvermietung nötigt zu einer Reihe von Schlufifolge- 
ningen. die psychologisch äußerst gewagt erscheinen. 

Schon der Ausgangspunkt ist geeignet, die allergrößten Bedenken zu er- 
wecken. Die charakteristischen Merkmale aller Naturvölker sind kindlicher Sinn, 
große Sorglosigkeit und ein Mangel an Spontaneität Die unwillkttriidien Be- 
wuStseinsvorgänge nehmen einen breiten Raum ein, und der Wille ist von gerit^ 
Stärke und Ausdauer. An Stelle der organisierten tritt bei den Naturvölkern eine 
mehr spielende Energie, und die starken aber vorübergehenden Affekte stehen in 
dem Vordergrunde. Auch die Naturvölker sind nicht untätig. Aber ihre Tätigkeit 
unterscheidet sich von der Arbeit der Kulturvölker dadurch, daS sie ein viel ge- 
ringeres Maß von intellektuellem- und Willensaufwande erfordert als diese, und 
daß ihr nicht das Element des Vergnügens mangelt ^ncht die Muskelanstrengung 
sondern die geistige Anstrengung und Willensanspannung ist es, der der Wilde 
ausweicht. Da nichts so große Anforderungen an die Willenskraft stellt, als die 
beständige, eintönige Wiederholung ein und derselben Verrichtung, so sind die 
Wilden unstäte Arbeiter, die allenfalls nur durch rhythmisch 'automatische Ge- 
staltung des Arbeitsprozesses längere Zeit bei der Arbeit ausharren. So macht 
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z. B., wie Semon berichtet, den Australiern, die von den Farmern zu gewissen 
Jahreszeiten gemietet werden, das Herumreiten hinter den FiÜnderlierden und das 
Auffinden versprengter kleinerer Herden einige Wuchen lang Spaß. Aber bald 
erwacht die Sehnsucht nach dem fireien Leben im Baach, und sie veriassen selbst 
den besten Herrn und die verlockendsten Genasse der WelBen. Desgleichen sind 
auch die Papuas nach dem gleichen Forscher keine guten ausdauernden Arbeiter. 
„Eine ernste Lebensauffassung", bemerkt er, „ist ihnen fremd und als echte Kinder 
ihrer schönen, sonnigen Heimat führen sie ein Dasein, das in Freud und Leid 
wesentlich dem Augenblicke hingegeben ist, und dessen Endiiel der freie, frohe 
LebensgenuB zu sein scheint Selbst dann, wenn sie, wie die Motus, langdauemde, 
nicht ungefährliche Seefahrten unternehmen, ist doch auch diese arbeitsreiche Zeit 
von Festen und monatelanger Muße unterbrochen, ebensowohl eine Vergnügungs- 
fahrt als eine Arbeit." Und in ähnlicher Weise sagt Bücher, die primitiven 
Völker könnten die Zeit nicht richtig schätzen, ihr Leben sei plan- und ziellos. 
Bei ihnen stDnde die Arbeit unter anderen Impulsen und Voraussetzungen als bei 
den Kulturvölkern. Sie sei Bedarfsarbeit und keine Erwerbsarbeit, Arbeit; auf die 
nicht bloß der Besitz, sondern auch der Genuß folge.') 

Eine weitere Eigentümlichkeit der Naturvölker ist die geringere Ditferen- 
zierung. Das Bewußtsein ist bei ihnen viel gleichartiger als bei den Kulturvölkern 
und das Individuum viel gebundener. Selbst die großen Eroberer und Herrscher 
der Halbkultur seien, meint Vierkandt, nur unfreie Individuen gewesen, die sich 
lediglich dynamisch, durch ihre äußere Machtstellung imd die unbeschränkte 
Tätigkeit ihres triehartigen Willens aber nicht durch die Eigenart ihres geistigen 
Lebens über die Masse erhoben hätten.*) 

In einer solchen Gesetlschafl sorgloser und gleichartiger Naturidnder soll 
sich nun plötzlich ein Individuum finden, das auf längere Zeit hinaus einen Wirt- 
schaftsplan faßt und diesen unter allerlei Entbehrungen standhaft verfolgt. Während 
alle anderen in den Tag hinein leben, weil es ihnen wie den Indianern unan- 
ständig scheint, Nahrungsmittel für den Bedarf des kommenden Tages aufzu- 
bewahren, oder weil sie, wie die Angehörigen der meisten Negervölker, glauben, 
daß die Reste der Mahlzelt imstande wären, Iflsteme Geister anzulocken, speichert 
er, erhaben über nationale Sitte und frei von Aberglauben, einen großen Nahrungs^ 
mittelvorrat auf. Dazu gehört aber nicht bloß ein großes Maß von Energie, um 
allen Anfechtungen zu entgehen, sondern auch ein Verfahren zur Konservierung 
von Nahrungsmitteln. Nachdem unser Held ein nach jeder Richtung hervor- 
ragender Mann ist, so wollen wir annehmen, daß ihm dies gelinge. Nun enthält 
er sich von dem Genüsse alles dessen, was über die strikte Notwendigkeit hinaus^ 
geht, und pTikclt Fleisch und Fisch ein. Nach einer längeren Periode hat er 
einen größeren Vorrat angesammelt. Nun könnte er auf seinen Lorbeeren aus- 
ruhen und genießen. Aber Erfinder, wie er schon ist, erfindet er ein Boot, ein 
Netz und einen Bogen. Das ist nun gewiß keine Kleinigkeit und wflrde ihm auch 
heute Ehre machen. Wodurch er sich aber von dem heutigen Erfinder vorteilhaft 
unterscheidet, ist, daß er zugleich der technisch geschickte Arbeiter ist, der den 
Gedanken des Erfinders verwirklichen kann. Infolge aller dieser vortrefflichen 
Eigenschaften gelangt er nun tatsächlich in den Besitz der gewünschten Gegen- 

') Semon, Im australisdicn Busch und an den Küsten des Korallcnmeeres, 1896, S.421. 
422; Ferrero, Les formes primitives du travaii. Revue scicntifique, 4 ser., V. Bd., 1896; 
Bücher, Arbeit und Rhythmus. 3. Aufl. 1902. 

Vierkandt, Naturvölker und Kulturvdlker. Leipzig 189& 
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stände. DaB er tie sogleich virtuos handhaben icann, ist bei seiner Begabung 
kein Wunder. So ist er denn in der Tat in der Lage, die Fruchte seiner ganz 

außergewöhnlichen Begabung und Tüchtigkeit einzuheimsen. Mit L;erint^er An- 
strengung verfügt er über mehr Fische und Wildpret und kann daher binnen 
kurzer Zeit seinen Vorrat an Pökelfisch und Pukelileisch beisammen haben. Jetzt 
Ist er wieder in der Lage, Wericzeuge und Geräte anzufertigen. 

Mit den Leistungen dieses seltenen Urjägers und Urfischert» der einen 
Arbeitspinn auf Jahre hinaus fassen und ungehindert von sozialen und religiösen 
Vorurteilen und unbekümmert um drintjendc Bedürfnisse verfolgen kann, der im 
Handumdrehen ein Drittel Dutzend Erfindungen macht und sich in jeder Arbeit 
zurechtfindet, ist die Tatsache des Zinses noch immer nicht erldirt Die Gerate sind * 
Kapital, damit sie aber Zins tragen, mfissen sie erst ausgeliehen weiden. Dazu 
wird sich aber schon der Besitzer nicht immer entschliefJen. So wird z. B. von 
dem König Abathulle, den Kapitän Wilson im Jahre 1783 auf den Patau -Inseln 
kennen lernte, berichtet, er sei der beste Steinaxtmacher seines Volkes gewesen. 
Indes sei er infolge dieser Eigenschaft Iceineswegs Steinaxtmacher geworden, 
sondern vielmehr froh gewesen, da6 seine Geschicldichkeit ihm und seinen Söhnen 
eine gewisse Überlegenheit gesichert habe. Das Gleiche wird hinsichtlich der 
Waffen aus Brasilien überliefert. Dort gilt es als Regel, daß sich kein Jäger 
fremder Waffen bedienen dürfe. Der Jäger gibt aber seine Waffe überhaupt nicht 
aus den iHänden aus Besorgnis, daß sie ihm verdorljen werden könne. Nament- 
lich soll dies bei den Brasilianern der Fall sein, die sich des Blasrohrs als Waffe 
t>edienen, welches durch irgend welche Eingriffe leicht unbrauchbar gemacht 
werden kann. Bei dem individuellen Verhältnisse, das zwischen dem Jäger und 
seiner Waffe auch lieute noch besteht, und ein Ausleilien der Waffe nahezu aus- 
schließt, werden wir das Gebahren der Indianer vollkommen begreiflich finden.') 

Soweit wir von dem Leben der Naturvölker Kenntnis haben, Oberall be- 
fgtgiien wir dem stärksten Widerwillen, ihre Waffen und spärlichen Werkzeuge 
aus der Hand zu geben, einer Erscheinung, die Rüclicr in [geistvoller Weise auf 
die Psyche dieser Völker zurückzuführen versucht hat. „Das Erzeugnis", sagt er, 
.trägt nach Ursprung und Bestimmung ein ausgesprochen individuelles Gepräge ; 
als Verkörperung individueller Arbeit und als AusrOstung fttr das Leben wird es 
recht eigentlich zu einem Stacke der Person, die.es schuf. Diese Auffassung 
geht so weit, daß man sich dieser Dinge niemals entäußert, nicht einmal mit dem 
Tode. Bei vielen Völkern wird dem Einzelnen seine c;anze bcweijliche Habe mit 
ins Grab gegeben und die Sammler ethnographischer Museumsstücke stoßen 
anfänglich überall auf eine unfiberwindliche Abneigung, GegenslSnde tlgUchen 
Gebrauchs zu veräullem.* *) 

Indes genOgt selbst die Bereitwilligkeit des Besitzers noch nicht, daß ein 
Leihvertrac; zustande kommt. Es ist noch nötit^, daß die nach der Annahme der 
Produktivitäistheoretiker tief unter dem geistigen Niveau des Erfinders stehenden 
Stammesgenossen von der Erlindung Gebrauch machen wollen. Das wird keines^ 
wegs ohne weiteres der Fall sein. In vielen tropischen Gegenden ist der Nah- 

') A.Sartorius, Frh v Waltcrshaiiscn, Die Entstehung der Tauschwirtschaft in Poly- 
nesien. Zeitsctirift für Sozial- und Wirischaftsgeschiclite, I89Ü, S. 9; Martius, Von dem 
Rechtsmstande unter den Ureinwohnern Brasiliens. MQncfaen 1832. S >o. 

-) Bucher. Arbeit und Rhythmus, S. I.t; nroRo, Formen der Familie und Formen 
der Wirtschaft, 1896, S.38f.; Letourneau, L'evolution du commerce dans les diverses races 
humaines. Paris 1897, S. 25. 
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rungsmittelspielrauni ein so großer und die Masse der menschlichen Bedurfnisse 

eine so eng begrenzte, daß ein Motiv zur Änderung der Technil« gar nicht vor- 
handen ist. Aber selbst, wo die Dinge anders liegen, steht es keineswegs so, 
daß die Vorzüge der Erfindung anerkannt zu werden brauchen. So ziehen, wie 
Semon bemeiict, nicht bloft die Papuas, sondern fest alle wilden VOlicer ihre frei 
mit den Händen geführten Icurzen Ruder den als Hebel wiricenden Rudern vor 
und halten, selbst wo sie mit den Europäern in Berührung kommen, mit Zähig- 
keit an ihrer primitiven und mechanisch weniger wirksamen Art des Riidems fest 
Vom Schreibtische aus mag man das zähe Festhalten der Naturvölker an ihrer 
angestammten Technik belächeln. Wer im L^ben steht und etwa versucht hat, 
Bauern zurflckgebliebener Gegenden, die hrotz aller Rfickständigkeit Inilturell turm- 
hoch über den Naturvölkern stehen, über die Nützlichkeit der Phosphatdüngung 
zu belehren, wird darüber milder urteilen. Auch hier nützt oft nicht einmal das 
Beispiel, um die Nachbarn von der Vorteilhaftigkeit von Neuerungen zu über- 
zeugen. 

Aber selbst wenn diese Urjäger und Uriischer den Nutzen technischer Ver- 
besserungen leichter einsähen als unsere Bauern, Kleingewerbetreibenden und 

Hausindustriellen, so wären noch immer nicht alle Schwierigkeiten beseitigt. 
Die Hauptschwierigkeit ist die, daß eine Berechnung des Zinses bei Naturvölkern 
einfach unmöglich ist. Denn die Naturvölker sind durchaus schlechte Rechner. 
So besitzen z. B. die Australier nur sehr mangelhafte Vorstellungen von Zahlen. 
Einige Stämme haben nur Zahlworte bis drei, andere bis fünf. Was Ober drei 
oder fünf hinausreicht, wird ganz unbestimmt als Menge bezeichnet. Ein be- 
sonders intelligenter Australier, der von den Farmern englisch gelernt hatte, ver- 
mochte nach Semon mit Hilfe englischer Zahlwörter bis zehn zu zählen und 
innerhalb dieses Zahlenraumes die einfachsten Rechenoperationen vorzunehmen. 
Sonst fehlt den Australiern begreiflicherweise die Fähigkeit zu multiplizieren. 
Nun nehmen allerdings die Australier eine ziemlich tiefe Kulturstufe ein, es ist 
aber überhaupt nicht einzusehen, wie primitive Völker hei einer Ableitung des 
Zinses aus der Werkzeugverwendung Zinsen berechnen sollen. Boot und Netz 
einerseits und Fische z. B. andererseits sind durchaus incommensurabel. Wie 
soll man Boot und Netz als Kapital mit den Fischen als Zinsen in ein Verhältnis 
setzen? Heute allerdings vollzieht sich diese Rechnung ganz leicht, weil nicht' 
bloß die Fische, Sondern auch die Boote imd Netze auf dem Markte bewertet 
werden. Aber in einer Zeit okkupatorischer Eigenproduktion fehlte aller Wahr- 
sciiemliclikeit nach sogar den Fischen der Tauschwert, um so mehr felilte er natür- 
lich einem Boote oder Netzen die beide soeben erst erfunden wurden. 

Die Schwierigkeit der Zinsenberechnung konnte einem so scharfsinnigen 
Manne wie Thünen nicht verborgen bleiben. Er war daher bestrebt, Kapital und 
Zinsen auf ein gemeinsames Maß zu bringen, auf den gewöhnlichen Arbeitslohn, 
oder richtiger gesagt, auf den gewöhnlichen Arbeitsertrag. Auf diese Weise gelangt 
er zu dem bekannten Salze, daß sich Kapital und Zinsen verhalten, wie sidi der 
Lohn der Arbeit zur GrOfte der Rente verhält, die dieselbe Arbeit schafft, wenn 
sie auf Kapitalerzeugung gerichtet wird. Aber dieser Satz beruht auf der An- 
nahme, daß die rein okkupatorische Arbeit des Fischens und die Arbeit, die 
auf Herstellung von Boot und Netz gerichtet ist, also eine Arbeit, die durchaus 
neue Wege wandelt und an die Erfindungsgabe, Geschicklichkeit und Ausdauer 
des Arbeiters die grOBten Anforderungen stellt, gleich — nämlich mit 110 c — 
entlohnt wird. Diese Gleichheit der Entlohnung von gewöhnlicher und höchst 
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qualifizierter Arbeit als Voraussetzung der Zinsenberechnung ist mericwfirdigerweise 

nicht nur ThQnen selbst, sondern auch den zahlreichen Qelelirten entgmgm» 
welche ThQnen in der Ableitung des Zinses aus der Werkzeugverwendung ge- 
folgt sind. 

Kurz und gut, es gibt keinen Satz in der Entwicklungsreihe der Gedanken, 
der nicht mit einem Fn^ezeichen zu versehen wär& Im höchsten Orade unwahr» 
scheinlich ist die Vereinigung so vieler vortrefflicher Eigenschaften in einem Indi- 
viduum des Urjägertypii55, im h<"»chsten Grade unwahrscheinlich, daß den übrigen 
Urjägern und Urfischcrn der Nutzen einer Erfindung einj^eleuchtet habe und un- 
mi^lich die Annalinic, daß die gesamte Urjäger- oder Urfischergesellschaft aus 
dem Nutzen, den ein Bogen, ein Boot und ein Netz bei Jagd und Fisdifang 
brii^ien, zu der Vorstellung des Zinsfußes gelangt sei. 

Damit stimmt vollkommen überein, was sich geistvollen Forschern bei der 
Untersuchung des Ursprungs der Werkzeuge ergeben hat „Wir müssen uns 
hüten," sagt L Geiger, „dem Nachdenken bei der Entstellung des Werkzeuges 
einen zu grofien Anteil zuzuschreiben. Die Erfindung der ersten höchst einfachen 
WerlcKuge geschah gewiB gelegenflich, zufällig, wie so manche ^o6e Erfindung 
der Neuzeit. Sie wurden ohne Zweifel mehr gefunden als erfunden." Dies 
schließt Geiger aus der auffallenden Tatsache, daß die Werkzeuge niemals von 
einer Bearbeitung, niemals genetisch, sondern immer von der Verrichtung, die sie 
auszuführen haben, benannt werden. Eine Scheere und eine Hacke seien Dinge, 
die scheeren und hacken. Es sei nicht richtig anzunehmen, dalS, wenn das Werk- 
zeug von seiner Verrichtung benannt wurde, schon vorher für diese Verrichtung 
ein Begriff vorhanden gewesen sein müsse. So sei es falsch zu glauben, daß, 
wenn ein schneidendes Werkzeug als etwas Schneidendes bezeichnet wurde, der 
Begriff „schneiden" vorausgesetzt werden müsse. Vielmehr sei sowohl die Be- 
nennung der Werkzeuge wie auch die Werkzeugtätigkeit aus einer ganz allmäh- 
lichen Fortentwicklung der menschlichen Bewegungen entstanden. Eine allmäh- 
liche Findung von Werkzeugen ohne spezielles Nachdenken und Plan, ohne 
jalirelarige Vorbereitung, durch Fasten und Fleischeinpökeln setzt den Anteil des 
Einzclindividuums auf ein sehr geringes Maß herab. Was der Einzelne aber 
durch Zufall findet, wird ohne weiteres Gemeingut der ganzen Oesellsdiaft^ und 
so vermehrt sich durch den glficldichen Zufall, der den Einzelnen trifft, alimählich 
der Schatz des Stammes an positiven technischen Kenntnissen. Da die Schritte 
allmähliche sind, und da weder seltene Bet^ahung noch seltene Talkraft, wie sie 
sich z. B. im Sammeln eines Vorrats äußert, dem Individuum eine bevorzugte 
Stellung verleihen, entOllt die Möglichkeit einer Seltefthtitsrente, wie der JMietzins 
der Werkzeuge richtiger zu nennen wäre. Handelt es sich aber einmal um eine 
Arbeit, die großen Aufwand erfordert, so wird sie nicht von dem Einzelnen ge- 
leistet, nachdem er einen lang währenden Sparprozeü erledigt hat, sondern von 
der Gesamtheit. 

Wie speziell der oft zitierte Bootbau, ein Paradigma für die Entstehung des 
Zinses, bei Völkern auf niedriger Kulturshtfe vor sich geht, davon sind wir durch 

eine anschauliche Schilderung des Vorganges bei den Pelauern, Bewohnern einer 
Insel des Karolinen -Archipels, genau unterrichtet. Findet jemand im Walde zu- 
fällig einen sch<»nen Baum, der in ihm den Entschluß zum Bau eines Fahrzeuges 
wachruft, so kennzeichnet er itm als sein Eigentum, und dann hängt es nur davon 

I) Sartorius v. Waltersbausen, a. a. O. S. 33. 
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ab, ob er befähigt ist» denselben niederzuhauen oder nicht Versteht er den Wald 

und die Götter des Baumes zu besprechen, ist er also ein Takalbay, so kann er 

sich gleich an die Arbeit machen ... Ist er dann mit der technischen Ausführung 
vertraut, so behaut er den Stamm . . . wonach er bedacht sein muß. ihn an eine 
geeignete Stelle am Ufer zu schaffen. Hierzu verlangt er die Hilfe seiner Vereins- 
genossen, die solche eben wie beim Hausbau nidit verweigern können, aber dafür 
das Recht haben, eine Bewirtung zu beanspruchen, das Bakal-Essen, zu welchem 
der Bauherr, je nach der bevorstehenden Mühe, größere oder geringere Voi^ 
bereitungen macht."') Und dabei stehen die Pelaucr auf einem höheren Stand- 
punkte als die Urfischer. Sie erfreuen sich einer ziemlich tortgeschrittenen Technik 
und stehen zum Teile schon in der QeldwirfscfaafL Ja der Bau der Schiffe erfolgt 
sogar in erster Linie fttr den Verlcauf. Bloft wenn das Schiff nicht besonders 
gelungen ist und keinen Käufer fand, darf es der Besitzer behalten, sonst würde 
er gegen die Sitte verstoßen. Bei den Peiauern hat somit nicht einmal das Ein- 
dringen der üeldwirtschaft das nachbarliche Zusammenhalten bei größeren Arbeiten 
zu verdrängen vermocht. 

Und was vom Bootbau gilt, gilt nicht minder von der Verfertigung anderer 
Geräte, und wie wir oben gesehen haben, auch der Häuser, wenn die Kraft oder 
Geschicklichkeit des Einzelnen nicht ausreicht. So flochten die Herren in Tahiti 
die großen Lachsnetze gemeinsam, wobei sie nicht bloß von den abhängigen 
Personen, sondern auch von den freien Stammesgenossen unterstützt wurden; so 
war in Hawaii der Bau groBer HSuser nicht selten das Ergebnis freiwilliger ge- 
meinsamer Arbeit In ähnlicher Weise spielte auch in PaUtetina die Mitarbeit der 
Nachbarn beim Hausbau eine große Rolle."-) 

Nicht selten werden aber nicht bloß die Gerate zum Fischfang gemeinsam 
angefertigt, sondern der Fischfang selbst wird gemeinsam betrieben. So wird aus 
Ältester Zeit berichtet, daß die Ägypter gemeinsam zum Fischen auszogen. Auch 
die Neuseeländer fischten auf offenem Meere in groBen Schiffen gemeinsam, wobei 
die Bedienung der Netze zahlreiche Hände in Anspruch nahm. Der Ertrag des 
Fischfangs war ebenfalls ein gemeinsamer, der durch einen Schiedsrichter unter 
die Mitwirkenden verteilt wurde. Gemeinsam fischen noch heute die Papuas auf 
die schmadchafte SuppenschildkrOte, die sie in groBen Netzen f^mgen. War der 
Fang ein gOnstiger, so kfindigen dies die Männer durch lärmenden, von Trommel- 
schlägen begleiteten Gesang schon von ferne an. Abends vereinigt dann den 
ganzen Stamm ein großes Schmausen. Ähnlich verfahren die südamerikanischen 
Stämme. Auch sie teilen die gemeinsame Beute ohne Schwierigkeit, ja bei be- 
sonders reichem Ertrage gehen sie sogar so weit, auch Dorfbewohner an diesem 
teilnehmen zu lassen, die gar nicht zum Fischen mit hinausgezogen waren. Diese 
Großmut wird freilich zum Teile dadurch verständlich, daB sich eine sehr groBe 
Beute nicht leicht vor dem Verderben schützen läBL 

') Kubary, Ethnographische Beiträge zur Kenntnis des Karolinen-Archipels, 18^ 
S. 291. Auch am Taoganyka-See geht der Bootbau ganz in ähnlicher Weise vor sich. Es 
geliSren etwa drei Monate dazu, um die großen, 60 FuB langen Boote herzustellen. Gegen 
etwas Korn und Palmöl sind die Nachbarn, die durch Feuer verständigt werden, gern be- 
hilflich. Ist das Boot fertig, so wird vom Erbauer ein Bier gebraut, das beim Transport des 
Bootes in den See getrunken wird. H. M. Stanley, Wie ich Livingstone fand. Deutsche 
Ausgabe. II. Bd.. S. I.W. 

*) Belege dafür, ^I dj <i Ii in \ ielcn Teilen der Welt die unentgeltliche .Arbeit der Nach- 
tiarn gegen Verpflegung und Uewirtung ab sog. „Bittarbeit" erhalten hat, gibt Bücher. Siehe 
BOcfaer, Arbeit und Rhythmus. S. 248fg. 
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Ahnlich wie mit dem Fischfange verhalt es sich mit der Jagd. Auch auf der 
Jagd werden Verhaue und Gruben zum Fang wilder Here durch Arbeit einer 

größeren Menschentiruppe hergestellt. Desgleichen wird die Jagd nicht selten in 
Gesellschaft betrieben, sei es, daß sich einzelne Indivitluen zu gemeinsamer Jagd 
zusammenfinden, sei es, daß der ganze Stamm zu planmäßigen Jagdzügen aus- 
mckt Die Beute wird dann entweder nach Obereinlcunft geteilt, oder aber es 
tritt das Gewohnheitsrecht in Wiricsamheit, das die Anteile der einzelnen Teil- 
nehmer nach dem Grade ilirer Treffsicherheit und Geschicklichkeit oder nach 
anderen Momenten bestimmt.') So ist die Jagd bei den Dacotahs in der Regel 
eine gemeinsame. Ist aber einer allein auf die Jagd gegangen, so erhält der erste, 
der ihm begegnet, das beste Stück. Häufig bekommt der glQckliche Jäger über- 
haupt nur die Haut des erlegten Tieres, wenn es nämlich viele Hungrige gibt 
Ahnlich verhält es sich in Brasilien. Hier sind zwar die gemeinsamen Jagden 
seltener und der einzelne Jäger geht meistens allein auf die Jagd. Die Reute ist 
aber nicht individuelles, sondern Familieneigentum. Der Jäger hält sich deshalb 
auch nicht für verpflichtet, die Beute nach Hause zu bringen. Gemeinsame Jagden 
finden sich auch bei den Icaukasischen Stimmen- Bei den Khevsuren z. B. erhält 
der Erleger des Tieres nur die Trophäen» das Haupt und die Haut des Tieres, 
das Fleisch wird geteilt.-) 

Soweit sich die riesengroße ethnographische Literatur, die sich in der Kegel 
weit mehr mit religiösen, sprachlichen, kulturellen und technischen, als mit wirt- 
schaftlichen Fragen befaßt, flberblicken läßt, nirgends finden sich die modernen 
kapitalistischen Anschauungen, die spekulative Nationalölconomen bei den primitiven 
Völkern vorausgesetzt haben. Der Zins muß also in anderer Weise als durch 
entgeltliche Überlassung von Waffen und Werkzeugen entstanden sein. 

Eine umfassende Theorie über den Ursprung des Zinses hat auf Grund der 
veigleichenden Rechtswissenschaft Jhering geliefert In seinem geistvollen und 
phantaaiereichen Buche aber die Vorgeschichte der Indoeuropäer unternimmt er 
es, zu untersuchen, inwieweit einerseits die Indoeuropäer und andererseits die 
Semiten zu dem Ausbau unserer Kultur beigetragen haben. Bei dieser Ausein- 
andersetzung schreibt er die Entdeckung des Kapitalzinses den Semiten zu. Die 
Zinsen seien eine babylonische Erfindung und alle anderen Völker verdankten 
diese soziale Einrichtung den Babyloniem. Der Urtypus des Zinses scheint Jhering 
das fenus nauticum zu sein. Schon frühzeitig habe sich Babylon eines aus^- 
dehnten Handelsverkehres zu erfreuen gehabt, und ijrofle Handelsunternehmungen 
seien sehr häuhg gewesen. Urspitinglicli hätten sich itnmer niehrere Personen 
zu einem solchen Unternehmen zusammengefunden und den gemeinsamen Gewinn 
geteilt Die Schwierigkeiten der Kontrolllerung der Gewinnquoten seien aber 
stets groß gewesen ; so sei die Sitte entstanden, den Anteil der einzelnen an dem 
Gewinne fest zu fixieren. Damit sei Geld Ware geworden und ein Geldmarkt 
entstanden, jeder, der Geld begehrte, sei er nun Privater oder Kleinkaufmann 
gewesen, hätte Zinsen zu entrichten gehabt, und damit sei den unentgeltlichen 
Darlehen ein Ende bereitet worden. 

Es konnte zwar Jhering nicht entgehen, daß es sowohl in Babylon wie in 

') Sartorius v. Waltcrsliausen, a. a. O. S. 17; Bücher, Die Wirtschaft der Natur- 
völker. Dresden 1896, S. 16 u. 24; Post. Afrikanische jarispnidenz, II. Bd. 

-) Schorilcraft, History, prospects and conditions of thc Itidinn tribes, V. Bd., S.60; 
Martius, a. a. O. S. 50; Dareste, Loi et coutume du Caucasc. Journal des Savants, 1883, 
S. 190. 
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Rom Getreidedarlehen oder Darlehen in anderen fungiblen Dii^en gab. Aber er 

hält es für ausgeschlossen, daß diese den Ausgangspunkt für die Verzinslichkeit 
gebildet hätten. Sicherlich seien die Zinsen beim Gelddarlehen entstanden, und 
erst nachdem man sich an die Verzinslichkeit gewöhnt hatte, sei die Verzinslich- 
keit auch auf die anderen Darlehen fibertragen worden. Für den Ursprung des 
Zinses aus dem fenus nauticum spreche auch, meint Jhering, seine Höhe. Der Zins- 
fuß in Babylon liabe 20— 25" „ betragen und habe den für andere Völker des Alter- 
tums üblichen um mehr als das Doppelte überstiegen; dies erkläre sich ;iber ein- 
fach aus dem großen Gewinne, den die babylonischen Handelsleute im Verkehre 
mit den Naturvölkern machten. Von den Babyloniern hätten die Phönizier und 
Juden den Zins Dbemommen. Die ersteren hatten dann die Erfindung an Griechen 
und Römer weitergegeben. Was Rom anbelangt, so seien, meint Jhering, die 
Zinsen nicht auf dem Boden des gcwithn Hohen Lebens» sondern auf dem des Ge- 
schäftsverkehres zuerst ins Dasein i^etreteii. 

Ich glaube, das nächste, was man an den Ausführungen Jhcrings aussetzen 
Icann, ist die Vorstellung, daft die Erfindung des Zinses von einem Volke aus- 
gegai^^en und von diesem auf alle anderen übertragen worden sei, wie etwa die 
Sitte des Tabakrauchens oder die Erfindung der Postkarte. Die Verbindung 
primitiver Völker untereinander ist keine so innige, daß sich Einrichtungen des 
einen Volkes auf die anderen verpflanzen würden. Im Gegenteile, je näher ein 
Volk der Natur steht, um so m^r lebt es für sich und zwar nicht UoB in dem 
Sinne, daß es sich wirtschaftlich selbst genügt, soiKlem auch dadurch, daft es 
seine Stammeseigentümlichkeiten und Sitten mit Zähigkeit festhält. Erst die höchste 
Kultur hat in größerem Maße internationale Beziehungen geschaffen und die natio- 
nalen Eigentümlichkeiten zu verwischen gesucht. Ich halte es unter solchen Um- 
ständen für sehr wahrscheinlich, daß gewisse grundlegende soziale Einrichtungen 
wie Eigentum, Ehe, Sklaverei usw. von jedem Volke selbständig ausgebildet wur- 
den, und daß sich die äußeren Einflüsse mehr auf die Form als den wesentlichen 
Inhalt der einzelnen Einrichtungen geltend machten. Auch der Zins scheint mir 
zu diesen grundlegenden Einrichtungen zu gehören, die hei jedem Volke, wenn 
es eine gewisse Entwicklungsstufe erreicht hat, selbständig entstehen. Wie sollte 
aber überhaupt das babylonische fenus nauticum auf das Leben der römischen 
Hirten und Kleinbauern gewirkt haben, die gar keinen nennenswerten Handel 
kannten? Und wie ist es zu erklären, dah bei ihnen die Verzinslichkeit der 
Darlehen sich nur im Laufe eines jahrhundertelangen Prozesses durchsetzen 
konnte, ubwohl sie die Erfindung des Zinses von Babyloniern fertig übernommen 
haben sollen? 

Was nun die Entstehung des Zinses aus dem fenus nauticum in Babylon 

selbst betrifft, so scheinen mir die Ausführungen Jherings nichts weniger als über- 
zeugend zu sein. Es scheint mir mehr als unwahrscheinlich, daß die Entwicklung 
eines großen Seehandels der Entstehung des Zinses vorausgegangen sei, daß erst 
der Seehandel das Gekl zur Ware gemadit habe, und daS auf dem Umw^ 
über das Gelddarlehen auch die Getreide- und sonstigen Darlehen verzinslich 
geworden seien. Was die Frage der Priorität des Seehandels betrifft, so wider- 
streifet die Behauptung Jherings so ziemlich allem, was wir aus der Analogie mit 
anderen Völkern schließen können. Ein wirklich ausgedehnter Seeliandel, der sich 
nicht auf den Verkauf der Beute des Seeraubes beschränkt, setzt bereits eine 
gröttere wirtschaftliche Entwicklung voraus. Sollte nun eine solche Entwicklung 
möglich gewesen sein, ohne daft sich auch außerhalb des Seehandels das verzinsliche 
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Darlehen ausgebildet hätte? Und ist andererseits ein grellerer Seebandel maglich, 

ohne daß sich vorher der Geldgcbrauch verallgemeinert hat? Was schließlich die 
Behauptung Jherings anholnn^'t, daß die Zinsen von anderen Darlehen als Geld- 
darlehen in Geld angeschlagen worden seien, so widerspricht sie direkt den 
Quellen. In vielen der zahlreichen Verträge über Darlehen in anderen fungiblen 
Sachen geschieht des Qddwerles gar keine Erwähnung, und zwar schon deshalb 
nicht, weil man in diesen fungiblen Gegenständen Snsen ebenso berechnen kann, 
wie in dem fungiblen Gelde. Auch die Hr)he des babylonischen Zinsfußes spricht 
nicht für, sondern gegen die Entstehung des Zinses aus dem fenus nauticum. 
Eine allgemeine Übertragung des hohen Zinsfußes, in dem übrigens eine betracht- 
liche Gefahrprämie enthalten ist, auf das gewöhnliche Wirtschaftsleben hätte ein- 
fach die Schuldner an den Raad des Abgrundes bringen mfissen. Wie das 
römische Recht hätte gewiß auch das babylonische den besonderen Verhältnissen, 
unter denen ein fenus nauticum gegeben wird, Rechnung getragen und für dieses 
einen besonderen Zinsfuß festgesetzt. Daß wir über eine solche Satzung nichts 
wissen, läßt annehmen, da6 der hohe Zinsfuß Babylons auf andere Ursachen 
zurückzuführen ist, als darauf, daß ihm der Gewinn aus dem Seehandel als Bei- 
spiel gedient hätte. Im Gegenteile, der höchste Zinsfuß, 33' „, vk^ar im alt- 
babylonischen Rechte bei üetreidedarlehen gestattet, alle anderen Arten von Dar^ 
leben waren niedriger verzinslich. Soüte diese Ungleichartigkeit der Verzinsung 
mit dem fenus nauticum zusammenhängen, oder weist sie nicht vielmehr auf den 
agrarischen Ursprung des Zinses hin? Ich glaube überhaupt, daß die wirtschaft- 
liche Entwicklung Babyloits für viel vorgeschrittener gehalten wird, als sie tat- 
sächlich war. Wir wissen zwar, daß die Babylonier manche Verkehrseinrichtungen 
geschaffen haben, die modern scheinen. Im ganzen zeigt aber das Gesetzbuch 
Hammurabis mit seinen vielen agrarrechtlichen, straf- und familienrechtlichen Be- 
stimmungen, denen gegenüber die Bestimmut^n des Obligationsrechts oder gar des 
Handelsrechts vollkommen an Bedeutung zurücktreten, und mit dem Zurückgreifen 
auf Strafen in Getreide und ähnlichem viel mehr den Charakter eines mittelalter- 
lichen als modernen Gesetzbuches. Keineswegs modern erscheint es auch, wenn, 
wie uns Meißner berichtet, der größte Teil der Schuldurkunden sich auf den land- 
wirtschaftlichen Betrieb bezieht Dies läßt schließen, daß auch Babylon noch viel 
mehr Agrar- als Handelsstaat war. 

Auch nach Kulischer wäre der erste Kapitalgewinn, und damit auch der 
erste Zins, aus dem Handel geflossen. Durch den Raub hätte der Urmensch neue 
Bedürfnisse kennen gelernt Daraus hätte sich dann der Handel entwickelt, der 
in dieser Periode außerordentlich großen Gewinn gebracht habe. Es mag dahin 
gestellt bleiben, ob der Raub der unmittelbare Vorläufer des Handels war, oder 
vielmehr die Sitte, Gastgeschenke zn geben und zu empfangen, von der uns 
Homer wiederholt in so anschaulicher Weise berichtet- Die Wahrscheinlichkeit 
spricht für die letztere Hypothese, weil der moralische Zwang, ein Gastgeschenk 
zu' erwiedem, und zwar in einer solchen Weise, daß der Gast nicht die Empfin- 
dung mit nach Hause nimmt. Übervorteilt zu sein, dem rechtlichen Zwange für 
einen erhaltenen Gegenstand den Gegenwert zu geben, nahe kommt. In der Sitte 
der Gastgeschenke liegen die psychologischen Vorgänge, die sich beim Kaufe ab- 
spielen, in embryonalem Zustande vor, während der Raub auf ganz anderen 
psychologischen Voraussetzungen beruht. 

iMöge dem indessen wie immer sein, was gegen Jhering einzuwenden ist, 
gilt im ganzen auch gegen die Ableitung des Zinses durch Kulischer. Auch er 



Digitized by Google 



— 304 — 



verlegt die Entstehung des Zinses in eine zu spite Periode menschlicher Ent- 

wiclclung. 

Für frühe Epochen fehlen uns allerdings historische Anhaltspunkte. Wir sind 
in erster Reihe auf Schlüsse aus der Etymologie und der Analogie mit Naturvölkern 
angewiesen. Einem Beweise, der sich auf Etymologie und Analogie stützt, Icommt 
allerdings kein zwingender Charakter zu. Aber auf dem Qebiete der Uigeschichte 
wird man sich kaum je anderer Beweismittel bedienen können. Wir werden also 
Schlüsse aus der Etymologie und Analogie dann als Beweise gelten lassen 
müssen, wenn sie psychologische Wahrscheinlichkeit besitzen, und wenn sich in 
unserem Volksleben Erscheinungen finden, die als Rudimente von Einrichtungen 
frfiherer Entwicklungsstufen aufzufassen sind. 

Was zunächst die Etymologie tietrifft, so ist es auffallend, daB die meisten 
arischen Sprachen das zinstragende Vermögen mit Worten bezeichnen, die auf 
den Viehstand hinweisen. Das Wort „Kapital", das weit über das Geltungsgebiet 
der lateinischen Sprache Anwendung fand und heute international geworden ist, 
stammt bekanntlich von caput (Viehhaupt).') Kapitalbesitzer war also jemand, der 
Viehhäupter besaß. Von dem Worte caput leiten sich audi die Worte chattel 
und cheptel in der englischen beziehungsweise französischen Sprache ab. Chattel, 
das von dem alten französischen chatel oder catel, einer korrumpierten Form von 
capitale stammt, bezeichnet das bewegliche Vermögen, cheptel hingegen direkt 
den Viehstand. Neben dem romanischen Worte verfügt die englische Sprache 
noch Ober das germanische Wort fee, womit sie die Bezahlung eines Ehren- 
dienstes bezeichnet. Dasselbe Wort fä oder fe finden wir auch bei den Isländern 
und Norwegern. Hier bezeichnet es das Vermögen schlechtweg. Die Etymologie 
des Wortes Kapital führt uns also in eine Zeit zurück, in der die arischen Völker 
noch vorzugsweise ein Hirtenleben führten. 

Es mag richtig sein, dafi die aberkommene Vorstellung, die KulturvtUker 
hätten nacheinander Perioden des Jägeriebens und Hirtenlebens durcfagemMh^ 
bevor sie sich dem Ackerbau zugewendet hätten, nicht haltbar ist. Es mag richtig 
sein, daß die Grenze zwischen Hirtenleben und Ackerbau eine fließende ist, und 
daß die Hirtenvölker in der Regel neben der Viehzucht auch Jagd und einen 
primitiven Ackerbau trieben. Sollte man aber deshalb auf eine Einteilung der 
Entwicklung in verschiedene Entwicklungsstufen verzichten und behaupten, es 
habe niemals eine Epoche des Hirtentebens gegeben? Gewifi nicht. Ent- 
scheidend für solche Einteilungen wird immer der Grad bleiben, bis zu wel- 
chem sich ein Volk diesem oder jenem Produktionszweige hingibt. So wenig 
etwa unserer Gesellschaft der Charakter der kapitalistischen abzusprechen ist, 
weil einzelne ethisch hervortuend angelegte Menschen anders als im kapitalisti- 
schen Sinne handeln, oder weil noch so mancher Bauer sein Brotgetreide sdbtt 
erzeugt, ebensowenig wird man etwa von den jetzt so oft genannten Hereros 
behaupten kimnen, sie seien kein Hirtenvolk, weil sie neben Milch auch noch 
Erdnüsse, die sie mit Geschick zu finden wissen, zu sich nehmen. 

In dem Sinne, dafl man nicht die ausschlieftüche, aber doch die Haupt- 
beschäftigung eines Volkes zum Ein teil ungsgrunde macht, kann man auch heute 
noch von Hirtenv<)lkern sprechen. Wir begegnen ihnen in Südafrika, im Quell- 
gebiete des Nil und in den Wüsten der Sahara, sowie in weilen Strecken Asiens. 
An der Grenze zwischen Ackerbau und Viehzucht standen die Germanen zu 



') Griechisch: ti m^dimw von »t^uiiii. 
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Caesars Zeiten und die Griechen der Homerischen Gesänge. Hier wie dort gab 
es Ackerbau, und das Mehl bezeichnet Homer als das „Mark der Minner". 
Dand)en spielt aber die Viehzucht noch eine hervorragende Rolle und ein- 
zelne Nachbarn, mit denen die Griechen in Berührung kamen, werden direkt 
noch als Milchesser bezeichnet, so die den Trojanern zu Hilfe eilenden Hippo- 
molgen. 

Allen diesen Völkern, also den reinen Hirten, sowie den Völkern, die noch 
neben ihren Feldern über groBe freie Weiden vern^[en, ist das Vieh, vor allem 
das Rind, und im weiten Abstände das Kleinvieh, Vermögenssubstanz. Je mehr 
Vieh jemand besitzt, desto reicher ist er. Daher ist das Hauptbestreben auf Ver- 
mehrung des Viehstandes gerichtet. Das einfachste Mittel hierzu ist der Vieli- 
raub. Er spielt bei allen Völkern dieser Kulturstufe die größte Rolle, und die 
Fehden dieser VOiter sind zum guten Teile Kämpfe um die Viehherden. Auch 
die Kriege von denen der reisige Nestor mit der Vorliebe alter Leute für Jugend- 
erinnerungen immer wieder erzählt, wenn der Mut der Achäcr zu sinken be- 
ginnt, hatten nichts anderes als Viehraub zum Gegenstande, üelinpl der Vieh- 
raub nicht, oder erscheint er als zweischneidige Waffe, so bleibt nur die Vieh- 
zucht als Mittel der Reichtumsvermehrung. Diese geht langsam vor sich, weil die 
Kflhe bestenfalls nur einmal im Jahre Kalber bringen. Manches Kalb mlBrSt und 
manche Kuh bleibt ein Jahr hindurch unfruchtbar. Daher spielt denn auch in 
den Hymnen der Rig-veda die Bitte, den Kühen Fruchtbarkeit zu verleihen, eine 
Hauptrolle, und Homer weiß kein anderes Utopien zu schildern, als ein Land, 
in dem die Kflhe viermal im Jahre gebiren. 

Man hat oft darauf hif^[ewiesen, daft in diesen sozialen Verhältnissen das 
Rind, und speziell die Kuh, die Stelle des Geldes vertreten habe. Das ist nur 
mit einer gewissen Einschränkung richtig, denn, was speziell die Funktion des 
Tauschmittels betrifft, so mußte diese in einer Zeit zurücktreten, in der die Wirt- 
schaft ziemlich vollständig auf Eigenproduktion aufgebaut war. Andererseits fehlte 
diesem Qekle auch eine andere wichtige Eigenschaft, die Teilbarkeit Wie sollte 
man mit Kflhen Kleinigkeiten kaufen, deren Wert nur Bruchteile einer Kuh betrug? 

Aber auch nach der anderen Richtung ist man zu weit gegangen. Es heißt 
m. E. moderne Ideen in die Geschichte und Wirtschaft primitiver Völker tragen, 
wenn man die Kühe als Wertmaß in unserem Sinne auffaßt. Bis ins Detail aus- 
gebildete Wertvorstellungen, wie wir sie haben, dflrfen wir bei Naturvölkern nicht 
voraussetzen. Der Verkehr ist gering, eine Produktion zum Zwecke des Verkaufs 
fehlt und Täusche finden nur gelegentlich statt. Auch das beständige Schwanken 
aller Werte, das das Bedürfnis nach einem Maße in hohem Grade wachruft, fehlt. 
An Stelle der Preisbildung durch das freie Spiel wirtschaftlicher Kräfte tritt eine 
solche durch sakrale Sanktion oder das Herkommen. GewiB hat man einttlne 
seltene Gegenstände, wie Schmuck, Waffen und Rüstungen nach Kuhwerten ge- 
schätzt. Aber man muß sich andererseits hüten, überall, wo von Kühen die 
Rede ist, schon an Bewertungen zu denken. Denn die Kuh war nicht bloß 
Werteinheit, sondern auch Vermögenseinheit Dort, wo der größte Teil des 
Vermögens in AHeh befand, lieS tich die Crt^ des Vermögens nach der 
Stflckzahl an^tien. Wenn also z. B. Eumaios den Reichtum des Odysseus 
schildert, indem er seine Herden aufzählt, so verfuhr er nicht anders als heute 
ein Beamter eines Lafifundienbesitzers verfahren würde, der, um den Reichtum 
seines Herrn zu beschreiben, angeben würde, wie viel Tausend Hektar dieser 
in den einzelnen Provinzen besitze. Hier wäre das Hektar Vermögenseinheit, 
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wie dort das ViehstOck, in beiden Fällen bewegte sich aber die Schilderung 
jenseits der Wertvorstellnng. 

Weder als Tauschmittel noch auch als Wertmaß hat die Kuh genau die 
Rolle iicspiclt. die heute unserem Oelde zufällt. Hingegen ist sie als Zahimittel 
Süwulil auf dem Gebiete des Famiiienrechts wie des öffentlichen und Strafrechts 
im Vordeigrande gestanden. Orofte Bedeutung hat sie neben anderem Vieh 
immer twim Brauticaufe und beim Kaufe von SIclavinnen besessen. So Icauften 
die Griechen zu Zeiten Homers die Frauen mit Vieh, wenn auch nicht immer mit 
IOC) Rindern und 1000 Ziegen oder Schafen, wie uns der IX. Gesang der Ilias 
berichtet. Denn hier handelte es sich offenbar um die Tochter eines vornehmen 
Hauses, deren Stellung den hohen Preis rechtfertigte. Wie hoch der Preis sonst 
gewesen ist, läfit sich nicht feststellen, daft er aber in Kflhen bestand, steht bei 
dem Umstände, daß Homer den Mädchen das Epitheton „kuhgewinnend" oder 
„Icuheinbringend" verleiht, außer allem Zweifel. Gleiche Zustände wie zu Zeiten 
Homers, daß nämlich die Frauen mit Vieh, vor allem Kühen, gekauft werden, und 
daß der Preis der Frau mit ihrer Stellung steigt, finden wir bei vielen Völkern. 
So zahlen die Zulus für ehie Frau 4—6 Rinder, während für eine Häuptlings' 
tochter bis zu 25 Rinder zu bezahlen sind. So schwankt der Preis fOr eine Kal- 
mükentochter zwischen 10 Pferden, 10 KQhen und 15 Schafen einerseits und 
15 Pferden, 15 Kühen oder Kamelen und 20 Schafen andererseits, je nach der 
Wohlhabenheit des Brautvaters. Wir sehen, es sind recht ansehnliche Mengen 
von Vieh» die anläfUich der Hodizeit <k»i Besitz w^sdn. Mtn kann es be- 
greifen, wenn unter solchen Umständen die Geburt einer Tochter tein Unglttck 
bedeutet, und wenn an den Nilquellen das Sprichwort entstehen konnte: Die 
Söhne leeren die Ställe, die Töchter füllen sie wieder. 

Zu einem ganzen System ist der Frauenkauf im Kaukasus ausgebildet. Da6 
auch hier die Kühe den Kaufpreis bilden, ist selbstverständlich, tnteressant ist 
es aber, daß auch bei der Lösung der Ehe der Kuhpreis eine Rolle spielt So 
kann bei den Pehaven eine unfruchtbare Frau g^en ein Reugeld von fünf Kflhen 
zurücku;estellt werden. Und ähnliche Bestimmungen gelten bei einem anderen 
Bcrgstamme, den Khevsuren. Findet l)ci ihnen eine Ehescheidung aus Verschulden 
des Mannes statt, so muß dieser für jedes Jahr der Eiie über die ersten zwei 
Jahre hinaus eine Kuh zahlen. Man hält also eine Scheidung für so viel ver- 
werflicher, wenn sie nach längerer Dauer der Ehe Platz greift 

Nicht geringere Bedeutung als auf dem Gebiete des Familienrechts besaß 
das Vieh auf dem des Straf- und Bußrechts. Schon zu Zeiten Homers war es 
gestattet den Mord durch Zahlung an die Familienangehörigen des Ermordeten 
zu sühnen. So weist Ajax, der mit Odysseus und Phönix zu Achilles geschickt 
wurde, um ihn durch Geschenke mit Agamemnon zu versfUmen, darauf bin, da6 
man sogar die Ermordung eines Bruders oder Sohnes sühnen könne, der Groll 
des Achilles also umsnmehr durch die Geschenke besänftigt werden müsse. Daß 
eine solche Sühne wohl in erster Reihe in Vieh zu leisten war, scheint angesichts 
der großen Bedeutung des Viehs als Gebrauchsgegenstand außer allem Zweifel 
zu sein. Noch weit später wurden in Athen die Strafen in Vieh zugemessen, wo- 
bei nach Drako die Kuhwerte zum Ausgangspunkte genommen wurden. Erst Solon 
verwandelte diu Viehstrafen in Geldstrafen, indem er fünf Silberdrachmen dem 
Werte oiiiis Rindes gleichsetzte. Auch in Rom wurden bis zum Jahre 451 v.Chr. 
alle Straten in Rindern und Schafen gezahlt. Erst nach dem tarpejischcn Gesetze 
erfolgte die Umwandlung in Geldstrafen. Eine Kuh würde bei dieser Gelegenheit 
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mit 100, ein Schaf mit 10 As liewertet*) In gleicher Weise verfuhren unsere 
Voreltern. Schon Tacitus erwc^hnt, daß das Wehlfeld bei den alten Germanen 

in Vieh bestand, und die Kuh blieb lanj^e der am meisten verbreitete Wertmesser 
für Bußtaxen. Wie f^chr sich die Gepflogenheit der Viehbußen eingebürgert hatte, 
kann man auch daraus entnehmen, daß sie sich im deutschen Rechte noch bis in 
»emlich spate Zeit zur SOhne von Jagdfreveln erhalten hat*) Zu einem ganzen 
System ist das Wehrgeld ebenfalls wieder bei den kaukasischen Stämmen aus- 
gebildet. So werden z B. bei den Osseten Wunden der Länge nach mit Gersten- 
körnern gemessen; für die Länge jedes Gerstenkorns ist dann eine Kuh als Bulk- 
zu zahlen.') Daß das Vieh unter solchen Umständen auch als Gegenstand der 
Steuer- und Tributzahlung eine Rolle spielte, versteht sich von selbst So legten 
die Franken den Sachsen und Friesen einen Tribut an Vieh auf, so wurde in 
Irland der Tribut in erster Reihe in Vieh entrichtet. Aber auch das klassische 
Altertum kennt solche Besteuerung. So wird erzählt^ daß die Syrakusaner, als 
ihnen der Tyrann Dionys große Steuern auferlegte, die Viehzucht in hohem Maße 
einschränkten, um sich dadurch der Steuerzahlung zu entziehen. Auch ärzdiche 
Honorare waren in Vieh bemessen. Die Zend-Avesta stellt einen ganzen Tarif für 
die ärztliche Behandlung auf, der sich je nach dem Stande, Alter und Geschlecht 
des Behandelten abstuft. Ahnliche Verhältnisse bestehen bei den Zulukaffem. 
Auch bei ihnen ist Viehbesitz die Voraussetzung der Heilversuche/) 

Ob es schon in der ältesten Periode der Griechen und Römer eine Vieh- 
leihe gab, bei der der Entlehner das Kalb dem Verleiher abzuliefern hatte, dafOr 
fehlen die direkten Beweise. Indes ist nicht daran zu zweifeln. Zunächst spricht 
dafür die Etymologie, sodann kommt die Viehleihe nicht nur bei verschiedenen 
halbkultivierten Völkern, sondern auch bei unsern Kulturvölkern vor. Das grie- 
chische Wort töxoi sowie das lateinische Wori fenus weisen beide auf ein Ge- 
l>Sren hin. Tixog stammt von rexr«, fenus von einem Stamme fe, der ebenfalls 
Fortpflanzen ausdrückt Das Zeitwort feo fehlt allerdings, es scheint frühzeitig 
aufier Gebrauch gekommen zu sein. Hingegen sind verschiedene Ableitungen 
vorhanden, die alle auf Fruclitl>arkeit hinweisen, so fenum, fccundus, fetus und 
vor allem feniina. Zins ist also sowohl nach der griechischen wie der lateinischen 
Sprache ursprünglich das Geborene. 

Man kann dem gegenflber einwenden, daft dies kein zwingender Beweis sei. 
Die Worte löxog und fenus hätten bildliche Bedeutung gehabt. Man hätte mit 
ihnen ausdrücken wollen, das Kapital erzeuge ebenso naturnotwendig Zinsen wie 
die Kuh ein Kalb werfe. Dieser Einwand, dessen Unrichtigkeit sich allerdings 
nicht ohne weiteres erweisen tilfit, weil historische Denkmäler fehlen, trägt trotz- 
dem den Charakter des Erzwungenen an sich. Denn zunächst ist immer anzu- 
nehmen, daB ein Wort im buchstäblichen Sinne und nicht bikllich zu verstdien 

•) Ridgeway; The origln of metallic currency and weight Standards» S.6u.32; Mar- 
quardt, Handbuch der römischen AlterlfimcT. III. Teil, 2. Abt., S.3; Mommsen, Geschichte 
des römischen Münzwesens, S. 170. 

■) Inama-Sternegg, Deutsche Wirtschaftsgeschichte, f. Bd., S. 181; Branner, Deut- 
sche Rcch(s(;eschichte. I. S. 164; K. v. Amira, Nordgermanisches Obligationenrecht, S. 444; 
Grimm, Deutsche RechtsaltertUmcr, 3. Auil. 1881, S. 587. 

•) Ridgeway, a. a. O. S. 3U. Dareste, a. a. O. S. 84 u. 92. Ahnliche Verhältnisse 
bestanden auch bei den Tschechen. Bei ihnen war das Vieh zu B^inn unserer Zeitrech- 
nung Zahlmittel. 

') Ridgeway, a. a. O. S. 31, 32; H. Summer-Maine, Stüdes sur Thistoire des insti« 
tations primitives. Traduit par d'Arbois de Jnrainviiie, S. 187. 
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sei; und dann wäre es doch Zufall, wenn sowohl Griechen als Römer ein und 

dieselbe Erscheinunß mit demselben Bilde bezeichnet hätten. Die Richtigkeit des 
Einwandes ist aber um so weniger zuzugeben, als sich die Viehleihe bis zum 
heutigen Tage erhalten hat Wieder sind es die icaukasischen Bergvölker, die 
uns in dieser tÜiMicht interessante Belege gewähren, sei es nun, dafi die sozialen 
Verhütnisse dieser Völlcer wie ein erratischer Blocic in die Gegenwart hineinragen» 
sei es, daß die Völker von Reisenden t>esucht wurden, die nicht bloß Religion, 
Sprache und Technik sondern auch das soziale Leben zum Q^enstande ihres 
Studiums machten. Bei diesen kaukasischen Bergstämmen geschieht es nun 
äußerst häufig, daß ein Hirte fremdes Vieh auf die Weide nimmt Die Milch der 
Tieie gehört ihm, der Nachwuchs der Herde wird aller zwischen den ViehliesHzem 
im Verhältnis zur Stückzahl geteilt Mag man nun dieses Verhältnis wie immer 
juristisch konstruieren, der Erfolg ist der, daß der xöxog oder das fenus dem Vieh- 
besitzer zufällt Die gleiche Gepflogenheit herrscht bei den Hirtenstämmen Zentral- 
asiens, wo der Schuldner nach Jahresfrist Kuh und Kalb zurückzustellen hat 
Auch die Hottoitotten kennen diese Art der Viehleihe, nur ist der Schuldner bei 
ihnen besser gestellt; weil er einen Teil des Nachwuchses behalten darf.0 Auch 
im alten Rom gab es zweifellos eine Viehleihe unter den Voraussetzungen, die 
wir bei den kaukasischen Bergvölkern kennen gelernt haben. So erwähnt 1. 52 
§ 2 D, pro socio 17. 2 den Fall, in dem jemand seine Herde einem andern zur 
Weide ^bt und die Nachzucht beider Herden zwischen den EigentOmem geteilt 
wird. Leider sind wir Uber die Ausddmung des Instituts nicht unterriditet, weil 
die Digesten des Celsus, eines um die Wende des ersten Jahrhunderts christlicher 
Zeitrechnung lebenden Juristen prokulianischer Schule, in denen die Viehverstel- 
lung behandelt worden sein soll, und denen auch Ulpian die oben zitierte Stelle 
entnommen hat, verloren gegangen sind. Vermutlich hat die Viehleihe in späterer 
Zeit nicht mehr dieselbe Bedeutung besessen wte fraher, sodaft sie bei der 
Kodifikation des römischen Rechts durch Justinian keine besondere Berücksich- 
tigung fand ■-) 

Neuerlicti begegnen wir der Viehleihe im Mittelalter. So wird in den legibus 
Rotharis den unfreien GUteraufsehern gestattet, Vieh auf die Hälfte des Nutzens 
zu versteilen. Die Viehverstellung war aber nicht bloB auf die Unfreien be- 
schrinld, sie soll namentlich von den Klöstern geübt worden sein, die Vieh ver- 
stellten und sich dafür allerlei Abgaben ausbedangen. Auch aus dem alten islän- 
dischen Gesetzbuchc der sogenannten Graugans geht mit Sicherheit hervor, daß 
die Viehverstellung eine große Rolle spielte. Über das Wesen der isländischen 
Viehverstellung erfahren wir freilich aus der Graugans nicht viel, da sie sich 
wesentlich nur mit der Regelung der Haftung für casus und culpa beschäftigt^ 

Es ist nun außerordentlich interessant, daß sich die Viehleihc in Mitteleuropa 
noch bis zu dem heutigen Tage erhalten hat Wir finden sie in Frankreich, in 
der Schweiz und in Südwestdeutschland, in welchen Ländern sie die Gesetz- 
gebung des 17., 18. und 19. Jahrhunderts vielfach beschäftigt hat, in den österrei- 
chischen Alpenländem, aber auch in anderen Qegenden. Die Formen, die die 

>) Oareste, a. a. O. S. 158; Meitzen, Das Nomadentum der Germanen und ihrer 
Nachbarn in Westeuropa. Verhandlungen des 2. deutschen Oeographentages. 1882, S. 74; 
Kohler, Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaff. Bd. 15, S. 351. 

-) Vgl. i. 8 C, de pactis 2, 3 in der vom Teilvieh die Rede ist. 

*) Codex juris islandorum antiquissimus, qui nominalnrGrigis. Havnlae 1826^ Vit Sectio, 
XXX Titul. 



Digitized by Google 



— 309 — 



Viehversteltttng angenommen hat, sind allerdings sehr vidfXltige. Eine Form, die 

vollständig mit der Viehleihc der Hirtenvölker identisch ist, findet sich in Öster- 
reich in der Einrichtung der „Fuhrkuh".') Diese besteht darin, daß der Versteller 
dem Einstcller eine Kuh auf Jahreszeit oder auf länger gegen die Verpflichtung 
übergibt, das Kalb abzuliefern. Die Milchnutzung und der Dünger gehören dem 
Einsleller» der die Kuh dafflr entsprechend zu versorgen hat Ganz die gleiche 
Form war aber nach dem Zeugnisse von Huck,*) der das Institut der Viehver- 
stellung in umfassender Weise bearbeitet hat, in ganz Deutschland sehr {ge- 
bräuchlich und soll auch in einzelnen Teilen Frankreichs, so in der Nähe von 
Orleans und in Lothringen, häufig vorgekommen sein. Dies wird durch die Tat- 
sache illustriert, daB der code civil, wenn auch nur in einem einzigen Artikel auf 
dieses Rechtsinstitut Bezug nimmt.") Ganz die gleiche Bestimmung findet sich in 
dem, dem code civil folgenden, badischen Landrechte von 1R09. Nur daß hier, 
offenbar entsprechend der größeren Bedeutung des F^echtsinstitutes auf deutschem 
Boden, noch eine Bestimmung über die Haftung des Verstellcrs beigefügt ist 
So bestimmt Artikel 1831a, daß das Vieh tüchtig sein mflsse, trflchtig zu werden 
und Milch zu geben, sonst könne der Einsteller anderes Vieh und EntsdiMIgiing 
fordern. In der Schweiz ist die Regelung der Viehversfellung und Viehpacht dem 
kantonalen Rechte und dem Ortsgebrauche vorbehalten. Daß aber in der deut- 
schen Ostschweiz unser Institut der Fuhrkuh sehr verbreitet ist, kann man dem 
Umstände entnehmen, datt das Züricher Oesetzbuch die Präsumtion aufrieNt, daB 
bei der Wehverstellung Milch und Dünger dem Einsteller, das Kalb hingegen dem 
Versteller zuzufallen habe.') 

Die Voraussetzung dieser Form der Viehverstellung ist, wie schon Huck mit 
klarem Blick erkannt hat, das Vorhandensein von ausgedehnten Weiden und da- 
mit von wirtschaftlichen Zuständen, die sich von jenen der Hirtenvölker nicht all- 
zuweit entfernen, je länger das Vieh auf die Weide getrieben werden kann, desto 
geringer sind die Wartungs- und Erhaltungskosten, und desto wahrscheinlicher ist 
es, daß diese durch den Milchnutzen voll ausge^'Hchen werden. Die Möglichkeit 
des Weidebetriebes verlockt also den Weidebereclitigten zum Einstellen von Melk- 
vieh. Sie ist es aber auch umgekehrt, die dem Versteller das Geschäft annehm- 
bar erscheinen liBt Der Versteller haftet für die Gefahr, der Einsteller für die 

') Fuhr stammt von fiier Futter. Unter fuer wrfrd wesentlich das Winterfutfer ver- 
standen. Es kommt aber auch Fuhrgeld neben Waidgeld und Graszins vor. Sch melier. 
Bayrisches WOrterbucli, I, S. 7«. 

«) Huck. Die Viehverstcllttng. Zeiisckrift fOr deutscbcs Recht und deutsche Rechts- 
wissenschaft, V. Bd.. 1841. 

•) Code civil, Scctlon V, Art. 1831: »L'orsqu'une ou plusieurs vaches sont donndes 
pour les logcr et nottfrir le liallleur conserve la propri^^: U a seulement leprolit des veaux, 
qui en naissent.' 

*) »Wird Melkvieh eingestellt, so ist die Meinung der Vertragsparteien zu vermuten, 

der Einstelkr sei berechtigt, die Milch und den Dünger zu gewinnen und verpflii. lUct , för 
Wartung, Futter und Streu zu sorgen, aber auch die ersten vier Wochen lang das neugebo* 
rene, dem Versteller gehörige Kalb auf eigene Kosten zu nähren, nach diesem Zeitpunkte 
aber dem Versteller abzuliefern. Ist es an einem Orte Obung, die Kälber längere Zeit mit 
JMilch zu nähren, z. B. sechs Wochen, so gilt die längere Frist auch bei der Verstellung". 
ZOricher Privatr. Gesetzbuch § 471 (I.548). Wenn keine Zeit verabredet ist. darf die Kuh 
nicht zur Unzeit gefordert oder zurückgestellt werden. Fßr die Gefahr haftet der Versteller, 
der Einsteller hat aber die nötige Sorgfalt anzuwenden. — Gegen unzeitiges Holen der Kuh 
wendet sich schon das warttembergische Generalreskript vom 12. Februar I62IK Zitiert bei 
Huck, der die Fr^ der »Unzeit" ausfOhrlich behandelt hat 
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Verwendung der nfitigen Sofgfali Je mehr das Vieh auf die Weide geht, desto 
weniger ist sein Gesundheitszustand gefährciot, desto mehr ist seine Haltung eine 
landesObliche und desto mehr steht der Einsteiier unter der Kontmlle des Eigen- 
tumers. Also sowohl vom Standpunkte des Einstellers wie aucii von jenem des 
Verstellers ist der Weidegang als Voraussetzung des Wunsdies» das Geschäft zu 
machen, anzusehen. Je mehr die Stallffitterung überwiegt, desto größer werden 
die Futterkosten, desto mehr wird das Gedeihen des Viehs von der Sorgfalt des 
Einstellers abhängig, und desto leichter kann der Versteller durch Krankheit und 
Tod des Viehs Verluste erleiden, da auch ein allfälliges Verschulden des Ein- 
stellers schwer nachweisbar sein mufi. Es scheint mir daher eine zwecIcmäSige < 
Umgestaltung der alten Viehleihe zu sein, wenn sich in G^nden kleineren 
Grundbesitzes mit wenig Gemeinweiden der Versteller mit dem halben Kalbe 
begnügen muß, dafür aber die Haftung für die Gefahr mit dem Einsteller teilen kann. 

Was die Personen betrifft, die bei diesem Geschäfte in Frage kommen, so 
ist es in den österreichischen Alpenländern gewöhnlich der Nachbar, d& dem 
Nachbar die Kuh »in die Fuhr gibt". Es ist aber besonders in Oberstelermarlc 
kein sdtener Fall, daß Bauernknechte ihre ErspwniSSe in solchen .Fuhrkühen" 
anlegen, die dann Bauern und Häuslern überlassen werden. Der Umstand, daß 
die Viehversteller derselben Klasse angehören, wie die Einsteller oder sogar einer 
niedrigeren Klasse, hat offenbar dazu beigetragen, das Institut in seiner ursprüng- 
lichen Gestalt zu erhalten und seine Umbildung zu einem Oeschifte, das wuche- 
rische Ausbeutung zuläßt, zu verhindern. Das mag auch der Grund sein, daß sich 
die Gesetzgebung mit dieser Viehlcihe gar nicht befaßt hat. Im österreichischen 
bürgerlichen Gesetzhuche fehlt eine Bestimmung, die den zitierten Bestimmungen 
der französischen, badischcn und Züricher Gesetzgebung entsprechen würde, gänz- 
lich. Aber auch der Codex Maximilianeus ist Qber unser Institut mit Schweigen 
hinwegegangen, obwohl wir wissen, daß »FuhrkÜhe* in Bayern sehr häufig waren 
und obwohl die bayerische Gesetzgebung auf solche Rechtsverhältnisse viel eher 
eingehen konnte als das <)sterreichische (iesetz, das für mehrere Gruppen von 
Ländern mit verschiedener Rechtsentwicklung bestimmt war.') 

Wesentlich anders liegt die Sache, wie wir aus den Erhebungen des Vereins 
für Sozialpolitik wissen, in den Gegenden des Parzellenbesifzes Südwestdeulsch- 
lands.') Hier ist es nicht der Nachbar, der bei dem Nachbar, oder der Bauern- 
knecht, der bei einem Grundbesitzer Vieh einstellt, sondern der jüdische Vieh- 
händler oder ein sonstiger Kapitalist. Das urwüchsige Rechtsinstitut, das un- 
zweifelhaft dem Nachbarschaftsverhäitnisse entsprungen ist, und das jenseits 
irgend einer Wertvorstellung über Kuh und Kalb besteht, hat sich hier unter dem 
Einflüsse sozialer Differenzen zu einem Geschäfte entwickelt, in welchem zu hohe 
oder zu niedrige Bewertung der gegenseitigen Leistungen Anlaß zur Ausbeutung 
wird. Diese kapitalistische Umgestaltung der Viehverstellung stammt nicht von 
gestern. Schon Huck bemerkt, daß die Viehversteller meist Juden und städtische 
Kapitalisten seien. Noch mehr kann man auf diese Umgestaltung aus dem Code 
civil schließen, welcher allerlei Bestimmungen trifft, die den Schutz des Einstellers 



') Eine eiKenc Art der Viehverstdlung zu dem Zwecke, um die Uröfie des Viehstandes 
dem Oberflusse an Alpenweide und Winterfutter anzupassen, kommt in Vorarlberg vor. 
F. Kaltcnciigcr, Die Rinder der österreichischen Alpenländcr. II. Heft, 1880, S. 93f. 

-) Schritten des Vereins für Sozialpolitik, XXXV. bd. passim. In Irland führte die 
Vlehleihe in späterer Zelt ebenfalls zu wirtschaftllcber und politischer Abblngigkeit Vteb- 
versteller waren hier die Forsten. Maine, a. a. O. S. 197 f. 
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vor Ausbeutung bezwecken.*) Die ganze Auffassung der Viehverstellung im Code 
civil ist die eines Pachtvertrages, bei dem der Schuldner als der schwächere Teil 
zu schützen ist. Der Umstand, daß danelicii der unserer Einrichtung der r-Fuhr- 
kuh" entsprecliL'iiden Form nur in einem einzigen Artikel Erwähnung geschieht, 
spricht unzweifelliaft dafür, daß die Viehversteilung tn Franicreich im ganzen 
kapitalistischen Charakter angenommen hatte. Wenn aber der code civil die alte 
Viehverstellung gar als die une^enlliche bezeichnet, so ist dies nicht blo6 darauf 
zurückzuführen, daß den französischen Juristen die historische Entwicklung der 
Viehverstellung unbekannt geblieben ist, sondern es ist auch darin begründet, daß 
sie die Viehieihe, bei der der Versteller das Kalb erhält, nicht als Viehpacht auf- 
fassen konnten. Sie halfen sich damit» da8 sie die urwilchsige Viehleihe als 
Innominatkontrakt konstruierten und sie als Ausnahmsfall betrachteten wieder, 
ein Beweis, zu vrelchen Folgerungen man gelangt, wenn man Einrichtungen der 
Gesellschaft in juristische Kategorien pressen will, ohne sich Qber ihre Geschichte 
Rechenschaft zu geben.-) 

Versetzen wir uns in primitive Verhältnisse, so «riid uns die Viehleihe als 
unumgänglich nOtig erscheinen, um Einzelindividuen aber die Zeit der Not hin- 
wegzuhelfen. Bei einzelnen Negerstämmen soll z. B. der Besitz so differenziert 
sein, daß der Wohlhabende IMX) Rinder und der Arme 3—4 Rinder besitzt, während 
die große Masse 30— 4Ü Rinder ihr Eigen nennt. Eine Viehzahl von 3 — 4 Stücken 
ist durchaus nicht hinreichend, eine Familie zu ernähren. Aber selbst ein Vieh- 
stand von 30 Stücken ist nicht so groB, um einer zahlreichen Familie unter allen 
UmstSnden ausreichenden Milchertrag zuzusichern; einerseits weil die Zahl der 
nutzbaren Kühe bei spätreifen Rassen einen geringeren Prozentsatz des gesamten 
Viehstandes ausmacht, als dies heute bei unseren durch Stallhaltung und sonstige 
Maßregeln auf Frühreife gezüchteten Rindviehrassen der Fall ist, und anderer- 
seits weit die Milchergiebigkeit dieser Kflhe eine sehr geringe ist Bei den Hereros 
z. B. sollen fthif KQhe zusammen so viel Milch geben, als eine europäische Durch- 
schnittskuh. Ist dem aber so, so kann auch der mittlere Besitzer unter Umständen 
einen Milchbedarf haben, der durch den eigenen Viehstand nicht zu decken ist. 
Es brauchen ihm nur ein paar Milchkühe zugrunde zu gehen oder unfruchtbar 
zu bleiben, um seine Milchproduktion unter den Bedarf heivbzudrtlcken. Es 11^ 
dann nahe, dafi er bei dem Nachbar Hilfe sucht und sich ein paar Ktthe ausleiht 
Der Nachbar wird ihm diese Hilfe wahrscheinlich dann nicht versagen, wenn er 
zufällig Milchüberfluß hat; denn da er die Milch nur notdürftig in Kürbisschalen 
aufzuheben pflegt und sie weder verarbeiten noch sonst verwerten kann, hat sie 
für ihn über seinen Bedarf hinaus keinen Wert 

Die Viehleihe beruhte somit ursprünglich gewIB auf dem Nachbarschafts- 
verhältnisse, war eine Aushilfe, wie sie der Nachbar dem Nachbar in dem Ge- 
fühle gewährt, gelegentlich dafür andere Gefälligkeiten in Anspruch nehmen zu 
können. Je primitiver die Verhältnisse, je weniger die modernen Vorstellungen 
der Geldwirtschatt eingedrungen sind, und je dünner die Besiedlung des Landes 

>) Ähnliche Bestimmungen finden sicli im badischen Landrcclite. Aber schon das 
Edikt vom 29. Oktober 1125 siiclito in Baden eine Übervorteilung des Einstellers liintan- 
zuhalten. Als Form des Wucliers kommt die Viehverstellung in der Bukowina vor. Marie 
Michler in den ,DeutBClien Worten" von E. Pernerstorfer. Wien 1892, S.540. 

*) Huck, a. a. O. S. 270. Huck hat sich von dem Fehler vollkommen frei gehalten 
und hat, obgleich er die Viehverstellung nur vom juristischen Standpunkte aus betrachtet, 
iclar den Werdegang des Instituts durclischaut. 
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ist, einen um so größeren Raum nimmt im wirtsciiaflliciien Leben die Htlf^ des 
Nachbars in Anspnu;)!. Wir sahen, daft beim Bootbau, Hausbau, ja bei der Ernte, 

die binnen wenigen Tagen einen großen Arbeitsaufwand erfordert, die Hilfe der 
Nachbarn eine große Rolle spielt, und daß sie sich als Bittarbeit selbst in Europa 
bis zu dem heutigen Tage erhalten hat. Die Voraussetzung dieser nachbarlichen 
Hilfe ist natürlich, daß der Leistende durch seine Leistung Iceinen wesentlichen 
Schaden leidet Wer selbst ein Boot oder ein Haus baut, oder wer selbst mitten 
in der Ernte steht, wird gewiß keine Bittarbeit leisten. Vermutlich wird auch 
niemand von ihm eine solche verlangen. Das Gleiche gilt von der Leihe von 
Gegenstanden. Man leilit CJerate nur her, wenn man sie nicht selbst braucht 
Überall und vielleicht nicht zum mindesten in prmiitiven Zeiten, in denen der ur- 
wflchsige Egoismus noch ungeschwacht vorwaltet, gilt der Grundsatz, daB jeder 
sich selbst der Nächste ist, und daß er dem Nachbar nur hilft, wenn es ihm 
Iteinen wesentlichen Schaden bringt. Der reiche Neger, der eine Anzahl neu- 
melkender Kühe mehr besitzt, als er braucht, kann sie ohne Schaden seinem 
minder glücklich gestellten Genossen leihen. Denn die Milch ist ja unverkaullich. 
Anders verhalt es sich mit dem Kalbe. Fiele das Kalb der verliehenen Kuh dem 
Enllehner zu, so wäre dies fOr ihn ehie Vermögensbereicherung auf Kosten des 
gefälligen Nachbars. Denn wenn dieser auch nicht die Milch verwenden kann, 
so kann er doch das Kalb aufziehen, d, h. mit dem Muttertiere auf die Weide 
mitlaufen lassen. Daß der Viehbesitzer sich das Kalb vorbehält, scheint somit 
nicht nur seltistvastandlidi zu sein, sondern verstößt nicht einmal gegen den 
Grundsatz dafi die Leihe unter Nachbarn eine unentgeltliche zu sein pfl^ Denn 
es ginge über die Pflicht des Nachbars hinaus, so zu helfen, daB ihm dabei ein 
wesentlicher Schaden erwächst. 

Es ist nicht ohne Interesse festzustellen, daß die Auffassung, der Zins sei eine 
Entschädigung für einen durch das Darlehen entstandenen Schaden oder entgan- 
genen Gewinn ein paar tausend Jahre nach der Entstehung des Zinses bei den 
Scholastikern theoretisch zur Geltung gelangt. Die Kirche hatte das Zinsnehmen 
allgemein verboten, weil es dem Geiste der Brüderlichkeit und Gottcskindschaft zu- 
wider sei Das Wirtschaftsleben der VTilker dr.in^'te aber zu einer immer weiteren 
Ausüciinung der Verzinslichkeit der Darlehen. Zunächst suchte man auf allerlei 
Umwegen um das kirchliche 2nsverbot hemm zu kommen, aber schließlich lieB 
sich der tiefe Spalt zwischen dem küchlichen Zinsverbole und der Zns nehmenden 
Praxis nicht mehr verdecken. Es galt nun den Stier bei den Hörnern zu packen 
und die Bedingungen festzusetzen, unter denen trotz des allgemein gehaltenen 
Kirchenverbotes ein Zinsnehmen gestattet werden könne. Diese schienen den 
Scholastikern dann gegeben zu sein, wenn der Darldienafeber durch das Dar^ 
lehen einen Schaden erleidet oder wenn ihm ein Gewinn entgdit Die Scho- 
lastiker sind damit von richtigen Voraussetzungen ausg^angen, denn psycho- 
logisch scheint der Zins in der Tat der Vorstellunc; entsprungen zu sein, daß bei 
der grundsätzlich unentgeltlichen Leihe ein Schade für den Verleiher nicht ein- 
treten dürfe. 

War die Vermeidung des Schadens das Grundprinzip des Zinses, so brauchte 
dieser nicht immer bloß dem Leihverkehrc zu entspringen. Auch die Deliktsobli- 
gation konnte Quelle des Zinses werden. An Gelegenheit zu Schadenersatz- 
forderun^en fehlte es bei dem Umstände, daß Vermögensbeschädigungen fast 
ausschließlich Schädigungen des Viehbesitzes waren, nicht. So wird Odysseus, 
als er nach JMessene ging, um 300 Schafe zurflck zu verkingen, die aus Ithaka 
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samt den Hirten geraubt worden waren, sich nicht begnügt haben, bloß die 
Wiedererstattung des Geraubten zu fordern. Gewiß werden sicli seine An- 
sprüche auf den ganzen Schadenersatz erstreckt haben, also auf Zuriiclcgabe der 
Schafe samt den in der Zwischenzeit geworfenen Lämmern. 

Das Vieh ist der Urtypus des Kapitals. Es bringt in seinen Jungen einen 
Gewinn, der in primitiven Verhältnissen auf nichts anderes als das Kapital selbst 
zurackzufDliren ist OewiB, zur Erhaltung des >nehs und zu seiner Vermehrung 
ist Weide nötig, aber sie spielt in einer Zeit, in der die Bevölkerung dfinn gesit 
und der Grund und Boden noch nicht Gegenstand des Privateigentums geworden 
ist. unter den Kosten der Viehhaltung keine Rolle. Nicht anders verhält es sich 
mit dem Faktor Arbeit. Auch sie ist zur Erhaltung der Herden nötig. Aber dieser 
Aufwand ist ein geringer. Zudon g^lhrt der Viehstand fortwährende Nutzungen 
an JMildi und Wolle, die bei dem niedrigen LebensfuBe ausreichen, um die be- 
stehende Bevölkerung zu erhalten. Solange das Hirtenvolk wesentlich von Milch 
lebt, ist das Kalb ein Überschuß der Wirtschaft, der rein physisch als Ertrag des 
Viehkapitals aufgefaßt werden kann. Die Produktivität des Kapitals erschien also 
ursprünglich als eine Sachproduktivität, und das Problem des Kapitalzinses gewiß 
alles eher als ein Wertproblem. 

Oerade dieser Umstand, daß man in einer Zeit, in der man noch nicht zu 
rechnen versfand, und in der die Wertvorstellungen so wenig ausgebildet waren, 
daß sakrale Sanktion oder Herkommen die Tauschwerte bestimmen mußte, die 
Produktivität des Kapitals so unmittelbar sinnlich wahrnehmen konnte, scheint 
mir der stärkste Beweis dafür zu sein, daS die Viehleihe das älteste verzinsliche 
Darlehen war. Nicht den Wert einer Kuh erhielt der A vom B geliehen, um 
nach einem Jahre den Wert der Kuh samt dem Werte des Kalbes zurückzustellen. 
Gegenstand des Darlehens war vielmehr die konkrete Kuh x und Gegenstand der 
Zurückgabe die konkrete Kuh x mit dem konkreten Kalb y. Der Wert der Kuh 
kam l>ei diesem Oesdiäfle gar nicht in Betracht — worin hätte man ihn übrigens 
ausdrücken wollen, In einer Zelt, in der die Kuh selbst Wertmafi war? Die 
Zurflckführung der Entstehung des Zinses auf die Viehleihe oder die Ersatzforde- 
rung für entwendetes Vieh scheint mir deshalb so große Wahrscheinlichkeit zu 
besitzen, weil sie psychologisch am wenigsten voraussetzt. Ursache und Wirkung 
lassen sich bei da- Viehleihe mit großer Deutlichkeit beobachten, und hier trifft 
wirklich das zu, was Aristoteles fordert: Das Geborene ist dem Erzeuger ähnlich. 
VHe nahe es ltec;t, von der Vorstellung eines rein vq;etativen Prozesses aus zum 
Begriffe der Produktivität des Kapitals zu gelangen, und wie schwer es fällt, ihn 
auf andere Weise zu gewinnen, mag man daraus ersehen, daß man immer wieder 
in der Literatur auf die Viehzucht zurückgreift, wenn man die Produktivität des 
Kapitals erweisen wilL So sieht steh sogar der nüchterne Prophet der modernen 
Bourgeoisie, J. Bentham, gezwungen, die Pniduktivität des Kapitals aus der phy- 
sischen Produktivität der Tiere .jbzuleiten. In der Polemik gegen die bekannte 
Stelle tl'.'S .Aristnfeles iil)er die Unpruduktivität des (ieldes verweist er darauf, daß 
man mit dem ücldc einen Widder und Schafe kaufen könne, die nach Ablauf 
eines Jahres eine Anzahl Lämmer brächten. Er greift also zur Viehzucht zurück, 
deren physlsdie Produktivität gewifi niemand weniger als Aristoteles selbst ge- 
leugnet hätte.*) 

*) Bentham, O^fence de l'usure. M^langes d'öconomie politique, Paris 1848, 11. Bd. 
S. 59a 
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Ein weiterer Grund, der in sehr hohem Maße fOr die Entstehung des 

Kapitalzinscs aus der Viehieihe spricht, ist die Tatsache, daß meines Wissens alle 
Völker der Erde die Zinsen nach der Frist eines Jahres zu berechnen pflegen. 
In Babylon und Rum gab es daneben noch eine Berechnung der Zinsen nach 
Monaten. Ich halte es aber für sehr wahrscheinlich, daß diese Art der Zinsen- 
berechnung sich erst später im Laufe der Entwicicluug herausgebildet hat Was 
Rom betrifft, so ist daran, nach Billetter, nicht zu zweifeln, da er bemerkt, daß 
erst seit Sulla die monatliche ZinseuberechnunfT; häufiger vorzukommen pflegte. 
Die Tatsache der jährlichen Ziusenberechiiunq scheint mir nun von größter Be- 
deutung zu sein. Denn wäre der Zins aus der Werkzeugverwendung entstanden, 
wie die Anhänger der ProduktivitStstheorie annehmen, so wSre nicht einzusehen, 
warum die Zinsen nach Jahren berechnet werden sollen. Der Urfischer, der nach 
dem bekannten typischen Beispiele von seinem Nachbar Boot und Netz leiht, um 
mit ihnen statt 3 Fische 30 zu fangen, ist durch nichts genötigt, die Abrechnung 
auf ein Jahr zu verschieben. Im Gegenteil, er würde viel früher abrechnen. Eines- 
teils weil es für ihn gar keinen Sinn hStte, Boot und Netz durch ein Jahr zu be- 
halten, um seinen gerii^n Bedarf an Fischen zu sichern. Sodann aber auch, 
weil er sich der Mühe unterziehen müßte, diese schnell dem Verderben ausge- 
setzten Gegenstände aufzubewahren. Folgte er seinem Privatinteresse, und daß 
er dies in hohem Maße tut, ist ja die Voraussetzung, so würde er täglich die 
frisch gefangenen Fische abliefern und dem Kapitalisten die Sorge ihrer Aufbe- 
wahrung Überlassen. In gleicher Weise wie die Produktivitätstheoretiker mOssen 
auch alle jene, die wie Ihering den Zins aus dem Handel erklären, vor der alt- 
hergebrachten üeu'olinheit, die Zinsen nach der Frist eines Jahres zu berechnen, 
wie vor einem Rätsel stehen. Soll denn wirklich das kaufmännische Kapital 
immer nur einmal im Jahre umgeschlagen haben? Gewiß, der Weg von Babylon 
nach Indien war weit Brauchte aber der babylonische Kaufmann immer gerade 
ein Jahr, um wieder zur Heimat zurückzukehren, nie mehr und nie weniger? Nicht 
auf die Entstehung des Zinses aus dem Werkzeuge, nicht auf die aus dem Handel, 
sondern auf die Entstehung); aus eiiiern vegetativen Prnzefi weist die Art der Zinsen- 
berechnung gebieterisch hin. Allerdings auch der Ackerbau ist an vegetative Pro- 
zesse geknQpft nur hat er nicht Uberall und immer damit zu rechnen, daß diese 
Prozesse gerade ein Jahr in Anspruch nehmen. In den nördlichen Gegenden tritt 
während des Winters ein Stillstand in der Vegetation ein, sodaß zwischen der 
Aussaat von Wintergetreide und der Ernte fast ein Jahr verstreicht. Rechnet man 
die Arbeit des Dreschens zur Erntearbeit, so ist ein volles Jahr erforderlich, bis 
der Bauer in die Lage kommt, dn Darlehen an Getreide, das ihm air Saat ge- 
gel>en wurde, in natura zurSckzustellen. Aber schon in den sfldlichen Teilen der 
nördlichen Halbkugel ändert sich dies. So spielt sich der Vegetationsprozeß in 
Ägypten, einem Lande, das für die Getreideversorgung der antiken Welt von so 
großer Bedeutung war, innerhalb viel kürzerer Zeit ab. Im Juni beginnt der Nil 
zu steigen und erreicht in der Zeit von Ende September bis Ende Olctober seinen 
höchsten Wasserstand. Erst im Januar ist alles vorQber, sodaß der Anbau be- 
ginnen kann. Es bleibt also wenig mehr Zeit als ein halbes Jahr übrig, und 
Darlehen an Saatgetreide können hier in viel kürzerer Zeit zurückerstattet werden 
als etwa in Deutschland. Ein ähnlicher Unterschied in der Vet;etationsperiüde be- 
steht aber sogar hier zwischen Wintcrgeireide und Sommergetreide. Ersteres wird 
im September, letzteres im April gesät Selbst in ein und demselben Lande 
müßten also die Zinstermine schwankeh, je nachdem Winter- oder Sommerfrucht 
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in Frage kommt. Demgegenflber bringen die Kühe jilirilcli bloß einmal Junge 

zur Welt und dies mit um so größerer Regelmäßigkeit, je mehr die Haltung der 
Tiere der Lebensweise ihrer wilden Stammcitcrn älinelt, je weniger sie nlso durch 
zweckbewußtes Handeln der Menschen über die Not des Winters hinweggebracht 
werden.') 

Bei den arisdien Völkern, die bis in die liistorische Zeit iiinein nocli ein 
Hirtenleben fQlirten, oder bei denen wenigstens nocli in der historischen Zeit die 

Erinnerung an das Hirtenleben lebhaft war, scheint mir die Entstehung des Zinses 
aus der Vorstellung von der Produktivität des Vichbcsitzes entsprungen zu sein. 
Wie verhält es sich aber bei den übrigen Völkern? Wir besitzen aus zwei Län- 
dern uralter Kultur Denkmiler, aus denen hervorgeht, daft Getreidedariehen zu 
den ältesten und häufigsten verzinslichen Darlehen gehörten, während wir von 
einer Leihe von Kühen nichts vernehmen. Liegt es nicht nahe, zum mindesten 
einen Dualismus in der Entstehung des Zinses anzunehmen, für den europäischen 
Zweig der Arier den Ursprung des Zinses in der Viehlcihe, für die semitischen 
und hamitischen Völker aber diesen in den Getreidedarlehen zu suchen? Sowohl 
bei den Ariern wie bei den Semiten und Hamiten läge der Ursprung des Zinses 
in der Produktivität der Landwirtschaft; nur wären die ersteren von der Viehzucht, 
die letzteren vom Körncrhnu ansije!i;nn«4en. 

So bestechend dit Konstruktidii eines solchen Dualismus wäre, so scheint 
sie mir doch unhaltbar zu sein. Niciu au) die verschiedene nationale Auffassung 
sondern auf die verschiedene soziale Entwicklungsstufe, auf der sich die einzelnen 
Völker befanden, ist es zurückzuführen, daß wir in Babylon und Ägypten Getreide- 
darlehen kennen lernen, während bei den Griechen und Römern noch weit später 
die Ausdrücke i'imoc und fenus wi'irtlich zu verstehen waren. Die Völker im Fluß- 
gebiete des Euphrat und Tigris und des Nils hatten zur Zeit, als die Verträge 
geschk>ssen wurden, die in Ton oder auf Papyrus zu uns gekommen sind, die 
Periode des Hirtenlebens hinter sich. Der Schwerpunkt der Landwirtschaft war 
längst von der Viehzucht weg auf den Körnerbau verlegt worden und zwar nicht 
bloß deshalb, weil die Tiefebenen sich infolge ihrer Bewässerung in hohem Maße 
zum Getreidebau eigneten, sondern auch weil sie zur Viehzucht nicht gerade ge- 
schaffen waren. So gibt es in Oberägypten keine Wiesen und keine Weiden; auf 
den Strichen, die das Nilwasser überschwemmt, bildet sich kein Rasen; in den Ge- 
genden, die wasserleer sind, verbrennt die Sonne den dürftigen Oraswuchs. Nur 
Kleefelder gedeihen, und diese werden vom Vieh abgeweidet. In Unterägypten 
steht es besser. In den Sümpfen des Nildeltas kann während eines Teils des 
Jahres Vieh weiden. Dorthin wurden die Herden getrieben, sowie man bei uns 
die Herden auf die Alpe treibt, um das billige Futter auszunützen und dem Vieh 
die Gelegenheit zum Herumtummeln zu ijewähren. Mit dem Fehlen der Weiden 
mußte die Viehzucht rückläufig werden. Die alten Ägypter hemiihten sich, das, 
was ihnen die Gunst des Himmels versagt hatte, durch Kunst einzubringen. Sie 

■) Hitdebrand behauptet, aller Ackerbau kenne 2U Beginn nur eine SommersBat 

Hildebrand, Recht und Sitte auf verschiedenen Kulturstufen, 18%, S.55. Nach mündlichen 
Aufklärungen, die mir Prof. v. Wettstein zu geben so freundlich war, dürften die Stamm- 
eltern unserer Getreidearten Daucrpflanzen nach Art der GrXser gewesen sein. Zu einjäh- 
rigen Pflan/on h.itien die Getreidearten nur durch bewußtes Züchten werden können. Da 
man ein solches bei Naturvölkern nicht voraussetzen könne, sei anzunehmen, daO die Ent- 
wicklung zunächst zu zweijähriger Lebensdauer der Qetreidearten geführt habe. Es wäre 
demnach anzunehmen, daB der Winteranbau im ganzen ilter Ist als der Sommeranbau. 
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suchten die Viehzucht möglichst rationell zu gestalten und gingen sogar so weit. 

Vieh mit Brot zu mästen. Aber alle Vorliebe für den Viehstand konnte gegen die 
Tatsache nicht mit Erfolg ankämpfen, daß Ägypten in erster Reihe ein Ackerland 
war. Auch in Babylon dürften die Verhältnisse ähnliche gewesen sein. Auch 
hier bestand ein System künstlicher Bewässerung, dem der Feldbau seine große 
Fruditbarlceit verdanlcte. Für natflrliche Weiden war vermutlich auch in der baby- 
lonischen Tiefebene kein Platz. 

In Babylon und Ägypten lag der Schwerpunkt der Wirtschaft seit geraumer 
Zeit in der Körnerproduktion, und das Brot war ebenso Haupinahrungsmittel wie 
dies im Hirtenzustande der Volker die Milch gewesen war. Dementsprechend 
rflclcte das Getoeide in den Mittelpunkt wirtschaftlicher Betrachtung. Man lieh 
Qetrekie aus zu Zwecken der Konsumtion und des Anbaus, man bemaB Ent- 
schädigungsansprüche in Getreide und setzte Strafen in diesem fest. Aus den 
Urkunden und dem Gesetzbliche Hamurabis ist uns die große Rolle bekannt, die 
das Getreide im Leben des babylonischen Volkes spielte. Indes wäre es falsch, 
darin eine babylonische Nationaleigentttmlichlceit zu sehen. Bei den verschie- 
densten anderen VIMkem spielte das Getreide als Objekt von Darlehen und Strafen 
eine ähnliche Rolle. So wissen wir, daß sich die griechischen Kleinbauern unter- 
einander mit Getreide auszuhelfen pflegten, und daß in Rom das far ein Haupt- 
gegenstand des Dariehensverkeiirs war, wobei man das Geschäft in solenner 
Weise per libram zu schließen pflegte. Dieselbe Entwicklung zeigt sich auch auf 
germanischem Rechtsboden. So spielt in den Kapitularien Karl des Großen neben 
dem denarius auch das frumentum als Gegenstand des Darlehens eine große Rolle, 
indem in gleiciier Weise bei beiden Formen des Darlehens das Zinsnehmen ver- 
boten wird. Ziemlich lan^e finden wir solche Getreidedarlehen in Schweden. Im 
Jahre 1291 besah z. B. die Domkirche in Upsala Forderungen aus mindestens 
zehn Darlehen in Saatkorn und im Jahre 1337 verlieh sie an 26 Einwohner des 
Kirchspiels Saatgetreide im Werte von 500 Mark. Allerdings wurde dabei ver- 
abredet, daß das Darlehen auch in Geld zurückgezahlt werden könne, es bleibt 
aber interessant ^'cnug, aus den Urkunden zu ersehen, daß der Anbau eine Quelle 
der Verschuldung war. 

Qetreidedarlehen finden wir auch in den verschiedensten Teilen Indiens, wo 
sie das Privilegium besitzen, höher verzinslich zu sein als die Qbrigen Darlehen, 
im Kaukasus und in China. Hier wurden die Früchte des Gemeindelandes in ein 
Magazin gebracht, aus dem dann Darlehen in Saatgetreide gegeben wurden. Arme 
hatten keine Zinsen zu entrichten. Die Naturalzinsen der übrigen Entlehner 
wurden zur Vergrößerung des Vorrats verwendet Auch die westlichen Nachbun 
der Chinesen geben solche Qetreidedarlehen, nur daB die sozialpolitische Rege- 
lung des Darlehensverkehrs hinwegfällt So speichern die Reichen im Ferghana- 
tale Getreide in mit Strnh und Erde gedeckten Silos auf, um damit Darlehen zu 
Anbauzwecken zu geben.') 

») M. Voigt, Die Tafeln. II. Bd., S. m. A.iiira. n. n. O. I S m'r. E. J. Siin- 
cox. Primitive dvilizations, II. S. 37; A. v. Middendorf, Einblicke ins FerghaiiaUl, S. 456. 
Daö solche Darlehen auch in der Zelt der ersten Christen sehr verbreitet waren, kann man 
aus einer Stelle des St. Hieronymus scliÜLllon, Zinsen, s.i^;t der Kirchenvater, werden auch 
bei N.ituraidarlclieii gegeben. Gewöhnlich für lUMatt, 15 Mali, und wer sich für sehr gerecht 
dunkt, begnüge sich mit dem Zinse von einem Viertel. Er pflege dann in argumentieren: 
.Dedi unum modium, qui satUS, fecit deccm modios. Nonne justum est, ut medium medium 
de mco plus accipinm, quum ille mea iibcralitate nomen et semis de nieo habeai?" Auch 
diese Form des Darlehens hält Hieronymus für verwerflich. St Hieronymus, ExplanaÖo 
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Es entsprach der Bedeutung des Getreides, daft es nun zum Zahlungsmittel 
bei Entschädigungen und Bußen sowie von Steuern wurde. So soll bei den 

Gothen, dem germanischen Stamme, der sich am frOhesten der rOmiSchen Kultur 
näherte, das Wehrgeld in Getreide bestanden haben. Der Erschlagene soll aufs 
Roß gesetzt worden sein, und es war dann Aufgabe des Verpflichteten, so viel 
Getreide aufzuschfitten, da6 das Opfer nicht mehr gesehen werden Iconnte. 
Diese Bestimmung erinnert an einen alten deutschen Bauembrauch. War ein 
Hund erschlagen worden, so wurde er an dem Schwänze aufgehängt, sodaB er 
mit der Schnauze den Boden berührte. Zur Sühne mußte der Hund vollkommen 
mit Getreide bedeckt werden. Bis über die Zeit des Mittelalters hinaus blieb die 
gro5e Bedeutung des Getreides in Deutschland ungeschmälert. Es diente als 
Mittel der Schatzbildung, Renten wurden in Getreide gezahlt und die kirchlichen 
Institute legten ihr Kapital in Getreiderenten an. Auch in Europa bildeten sich 
ähnliche Zustände heraus, wie sie in Babylon bestanden, nur erfolgte hier der Über- 
gang zum vorwiegenden Ackerbau so spät, dafi noch überall Spuren des Entwick- 
lungsganges bemerkbar sind, während diese in Babylon bereits verwischt waren.') 
iMit dem Otwrgange von der Viehzucht als Hauptquelle der Ernährung zum 
Ackerbau vollzog sich natuigemäft eine relative Verminderung des Viehstandes. 
Braucht eine Nomadenfamilie Hochasiens, nach Meitzen, eine Herde von 300 Stück 
um behaglich zu leben, so tjenügten dem ägyptischen oder babylonischen Land- 
wirte wenige Stücke und dies um so eher, als wenigstens in Ägypten der Nil die 
Düngung besorgte. Mit diesem Obergange zum reinen Ackerbau vollzieht sich 
aber auch ein anderer welthistorischer ProzeS^ die Entthronung der Kuh. Bei allen 
Völkern, die sich mit Viehzucht beschäftigen, ist die Kuh der wertvollste Reprä- 
sentant des Rindergeschlechts. Die Kuh ist nicht bloß Vermögenssubstanz und 
Wertmaß, sie ist, wie wir gesehen haben, Zahlungsmittel in allen möglichen 
Fällen des Privat- und öffentlichen Rechtes. Auf die Kuh wird die grBAIe RQck- 
sicht genommen. Es ist daher kein bloBer Zufall, sondern gewift Ergebnis sorg' 
samer Überlegung, daB die homerischen Helden normalerweise den Göttern bloß 
Stiere opfern. Nur wenn die Not groß wird, oder wenn es gilt, den besonderen 
Schutz einer Göttin zu erflehen, dann steigert sich der Opfermut von Stieren zu 
Kühen. So gelobt Hektor, als der Kampf mit den Griechen eine für die Trojer 
sehr bedenkliche Wendung nimmt, zwölf untadlige Kflhe in den Tempel der 
Athene zu bringen, wobei es zweifelhaft bleibt, ob die Kühe geopfert oiter etwa 
als Verm()gon cies Tempels aufbewahrt werden sollen. Mit dem Übergange von 
der Viehzucht zum Getreidebau senkt sich die Wagschale zugunsten des Arhnts- 
tieres, des Ochsen. Und diese Höherbewertung des Ochsen ist so tief gewurzelt, 
daB z. B. bei uns in den deutschen Ostalpen die Rinderrassen bevorzugt sind, die 
gute Ochsen geben. Nur langsam gelingt es hier, den Bauern begreiflich zu 
machen, es sei angesichts der überseeischen Getreidekonkurrenz in Gegenden mit 
großen Niederschlägen vorteilhafter, Kühe als Ochsen zu züchten, und daß es nicht 
angehe, bei einer Futternot die Ochsen auf Kosten der Külic zu begünstigen. 
Noch schärfer tritt der Kontrast in der Wertschätzung beider Geschlechter des 

in Ezechicicni prophctam, 18. Buch. Ncbt:nbci bemerkt ein Beleg gegen die Richtigkeit der 
Behauptung Biederlacks, das Klrchenverbot habe sich nur auf das ungerechte Zinsnehmen 

beschränken wollen. 

') Armin Tille, Getreide als üeld, Conrads Jahrbücher, III. lolgc, 2U. Bd. In Japan 
wurden noch 1877 alle Zinsen und Steuern entweder in Reis bezahlt oder in Reis berechnet 
und in Geld bezahlt. 
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Rindes hervor, wo Nomaden neben Ackerbauern wohnen. So sollen z. B. die 
Viehzucht treibenden Kirgisen im Fere^hanatale ihren Kühen die grOAte Sorgfalt 
anpcdcihcn lassen, während hei den Ackerbau treibenden Sarten zwar die Ocbsen 
gut gehalten sind, die Kühe aber verkümmern.') 

Mit der geringeren Bedeutung, welche nunmehr der Kuh im Wirtschaftsleben 
der VOIlcer zukommt hängt es zusammen, daß sie aufhört Wertmaß zu sein. An 
ihre Stelle treten die Metalle, namentlich das Gold, welches schon eine Zeit lang 
neben der Kuh als Wertmaß und Tauschmittcl gedient hatte. Aber die Erinne- 
rung an die alte Vermögens- und Werteinheit bleibt noch lange aufrecht. Zu- 
nächst hält der religiöse Kult, der uberall konservativ an dem Übcrkummcnen 
klebt, noch lange an der alten Einheit fest; so ^elt der Kuhwert nicht nur in 
Delos noch lange eine Rolle, nadidem somt cfie Erinnerung an ihn längst ent- 
schwunden war, sondern (wie wir der Zend-Avesta und Rig-Veda entnehmen) 
auch beim religii^sen Kulte der alten Perser und Inder. Sodann führt auch das 
Geld nicht selten einen Namen, der seine Ableitung von dem Viehwerte deutlich 
zum Ausdruck bringt. Wie das Wort pecunia auf pecus hinweist, so ist in der- 
selben Weise das indische rupee auf das Sanskritwort rupa zurückzufahren, 
welches ebenfalls Vieh bedeutet Auch den Umstand, daß die ältesten Münzen 
und Barren Tierbilder und zwar häuhg Rinder oder Rinderköpfe enthalten, hat 
man daraus erklärt, daß man damit zum Ausdrucke bringen wollte, daß die 
Münze oder der Barren Stellvertreter von Viehstücken seien.-) 

Ridgeway hat nachgewiesen, daß von allen Metallen das GoM zuerst ge- 
wogen wurde, während man sich sonst mit bloßem Messen begnügte, wobei die 
mcnschlichcti Gliedmaßen als Einheiten dienten. Es ist nun sehr interessant und 
beweist die ürüße des Umschwungs, der in dem Übergange zum Ackerbau liegt, 
daß sich so ziemlich alle Völker der Kürner als Gewichtseinheiten bedienten. 
Bald sind es Weizen-, bald Gerstenkörner, die zum Wiegen von Gold benutzt 
werden, bald Mais- oder Reiskörner. Überall drückt sich aber in der Tatsache, 
daß man zu K()rnern greift, der Gedanke aus, daß die Frucht die Basis mensch- 
licher Existenz sei. Obwohl so die Grundlage verrückt war, auf der das Wirt- 
schaftsleben beruhte, so macht es Kidgewey doch glaubhaft, daß die ältesten 
Metallwerteinheiten fiberall an den Kuhwert anknüpfen. So habe bei den Griechen 
ein Goldtalent dem Weite einer Kuh entsprochen, und in derselben Weise seien 
auch die Assyrier und Ägypter bei ihrem Gelde von thierischen Werteinheiten 
ausgegangen.') 

Die Richtigkeit dieser Behauptung, die im stärksten Maße dafür spräche, daß 
auch bei dtesen Völkern die Kuhleihe dte älteste Form des verzinslichen Dar- 
lehens gewesen sei, vermag ich für Babylon nicht zu Oberprüfen. In jedem Falle 
ist zuzugeben, daß die Erinnerung an diesen Ursprung des Geldes bei den Baby- 
loniern stark verblaßt gewesen sein muß, und daß die Periode, die wir an der 
Hand der erhaltenen Denkmäler überblicken, eine Fcridde war, in der Körner- 
produktion und Handel im Vordergründe des Erwerbslebens standen. Anders 
steht es mit Ägypten. Hier scheint der Umstand, daß die Ägypter häufig eine 

') A. V. Middendorf, Einblicke ins Ferglianatal, S. 285 f. 

') Man führt andererseits diese Ticrbildcr auf religiösen Kult zurück. Vgl. dieI*olemlk 
Ridgeways gegen diese Auffassung. Ridgeway, a. a. O. S. 306f. 

') Aucti das Volksrecht der alten Sachsen, sagt der solidus, sei ein doppelter, der 
eine entspreche dein einjährigen, der andere dem 16 Monate alten Oclisen. loama-Stern- 
egg, Deutsche Wirtschaftsgeschicbte, 1. Bd. S. 182. 
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Wage dafsteUten, auf der ViehhSupter gegen Metall gewogen wurden, dafür zu 
sprechen, dafi das Metallgeld direkt an Viehwerte anknüpft. 

Sei dem indes wie immer, so werden wir auch für Ägypten wie für Babylon 
annehmen dürfen, daß die Kuh der älteste Typus des zinsenfragenden Kapitals 
war, und daß die anderen Formen der verzinslichen Darlehen, vor allem aber 
das uralte Darlehen in Getreide, sich nach diesem Beispiele entwidcelt hatien. 
DaB dem so ist, dafür spricht, was Ägypten betrifft, das hohe Ansehen, in dem 
das Rindvieh daselbst trotz der für die Viehzucht ungünstigen Bedingungen stand. 
Das alte Reich stellt das Leben der Herden sehr häufig im Bilde dar. Die Rinder 
sind die liebsten Tiere im Haushalte des Ägypters; sein Herz hängt an ihnen, 
und er gibt ihnen mit Voriiebc Namen. Der Stier ist der Inbegriff heldenhafter 
Kraft und Stirke, ihn biMen die Ägypter als Symbol ab, wie man sonst den 
Löwen abbildet Noch größeres Ansehen genießt die Kuh. Sie ist ein heiliges 
Tier, in dessen Gestalt Göttinnen erscheinen. Ja Erman gibt uns ein Bild der 
lliinmelskuli wieder, die vom Gottc Schu getragen und von anderen Geistern 
gestützt wird. Um ihren Leib fährt das Schiff der Sonne. Auf ihr ruhte dem 
Mythus nach Gott Re aus, nachdem er die letzten Menschen vor dem Blutdurste 
des Hath6r gerettet hatte. Wie die indische Verehrung der Rinder, weist auch 
dieser Kult deutlich auf eine Zeit zurück, in der die Kuh, wenn auch nicht im 
Mittelpunkte des Kosmos, so doch im Mittelpunkte des alltiemeinen Interesses stand 
und als wesentliche Ernährerin des Volkes galt Wir dürfen daher als ziemlich 
sicher annehmen, daß wenigstens die Ägypter diesdbe Entwicklung durchgemacht 
haben, wie die arischen Völker. Sollten nun nteht ähnliche Verhältnisse auch 
ähnliche soziale Erscheinungen hervorgerufen haben? 

Mehr noch als ein solcher Analogieschluß scheinen mir indes noch zwei 
weitere Gründe dafür zu sprechen, daß der Zins sowohl in Ägypten als in Babylon 
aus der Viehleihe entstanden ist. Der eine stützt sich auf die Psychologie, der 
andere auf die Höhe des ZinsfuBes. Als wir bei dem typischen ürfischer vei^ 
weilten, dessen große Erfindungen nach den Produktivitätstheoretikern die Quelle 
des Darlchenszinses sein sollen, glaubten wir unter anderem hervorheben zu 
müsseti, daß die Sclnvieritikeit, so heterogene Dinge wie Erfindungen, qualifizierte 
Arbeiten, Entbelirungcn und Fische unter einen Nenner zu bringen, für Natur- 
kinder nicht zu beseitigen war. Erst in Perioden, in denen man gewohnt 
sei, alles genau zu werten, in denen es also bereits einen ziemlich ausgedehnten 
Marktverkehr gebe, sei man in der Lage. Aufwand und Erfolg gegeneinander 
abzuwägen und zu einer Zinsenberechnung zu gelangen. Ähnliches gilt, wenn 
auch in stark abgeschwächten Maße, von den Getreidedarlehen. Wenn ich 
Saatkorn, das ich mir enflehnt habe, in die Erde stecke so erhalte ich nach einer 
Reihe von Monaten wieder Getreide derselben Güte. In der Regel stellt sich die 
Ernte einfach als ein vielfaches der Aussaat dar. Die Schwierigkeit liegt nur 
darin, daß sich mit dem Saatkorn der Aufwand nicht erschöpft. Selbst wenn wir 
gar nicht in Rechnung stellen wollen, daß regelmäßiger Getreidebau bereits irgend- 
welche Regelung der Besitzrechte an Grund und Boden voraussetzt, so muß doch 
die Arbeit der Feldt>estellung und Ernte berücksichtigt werden. Diese Arbeiten 
waren dort, wo wie in Ägypten der Strom den Dünger lieferte, keine sehr großen. 
Aber auch in Ägypten mußte man den Boden mit Ochsen pflügen, die Saat durch 
Kleinvieh eintreten lassen und die Frucht mit der Sichel schneiden. An diese 
Arbeiten reihte sich die Arbeit des Abführens der geschnittenen Ährenbüschel, das 
Dreschen und Einlagern des Getreides. Kuizum, zwischen den Aufwand an 
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Saatkorn und den Ernteerfolg trat ein fremdes Element: die Arbeit, die wieder 
nicht anders als durch Wertung mit Saat und Ernte verglichen werden konnte. 
Die Sache stand nicht so kompliziert wie beim Urfischer, aber immerhin kom- 
pliziert genug. Gegenüber der Ableitung des Zinses aus dem Saatgute besitzt die 
Atdeitung aus der ViehleHie den Vorzug, viel geringere Anforderungen an die 
Psyche des Naturmenschen zu stellen. Ohne Dazwischenkunft irgend eines 
finemden Elementes, sei dieses nun Grundbesitz, menschliche Anstrengung oder 
tierische Zugarbeit, erscheint das Kalb als Produkt der Kuh. Und wenn auch 
Kalb und Kuh qualitativ verschieden sind, so hat doch wenigstens das weibliche 
Kalb <fie Eigenschaft, im Laufe weniger Jahre Kuh zu werden. Weder bei der 
Werkzeugverwendung noch beim Ackerbau tritt die Produktivität des Kapitals so 
rohsinnllch zutage, wie bei der Viehzucht auf freier Weide. Da wir nun an- 
nehmen dürfen, daß der primitive jMensch zunächst der Anschauung folgt und 
erst später kompliziertere Denkprozesse vollzieht, so können wir mit einer ge- 
wissen Sicherheit schließen, daB auch dort, wo uns andere Beweismittel dafür 
fehlen, die Viehzucht das Paradigma fOr die verzinslichen Darlehen abgab. 

Es spricht aber auch die Höhe des Zinsfußes für den Ursprung des Zinses 
aus der V'ieliloihe. In Ägypten und Babylon nahm das Getreidedarlehen eine 
privilegierte Stellung ein, insofern es höher verzinslich war als das sonstige Dar- 
lehen; der Zinsfuß betrug 33 oder ein Drittel der geliehenen Getreidemenge. 
Ein Zinsfuß ähnlicher tiöhe findet sich bei den verschiedensten VOIkem. So nehmen 
die Chinesen 307u und die Kabylen 33' . 50 " o Zins. In Indien ist der Zins- 
fuß vielfach abgestuft und in den einzelnen Provinzen von verschiedener Höhe. 
Sätze von 33V:5 — 50" ,, wiederholen sich aber. Es entsteht nun die Fra^e, wie 
erklärt sich dieser Zinsfuß? Simcox meint'), es sei der Zinsfuß von 33',3",o darauf 
zuriickzufQhren, daß die Völker, nämlich die Ägypter, Kabylen, Babylonier und 
Chinesen vor ihrer Trennung auf drei Jahre zu verleihen pflegten, wobei nach 
den drei Jahren eine doppelte Summe zurückzuzahlen war. Nun scheint es mir 
an sich zweifelhaft, ob sich Kabylen und Chinesen je getrennt haben, noch mehr 
aber, daB sie bei dieser Trennung schon so weit entwickelt waren, um auf drei 
Jahre Darlehen zu geben. Warum auch gerade auf drei Jahre? Welche wirt- 
schaftliche Bedeutung soll eine Periode von drei Jahren besessen haben? Und 
wenn wirklich die Gewohnheit Darlehen auf drei Jahre zu nehmen, bestand, warum 
wurde dann nach drei Jahren der doppelte Betrag zurückgefordert? Durch diese 
Erklärung kommen wir keinen Schritt weiter, weil sie darauf hinausläuft, den 
Zinsfuß von 33' «" „ ^^"^ Zinsfüße von 33' a"» zu erklären. Es bleibt uns 
aber nicht bloB der Zinsfuß von 33VsVo rätselhaft, sondern fast nodi mehr die 
Tatsache, daß sich der Zins in so bescheidenen Grenzen bewegte. Ein Darlehen 
in Getreide konnte vom Darlehenst^eber entweder als Konsumtiv -Darlehen oder 
als Produktiv-Darlehcn gcHiatht svin, was natürlich nicht ausschloß, daß es 
anderen Zwecken, also dab z. B. das Saatgetreide dem Konsum zugeführt wurde. 
War es als Konsumtivdarlehen gedacht so mOssen wir einen Zinsfuß von 33*/«% 
als einen mäßigen betrachten, wenn wir dabei an den wucherischen Zinsfuß 
späterer Gcschichtsperioden denken. Aber auch vom Standpunkte des Produktiv- 
darlchens ist der Zinsfuß entschieden als ein niedriger zu bezeichnen. Soll das 
verzinsliche Darlehen seinen Ursprung in dem Darlehen von Saatgetreide haben, 
so mußte man psychologisch von der Verwendung des Saatguts zum Begriffe der 

>) simcox, a. a. O. S. 194. 
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Produktivität gelangt sein. Je größer das geerntete Quantum Getreide war, desto 
größer die Produktivität des Saatgutes. Daß in Ägypten und Mesopotamien das 
Saatkorn vielfacfien Ertrag gab, ist zweifellos. Die Behauptung Strahns, die Gerste 
hätte 3(X)fachen Ertrag gegeben, scheint zwar keine Bestätigung gefunden zu 
haben. Immerhin nehmen genaue Kenner der VerhSltaisie, wie Oppert, an, daft 
die Ernte Mesopotamiens etwa eine dreifiigfache gewesen sei. Stellt man sich 
nun auf den Standpunkt eines Mannes, der von dem Ertrage des Saatkorns zum 
Begriffe der Produktivität gelangt, so muß man diese als eine außerordentliche 
bezeichnen, denn das Saatkorn bringt 3(XX)" o Ertrag. Es ist dann völlig unver- 
stfUidüch, warum der Darlehenszins nur 33V«7o betrug Angesichts dieser koios- 
salen Produldivitat wäre ein Zins von 100— 200'/o noch immer ein mäSiger zu 
nennen, selbst wenn man die Arbeitskosten nicht vollständig vernachlässigt hätte. 
Kurzum, mag man das Getreidedarlehen als Konsumtiv- oder als Produktivdarlehen 
auffassen, immer wieder steht man vor dem Rätsel, daß es eigentlich sehr niedrig 
verzinslich war. 

Ich i^ube, auch dieses Rätsel löst sich, wenn man von der Auffassung aus- 
geht, daß die Vichleihe der Ur^ppus des verzinslichen Darlehens war. So wie 
sich die Tatsache, daß die Zinsen nach Jahren berechnet werden, am einfachsten 
erklären läßt, wenn wir die Viehleihe als Urtypus des verzinslichen Darlehens 
auffassen, ebenso auch die Höhe des Zinsfußes. Geht man davon aus, daß der 
Begriff der Produktivität des Kapitals von der Vermdirung des Rindviehslandes 
durch Gebären der Kühe gewonnen wurde, so wird man leicht einsehen, dafl die 
Zinsen immer beträchtlich hinter dem Kapita! zurückbleiben mußten, als(^ nie an- 
nähernd 100"'o betragen konnten, denn das Kalb mußte immer niedriger bewertet 
werden, als die Kuh- Wurde also die Vorstellung der Verzinslichkeit von der 
\nehleihe auf die Oetreidedarlehen Obertragen, so Iconnte der ZinsfuB ebenfalls 
nicht 100% erreichen, so fruchtbar auch Grund und Boden sein mochte. Wie 
erklärt sich aber ein Zinsfuß von SSVa^/o? Auch dafür gibt uns die Viehleihe 
Anhaltspunkte. Wir erinnern uns, daß die Kuh bei den Hirtenvölkern und jenen 
Völkern, die erst seit kurzem zum Ackerbau üt}ergegangen waren, als Wertmaß 
diente. Zwischen der Kuh und den anderen wichtigen Vermögensteilen hatten 
sich fixe Wertrelationen herausgebildet Vor allem bestanden aber fixe Wert- 
relationen zwischen den Haustieren. Wir wissen bereits, daß in Rom und Athen 
eine Kuh einer bestimmten Anzahl von Schafen gleichgehalten wurde. Ähnliche 
Wertrelationen finden wir bei den alten Persem, den kaukasischen Bergstämmen 
und anderen Völkern. Aber nicht nur der Wert der Schafe, Pferde, Ziegen usw. 
wurde in Kflhen gemessen, sondern auch der des Jungviehes. Die zweijährige 
Kaibin und das einjährige Kalb besaßen nach Ridgeway') überall festgesetzte 
Bruchteile des Wertes einer dreijährigen Kuh. Es scheint mir wahrscheinlich zu 
sein, daß man ursprünglich in Babylon und Ägypten das Kalb mit einem Drittel 
des Kuhwertes annahm, wodurch sich der Zinsfuß von SS'ia^o sehr einfach er- 
klären liefie. 

Ganz wesentlich wird diese Auffassung durch die Wertrelationcn unterstützt, 
welche die (jraugans in Island festsetzte. Obwohl hier im 12. Jalirlnnui(.rte bereits 
Geld im Gebraiicli war, wurde der Wert der Haustiere doch in KuIiwli tcri fest- 
gesetzt. Aber nicht jede Kuh war Wertmaß, sondern die Normalkuij, das ist 
eine solche zwischen 3 und '10 Jahren, welche alle Eigenschaften hat, die man 



0 Ridgeway. a. a. O. S. 53. 
Wagner-FeslKhrift. 41 
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von einer Kuh, die Nutzen bringen soll und sich auf der Weide ernähren muß. 
voraussetzt.') Sic mußte die Fähigkeit besitzen, trächtiij zu werden, so viel Milch 
geben, um em Kalb ernähren zu können und marschtüctuig sein. Zwischen dieser 
Nonnalkuh im Alter von drei Jahren und darflber einerseits, und den übrigen 
Haustieren andererseits, bestanden, wie gesagt, gesetzlich festgelegte Wertreiationen. 
Uns interessiert hier nur die Relation zwischen dem Werte der Kuh und dem 
ihrer Nachzucht. Da ist es denn von entscheidender Redeutuiii;, daß die Graugans 
das Kalb bis zu einem Jahre mit einem und die Kalbin bis zu zwei Jahren mit 
der Hälfte des Kuhwertes taxiert (Tres boves minus anni, ut et duo biennes 
vaccae aequivalent) Ein Nachbar, der dem Nachbar für die gelieferte Milchkuh 
ein Kalb abliefert, zahlt für sie Zinsen in der Höhe von 33V Ein Zinsfuß 
dieser fir)Iic würde sich als(i bei den Isländern von selbst erklären, wenn die 
Viehleihe dort unter denselben Voraussetzuiii^ren Platz t^ei^ritfen halte, wie in 
Idimatisch günstiger gelegenen Gegenden.') Es ist mir unbekannt, wie die ältesten 
Babylonier und Ägypter die Wertrelation zwischen Kuh und Kalb festsetzten. Es 
ist aber nicht unwahrscheinlich, daß auch sie den Wert der Tiere genau nach 
dem Alter abstuften. Die Art, in der die Isländer den Wert einer dreijährigen Kuh 
mit drei, den einer zweijährigen Kalbin mit anderthalb und den eines Kalbes mit 
eins festsetzten, entspricht wegen ihrer Einfachheit der Denkweise primitiver 
Völker, so da6 wir annehmen können, daft sich auch Babylonier und Ägypter von 
Mhniichen Anschauungen leiten lieflen. DaB dem so ist, daB also diese Völker 
die Kuh drei Kälbern gleichsetzten, ist freilich eine Hypothese. Sie gewinnt aber 
an Wahrscheinlichkeit, wenn wir die heutige Wertrelation zwischen Kuh und Kalb 
betrachten und berücksichtigen, welche Momente im I.aufe der Jahrtausende störend 
auf die ursprüngliche Wertrelation eingewirkt haben. Heute verhSlt sich der Wert 
der Kuh zu dem Werte des Kalbes in Zuchtgebieten, in denen die Möglichkeit 
fehlt, die Kälber vorteilhaft zu verkaufen, etwa wie 8:1. Sollte es unm<^lich 
sein, daß das Verhältnis einmal für die Kälber ein um vieles f^ünstiijeres war, so 
daß sich die durch das hierkommen oder die Gesetzgebung bestimmte Relation 
nicht allzuweit von jener entfernte, die sich auf dem Markte unter dem Interessen* 
g^nsatze rechnender Verkäufer und Käufer hergestellt hätte? Berficksichtigen 
wir nur, in welch' hohem Maße die Kosten der Rindviehzucht gestiegen sind! Um 
heute ein Kalb großzuziehen, müssen wir es mülisani abspäncn, durch den cirrißfen 
Teil des Jahres im Stalle füttern und ihm mehrere Jahre Sorgfalt angedeiheii 
lassen. Bei den iiirtenvölkern vollziehen die Kälber den Übergang von der 
Milch- zur Pflanzennahrung von selbst und die Erhaltung des Kalbes erfordert 
keinen besonderen Arbeitsaufwand. 

Das erste verzinsliche Darlehen — die Viehleihe — war ein Konsumtivdar- 
lehen, aber kein wucherisches. Die Höhe des Zinsfußes wurde nicht durch die 
Dringlichkeit des Bedarfes auf Seite des Darlehensnehmers und die soziale Über- 
macht auf Seite des Darlehensget>ers bestimmt, sondern durch das objektive 
Moment, da6 das Darlehensobjekt mit der Zeit gleichsam von selbst eine Ver- 
mehrung erhielt. 

>) Vacca trimula vel adultior, decennis vel junior, forda et lactans, cornuta et vitfis 
über, quae niediocris staturac bovi non cedit, quac in dicbus mif^rationuin e tritMi agi par 
est, vitulo stifficientem lactis purtionem lactans, soliitionihtis jure adliihotiir. 

') Die ungünstigen klimatischen Verhältnisse Islands, wu das Überwintern des Viehs 
im Freien nur an wenisen Stellen mfigüch war, erklXrt es, daB sich der Versteller nach 
Amira mit weniger als einem Kalbe begnügen muBtc. 
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Wenn der Etnstcller der Kuh nach einem Jahre das Kalb an den Versteller 
abfahrte, so zahlte er vom Werte der geliehenen Kuh 33 '/>*/• Zinsen. Daraus 
folgt aber noch nicht, daß der Gewinn des Verstellers ebenfalls 33' //o betrug. 
So groß war nur sein Bruttogewinn, während sich der Nettogewinn dnrcli allerlei 
Abzüge erheblich niedriger stellen muBle. Nicht alle Jahre bringt eine Kuh ein 
Kalb, und nicht jedes Kalb bleibt am Leben. Zudem verliert die Kuh in abseh- 
barer Zeit an Werl, hat doch die Graugans die Zeit, in der eine Kuh im Höhe- 
punlcte ihrer Leistungsfähigkeit steht, ziemlich Obereinstimmend mit unseren 
Erfahrungen auf nicht mehr als sieben Jahre geschätzt. Bei einer genauen Be- 
rechnung des Nettogewinns mußte diese Wertverminderung ebenso in Rechnung 
gestellt werden, wie das Ktsiko, daß die Kuh vorzeitig durch Krankheiten oder 
Elementarereignisse zugrunde gehen kann. War somit der Nettogewinn des Viehver- 
stellers erheblich niedriger als 33 '/aV** so fiel es auch anderen Schuldnern als jenen, 
die eine trächtige Kuh zur Milchausnutzung erhalten hatten, schwer, einen so hohen 
Zins zu entrichten. Daher begann man offenbar frühzeitig, den Zinsfuß überall 
dort herabzusetzen, wo nicht wie bei den Darlehen in Saatgetreide die privat- 
wirtschaftliche Produktivität des Kapitals eine große war.') Die Herabsetzung des 
ZinsfuBes erfolgte am einfachsten durch Halbierung. So geschah es hdchst vifahr- 
scheinlich in Babylon, wo wir neben einem Zinsfuße von 33 Vg",, bei Getreide- 
darlehen einem solchen von 16' ,",, bei Gelddarlehen begegnen.-) Gleichen 
Urspruni^s dürften auch die FüHe von 16- V*» und 8' sein, die in üricchcn- 
land und Rom vorkamen. Sie werden uns verständlich, wenn wir annehmen, 
daß sie durch Teilung entstanden sind, also in gleicher Weise, wie in historischer 
Zeit das fenus semiunciarium aus dem fenus unciarium gebildet wurde.*) 

Air diese Gründe lassen mich annehmen, daß die Viehlcihe auch in Babylon 
und Aqvpten das Vorbild der ver/inslichcn Darlehen gebildet hatte. Der Schritt 
von der Viehleihe zum verzinslichen Darlehen von Saatgetreide war kein allzu- 
groAer. War einmal der B^riff der Produktivität bei der Viehzucht gewonnen, 
so lieB sich auch die sachliche Produktivität des Saatgutes annehmen, welches, 
wenn nudi unter Mithilfe menschlicher Arbeit, vielfachen Ertrag brachte. Wer 
daher Saatgut verlieh, konnte aus demselben Grunde Zinsen beanspruchen wie 
derjenige, der dem Nachbar eine Kuh zur Milchnutzung überließ. So verpflanzte 
sich die Verzinslichkeit des Darlehens von der Viehleihe auf die Darlehen in 
Saatgetreide und von diesen allmählich auf die übrigen Arten des Darlehens.') 
Wie langsam dieser Prozeß vor sich ging, können wir der Rechtsgeschichte mit 
ziemlicher Deutlichkeit entnehmen. 

Das erste, was uns beim Studium babylonischer und ;iL;yptischer Rcchts- 
denkmäler auffällt, ist, daß wir noch ziemlich spät Vertragsurkunden begegnen, 
in denen eine Zinsenverabredung fehlt. Das mag in der späteren Periode baby- 

') Der höhere Zinsfuß für Getreidedarlehcn hat sich in Indien bis zur Gegenwart er> 
halten. Aber auch der Codex Theodoslanus setzte den ZinsfiuB t>ei Getreidedarlehcn mit 

50*/o fest, während ur ihn bei Ocklci.irlelien mit 12",, bestimnitc. 

*) Meißner, Beitrage zum altbabylonischen l'rivatrechte, Iäü3, S. 8. 

G. Billeter, Geschichte des ZinsfuBes im griechisch-römischen Altertum l>is auf 
Justinian, Leipzig 1898, S. 25 ii. lU3f. ; Clason, Römische Geschichte seit der Verwüstung 
Roms durch die Gallier, 1873; Bcloch, Geschichte des ZinsfuBes im klassischen Altertum. 
Handwörterbuch der Staatswissenschaften, Z Aufl. 

') Den agrarischen l'rsprung des Zinses nahm auch Colas de la Neue an, ohne sich 
freilich hierüber genaue Rechenschaft zu geben. Ed. Coias de la Neue, Du pr£t ä int(ir£t 
en Orfece, « Rone etc., Paris 1867, S. 27. 
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Ionischer Geschichte seinen Grund darin gehabt haben, daB es gesetzlidie Zinsen 
gab, die stillschweigend vorausgesetzt wurden. Für die früheren Perioden, sowie 

för Ägypten fällt dieser Erklärungsgrund hinweg. Diese Tatsache läßt sohtn er- 
kennen, daß ent\veder die Unverzinslichkeit des Darlehens früher die Regel 
bildete, oder daß wenigstens die Unverzinslichkeit gewisser Darlehen noch lange 
fortbestand. Wenn man demgegenüber einwendet, dafi die DaHdien wahr- 
scheinlich trotzdem verzinsliche waren, und daS man die Verzinslichkeit nur 
verschleiert haben dürfte, indem man sich wahrscheinlich dadurch zu helfen 
wußte, daß man einfach die Schiildurkunde auf eine höhere als die tatsächlich 
dargeliehene Summe ausstellte, so trifft dieser Einwand nicht das Wesen der 
Sache. Denn angenommen, es verhielte sich wirldich so, daß die ägyptischen 
Priester, die sidi im Besitze groflen Reichtums befanden, es ffir angemessen 
hielten, die Verzinslichkeit der von ihnen gewährten Darlehen zu verschleiern, so 
bewiese diese Tatsache erst recht, daß die Verzinslichkeit ursprünglich kein 
wesentliches Merkmal des Darlehens bildete. Denn so wenig man zu dem Be- 
griffe eines gefallenen Mädchens gelangen kann, wenn man sich nicht schon vor- 
her den Begriff der weiblichen Tugend gebildet hat, gerade so wenig konnte man 
an der Verzinslichkeit von Darlehen AnstoB nehmen, wenn diese Verzinslichkeit 
nicht ein Abweichen von der Regel bedeutet hätte. Wäre eine Verzinsung der 
Darlehen von jeher selbstverständlich gewesen, so hätten die Gläubiger, mögen 
sie nun babylonische Große oder ägyptische Priester gewesen sein, nicht den 
geringsten AnlaB gehabt Verstecken zu spielen. DaS sie zu dem Mittel gegriffen 
haben sollen, spricht im stärksten MaBe g^^ die Behauptung der ursprünglichen 
Verzinslichkeit 

Auch in Griechenland stand das unverzinsliche Darlehen dioxnr neben 
dem verzinslichen, wenn es auch in den Quellen seltener vorkommt Daß aber 
die UnveRinäichfeeit nicht blofi in den pmBnIichen Beztehungen zwischen Dar- 
lehensgeber und Dariehensnehmer ihren Grund hatte, mag man daraus ersehen, 

daB die Griechen für Dariehen unter Freunden eine eigene Form in Gestalt des 
Eranos ausgebildet hatten. Dieses bezog sich auf den Fall, in dem Freunde zu- 
sammensteuerten, um einem aus ihrem Kreise ein unentgeltliches Darlehen zu 
gewähren.*) 

Im Verhältnisse zu Babylon und 'Ägypten ist Rom arm an Urkunden aus 

der ältesten Zeit. Nicht einmal die ZwOlftafelgesetze sind uns erhalten gehlieben. 
Auch die so umfangreiche Rechtsgeschichte lehrt uns wenig über die wirtschaft- 
lichen Zustände des älteren Rom. Kein Geringerer als Jhcring") hat dies aus- 
drucklich anerkannt. Jede andere Geschichtsschreibung, meint er, appelliere 
wesentlich an das wissenschaftliche Interesse. Demgei^fiber suchten die Histo- 
riker des römischen Rechts das Studium desselben durch ihr mittelbares Interesse 
für die Dogmatik zu rechtfertigen. Die Dogmatikcr hätten ihre Methode einfach 
auf die Rechtsgeschichte übertragen. So wenig uns aber auch an Urkunden er- 
halten ist, so wenig die Rechtsgcschichte nach dieser Richtung leistet, so ent- 
behren wir auch in Rom nicht jedes Hilfsmittels zur Erforschung der ältesten 
wirtschaftlichen Zustände. Das römische Reicht, das ian^^ Zeit seinen streng 
formalen Charakter bewahrt, und die römische Spradie l<^n Zeugnis dafür 

') Ludovic Beauciiet, Histolre du droit privtf de la lepubtlque Afhinienne, IV. Bd., 

S. 231. 

*) Jhering, Entwicklungsgeschichte des römischen Rechts, Leipzig 18M, S. 8f. 
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ab, dafi die wirtschaftliche Entwicklung in Rom keine andere war, als im Osten 
und in Griechenland.') Das erste, was uns in die Augen fällt, ist die Zweiteilung 

des Darlehens in ein unverzinsliches und verzinsliches, denn das mutuum war 
anfanps ohne Zweifel ein unentgelthcher Darlehensvertrag. Dafür sprechen nicht 
bloß Bemeri<ungen von Plautus, dafür spricht nicht bloß der Umstand, daß Gajus 
in seinen Institutionen einer Zinspflicht nicht erwähnt, sondern vor allem die juri- 
stisclie Konstruktion des Vertrages selbst. Das mutuum war ein sogenannter Real- 
vertrag, dessen ErfQllung durch eine stricti juris actio geschützt war- Sollte, was 
in der späteren Zeit oft der Fall war, mit dem Darlehen Verzinslichkeit verbunden 
sein, so bedurfte es einer eigenen Verabredung auf Zinsen, die in der Form einer 
stipulatio getroffen zu werden pflegte. Dieses Zusammenspannen völlig verschie- 
dener Vertragsformen zur juristischen Konstruktion einer so einfachen Sache, wie 
eines veninslichen Darlehens, wSre völlig unverständlich, wenn nicht aus ihr mit 
Sicherheit hervorginge, daß das mutuum ursprünglich unverzinslich war und erst 
später den geänderten Verhältnissen entsprechend verzinslich wurde. Man half 
sich mit der stipulatio und setzte gleichsam damit ein gotisches Türmchen auf 
eine romanische Basilika.*) • 

Den Rechtshistorikem ist die zweifache Art des Darlehens natOrlich seit 
geraumer Zeit aufgefallen. Sie suchten aber Aber die Schwierigkeit der Erklärung 
dieses Dualismus hinwegzukommen, indem sie das nnituum als Darlehen unter 
Freunden dem verzinslichen Darlehen im Geschäftsverkehre gegenüber setzten. 
Wäre dem wirklich so, also die Unverzinslichkeit des mutuums nur aus der 
Freundschaft zwischen den Kontrahenten zu erklären, so käme man zu der für 
das römische Volk höchst betrüblichen Tatsache, daß die Freundschaft im Laufe 
der Jahrhunderte beständig abgenommen habe, bis schließlich nur mehr Geschäfts- 
sinn übrig geblieben wäre. Im Gegensatze zu den späteren Römern müßten die 
Azteken als eine Nation erscheinen, in der alle Glieder miteinander befreundet 
waren, denn die Darlehen der Azteken waren stets unverzinsliche.*) In Wirklich- 
keit war gewiß Freundschaft und Altruismus auch im alten Rom selten, und wenn 
Darlehen ohne Zinsen gegeben wurden, so geschah es, weil die privatwirtschaft- 
liche Produktivität der Kapitalverwendung nicht immer sofort in die Augen sprang. 
Es war ein langer Weg, den der Gläubiger von der sinnlich wahrnehmbaren und 
in die Augen fallenden physischen Produktivität von Kuh und Saatgetreide bis zur 
Vorstellung der Wertproduktivitit «ner Geldsumme zurflckzul^en hatte. Er konnte 
nur bei tieferem Eindringen der Getdwirtschaft gemacht werden, welche an Stelle 
der konkreten Kuh oder des konkreten Saatgetreides einen allgemeinen Vertreter 
konkreter Dinge setzte. Nun suchte die Vorstellung der Produktivität des Kapitals 
die Verzinsung der Dariehen auch dort durchzusetzen, wo die privatwirtschaft- 
liche Produktivität der entlehnten Summe sachlich keineswegs so sicher war, wie 
in der Landwirtschaft. Naturgemäß gab es Widerstand, der die Form hcftit^n 
sozialer Kämpfe annahm. Ich habe den Eindruck, daß die inneren Kämpfe des 
alten Rom, von denen uns Livius erzählt, zum Teile in nichts anderem bestanden, 



>) »Wie in der Sprache, so dauern auch im Rechte nicht selten Nachltiange einer Ver- 

gani^enheit fort, die dem Gedächtnisse des Volkes längst entschwunden ist. Auch ohn: 
historisches Zeugnis sind wir imstande, sie als solche Nachklänge zu bezeichnen, gestützt 
nSmlich auf historische Analogien." Jhering. Geist des rfimJschen Rechts, 1, S. 89. 

') Auch in Schweden mußte die Zinszahlung l>esondefs verabredet werden. K.v.Aniira, 
Nordgcrmanisches Obligationenrccht, i, S. ti61. 

0 Kohler, Das Reclit der Axtekcft, S. 77. 
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als daß die Schichte der Patrizier die Verzinslichkeit der Dariehen über das 

Gebiet erweiterte, in dem das Kapital damals privatwirtschaftlich produktiv war. 

Produktiv war außer der Wcidckiili noch das Saatgut. Mit beiden fand 
aber die sich entwickelnde Latuiv. irtschaft kein Auskommen. Man brauchte 
zum Anbau und noch mehr zur Ernte Spannvieh und vor allem Arbeitskräfte. 
Dies erklärt es, daB in Babyton auch die Odddarlehen hauptsächlich zur Ernte- 
zeit gemacht wurden. Ja, Meifiner versichert uns, daB Gelddarlehen zu anderen 
als landwirtschaftlichen Zwecken verhältnismäßig selten waren. Wenn dem so 
wäre, wenn man also aus den vorhandenen Urkunden auf das gesamte Rechts- 
leben schließen dürfte, so wäre es ein neuer Beweis gegen die Richtigkeit der 
Jhcringschen Auffassung von der Entstehung des Kapitalzinses. Natürlich wurden 
solche Darlehen auf kürzere Zeit als auf die Dauer eines Jahres au^nommen 
und bildeten so offenbar den Typus kurzfristiger Gelddarlehen, dem wir neben 
dem Typus der Anlehen auf Jahresfrist begegnen. 

Die große Bedeutung, welche die Landwirtschaft für die Ausbildung der 
Zinsvorstellung besaß, kann man auch der Entwicklungsgeschichte des Pfand- 
rechts entnehmen. Denn es zeigt sich so ziemlich flt)eral], daß, nachdem bereits 
die Zinsvorstellui^ gewonnen ist und auch die Verpflichtung einer Verzinsung 
der (jL-KltHiderungen außer Frage steht, sich der Gläubiger die Verzinsung der 
geliehenen Geldsumme durch eine Verpfändung von Grund und Boden zu sichern 
sucht, dessen Früchte ihm während der Zeit des Darlehens zufallen sollen.') in 
Babylon war diese Form der Verpfändung — die Antichrese — uralt. Man findet 
sie bereits 23 Jahrhunderte vor Christi Geburt in der Weise vor, daß die Ver- 
träge die Unverzinslichkeit des Darlehens gegen Überlassung des Bodens aiis- 
sprechfii. In der juristischen Konstruktion zwar verschiedene, in der Wirkung 
aber ahnliche Formen der Verpfändung treffen wir in Griechenland und Rom. 
Auch die nfäatc ini A^», die in Griechenland neben der Hypothek und dem 
Faustpfande bestand, aber wahrscheinlich älter war als die Hypothek, gestattete 
die Benützung der verpfändeten Sache zum Ersätze der Zinsen der geliehenen 
Geldsumme. In gleicher Weise wirkten im älteren rpmischen Rechte die fiducia 
und das pignus. Zur Zeit Justinians verstand sich dann allerdings, ebenso wie 
in der späteren babylonischen Periode, die Benützung der Pfandsadie idcht von 
selbst Zum mindesten muBte der Pfandgläubiger den Wert der bezogenen 
FrQchte verrechnen und sich von den Zinsen oder der Hauptschuld in Abrech- 
nung brint^cn lassen. Fs sind aber deutliche Spuren der Vergangenheit, wenn 
die Verabredung der Antichrese noch im justinianischen Rechte eine Rolle spielt, 
und wenn dieses dem Pfandgläubiger gestattet, selbst bei einer unverzinslichen 
Forderung dann landesflbliche Zinsen in Anspruch zu nehmen, wenn ihm vom 
Schuldner eine fruchttragende Sache zum Pfände übergeben wurde. 

Eine gleiche Entwicklung des Pfandrechts finden wir auch bei sehr vielen 
Völkern nietlriger Kulturstufe. So hei den Schweden des Mittelalters, in China 
und in Indien. Hier gibt es noch heute keine Hypothek, sondern das Pfand ist 
entweder Aufbewahrungs- oder Benfitzungspfand. Ist es letzteres, so steht dem 
Pfandgläubiger die reguläre Fruch^ewinnung zu, wobei Gebrauch und Frucht- 
gewinnung an die Stelle der Zinsen treten. Diese Gleiclisetzung der Früchte der 
Pfandsache mit den Zinsen der geliehenen Geldsumme stützt sich nicht auf 

') Rcvilloiit uül in der Antichrese den Ursprung des Zinses erbtickcn. ich glaube, daB 
man diesen damit in eine zu spate Periode verlegen würde. Ke vi II out, Les obligalions du 
droit ^gyptien. Pari» 1886, S. 92. 
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irgend eine gesetzlidie Bestimmung, sondern auf das uralte Gewohnlieitsrecht und 

wird überall nngcfroffcn. im Pendschab wie in Bihar, auf der Halbinsel Dekkan 
iitnl in Bengalen.') Das alli^emoine Vorknmmeti der Antichrese scheint mir nnn 
zweierlei zu beweisen. Znnäclist, daß die Vnrsielhin<i; eines zinseniragenden 
Kapitals überall in der Landwirtschaft gewonnen wurde. Selbst als die Sitte, 
Gelddarlelien zu gelten» all^meiner wurde, stand man der Fitiigkeit des Geld« 
Kapitals, Kapitalgewinn atttuwerfen, miBtrauisch gegenüber und suctite sich die 
Zinsen durch die Bcniifziin;^' von Grund und Boden zu sichern. Sodann spricht 
aber aucli die Antichrese dafür, wie schwierig; die Berechnung des F.rtrages war, 
daß man sich mit einer so ruhen Gleichstellung von Zinsen und Früchten 
begnügte. 

Der Rechtsgeschichte entnehmen wir. wie langsam sich die allgemeine Ver- 
zinslichkeit der Darlehen durchsetzte, und daß noch lange die Vorstellung herr- 
schend blieb, Wirtschaftsuberschüsse könne eigentlich nur die Landwirtschaft ab- 
werfen. Es erübrigt uns noch hier, wo wir die Ergebnisse der Kcchtsgeschichte 
fOr die Beantwortung der Frage nach der Entstehung und Verbreitung des Kapital- 
zinses zu verwerten bestrebt sind, zu untersuchen, inwiefeme diese Rechts- 
geschichte Anhaltspunkte für die Entstehung des Zinses aus der Werkzeugöber- 
lassung bietet. Daß die Ethnographie in kei-ier Weise die Laudalc-Thünensche 
Theorie unterstüzt, wurde bereits hervorgelioben. Vielleicht verhielt es sich aber 
bei den Kulturvölkern anders, als es sich bei den Völkern verhält, die heute auf 
der Stufe von Naturv6licem stehen? Aus Ägypten konnte ich Qber eine' entgelt- 
liche Leihe von Werkzeugen nichts in Erfahrung bringen, ebensowenig etwas 
aus den Mitteilungen MeiRners über eine solche in Babylon. Nur im Oesetzbuehe 
Hainmurahis finden wir Taxen für die Miefe eines Schiftes und für die Miete 
eines Karrens, wobei aus dem Zusammenhange crsicluiich ist, daß des Karrens 
fiberhaupt nur als eines Annexes von Zugtieren Erwähnung geschieht. Nun muft 
man sich aber hüten, dem Umstände, daß die Miete einiger weniger Geräte vor- 
kam, zu viel Bedeutung zuzumessen, denn das Gesetzbuch Hammurabis stammt 
nicht nur aus einer Zeit griißerer Verkehrsentwicklung, sondern gibt uns auch 
wie jedes Gesetz nur einen Querschnitt der Rechtsentwicklung. Wir vermögen 
daher dem Gesetze nicht zu oninehmen, ob diese Sdiiffsmiete seit jeher bestand 
oder sich erst mit dem entwicicelten Seehandel bildete. 

Verhältnismäßig besser sind wir über den Ursprung der Miete in Rom 
unterrichtet. Es ist nämlich ziemlich sicher, daß die älteste Miete in Rom Miete 
von abhängigen Arbeitern und von Vieh zur Feldbestellung war. Darauf weist 
schon das alte mancipium hin. Denn die mancipatio des filius familias, die der 
Form nach einem Verkaufe gleichkam, war materiell nichts anderes, als eine Ver- 
dingung zu Taglöhnerarbeit. Erst mit dem Aufkommen des eigenen Verdingungs- 
vcrtrages trat dann die eigentliche causa mancipii in den Hintergrund. Nicht 
minder wie die Miete von abhangigen Arbeitern hat auch die von Spannvich ein 
ehrwürdiges Alter. Wie uns nämlich Gajus mitteilt, besaß nach dem Zwölftafel- 
gesetz derjenige ein Mandrecht, der seine Zugtiere dem Nachbar gegen die Ver- 
pflichtung vermietet hatte, die Kosten des gemeinsamen Opfermahles anläßlich 
der Frühjahrsfeldbestellung zu tragen.*) Danach scheint die Überlassung von 

') Kühler, Zeitschrift fOr vergleichende Reditswisseirachaft, III. Bd., S. 186, Vlll. Bd., 

S. l(Kt u. l.X. Bd , s. :;53. 

-') üajus, Institutionen, IV, 28; C. Chr. Burckhardt, Zur üeschichte der locatio con- 
duclio, Basel 1889, S. 16. 
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Spannvich Regel gewesen zu sein, wenn auch die Zahlung des jMietzinses durch 
die Gesetzgebung anfanps nur in dem Falle in hervorragendem Maße geschützt 
war, in welchem religiöse Zwecke in Frage kamen. Sonst stützt man sich für 
diese Auffassung, daß Sklaven und Spannvieh die ersten Gegenstände der Miete 
wafen, auf die Etymologie der Worte locatio conductio. Unter locare sei das 
Hinstellen der Sklaven und Zugtiere, unter conducere das Hinwegführen der ge- 
mieteten menschlichen und tierischen Arbeitskräfte zu verstehen. So verwende 
denn auch namentlich Plautus das Wort conducere beständig für das Holen von 
Arbeitskräften. Gegen diese Ableitung der Worte locatio conductio wurde freilich 
von sehr beachtenswerter Seite Einwendung erhoben.^ Idi f^ube nicht» daß sie 
stichhaltig ist, insiMSondere auch nicht, weil wir aus dem babylonischen Rechts- 
leben wissen, welch ungeheure Bedeutung auch in Babylon die Miete von Arbeits- 
sklaven und Zugvieh hatte. Hier stand wegen des Mangels an Sklaven die Miet- 
sklaverei sehr in Blüte und erhielt sich bis in die neubabylonische Zeit Beson- 
ders zur Emteieit wurden oft ein Dutzend und noch mehr SIdaven gemietet 
die nach der Ernte wieder zurQclqiestdIt wurden. Daneben gab es aber auch 
Sklaven, die für einen Monat oder auf ein Jahr gemietet wurden. Der Mieter 
hatte die Verpflichtung, die gemieteten Sklaven vollständig zu erhalten. Stieß 
ihnen während ihres Aufenthaltes beim Mieter ein Unglück zu, so hatte der Mieter 
den Schaden zu tragen und mußte dem Vermieter eine Entschädigung zahlen. 
Auch die HOhe des Lohnes und die Zahhingsfristen waren ebenso g^reg^lt, wie 
die Vertretung der Sklaven vor Gericht, so daß wir es in Babylon mit einem förm- 
lichen Rechte der Mietsklaverei zu tun haben.-) Gleiche Bedürfnisse wie in Ba- 
bylon hatten auch im germanischen Norden frühzeitig ähnliche Erscheinungen her- 
vorgerufen. Auch hier spielte die Miete von Sklaven und Haustieren, insbesondere 
von Rossen, eine große Rolle. Bei SIdaven haftete der Mieter nur fDr die dili- 
gentia quam suis, bei Haustieren hatte er auch für den casus aubukommen.') 

Für das hohe Alter der Miete von Sklaven und Spannvieh sprechen aber 
auch psychologische Gründe. Mit dem Übergange zum Ackerhau — und früher 
war ja keine Veranlassung zu einer solchen Miete — mußte sich bald die Vor- 
stellung der Produktivität der Verwendung von Sklaven und Spannvieh heraus- 
stellen. Gewiß auch die Hirtenvölker bedienen sich der Sklaven. Aber bei diesen 
produzieren sie keine Sachgüter, und die Dienste, die sie leisten, erscheinen aus- 
schließlich im Lichte der Arlieitsersparung. Der Begriff der Produktion fehlt den 
Hirtenvölkern überhaupt. Die Herden erhalten und vermehren sich von selbst 

') So meint Degcnkoib, das Wort locatio habe sich ursprünglich auf Landpacht be- 
zogen. Man müsse locare und conducere eine übertragene Bedeutung beilegen. Ähnlich 
faßt Mommsen die Worte auf. Hie Begriffe des dare locare und emere conducere hätten 
sich auf dem Gebiete des Gemeindevermögensrechtes heraustjcbildet. Es seien die Behörden 
gewesen, die verkauften, verpachteten, Arbeit vergaben. — Mit Recht wendet gegen Degen- 
kolb Demburg ein, dafl die Bewoliner des alten Latiums woiil Elgentamer uud Prekarlsten, 
aber keine Pächter gewesen seien, weshalb es nicht wohl angehe, die Verpachtung von 
Grundstücken für alter als die von Mobilien zu halten. Der gleichen Meinung ist Burclc» 
bardt, der mit Nachdnicic liervorhebt, daS die sinnliclie Bedeutung der Worte locare und con- 
ducere älter sein müsse als die übertragene. Gegen Mommsen ISIU sich einwenden, daß 
der Kauf oder die Miete eines Gemeindegrundstücks schon einen andern Verkauf voraussetzt, 
denn womit hStte dann der KleintMuer zalilen sollen? Demburg, Platzrecht und Miete. 
Mommsen. Die römischen Anfänge von Kauf und Miete, Zeitschrift der Savigay-StHluag 
VI. Bd., S. 2001 Burckhardt. a. a. O. S. 28. 

*) Bruno MeiBner, a. a. O. S. 10—11. 

^ Amira, a. a. O. II. S. 769. 



Digitized by Google 



— 329 — 



und die menschliche Tätigkeit beschränkt sich darauf, sie zu bewachen, zu ver- 
teidigen und ihre Produkte, Milch und Wolle zu okkupieren. Diese TStigkeit ist 
Qberdies eine Irollektive» und es wäre, selbst wenn man sie als Arbeit aufffosaen 

wollte, schwer den Anteil der Sklaven an dein Gesamterfolge festzustellen Anders 
beim Übergang zum Ackerbau. Hier endet der Begriff okkupatorischer Tätigkeit 
und die Arbeit ist auf Sachgüterproduktion gerichtet. Damit erschöpft sich aber 
die Bedeutung des Uniwandlungsprozesses nicht Die Ari>eit in der pilndtiven 
Landwirtschaft ist eine dezentralisierte und ermöglicht es» den Anteil des einzelnen 
am Produktionserfolge zu erfassen. Hierzu kommt aber noch eins. Wie bei der 
Viehhaltung das Kalb als Überschuß der Wirtschaft erschien, solange das Hirten- 
volk sich beinahe ausschließlich von Milch nährte, so stellte sich bei der Ver- 
wendung von Sklaven ein Reinertrag heraus, solange zur Erhaltung des Sklaven 
schon ein Teil seines Arbeitsproduktes genfigte. Wie bei der Viehzucht Kuh und 
Kalb vergleichbar waren, so waren bei dem Sklaven Arbeitsertrag und Erhaltungs- 
kosten unter einen gemeinsamen Nenner zu bringen. Hier wie dort konnte man 
also zur Vorstellung der Produktivität gelangen, ohne daß es komplizierter Wer- 
tungen bedurft hätte, die Produktivität war eine rein physische.') 

im Gegensatze zu der erwähnten Miete von Sklaven und Spannvieh hat 
Sich die Miete von anderen beweglichen Sachen in Rom sp8t entwidceli Ja, 
man kann mit ziemlicher Sicherheit dem römischen Rechte entnehmen, daß die . 
Miete von Werkzeugen und Schiffen in der älteren Zeit keine Rolle spielte. Denn 
soweit solche überhaupt dem Nachbar überwiesen wurden, geschah diese Über- 
weisung unentgeltlich in der Form des Komniodats.-) Die Geschichte des Kom- 
modats ist in ziemliches Dunkel gehflilt Man glaubt bloß zu «rissen, da6 es sich 
zur Zeit des Plautus noch nicht völlig entwickelt und von verwandten Instituten 
gesondert habe. Insbesondere wird angenommen, daß sich der Unterschied zwischen 
mutuum und commodatum noch nicht herausgebildet hatte, wie dies ja auch in 
den germanischen Rechten nur ganz allmählich geschah. Denn im germanischen 
Altertum bildeten mutaium und commodatum bh>B ein Rechtsgeschäft und zwar 
sowohl auf deutschem wie schwedischem Boden.*) Jedesfalls erhielt das Kom- 
modat in Rom erst verhältnismäßig spät Rechtsschutz. Zuerst sprang der Prätor 
ein und gab dem Kommodanten eine in factum concepta formula, die erst gegen 
das Ende der Republik durch eine actio in jus ersetzt wurde. In frühester Zeit 
fehlte der Rechtsschutz und mag nur der Druck der öffentlichen Meinung wie 
der Abbruch freundnachbarschaftlicher Beziehungen genügt haben, um eine Rflck- 
gabe der geliehenen Gerätschaften zu erwirken. Vermutlich war dieser Druck 
der (jffentlichen Meinung um so wirksamer, je mehr in Rom wie bei den Natur- 
völkern die Sitte des Leihens nicht nur all[i;emein war, sondern das Leihen selbst 
geradezu das Gepräge der Verpflichtung angenommen hatte. 

Da6 die älteste Leihe in Rom unentgeltlich war, dafür spricht auch ein 

') Beim Spannvieb fielen die Erbaltung$ko$ten wahrscheinlich ganz weg, indem man 
CS weiden lieö. 

«) Demellus. PlauHnisdie Studien. Zeitschrift fOr RecktSfescMchle, II. Bd., S. 218 f. 

Puchta, System und Oeschichte des römischen Privatrechts, herausgCRcben von Paul Krüger, 
II. Bd., S. 350Anm. Kuntze, Kursus des römischen Rechts, §676. Ferrini, Storia e teoria 
del contratto dl commodato nel diritto romano. Archlvio giuridico, vol. LH, p. 408 f. 

) Grimm, Deutsche Rechtsaltertümer, S. 611 Amira, a. a. O. I, S. 654. Auch in 
Oriecheniand war das Knmmodat ausgebildet. Theophrast erwähnt als Gegenstände des 
Kommodats einen Wagen, einen Korb, einen Sack usw. Beauchet, a. a. O., IV. Bd., S. 227. 
Wacner'FcslKhritt ^ 
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Grund rein juristischer Natur. Die locatio condudio ist als Konsensualvertrag 
relativ jungen Ursprungs. Man griff deshalb, wie wir sahen, ursprünglich zu 
Rechtsformen wie zur mancipatio, um dem Bedürfnisse nach Mietarbeitern nach- 
Icommen zu können. Aber nicht genug damit, den neuesten Bearbeitern der Lehre 
von der Miete ist es anfallen, daft die römische Miete eine Verwandtschaft mit 
dem Kommodat aufweist, und daß ziemlich deutliche Spuren auf die Ableitung 
der locatio conductio aus den Realverträgen hindeuten. Diese Meinung stützt sich 
namentlich auf die schlechte juristische Stellung, die der Mieter nach römischem 
Rechte hat. Angesichts dieser, meint Jacobi, könne man sagen, die locatio con- 
ductio habe ihren ursprünglidien Charalcter als Realvertrag beibehalten zum Nach- 
teile des conduch»; Konsensualvertrag sei ^ sodann zugunsten des locator 
geworden. Es scheint mir unter solchen Umständen sehr wahrscheinlich zu sein, 
daß sich die locatio conductio beweglicher Sachen vom Kommodat abgespaltet 
hat, und daß die rechtliche Stellung des Entlehners schlecht blieb, obwohl er 
durch Zahlung eines Mietdnses in die Rotle d« ebenbflrt^en Kontrah«iten ein- 
rOckte, weil parallel mit der Verbreitung des Grundsatzes der En^ltlichkeit eine 
Differenzierung der römischen Gesellschaft einheigin^ welche die soziale Stellung 
des Mieters beträchtlich verschlechterte.') 

Die Rechtsgeschichte lehrt uns somit, daÜ die Leihe von Geräten auch in 
Griechenland, in Rom und auf deutschem Boden ursprünglich ebenso unen^elt- 
lich war, wie bei den Naturvölkern, und daB nichts dafOr spricht, der Zhis sei 
wenigstens hier aus der Miete von Werkzeugen entstanden.*) 

Diese Unen^eltlichkeit der Werkzeugleihe darf uns nicht Wunder nehmen, 
wenn wir uns daran erinnern, daß sie dem Verkehre unter Nachbarn entsprungen 
ist, und daß der Grundsatz, eine Hand wäscht die andere, in diesem Leihverkehre 
herrschend war. Auch die Viehleihe b^randet keine Ausnahme von der Regel. 
Auch sie war unentgeltlich gedacht, und nur die in die Augen springende 
physische Produktivität der Weidekuh war die Veranlassung zu einer besonderen 
Gestaltung des Leihvertrags, die dann in der Folgezeit allerdings die Ursache 
war, daß das Prinzip der Unentgeltlichkeit auf der ganzen Linie durchbrochen 
wurde. ■) 

Wenn ich am Schlüsse meiner Untersuchung Ober den Ursprung des Kapital- 
zinses zurOckblicke, so sdieirit sie mir zu einem doppelten Ergebnisse zu fahren: 

zu einem positiven und einem negativen. Eine ganze Reihe von Gründen histo- 
rischer, ethnographischer und psychologischer Natur sprechen dafür, daß der 
erste Kapitalzins auf dem Gebiete der Landwirtschaft entsprungen ist, und daß 
der Urtypus des zinstragenden Kapitals die Kuh gewesen sei. Von diesem Ur- 
typus schien sich mir der Begriff der Veizinslichkeit des Darlehens allmihlich 
über das Gebiet der Landwirtschaft und darüber hinaus verbreitet zu haben, bis 
jener ^^istand erreicht war, in dem, wie sich der Begründer der historischen 



■) Leonhard Jacobi, Miete und Pacht, Berlin 1889. H. Degenkoib, Platzrecht und 
Miete, Berlin 18G7, S. 194 «. 205— 20B. Burckhardt, a. a. O. Ich glaube, Bnrcldiardt be- 

röcksichtlRt die erfoIt;tt.' Differenzierung der Gesellschaft zu wenig, wenn er bei aller Wür- 
digung der Verwandtschaft zwischen der locatio-conductio mit den Kealverträgen nicht auf 
die Entstellung Jener aus diesen schliefen zu IcOnnen glauM. 

°) Für die Unentgeltlichkeit der Leihe gibt es noch einen rein äußerlichen Grund, das 
Fehlen kleiner Geldeinheiten. Wie sollte für die l^ihe eines Werkzeuges ein Zins gefordert 
werden, wenn die Kuh Tauschmittel war? Vgl.hierflber CSiromel, Philosophie des Oeldes, 
1900. S. 106 tt. 171. 
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Schule ausdrOckte» ein unverzinsliches Dariehen als eine geschenicte Kapitals- 
nutzung erschien. Dies das positive Ergebnis. 

Nicht minder wichtig scheint mir das negative Ergebnis zu sein. Es besteht 
darin, daß Ethnographie, Wirtschafts- und Rechtsgeschichte in i(einer Weise die 
Vorstellung der Produktivitätstheoretiker filier die Entstehung des KapitaMnaes recht- 
fertigen. Es ist uns kein Beleg dafOr bekannt, daJt der Zins aus der Leihe eines 
Werkzeugs oder eines Geräts entsprungen wäre. Soweit wir von einer solchen 
Leihe bei Naturvölkern oder in frühen Geschichtsperioden der Kulturvölker hören, 
gehört der Begriff der Unentgeltlichkeit regelmäßig zu den hervorragendsten 
Merkmalen des Leihvertrags. Historisch ist also die Produktivitätstheorie des 
Ibpitals nicht begrfindel. 

Man könnte nun, nachdem sehr viel ge^n und nichts für die historische 
Ableitung des Zinses aus der Werkzeugverwendung spricht, versuchen wollen, 
der Laiiderdalc-Thiinenschen Theorie einen Rest von Berechtigung zu retten. Man 
könnte nämlich sagen, so wenig wie die Lehre vom Staatsvertrage, verliere auch 
die LauderdaleThflnensche Lehre ihre theoretische Bedeutung durch den Hinweis 
darauf, da6 der Verlauf der historischen EntwicMung ein anderer gewesen sei, 
als sie voraussetzt. Weder Hobbes noch Rousseau wären wirklich der Meinung 
gewesen, daß sich eines schönen Tages die einzelnen Menschen zum Abschlüsse 
eines Staatsvertrages oder gar von zwei solchen zusammengefunden hätten. Wenn 
sie trotzdem die Lehre vom Staatsvertrage ausgebildet hStten, so sei es aus theo- 
retischem und kritischem Interesse geschehen. Die Frage habe nidit gelautet: 
wie ist der Staat entstanden, sondern wie läßt sich die Staatsgewalt mit der 
Freiheit der Einzelindividuen, die im Naturrechte begründet schien, in Einklang 
bringen? Der hypothetische Staatsvertrag werde so zum Maßstabe für die Beur- 
urteilung der historisch gewordenen staatsrechtlichen Verhältnisse.*) Auch der 
Lauderdale-Thflnenschen Theorie könne man efaie ähnliche Bedeutung um so 
mehr zuerkennen, als wenigstens Thünen sich seines unhistorischen Vorgehens 
wohl bewußt war. jMöije der Kapitalzins wie immer historisch entstanden sein, 
an seiner augenblicklichen Berechtigung ließe sich nicht zweifeln, falls es gelinge, 
ihn, wenn auch bloß spekulativ, aus der Produktivität der Werkzeuge abzuleiten. 

Wer diese Schlufifolgerung zöge, und Thfinen mOllte folgerichtig so ver- 
fahren, gäbe damit mittelbar die Mangelhaftigkeit seiner Theorie zu. Denn nur 
die Theorie kann Anspruch auf allgemeine Anerkennung erheben, die, sie mag 
noch so sehr auf spekulativem Wege gewonnen worden sein, ihre Rechtfertigung 
an den Vorgängen des Lebens findet. Steht es fest, daß der Zins in anderer 
Weise als durch die Vermietung von Werkzeugen entstanden ist, so kann diese 
höchstens eine Quelle des Zinses unter mehreren sdn. Das Wesen des Zinses 
wäre somit durch die theoretische Konstruktion aus der Werkzeugvermietung nicht 
erschöpft, selbst wenn diese Konstruktion als vollkommen gelungen bezeichnet 
werden könnte. Ich bin der Meinung, daß auch dies nicht der Fall ist. indes 
ginge die Begründung dieser Behauptung weit Uber den Rahmen hinaus, inner- 
halb dessen sich diese Abhandlung zu bewq;en hat. 

>) Richtig betest von Stamaltr, Tfaeorie des Anarchismus, S. 141. 
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Di aicune recenti riforme del sistema Iributario italiaao. 



Prof. Augusto Oraslani deir UahreniU di NapoU. 

Da parecchi anni II biUuicio italiano si chiude in avanzo, benchi alle speae 
effettive di ogni categoria si proweda col solo provento delle entrate ordinarie. 
Questa condizione particolannente favorevote della finanza diede piü efficace im» 

pulso a proposte e riforme intese a distribuire piü egualmentc le impnste generali 
e locali, e con maggiori riguardo sia allo stato delle economie singole sia alle 
esigenie dell' economia sociale. Non h mio proposito di riferire i molH concetti 
e dis^i di riordinamento tributario, che in questa recente fase della vita po- 
litica italtana si esposero, ma di riassumerne soltanto taluno dei piA notevoli e di 
esaminare le disposizioni principali della logt^c 23 gemiaio 1902. 

II sistema tributario italiano non puo censurarsi nel rispetto dell' integrilä 
formale. Essu culpisce tutte le essenziali espressioni, immediate e mediale delle 
capadtft contributiva; ad imposte reall sul prodotto netto associa un* imposta sui 
redditi mobiliari, che adempie talune deile funzioni proprie dei tributi generali sul 
reddito; parecchi consumi tipici sono oggetto di tassazione indiretta e le imposte 
e tasse sui trasfcrimenti oncrosi e gratuiti insieme ai proventi delle pubhiiclie 
impresc completano le deficienze degli altn due rami e ne modificano in qualclie 
parte 0\ effetti. Nft puö dirsi che 1' ordinamento tributario italiano sia troppo 
complesso. Ansi ghtstamente II Wagner nello splendido studio comparativo, che 
ha dedicato alle finanze dei principali paesi contemporanei scrive che, non ostantc 
le difficili condizioni politiche, 1' Italia ha molto avanzato nella via della consoli- 
dazione e dell' unificazione dei tributi ed ha raggiunto un' utile semplicitä ed 
omogeneitä di impo^ione, che non sarebbe stato possibtle cons^ire in uno stato 
federale.*) II quäle risultato k tanto piO racguaidevole. quando si pensi alle 
differenze di condizioni e di istituzloni dei sette Stati particolari, cui lo Stato 
italiano c succeduto ed alla Serie ingente di bisogni pubblici ordinari e straordi- 
nari, che la formazione ed espansione del nuovo consorzio politico determinavano. 

Ma appunto le esigenze ampie dei fini collettivi e la lunga lotta diretta a 
conquistare 1' equilibrio del bilancio, che raggiunto una prima volta nel 1875, fu 
conservato solo per un decennio, ed indi riottenuto e rinvigorito, mediante una 
politica severa di restrizione di spese e di incremento di entrate, improntarono il 
sistema tributario a sovercliia rigidczza. Si curn la produltivitä fiscale dei vari 
cespiti, piü che la luru mcidenza singula e complessiva, il gettito tcmporanco di 
ciascun tributo, piü che la definitiva sua feconditä. Cosi non solo la pressione 

') A. Wagner, Finamwisseiisdiaß. Dritter Teil. Spezielle Stcucrlchre. Leipzig 188'.', 
p. 221, 222. 
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tributaria generale i tuttora assai elevxta rispetto alla riodietza del paese, ma alla 

coordinazione formale del sistema non risponde adegiiatamente la sua coordina- 
zione materiale. La quäle e pure viziata dall' organismn della finanza localt-, che 
si regge specialmente sui centesimi addizionali alle impuste dirette immubiliari e 
sul dazio consumo ed in parte sopra imposte personali ripaitite sena ttnidt& e 
correttezza di criteri. 

Movcndo dair analisi delle deficienze e sproporzioni del sistema tributario il 
ministro Wollemborg aveva preparato un disegno di riforma, che apparve troppo 
radicale ed ardito. Notava egli il contrasto fra la ricchezza immobiliare rigida- 
mente colpita senza detrazione di passiviti, sola sowentrice di cespiti alla finanza 
locale e la ricchezza mobiliare tassata per vie di denunzie e di arbitrari accerta- 
menti, cd affermava che il rimedio doveva trcvarsi r.el cedere agii enti locali la 
tassazione reale, fuorchi; per il capitale disglunto dal lavoro, al fine di non tur- 
bare 1' uniformitä del carico sul saggio dell' Interesse, e per le grandi Industrie, 
Speele se costituite in societä collcttive, in ragione della loro importanza naziu- 
nale e intemazionale. I consorzi politici locali dovrebbero oiganizzare in guisa 
artnonica la tassazione del prodotto netto di tutte le altre fonti economiche, con 
un sistema basale sopra catasti periodicamente rivedibili, e sopra contingenti co- 
munali e provinciali. Lo Stato pni insienie all' imposta complementare suil' inte- 
resse dcl capitale e sul profitto dclie grandi Industrie dovrebbc istituire una im- 
posizione personale globale e progressiva del reddito che compensasse 1' ingiusta 
inddenza delle imposte indirette, e che fosse dotata di elasticitä per sowenire 
agIi eventuali e straordinari bisogni della finanza. L' imposta generale su! reddito 
sarebbe integrata da quelle di registro e di bollo acconciamente riordinate: le 
trasmissiüni a titolo gratuito si colpirebbero mediante saggi progressiv^ Convinto 
che „non potesse risolversi il problema del dazio consumo mediante una aboli- 
zione vera e propria", dovendo otlenersi 190 milioni di proventi netti, propugnava 
uita niodificazione di accertamento e di percezione, limitando la tassazione ad 
alcLini prodotti piü importanli e meno indispensabili dci farinacei, quali le carni, 
i foraggi, i materiali da costruzione, gli spihti, i gaz e le energie elettriche, i vini. 
II dazio sulle carni universalmente si trasformerebbe in imposta comunale di ma- 
cellazione; i foraggi e i materiali da costnizioni respettivamente si tasscrebbero 
con un tributo per capo sugli equini e con una tassa metrica sulla costruzioni e 
riparazioni degli edifici. Quanto agli spiriti la tassazione per via di dazio po- 
trcbbe trasportarsi al confine; quanto ai gaz ed alle energie elettriche ccdersi ai 
Cumuni anche il provento ora riscosso dallo Stato. £ quanto al vino si propo- 
neva un regime analogo al diritto di circolazione sulle bevande in Prancia, ad- 
debitando periodicamente ai proprietari I' imposta sulla quantitä realmente ven- 
duta, che si rilevercbbe in base a denunzie dei produttori ed a verifiche degli 
agenti fiscali. In taie guisa calcolava che dei 214 milioni di provento lordo com- 
plessivu dei dazi se ne conservavano 164; la differenza di 50 milioni rappresen- 
tava uno sgravio effettivo dei consumi piü necessari. Detratto il risparmio di 
14 milioni di spese di rtscossione la finanza locale e centrale nel loro compicsso 
rimanevano in perdita di 36 milioni circa, cui dovevasi appunto prowedere colla 
tassazione sul reddito e sul patrimonio. L'imposta sul reddito suppone l'accerta- 
mente del reddito globale, che avrebbe dovuto farsi mediante denunzie controllate 
dal coacervo dell' imponibile dei tributi reali e anche sul fondamento del valore 
locativo e di altri elementi della spesa privata, desunti da coefflcienti determinati, 
secondo la varietä dei luoghi, da commissioni locali. Per ristabilire poi 1* equi- 
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librio respettivamente nella finanza centrale e locale occorrevano, attuandost tali 
proposte, reint^azioni e sowenzloni: laonde cessione ai coimuii delte imposte 
sui terreni e fabbricati e di quelle per la ricchezza mobile ristrettivamente alle 
categorie B. C. D. in cui doveva fondersi 1' imposta di esercizio e rivendita, tras- 
furmata in imposta reale sul prodotto netto delle fonti mobiiiari esistenti nel 
comune. L'eccesso poi derivante ai comuni, relativamente alle perdite incontrate, 
sarebbe rimborsafo all* erario in forma di canoni annui.') 

Questo sistema di reintegrazioni e sovvenzioni della finanza locale alla 
finanza dcilo Stato o di qiiesta a qucila doveva naturalmente suscitare molte 
repugnanze, tanto piü che appariva pericolosa la disposizione per parte degli enti 
politici minori di un' entrata largamente esuberante in relazione ai bisogni e che 
i'esperienza passata non consentiva di fare soverchio affidamenlo sulla capadti e 
volontä dei comuni di soddisfare i propri debiti verso lo Stato. Inoltre — am- 
messa anche la giustezza delle previsioni e dei calcoli rispetto alle perdite ed ai 
vantaggi fiscali derivanti dalle modificazioni proposte all' intcra finanza e pure al 
complesso deila finanza locale ed al complesso della finanza centrale — rima- 
neva incerto 1' equilibrio dei singoU biland comunali, taluni dei quali forse 
non aviebbero potuto compensare col tributi designati 11 provento, che ottenevano 
dai dazi aboliti. II metodo di accertamento dell' imposta reale sul reddito, in cui 
doveva trasformarsi 1' imposta d' esercizio e rivendita, mediante riordinamento di 
aicune categorie della imposta di ricchez/a mobile, appariva non sicuro, sia nel 
riguardo della produttivia fische» sia nd rlguardo ddla eqnitt <Kslribiitiva. E pure 
si elevarono gravi obbiezioni relativamente all* InqxMta generale e personale sul 
reddito dello Stato, che si dubitava non ffosse assisa sopra basi cosi determinate, 
come r attuale imposta di ricchezza mobile e di cui non potcva presagirsi il 
gettito, specie in concorso coli' imposta industriale di Stato e colle imposte 
dirette reali dei comuni. L' Alessio aggiungeva che per riformare il sistema tribu- 
tario dei corpl politici locali e dello Stato occorreva preliminarmente assegnare i 
servizi che dovranno prestarsi da^l uni e dagli altri, e tracciava un piano di 
provvcdimenti in armonia a questo concetto. Lodava il principio della trasfor- 
mazione in tributi indircfti di diverse carattere dei dazi sulle carni, sulle bcvande, 
sui foraggi e la completa abolizione degli altri dazi di consumo, come delle 
imposte personali locali, ma propugnava insieme alla separazione dei cespiti dei 
consorzi politici minori e dello Stato, la separazione dei servizi. Ora — a parte 
il merito intrinseco di tali proposte — esse vennero giudicate, immature ed 
arrischiate: gli effetti sembravano troppo incerti e non prevedibili con quel grado 
di probabilitä, che si esige nei calcoli linahziari e si preferi un sistema di parziale 
ritocco ad un sistema di riforma vasta ed organica.*) Non mancavano recenti 
esempi di cessione delle imposte reali ai comuni e di riordinamento di imposte 
generali di Stato sul reddito e sul patrimonio, ma non puö contestarsi che per 
esempio le condizioni dei hilancio e dell' ccnnomia sociale pnissiana differiscano 
dalle condizioni dei bilancio e dell' economia sociale italiana. Sono in Prussia 
ancora rilevantl 1 redditi demaniali ed i proventi delle ferrovie che non trovano 

•) Cfr. I'art. dcl comptanto e valoroso Prof. A. Contgliani riprodolto ncl voliimo di 
Saggi deir A. Torino, Bocca 1903 e I'art. dello stesso Woltemborg nella Nuova Antologia, 
Rom« 1901. 

•) G. AIcssio V. principalim-ntc il discf^no di iina riforma razionalc dcl sistema fri- 
butario italiano nel Giornale degli Economisti, 1901 e vari studi di Maggiorino Ferraris nella 
Nuova Aotologia. 
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in Italia adeguato riscontro; 1 imposta di ricchezza mobile italiana d& un provento 
fiscale ragguardevole, ma oolpisce con saggi molto devati i redditi, per quanto 
oon misura diversa a seconda della loro origine e durata, mentre 1' Einkommen- 
steuer pnissiana lievemente progressiva ha una rapione massima assai lieve: i! 
debitü pubblico italiano e in^ente e la riforma tributaria pare rion possa affron- 
tarsi nella sua ampiezza prima di avere compiuta la conversiune della rendita 
cinque per cento. 

Anzi per preparare quest' ultima, si rinunzia ad ogni prowedimento, che 

anchc lievemente minacci la soliditä del bilaiido e si oontengono appunto in 
ristretti confini le modificazioni tributarie. 

Tuttavia, quelle sandte dalla legge 23 gennaio 1902 furono preparate, di 
lunga mano, quantunque traverso moltepUci modiflcadoni e rappreaentano una 
transazione fra le proposte estreme. La detta legge conceme cos! la finanza 
iocale come ta finanza di State e le loro relazioni reciproche. Consta di tre 
gruppi di disposizioni distribuitc in tre Allegati: A, B, C. Possiamo prescindere 
dalle norme contcnute nell' allegato B che riguardano parti secondarie del sistema, 
come r imposta sulla fabbricazione delle polveri piriche e degli altri prodotti 
esplodenti e il regime doganale dei prodotti medesimi, e fermare la nostra atten- 
ztone sugli allegati A e C e particolarmente su quest' ultimo. 

II primo si riferisce al dazio consumo. Giova ricordare che a norma della 
legge iinificatrice del 3 luglio 1864, si distiiisvrn per 1' applicazione del dazio i 
comuni in categorie e classi, e si stabili, in base ad appositc tarlKe, una imposta 
govemativa sulle bevande vinose ed alcooliche e sulle cami, concedendo ai 
Comuni di imporre un dazio addizionale sui prodotti anddetti e un dazio proprio 
sopra altri prodotti. II decreto legislativo 28 giugno 1866 n. 3018 determinö i 
limiti ed i modi della tassazione comunale ed estese il dazio govcrnativo ad altri 
gencri, compresc le farine, il pane e le paste e la legge 11 agosto 1870 n. 5784 
All: 1. consent! la tassazione dei farinacei sino al 15 per cento del loro valore. 
Quando nel 1894 si dovette elevare la pressione tributaria in grande misura, quasi 
a compenso di tale aggravio sl decreld (legge 22 luglio di quell' anno n. 339 
Allegato B.) 1' abdiizione del dazio governativo sulle farine, il pane, le paste di 
frumento e d' ogni altra specie, con un sacrificio del pubblico erario di circa 
16 milioni, ma non con corrispondente vantaggio dei contribuenti, poiche alla 
diminuita tassazione di Stato fece riscontro l'accresciuta tassazione Iocale. La 
legge del 14 It^io 1896 n. 302* fu intesa a promuovere 1' abolizione del dazio 
comunale sui farinacei incoraggiando i comuni ad attuare una trasformazione 
tributaria e ad aprire le barrierc daziarie, e 1' Allegato A della legge dcl 1902 
obbliga i Comuni a toglicre gradualmente il dazio sui consumo dei prodotti 
farinacei. Prescrisse che dal gtomo della sua pubblicazione non si potesse im- 
porre alcun nuovo o maggiore dazio sui prodotti farinacei, che nei comuni aperti, 
(dove la riscossione i eseguita presso i rivcnditori al dettaglio [tassa di minuta 
vcndita]) esso cessasse interamente col 31 dicembre 19Ü2. Per i comuni chiusi, 
salvo condi/ioni ecceziunali. il dazio sulle farine di frumento e proporzionalmente 
quelio sugli aliri farinacei, dal luglio 1902 doveva ridursi alla misura di lire due 
per quintale, dal 1 luglio 1903 alla misura di lire una per quintale, completamente 
abolirsi dal 30 giugno 1904. Lo Stato corrispose ai comuni una quota di con- 
corso in ragione di otto decimi del provento lordo del dazio cessato per i comuni 
chiusi e di sette decimi per i c<>miini aperti; assegnu ad essi le imposte di fab- 
bricazione delle acque gassosc c quella sugli spettacoli c trattenimenli pubbiici, 
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consentl die i comuni potessero aumentare le sovra imposte sui terreni e sui 

fabbricati, accmcere le addizionali ai dazi di consumo governativi sino ad un 
dato inassimo, regolare I' imposta di esercizio e rivendita secondo una tariffa per 
classi in base all' importanzn dclT esercizio, alia clientela professionale, fra limiti 
massimi e minimi designati da una tabella anncssa alla legge, applicare le imposte 
localit a norma «teile leggi vigenti, senza obbligo per dö di aumento del canone 
dovuto allo State. La medesima legge pure dispone che i comuni aperti non 
possano piü ritomare nella categnria dci comuni chiusi e facilita invece Tinverso 
procesSü. Accorda ai Comuni chiusi di quarta, terza e seconda classe che passino 
nella categoria degli aperti un sussidio annuo a carico dello Stato, nella ragione, 
rispettivameiite del 20^ del 15 e del 10 per cento sull' ammontare compleasivo del 
reddito daziario accertato per 1' anno 1900^ detratto I' Importe rdativo al dazio sui 
farinacei. Inoltre a tali comuni di^ facoltä di applicare i dazi nella misura con- 
cessa alla classe immediatamente superiore. Commissinni speciali hanno compc- 
tenza di determinare il provento del dazio dei farinacei e la quota di concorso 
dello Stato. Airintento di favorire la trasformazione dei dazi di consumo con- 
senrati, in tributi indlretti d'altro genere, si ammetle die al dazio suUe cami 
bovine, equine, ovine e suine, si sostituisca un' imposta di macellazione per capo, 
commisurata al peso, che il diritto sui foraj^pi si riscuota mediante un' imposta 
annua fissa per ogni capo delle varie specie di equini, che il dazio sui matcriali 
impiegati nelle costruzioni di edifici nuovi, o in notevoli rifacimenti di edifici 
esistenti, si liquidl a fabbrica o lavoro ultimato, sui fondamente delle quantitä 
accertate con computo metrico. E taluni Comuni, per esempio quelle di JMilano, 
giä avevano applicato precedentemente queste ed analoghe riforme. Norme parti- 
colari riguardano i Comuni di Napoli e di Roma nei quali il dazio c riscosso 
üircttamente dallo Stato, ed altre inibiscono ai Comuni chiusi ed aperti 1' aumento 
dei dazi esistenti e V imposizione di nuovi dazi, salvo die agli aggravi di tariffa 
facciano riscontro diminuzioni o soppressioni di dazi su articoli di prima necessitlO 
Con queste disposizioni che costituiscono prowedimenti intermedi di fronte 
alle proposte di abolizione totale del dazio di consumo si vuole impedire 1' incre- 
mento della tassazione in forma di dazio, e facilitare la sostituzione del dazio su 
prodottl meno necessari a quello su prodotti necessari alla sussistenza. SI promove 
in periodo, pifl o meno lungo, l'esonerazione da dazi intemi dei prodotti farinacei, 
favCNrendo il passaggio dei comuni chiusi alla categoria dei comuni aperti. La 
comune obbiezione che la diminuzionc od abolizione dei dazi sui farinacei sia 
poco o punto sensibile per i consumatori, venendo essa goduta in tutto od in 
gran parte dai cummercianti, specie da quelli al minuto o risolvendosi in un van- 
taggio di pochi centesimi, h irrilevante. A presdndere dal fatte che in alcuni 
comuni il dazio era ingente, si sa che ogni diminuzione anche tenue, consente um 
consumo accresciuto, e che, se temporaneamente, mancando la concorrcnza fra 
rivenditori questi possono appropriarsi la somma corrispondente al dazio aht)Iito. 
non tarda a manifestarsi o per mezzo di cooperative, o per forza d niteresse in- 
dustriale, la competizione, che ne riduce i profitti al saggio normale, salvo certo, 
talune deviazioni del prezzo dalla meta del costo, dovute alle droostanze pertur- 
batrici che, piü spesso si verificano nel commercio al dettaglto. E fu data giä 
piü volte la dimostrazione di fatto di una corrispondcnza se non perfetta, almeno 
approssimativa, fra le oscillazioni del prezzo e le oscillazioni dei dazi, a paritä di 

■) MolU preccdcnti Icgisiativi sono ricordati e commentati nella Kelazionc Carcano 
al diaegno di legge prcMiitato il 30 tiovembre 1901 all« Camera dei Deputat!. 
WagBcr-FMiKlwifi. 43 
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futt' altre condizioni. Del resto perch^ fosse efficace l'abolizione del dazio gover- 
nativo sui prodotti farinacei, sanciti, como dicemmo, colla legge del 1894, occorreva 
aggiungere l'abolizione del dazio comunale sugli ste&si prodotti, affinche i comuni 
non continuassero a prendere il posto dello State netla tassazione stessa e la 
presaione tributaria risultasse realmenle decresciuta. 

Ma il sistema delle sowenzioni dl State in proporzione al provento fiscale 
ottenuto mediante il dazio de! farinacei non e irreprensibiie. In questa guisa con- 
SL'guirono maggiore sovvenzione i comuni che dal dazio sui prodotti di necessario 
consumo ritraevano maggiore entrata, quelH in cui la progressione tributaria quasi 
segttiva l*ordine inverso ddl' ammontare dei reddHi dd membri del consofzlo 
politico locale. Sarebbe stato pUk conveniente promuovere una trasformazione 
tributaria locale, alla quäle veramente si connetterebbe anche quella distinzione 
piü corretta di servizi fra vari consorzi politici, che si ritenne prematura e 
radicale. E solo per due decimi i comuni chiusi eraao mdotti a compensare le 
peidite dell' abolizione del dazio sui farinacei con aHri tributi, quaii le sovra- 
imposte fondiarie e le imposte personali locali. Se pol i lodevole la facoltä data 
ai Comuni di trasformare i dazi sulle carni, sui foraggi, sui materiali da costruzione 
in tributi indiretti di diverso carattere, la qual facoltä del resto era consentita 
anche da leggi precedenti, (e di essa alcuni comuni avevano profittato), pure non 
^ egualmente lodevole I' incoraggiamento dato ai comuni a lar passaggio sempli- 
cemente alla categoria degU aperti. In questi invero h sosUtuita la Tassa detta 
mimita vendita, al dazio di consumo propriamente detto, ma la tassa di minuta 
vendita colpisce i piccoli consumatori, non i grandi che possono acquistare rile- 
vanti quantitli di detti prodotti. Laonde se di per s^ stessa ogni abolizione di 
barriera dazlaria interna k vantaggiosa, sia nel rlqietto fiscale, äa ed ancor piü 
nei rispetto economico, il beneficio k eliminato, anzi piü che paralizzato, ove al 
dazio soppresso si so^tuisca V imposta sopra la vendita al minuto delle carni e 
delle bevande. 

Fatte tali riserve certo non lievi, deve convenirsi che i provvedimenti di 
sgravio del dazio consumo sui prodotti indispensabili all' alimentazione sono con- 
siderevoli, anche come indizio di tendenze, le quali appaiono tanto piü significanti 
quando si riguardino in correlazione alle riforme introdotte nell' imposta sulle 
successioni. Ed k questa la parte piü importante delle norme contenute nella 
l^[ge del 1902. L' imposta ercditaria era stabilita in misura crcsccnte in ordine 
inverso alla prossimitä della parentela, ma con saggio uniforme qualunquc fosse 
la ricchezza ottenuta dair erede, qualunque 1' ammontare del patrimonio del suo 
autore. Ora la legge del 1902 ha introdotto la progressivitä deir aliquota anche 
in relazione alla ricchezza ereditata, c cosi ha reso 1' imposta successoria veramente 
progressiva in tutti i gradi. Salvo che fra ascendenti e discendenti in linea rctta 
e fra coniugi, il saggio dell' imposta ^ costante sino a 50000 lire e cresce gra- 
dualmente fra 50000 lire ed I milione di quota ereditata, ritoraando costante dopo 
11 milione. Fra 50000 lire ed un milione le quote ereditate sono distinte in 
4 categorie, I' una da lire 50000 a lOOOOO, la seconda da 100001 a 250000, la 
terza da 250001 a 5C0O0O, la quarta da 500001 a 1 milione. L' imposta non si 
applica suir ammuntare complessivo di ciascuna quota, ma questa si distingue in 
tantc parti quante corrispondono ai limiti delle diverse categorie, ed alle singole 
parti si riferisce il saggio proprio della rispettiva cat^ria, di guisa che pure le 
quote ereditarie, le quali supcrano il milione di lire, solo suUa somma eccedente 
il milione pagano 1* imposta nelia misura massima. Fra ascendenti e discendenti 
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in linea retta e fra coniugi sino a 300 lire te quote ereditarie pagano una tassa 
flssa di llre 1, da L 301 a L 1000 fra aacendenti e discendenti it sag^io h di 

L. 0,80 per cento e fra coniugi di L. 3 per cento, e da L 1001 a L. 50000 fra 
ascendenti e discendenti di L. 1,60 per cento, fra coniugi di L. 4,50. Mentre il 
saggio dell' imposta si determina, di regola, in base alle quote singole e non in 
base all' intero asse ereditario, dell* entitil di questo si tien conto eccezionalmente 
ove non raggiung;a lire oento nelle successioni In linea retta e fra coniugi, per 
esonerare gli eredi da imposta- Per ragioni di bilancio si h in questo caso con« 
siderato I* amtnontare totale della successione, anzieht la quota, cui tutto il sistema 
della l^e si informa: si noti 1' incongruitä di tale disposizione. Un figlio unico 
eredita dal genitore lire 99 e non paga imposta di successione se 99 lire rappre- 
sentano tutto 1* asse ereditario, mentre se fra tre figli h ugualmente ripartito un 
asse ereditario di 100 lire lasciato loro dal genitore, ciascuno percepisce L 33,33 
e paga 1 iira di tassa fissa. Cosi 1' esenzione totale non 6 veramente concessa 
alle niininie ercditä e nemmeno ai minimi eredi, perclie della ricchezza e dei red- 
diti di questi Ultimi non si tien conto agli effetti dell' imposta di successione. Se 
i figli ed il ooniuge concorrono con parenti di grado meno prossimo ed estranei, 
nelle successioni inferiori a 100 lire, gli altri parenti e gli estranei pagano per 
la loro quota 1' imposta al saggio relative al loro grado, per le ereditä che non 
superano le 50000 lire. L' esoncrazione cosi accordata e di tenue efficacia. 
Durante 1' esercizio 1902—1903 di successioni inferiori a L 100 nette se ne ebbero 
4534 col valore complessivo di L 278737J9I e friiirono dell' esenzione n. 10739 
quole in linea retta per un valore di L 21147&93 e n. 1156 quole devolute a 
coniugi per il valore di L, 25652; quindi in tutto furono 1 1 895 le quote esentate 
col beneficio di L 11895 per i respettivi eredi, esonerati dal pagare altrettante 
quote fisse di una Iira. Le rimanenti quote 2197 devolute ad altri parenti od 
estranei per il valore complessivo di L 4160637 pagarono r imposta normale in 
L 2748^78. Dobbiamo soggiungere che per i lasciti a favore degli iatituti di 
beneficenza e delle sodetä di mutuo soccmso fti conservato il saggio proporzionale 
del 5 per cento, qualunque sia la ricchezza ereditata. La legge 22 luglio 1894 
n. 339 aveva aumentato le aliquote dell' imposta ereditaria, ma insieme per6 dimi- 
nuita dal 6,50 al 5 " o quella dovuta sulle ereditü degli istituti dl t>eneficenza e di 
mutuo soccorso e concessa anche la riduzione di un decimo della tassazione per 
le quote individuali non ccccdenti lire 500, con beneficio dei contribuenti di circa 
mezzo milione 1' anno. La detta riduzione di un decimo venne tolta dalla legge 
dei 1902, che sostitui altrc csnnerazioni c graduazioni. La costanza del saggio 
per le ereditä degli istituti di t)eneficenza e mutuo soccorso non ha duopo di 
slrazione; essi adempiono a scopi, clie possono considerarsi pubblici e quanto piü 
scema il loro reddito, tanto h maggiore la quantitä di ricchezza, la quäle i consorzi 
politici debbono impiegare per identici od analoghi fini. E nemmeno puö dirsi 
che la capacitä contributiva dei detti istituti aumenti piu che proporzionalmente 
all aumentare dcl reddito o della sostanza patrwnoniale di cui dispongono. 

Nelle succes»oni minori, spedalmente in linea retta e fra coniugi, la tariffa 
della legge del 1902 i inferiore alF antica. L' applicazione del saggio di lire una 
nelle quote individuali sino a lire trecento dette nell' esercizio 1902-1903 un 
minore introito di L. 231457 di fronte a quello che 1' erario avrebbe riscosso 
applicandosi 1' imposta nella misura prescritta dalle leggi precedenti: L. 173052 in 
luogo di L 404509. La diminuzione di introito k piü grande, perch6 in tutte le 
quote di successione in linea retta e fra coniugi la prima frazione i colpita dalla 
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sola tassa fissa di l 1 ; il che nell' anno accennato fece alimentäre la perdita 
finanziaria a lire 044083^, relativainente alla tassazione suiia base della tariffa 
anteriofe. E per esMipio su una quota di lire treoento In linea relta f imposta 
era prima di L 4^, e fra coiuugi dl L 13,50, menfre ^ come abbiamo riferito, 
ora soltanto di lire una; su una quota di L. 1000 si pagavano L. 16 in linea retta 
ed ora L. 6,60, fra coniugi L. 45 ed ora L. 22. Una quota di lire 50000, secondo 
la tariffa in vigore, in linea retta t tassata L 790,60, mentre, secondo la tariffa 
precedente, sarebbe stata tassata L 800 e fra coniugi 2227 anzieht L 2250, fra 
fratetii e sorelte ugualmente 3500, secondo 1* una e 1* aitra tariffa L 4250 fra zii e 
nipoti. In linea retta la diminuzione delF imposta si mantiene fino alle quote di 
L. 52300; dnpo qucsto ammontare 1' imposta nuova e piü alta, finch^; nell' ereditä 
di un milione di lire si ha la maggiore imposta di L 12390,60 che non e nntevole 
rispetto all' entita del trasferimento. Fra coniugi la diminuzione deir imposta si 
mantiene fino alle quote dl L 54500 coli* imposta attuale di lire 2452 di fronte a 
quella di lire 2452,50 che si avrebbe cotla vecchia tariffa: per le quote di un 
milione 1' ammontare della nuova imposta e superiore di L. 13327 all' ammontare 
deir antica. Fra altri parenti ed estranei le differenze sono maggiori e per gli 
Ultimi, rispetto alle quote di un mihone, raggiungono L 42040 con aumento del 
^205 */o, suila precedente tariffa del 15%. Quindi introducendosi la progressione 
si h avuto cura di diminuire 11 saggio dell* imposta specie netle successioni fra 
parenti piü prossimi, sino alla somma di oltre cinquantamila lire, scnza poi sover- 
chiamente elevarla per le quote ereditarie piü grandi. In linea retta le frazioni 
oltre il milione non pagano che il 3,60 per cento, e 1' effettivo saggio soddisfatto 
come awertlmmo, andie minore rUq»^ alla totale quota ereditaria, perclifc la 
parte compresa fra 500000 lire ed un milione piga il 3,20, la parte fra 250000 
e 500000 lire paga il 2,80, quella da 100000 a 250000 il 2,40, e quella da 50000 
a 100000 il 2. Fra coniugi la misura dell' imposta per la frazione oltre il milione 
e del 6,60" o, fra fratelli e sorclle del 10 e fra estranei del 22 per cento, ma 
pur qui la ragione del tributo riferito al totale della quota ereditaria risulta in- 
feriore. E si noti che rispetto al valore il nudeo prindpale h costituito dalle 
quote fra L 1 e Hre 50000 che rappresentarono nel 1902—1903 il 66,227« del valore 
totale imponibilc. Del valore complessivo lielle quote eccedenti lire 50 mila, il 
10, 20",, e rappreseiitato da quelle comprese fra 50 mila e 100 mila, e la per- 
centualc va riduccndosi, per scendere sino al 3,60 ",o nelle quote eccedenti il 
milione. Perciö in termini di larga approssimazione puö dirsi che la progressione 
si applica ad un terzo delle quote ereiditarie ed il massimo saggio ad una scarsa 
quantitä di esse, che due terzi delle quote ereditarie fruirono d'un notevole alle- 
viamento rispetto alta tassazione precedente. II che spiega come 1' incremento 
fiscale sia stato di gran lunga inferiore ai tre milioni, che la commissione Parla- 
mentäre presagiva, ^dmato ad pfim amo deä' t^irilcazkme dSeffio legge. Awerte 
il Solinas Cossu nella magisfrale sua relazione di direttore generale dd demänio, 
che avendo la legge consentito il pagamento a rate, mm puö dalle riscossioni 
desumersi il gettito reale delle imposte, ma facendo ii calcolo de! valori, che 
avrebbero dovuto colpirsi si rileva un vantaggio erariale di L 353901,37 delle 
quali perö 120000 circa provengono da tassazione di doni manuali, donde si 
evince che la nuova tariffa avrebbe provocato un aumento di sole L 230000^) 

>) Cfr. la relazione del dtretfore generale M DeauuUo, per il 1904 della quäle d siamo 

largamtntc vaisi e vari luimcri dci BoUettlno dl stattsttca e Icgislaslone companta publill- 
cato dalla detta üirezione Generale. 
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Potrebbe a primo tratto giudicarsi questo un risultato meschino, e tale da 
non compensare la pena, scmpre inerente ad una modificazione di assetto tri- 
butario. Ma, prescindendo pure dal considerare che le imposte di successione, 
le quali hanno dato nel 1891—92 un provento fiscale superiore quasi dcl 707« 
a quello del 1873')» manifestano una stazionarletä di prodotto neir ultimo de- 
cennio — k cag^one di soddisfacimento il constatare che senza peidita finanziaria 
immediata si b iniziato un retto riordinamento dell' imposta eredRaria. Proce- 
dendo piü corapt^iosamente nella via percorsa, ü legislatore italiano avrebbe forse 
anciie raggiunto provcnti fiscaii piü ampii ed ottenuti i mezzi per alleviare in 
misura piü grande, i contribuenti meno agiati, ma non ä di piccolo momento 
avere anche con beneficio lieve del bilancic^ introdotta ta progresshritä nell' imposta 
ereditaria, riducendo i saggi sulle quote sino a dnquantamila lire, e diiamando 
le quote maggiori a concorrere in guisa piü segnalata al soddisfacimento generale 
dei bisogni collettivi. II melodo di applicazione della scala progressiva t appro- 
priato, sia ad attenuare 1' entitä del saggio eKettivo sul totale delia quota ereditata, 
sia a tollere le diveigenze troppu gravi di imposizione fra la riocliezza che 
oostitiiisce 11 iimite massimo della categoria inferiore e quella che costituisce 
il minimo della categoria superiore. II che — come ^ noto — almeno non 
aggiiingc cccitamenti a denunziare una quota ereditaria minore, dovendosi 
SU una successione ottenuta di 51000 lire il maggior saggio solo sulle ultime 
1000 lire» e le 50QQ0 lire — a pari grado di parentela — rimanendo ugual- 
mente tassate, nel caso in cui costituiscono V intera quota, e nel caso, in 
cui siano parte piü o meno rilevante della quota intera conscguita. Certo la 
tassazione dei beni mobil! sfugge - in molta parte — all indagine degli agenti 
fiscaii, ma questo e fatto indipendente dal carattere proporzionale o progressivo 
deir imposta e quando il saggio progressive non ascende troppo rapidamente, 
non dä lu<^ ad alcuno degli inconvenienti, che gli awersari di tal metodo di 
tassazione lamentano. E se differenze di redditi e di patrimoni esistono^ 
ancorche la ncchezza generale del paese sia niodesta e !e fortune cospicue ben 
poche, non v' ha ostacolo all' applicazione del saggio progressivo, purch^ esso 
risponda alla concreta distribuzione, ed alla effettiva capacitä contributiva dei 
singolL Accennlamo soltanto in questa sommaria rass^a che altre disposizioni 
completano ta graduazione dei sa^ d' imposta, come per esempio quelle che si 
riferiscono alle dilazioni concesse al pagamento del tributo, e che altre loro fanno 
riscontro e complemento nella tassazione dei trasferimenti a titolo oneroso. Per 
esempio t sanzionata la riduzione della metä dell' imposta di registro negli atti e 
contratti rdativi ad immobili quando il prezzo non supera 200 lire e di un terzo 
quando II prezzo sia superiore a 200 ed inferiore a 4D0 lire; e cosl pure risol- 
vendo un' antica controversia legislativa ^ stabilita la riduzione al quario del 
l'imposta proporzionale di registro sul valore capitale delle case o porzioni di case 
costruite od acquistate da societ^ edilizie governate coi principi della cooperazione. 

FInora non abbiamo discorso della ripartizione territoriale dei tributi. II 

') V. il citato BotteHino dl StaHstlea e legislazlone eompart^a, anno Lo. 1901: se- 
condo la media dei tre csercizi 1897—98 a 1899-1900 si rileva che furono tassafi mediante 
l'imposta di successione 108 milioni di titoli, cui aggiunti quelli presumibilincnte oggetto di 
donazione si ottengono ISSv. milioni. Ora 11 totale det tltoli (azioni ed obligazioni) interni 
Sl pttö calcolare a 10 miliardi e supposta di 36 anni la durtta d'una generazione dovrebbero 
Ogäl anno tassarsi 279 milioni di capitale, cosi che sfugge una somma di ricchezza che ap- 
prossimativameale k di 140 milioni all' anno. Cfr. Nitti, La ricchezza dell' Italia, Napoii 1904, 
p. 23-24. 
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problema piü ampio relativo alla distribuzione delle spese e delle entrate nelle 
varie regioni, e particolarmente nel settentrione e nel mezzogiorno d' Italia, da 
parecchi scrittori e parlamentari discussob venne con corredo imponente di fatti e 
di rag^onamenti svolto dal Nitti. II quäle presenta la tesi, che mentre le imposte 
nel loro complesso colpiscono piü gravemente il mezzogiorno, le spese di Stato 
beneficano in maggior misura 11 settentrione; laonde quelle regioni ricevono dalla 
consociaziune politica vantaggi inferiori agii oneri che sostengono, e queste regioni 
ritraggono da essa vanta^i superiori ai pesi die sopportano.') A tali proposizioiti 
• generali si possono rivolgefe obbiezionl, a nostro parere irresistibili. Anzitutto il 
raffrontare la Spesa e V entrata in porzioni singole de! territorio e contraddire il 
contenuto e lo scopo dell' aggregazione politica, che 6 diretta a procacciare soddi- 
sfazioni comuni ai vari membn dellu Stato. Indubbiamente 1 insieme dei sacrifici 
tributari deve litenersi inferiore all* utiliü che V aggregamento dei bisogni coltettivi 
foraisce, ma la spesa fatta in una provinda non puö paragonarsi alle entrate 
perceplte nelle Stesse provincie, polch^ quella b determinata dalla natura dei 
servizi che, se prestati dallo Stato debbono ritenersi di interesse generale. E si 
capisce che dalla posizione geografica e militare sono determinate per es. le spese 
di difesa, e che non pu6 osservarsi una ripartizione uguale nei vari centri di 
popolazione, die quanto pift la rete fluviale k complessa, tanto magglori debbono 
essere le spese idrauliche e che il fine correlativo b voluto da tutti gl! appar- 
tenenti al consorzio politicn. Puö ccrto in qualche parte degü istituti pubblici 
esservi qualche arbitrio di distribuzione sul territorio, della spesa, la quäle vi si 
riferisce, ma nelle sue linee principali tale ripartizione e imposta dall' indole delle 
prestazioni. Per quanto si attiene alle entrate il loro ordinamento h uniforme, 
ma non puö negarsi che le condizioni meno floride di alcune provincie con- 
tribuiscano a rendere piü sensibilc e dura la pressione tributaria. Veramente 
decidono rapporti individuali, ma per esempio, nelle regioni in cui la ricchezza 
mobiliare c prevalente, le evasioni dai tributi mobiliari sono piü frequenti; dove 
la popolazione i agglomerata V imposta sui fabbricati colpisce tutti gli ectifid di 
abitazione, mentre nei paesi a popolazione sparsa le case rurali fruiscono di 
esenzioni, e, data la rigiditä delle nostre imposte dirette reali, la proprietä oberata 
di debiti, di fattn contribuisce proporzionalmente in maggiore misura. II che pern 
non dovrebbc addurre a provvedimenti tributari regionalmente differenziati, ma a 
parziali roodificazioni delle imposte dirette e distinzloni dei carico tributario, in 
base alle drcostanze accennate. 

Tuttavia la condizione sociale di parte almeno dei settentrione ^ profonda- 
mente diversa di quella di gran parte dei mezz(^iorno specialmente continentale. 
Nelle prime regioni si nota un vero rigoglio, dei quäle sono sintomi significanti, 
la qualitä e la quantitä dei a>nsumi e delle accumulazioni, l'inclinazione efficace 
alle speculazioni comroerciali» la cospicuiti delle appllcazioni capitallstiche. Le 
contrade dei mezzogiorno, tranne pochi punti eccezionalmente progrediti, sono 
appena uscite da! niedio evo economico e presentano Ic note caratteristiche di 
una produzione emhrionale e quasi isolata dalle grandi correnti internazionali dei 
traffico. Questa divcrsita di rapporti e 1' effetto di circostanze moltcplici ed an- 
flehe ed evidentemente non puö attribuirsi ad un tenomeno relativamente super^ 
ficiale come il sIsteoMi tributario, nh V inferioritä economica di talune provinde 
puö vincersi d' un tratto. Perö talune depressloni si ellminano e talune forze 



') Nitti, // bilancio delloSlato dat J882 uUS96- 97 Napoli, 1900 e La ricchezza deW Itclia. 
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possono essere aiutate a sviluppani, ed a questi intenti sono direlte le dispo- 

sizioni per la Basilicata e per Napoli. Dopo varie inchieste e studi si h pro- 
mulgata !a legge 8 Lugüo 1904 che non h nostro proposito di dichiarare in 
questo rapido articolo, ma che accorda esenzioni ed attenuazioni di dazi di con- 
sumo, esenzioni di dazi di confine su materie prime e macchine per dato periodo 
di tempo, esenzione da imposta di ricchezza mobite e da imposta fondlaria e sul 
fabbricati, alle nuove prodnzioiii, o per T estensione delle anflehe, scmpre entro 
dato periodo di tempo, e promuove opere di derivazione di polenza idroelettrica» 
che si spera varrä ad ampliare e facilitare 1' industria. 

Non vogliamo giudicare Ii merito intrinseco dt questi provvedimenti, ma 
osserviamo che il fermento di indagini e disciissionl relative al problema merldio- 
nale addusse ad una cognizione piü secura ed approfondita delle condizioni eco- 
nomiche d' Italia tutta, ed a sancire istituti ad ordini, che mentre si adattano a 
condizioni speciali di qualche parte del paese, non immutano, in guisa perma- 
nente, il sistema tributario in base ad elementi tupografici e non ne scrollano 
Tunitt fondamentale. 

Se voiesslmo dopo questa sucdnta ed arida esposizioiie di notizie e di 
proposte trarre una conclusione sintetica, diremmo che il sistema tributario 
nostro si e lievemente modificato negli ultimi anni, perö informandosi a criteri di 
ripartizione piu equa. La mite progressione dell' imposta ereditaria riesce forse 
soltanto a rendere il ^alraia proporzionale, per 1' inversa progresrivitA delle im- 
poste indirette, ed accresce la diversificazione del saggio dei redditi del capitale» 
di fronte a quelli dcl lavoro, stabilita dall' imposta di ricchezza mobile. La quäle, 
sebbene dia iin elevato provento finanziario, b viziata per 1' elevatezza dell' ali- 
quota e cosi comc il sistema tutto, non sufficientemente colpisce taluni investi- 
mente mobiliari. Inoltre il protezionismo imperante impedisce nfornie fiscali ed 
economiche dl maggiore portata« e quella esenzione pifl larga dei consumi neces* 
sari, alla quäle solo preludono le riduzioni e trasformazioni di dazi interni fin 
qui attuate e che b il primo elemento di una savia legisiazione sociale ... La quäle 
presse di noi fu prima diretfa a risarcire i danni degli infortnni, e ad ottenere 
previdenza per gli operai vccchi, che a tutelare efficacemcnte i' uperaiu vaiido e 
l'impiego delle donne e dei fandullL Ma negli Ultimi anni un inizio di ispezione 
pi& rigorosa delle fabbriche si manifesta, anche per la oiganizzazione piA cosdente 
e piü Saida delle classi operaie, cui andrä di conserva una evoluzione ccnnomica e 
finanziaria, della quäle appunto si scorgono i prodromi. II sistema tributario 6 
per gran parte una superstruttura dei sistema economico e se pu6 quindi un 
sist^na tributario i^ale formalmente prevalere, date condizioni economidie di- 
verse, perd la sua effettiva pressione e inddenza, come il suo generale assetto^ 
intieramente si coll^ano allo stato delle economia sodale e a grandi linee quasi 
lo riflettono. 



BiiclidnickeKi Julliis KNakkartH. Leiptig. 
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